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1 Einführung

Im Rahmen eines psychologischen Dissertationsvorhabens ein Thema aus dem Bereich des

Umweltschutzes zu bearbeiten, erscheint auf den ersten Blick nicht begründungsbedürftig:

Alltägliche Meldungen über sich verschlechternde Umweltkomponenten und deren immer

offensichtlicher werdenden negativen Konsequenzen für die Gesundheit der Menschen il-

lustrieren die Bedeutsamkeit der natürlichen Umwelt für die zukünftige Entwicklung des

Menschen und die Entwicklungsr isiken, die mit anthropogen veränderten Umweltbe-

dingungen verknüpft sind.

Eines der zur Zeit meist diskutierten Problemfelder menschlichen Handelns mit Relevanz

für die Umwelt ist das Mobilitätsverhalten. Gleichzeitig belegen eine Vielzahl von empi-

rischen Forschungsarbeiten - vor allem aus jüngster Vergangenheit - daß ein Mobilitätsver-

halten, bei dem die Umwelt in möglichst geringem Umfang belastet wird, den Menschen

hoch entwickelter Industriestaaten besonders schwer fällt.

Zur Erklärung dieser Schwierigkeit werden verschiedene Konzepte herangezogen: Je nach

Forschungsschwerpunkt sind es entweder situative, individuelle oder gesellschaftliche

Umstände, die als wesentliche Barrieren eines umweltgerechten1 Mobilitätsverhaltens dis-

kutiert und untersucht werden. Letztendlich lassen sich jedoch alle Erklärungskonzepte auf

den handelnden Menschen und damit auf individuelle Überzeugungen und Urteile zu-

rückführen.

Damit ist die Psychologie als die Lehre vom Verhalten und Erleben des Menschen in die

Pflicht gerufen: Veränderungen der Umwelt sind das Ergebnis von individuellen Handlun-

gen der Menschen und somit keine Wider fahrnisse, denen der Mensch ausgesetzt ist. Die-

se Prämisse, die der eigenen Arbeit zugrunde liegt, läßt es sinnvoll erscheinen, die Motive

umweltschützenden Verhaltens im Bereich des Autoverkehrs aus einer individualpsycho-

logischen Perspektive zu betrachten und zu untersuchen.

1 Die adverbialen Bestimmungen umweltgerecht, umweltschützend oder umweltschonend werden im folgenden syn-
onym zur Bestimmung von Verhaltensweisen, Handlungen und Einstellungen benutzt, die auf einen Erhalt der natürli-
chen Lebensgrundlagen des Menschen zielen.
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1.1 Einleitung und Überblick

Der gewählte individualpsychologische Ansatz zur Untersuchung des Mobilitätsverhaltens

zielt darauf ab, die individuellen Bedingungen und Motive unterschiedlichen Mobilitäts-

verhaltens zu identifizieren. Mit den gewonnenen bedingungsanalytischen Erkenntnissen

sollte es möglich sein, auf Interventionsebene Entscheidungen im Sinne einer zukunftsfä-

higen Mobilität mit besserer Aussicht auf Erfolg und vermehrter Sicherheit treffen zu kön-

nen. Dies ist das Oberziel einer Reihe von Forschungsarbeiten und Projekten, in die sich

auch die vorliegende Arbeit einreihen läßt (vgl. z.B. Bamberg & Schmidt, 1993; Blöbaum,

Hunecke, Matthies & Höger, 1997; Edson, 1991; Flade, 1990; Fuhrer, 1995; Held, 1982;

Kals, Montada, Becker & Ittner, 1998)

Die vorliegende Arbeit stützt sich dabei auf die Ergebnisse einer ersten Fragebogenstudie

auf der Basis des Modells umweltschützenden Verhaltens von Kals und Montada

(1994). Theoretische Ausgangsbasis dieses Umweltschutzmodells sind die Grundaussagen

des sozio-ökologischen Dilemmas (vgl. Ernst, 1997; Spada & Opwis, 1985): Beim Ver-

halten zum Schutz der Umwelt besteht insbesondere ein Konflikt zwischen den kurzfristi-

gen Interessen des Individuums und den langfristigen Interessen der Gesellschaft. Während

die Kosten der ökologischen Verzichte und Verhaltensentscheidungen (finanzielle Kosten,

Zeit- und Bequemlichkeitseinbußen etc.) individualisiert sind, ist der Nutzen in Form ver-

besserter Umweltqualitäten sozialisiert. Eine zentrale Möglichkeit zur Überwindung die-

ses Konflikts besteht in der Übernahme ökologischer  Verantwortung, die unabhängig

von individuellen Kosten-Nutzen-Abwägungen erfolgt. Hierfür sprechen sowohl theoreti-

sche Überlegungen (vgl. z.B. Fuhrer & Wölfing, 1997) als auch empirische Befunde (vgl.

z.B. Kals & Montada, 1994; Schahn, 1996).

Das Umweltschutzmodell von Kals & Montada (1994) wurde bereits für eine Reihe um-

weltrelevanter Handlungsbereiche erfolgreich überprüft; in der ersten eigenen Untersu-

chung auch für den Bereich der Verkehrsmittelentscheidungen, bzw. - um den inzwischen

eingeführten Oberbegriff zu verwenden - des Mobilitätsverhaltens (vgl. Becker & Kals,

1997).

Die wichtigsten Erkenntnisse aus der Modellüberprüfung für den Bereich des Autoverkehrs

lassen sich wie folgt zusammenfassen: Geringes Problembewußtsein für die Bedrohung

der Umwelt, Leugnung persönlicher  Verantwortung, sowie Zweifel an der  Effizienz

von umweltschützenden Maßnahmen sind varianzstarke Barrieren von Engagements und



EINFÜHRUNG

3

Verbotsbereitschaften zur Einschränkung des Autoverkehrs. Darüber hinaus konnte insbe-

sondere die hohe Akzeptanz von mit Umweltschutz konkurr ierenden Werten und Zielen

(wie Wirtschaftsförderung, Bequemlichkeits- und Zeitersparnis) große Anteile in der Vari-

anz der Bereitschaftsmaße und hier insbesondere der Verbotsforderungen zur Förderung

des Autoverkehrs (z.B. Abschaffung verkehrsberuhigter Zonen) aufklären (vgl. Becker &

Kals, 1997).

Damit lassen es die Ergebnisse dieser ersten Studie als fruchtbar erscheinen, neben der Per-

spektive umweltbezogener Verantwortlichkeit auch die Wirksamkeit von mit dem Um-

weltschutz konkurr ierenden Werten und Zielen genauer zu untersuchen. Im ursprüngli-

chen Modell gingen diese in Form von Rechtfertigungsargumenten für umweltgefährden-

des Verhalten bzw. die Ablehnung umweltschützender Maßnahmen in die Modellkonzep-

tion ein; so stellt beispielsweise das akzeptierte Ziel der Arbeitsplatzsicherung bzw. der

Wirtschaftsförderung ein Argument zur Ablehnung einer drastischen Einschränkung des

Autoverkehrs durch Erhöhung der Benzinpreise dar. Es wird erwartet, daß die zur Kon-

struktion der Rechtfertigungsurteile genutzten individuellen Werte auf vielfältige Weise

Entscheidungen und Handlungsbereitschaften mit Relevanz für diese Werte beeinflussen

und daß es möglich ist, die entsprechenden Bereitschaften als Funktion individueller

Wertehierarchien abzubilden. Die differenzierte Untersuchung dieser Funktions- bzw.

Wirkmechanismen ist zentrales Anliegen der vorliegenden Arbeit.

In einer Ausweitung der  Untersuchungsperspektive des Umweltschutzmodells von Kals

und Montada (1994) sollen die zentralen Konstrukte dieses Modells neben dem Umwelt-

schutz auch auf weitere für das Mobilitätsverhalten relevante Werte und Ziele, die potenti-

ell mit dem Umweltschutz konkurrieren oder übereinstimmen können, angewendet werden:

Verantwortlichkeits- und Kontrollüberzeugungen zur Realisierung dieser Werte sollen ver-

gleichend mit den entsprechenden umweltbezogenen Verantwortungs- und Kontrollüber-

zeugungen auf ihre Bedeutsamkeit für die Bildung individueller Bereitschaften zur Ein-

schränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs untersucht werden. Mit dieser werteplurali-

stischen Ausweitung der Untersuchungsperspektive umweltgerechten Handelns wird ange-

strebt, erstens die Theor ieentwicklung im Bereich umweltpsychologischer Handlungsmo-

delle weiter voranzutreiben und zweitens einen Beitrag dazu zu leisten, dem Mosaik der

Motive des Mobilitätsverhaltens einen weiteren Erkenntnisbaustein hinzuzufügen.

Die Arbeit glieder t sich in drei Abschnitte: Zunächst wird das theoretische Grundgerüst

erarbeitet und die zu untersuchenden Hypothesen abgeleitet. In einem zweiten Abschnitt
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folgt die Beschreibung der empir ischen Untersuchung und die Dokumentation der Ergeb-

nisse. Im abschließenden dritten Abschnitt werden mögliche Implikationen der Befunde für

die weitere Forschung und die Interventionspraxis formuliert.

Im ersten Abschnitt wird aufbauend auf einer Schilderung der mit der „Automobilität“

verknüpften positiven Funktionen und Probleme versucht, die Zielperspektive für eine zu-

kunftsfähige „Automobilität“  zu klären, um anschließend die Möglichkeiten der Psycholo-

gie zu erörtern, zur Umsetzung dieser Ziele beizutragen (Kap. 1.2).

Anschließend wird in einer Analyse der bisherigen psychologischen Forschungsbemühun-

gen im Handlungsfeld Mobilität versucht, weitere notwendige Schritte psychologischer

Forschung zu identifizieren und diese in Form von Forschungsdesideraten für die eigene

Arbeit zu formulieren (Kap. 1.3).

Im zweiten Kapitel wird auf der Basis der formulierten Desiderate die Entwicklung der ei-

genen Fragestellung und die Anbindung des Forschungsansatzes an existierende theoreti-

sche Konzepte und empirische Ergebnisse expliziert. Das dritte Kapitel ist der Differenzie-

rung und Begründung des eigenen Untersuchungsansatzes gewidmet. Die Integration der

Untersuchungsvariablen in ein Modell und die Präzisierung der Untersuchungsfragen in

Form von Fragekomplexen konstituieren das vierte Kapitel der Arbeit. Im fünften Kapitel,

das den theoretischen Abschnitt abschließt, erfolgt die Explikation der Modellvariablen

sowie deren Integration in die vorliegenden empirischen Befunde und theoretischen Kon-

zepte.

Der zweite, empir ische Abschnitt der Arbeit wird mit einer Beschreibung von Untersu-

chungsmethodik und Stichprobe (Kap. 6 und 7) eingeleitet. Nachfolgend werden die empi-

rischen Befunde zu den einzelnen Fragestellungen dargestellt und erörtert (Kap. 8 bis Kap.

11).

Der abschließende schlußfolgernd-praxisorientierte Abschnitt ist dem Forschungsertrag

der vorliegenden Arbeit gewidmet. Dazu werden zunächst die wesentlichen Befunde der

Arbeit zusammengefaßt und diskutiert (Kap. 12.1). Darauf aufbauend werden zukünftige

Forschungsaufgaben skizziert und anwendungsbezogene Implikationen der Befunde for-

muliert (Kap. 12.2 und Kap. 12.3). In einem Resümee werden schließlich noch einmal die

Schwerpunkte der Arbeit zusammengefaßt (Kap. 13).
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1.2 Das Handlungsfeld des motorisierten Individual-
verkehrs

Vor dem Hintergrund der mit der „Automobilität“  verbundenen positiven Funktionen und

Probleme (Kap. 1.2.1) wird eine wertebezogene Perspektive zur Analyse der Motive unter-

schiedlichen Mobilitätsverhaltens eingeführt (Kap. 1.2.2). Anschließend wird eine psy-

chologisch fundierte Zielperspektive für eine zukunftsfähige „Automobilität“  herausgear-

beitet, die auf eine Integration naturwissenschaftlich-technischer und sozialwissenschaftli-

cher Ansätze abzielt und die Notwendigkeit individualpsychologischer Ansätze zur Umset-

zung dieser Zielperspektive begründet (Kap. 1.2.3).

1.2.1 Positive Funktionen und Probleme des Autoverkehrs

War es zunächst vorrangig der Wunsch nach möglichst hoher geographischer  Mobilität,

der zur Entstehung und Entwicklung des motorisierten Individualverkehrs2 heutiger Prä-

gung führte, ist der motorisierte Individualverkehr im Verlauf dieser Entwicklung zu einem

einflußreichen Faktor industriell geprägter Volkswirtschaften geworden. Die mit der Au-

tomobilindustrie verknüpften ökonomischen Indikatoren (wie z.B. die Anzahl der Arbeits-

plätze oder der Anteil an der Bruttowertschöpfung) belegen die Kraft dieser Entwicklung

eindrucksvoll (vgl. Tabelle 1). So betrug 1997 der Anteil der Wertschöpfung aus Straßen-

fahrzeugbau und -reparatur an der gesamten Bruttowertschöpfung im Bundesgebiet 84.93

Mrd. von 2732.94 Mrd. DM, bzw. 3.1 Prozent (Statistisches Bundesamt, 1998a).

Aufgrund der Verkehrs-Expansionsprozesse, die durch den wachsenden europäischen Bin-

nenmarkt und die Öffnung nach Osteuropa ausgelöst wurden, wird von Expertenseite eine

weiteres Wachstum der motorisierten Verkehrsleistung in Deutschland erwartet (vgl. En-

quête-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“  des 12. Deutschen Bundestages, 1994).

Dies gilt für den Personen- und für den Güterverkehr und ist verknüpft mit der Erwartung

eines weiterhin ungebremsten Wachstums der Automobilbranche und der Fortschreibung

einer hohen Bedeutsamkeit des Automobilsektors für die Gesamtwirtschaft.

2 Im folgenden werden die Begriffe Autoverkehr und motorisierter Individualverkehr als Synonyme für den Individual-
verkehr mit dem Auto gebraucht. Die Probleme des Autoverkehrs stellen sich in ähnlicher Weise auch für motorisierte
Zweiräder dar, jedoch bleibt die Betrachtung dieser Gruppe motorisierter Verkehrsteilnehmer aus untersuchungstech-
nischen Gründen außen vor.
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Tabelle 1: Beschäftigte und Umsatz in der gesamten Automobilindustrie (Quelle: Ver-
band der Automobilindustrie e. V., 1998)3

Beschäftigte/Umsatz (in Mio. DM) 1996 1997 Veränderung
in Prozent

Inlandsumsatz (ohne MwSt.) 120.335 126.849 +5,4

Auslandsumsatz 122.218 140.751 +15,2

zusammen 242.553 267.600 +10,3

Beschäftigte (Jahresdurchschnitt) 659.015 671.763 +1,9

Sowohl dieser mächtige wir tschaftliche Einfluß der Automobilindustrie als auch der ur-

sprüngliche Wunsch nach einer möglichst hohen individuellen Mobilität bilden heute mit

einem breiten gesellschaftlichen Konsens die zentralen Argumente zur Rechtfertigung des

Status quo im motorisierten Individualverkehr (vgl. ADAC, 1994). Darüber hinaus läßt

sich eine Vielzahl weiterer Argumente identifizieren, die mit einer Förderung der „Auto-

mobilität“  in Einklang stehen:

Die wachsende individuelle „Automobilität“  beeinflußte nachhaltig die Planungsprozesse

zur  Gestaltung von Lebensumwelten (Stadt- und Regionalpolitik bzw. -planung) (vgl.

Burkart, 1996; Hautzinger, 1977). Damit ist das Auto in seiner Funktion als Transportmit-

tel zur Erfüllung bedeutender  mobilitätsgebundener Daseinsfunktionen des Menschen

(wie Wohnen, Bildung, Arbeit, Erholung und Versorgung) nahezu unverzichtbar geworden

(vgl. Held, 1982). Beispielsweise werden etwa 70 Prozent aller Pkw-Fahrten in einem Ent-

fernungsbereich zwischen 0 und 10 Kilometern zurückgelegt. Die Hälfte der gefahrenen

Kilometer dienen Freizeit- und Urlaubszwecken, 21 Prozent entfallen auf den Berufsver-

kehr, 15 Prozent auf Geschäftsreisen und Ausbildung, und 9 Prozent sind Einkaufsfahrten

(Müller & Schwenke, 1992).

In der Erfüllung dieser mobilitätsgebundenen Daseinsfunktionen wurde das  Auto neben

seiner primären Funktion als Fortbewegungsmittel zum Erlebens- und Verhaltensraum

und damit zum Vehikel vielfältiger „sekundärer Bedürfnisse“ : Mit dem Auto steht seinem

Benutzer ein Raum zur Verfügung, der ihn eindeutig von anderen Verkehrsteilnehmern ab-

grenzt und dem Wunsch nach Privatsphäre, Bequemlichkeit und Komfor t - auch außer-

halb der „eigenen vier Wände“ - erheblich besser gerecht wird als die Fahrzeuge des öf-

fentlichen Verkehrs. Ebenso entspricht das Auto weit besser einem Bedarf nach „Mobili-

3 Veröffentlichung im Internet unter „http://www.vda.de/zahlen/1zahlen.htm#zahlen4“(Abfrage vom 15.03.1999)
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tätseffizienz“ , ein Bedarf, der in leistungsorientierten Gesellschaften inzwischen fest eta-

bliert ist: Steht ein Auto zur Verfügung, ist es zumeist mit weniger finanziellem und zeitli-

chem Aufwand verbunden, das Auto statt alternativer Verkehrsmittel wie Bus oder Bahn

zu benutzen. Gleichwohl gibt es individuelle Unterschiede in der  Wahrnehmung dieser

Aufwendungen, etwa wenn bei der individuellen Kostenbilanzierung nicht nur direkte Ko-

sten (z.B. für Treibstoff oder Reparaturen), sondern auch indirekte Kosten (z.B. durch Ver-

schleiß und Wertverlust) berücksichtigt werden (vgl. Hartmann, Molt & Golle, 1980; Molt,

1977).

Für viele Menschen ist das Auto ein Prestigeobjekt und wird zum wichtigen Medium so-

zialer Vergleichsprozesse, indem es die Möglichkeit bietet, den eigenen sozialen Status,

den eigenen „way of life“ , öffentlich darzustellen. Diese Funktion des Autos als „Medium

sozialer  Vergleichsprozesse“  manifestiert sich in einer Vielzahl alltagssprachlicher Eti-

kettierungen4 (vgl. Opaschowski, 1995).

Neben diesen Funktionen im Bereich sozialer Vergleiche bietet das Auto auch einen Raum

für emotionales Er leben: Vielen Menschen bereitet es schlicht Freude, sich selbst als sou-

veränen Lenker und „Beherrscher“  einer technisch anspruchsvollen Maschine zu erleben.

In diesem Zusammenhang ist es wohl primär die Souveränität der  eigenen Handlungs-

entscheidungen, als die Freiheit der Entscheidung darüber, wann, wo und mit wem ich

mich wohin bewege, die für einen Großteil der autofahrenden Menschen fest mit einer un-

eingeschränkten Nutzung eines Autos verbunden ist.

Diese an dieser Stelle nur kurz angerissenen möglichen Funktionen des Autos repräsentie-

ren ein weites Feld verschiedener Motive und Rechtfer tigungen der  Autonutzung, die

trotz ihrer Heterogenität eines gemein haben: Sie sind die „Schwungräder“  im Circulus vi-

tiosus des Systems Automobilität. Das Auto befriedigt Bedürfnisse, die erst im Laufe der

Zeit aus seiner allgemeinen Verfügbarkeit erwachsen (vgl. auch Allports Konzept der

funktionellen Autonomie der Motive, 1949).

Der Terminus „Circulus vitiosus“  charakterisiert den Preis, den diese Verfügbarkeit hat:

Ein sich selbst verstärkendes System wird dann als Teufelskreis bewertet, wenn sein

Wachstum unerwünscht ist bzw. andere, für einzelne Individuen oder Gruppen von Indivi-

duen essentielle Systeme in kr itische Zustände bringt. Offensichtlich ist dies für den Au-

4 Weit verbreitet ist beispielsweise die Etikettierung „ ...der mit der eingebauten Vorfahrt...“  für Halter und Fahrer von
Fahrzeugen der „Nobelmarke“  Mercedes-Benz.
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toverkehr genau der Fall. So wird das System „globale Umwelt“  mit seinen Komponenten

Luft, Wasser, Boden und Energiereserven aktuell durch das System „weltweiter Autover-

kehr“  in kritische Zustände versetzt. Als illustratives Beispiel kann der Anteil des motori-

sierten Individualverkehrs an den Gesamtemissionen des Verkehrsbereichs angeführt wer-

den. Der motorisierte Individualverkehr gilt als Hauptverursachungsquelle von Schad-

stoff-Emissionen im Verkehrsbereich. Im Jahre 1988 entfielen auf den Autoverkehr zwei

Drittel (66 Prozent) der Kohlendioxid-Emissionen, 61 Prozent der Stickoxid-Emissionen,

mehr als die Hälfte (51 Prozent) der Schwefeldioxid-Emissionen, 89 Prozent der Emissio-

nen leichtflüchtiger organischer Verbindungen (VOC) sowie 95 Prozent der Kohlenmon-

oxid-Emissionen (vgl. Enquête-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre“  des 12. Deut-

schen Bundestages, 1994).

Neben der globalen werden auch auf lokaler  Ebene verschiedene Systeme wie z.B. „Ver-

kehrssicherheit zwischen Bitburg und Trier“ , „Sickerflächen für Regenwasser im Einzugs-

gebiet der Mosel“  oder „Atemluft in der Stresemannstraße“ durch das System „ regionaler

Autoverkehr in Trier“  beeinflußt. Wie diese Vernetzung globaler und lokaler Systeme mit

dem Autoverkehr von den einzelnen Akteuren wahrgenommen wird und welche Konse-

quenzen sich daraus ergeben, wird z.B. bei Kals (1998a) eingehender betrachtet.

Diese kritische Komponente der „Automobilität“  ist erst in jüngster Zeit Thema öffentli-

cher Diskussionen. Bis zur ersten Energiekrise stand lediglich das Problem der Verkehrs-

unfälle und ihrer  Folgen den vielschichtigen positiven Aspekten des Autoverkehrs entge-

gen (vgl. Kastner, 1988). Seit dieser Zeit wachsen jedoch die Erkenntnisse über die Zu-

sammenhänge von steigendem Verkehrsaufkommen, Umweltproblemen und Gesundheits-

belastungen der Bevölkerung stetig. Die von Expertenseite am häufigsten genannten

Nachteile der „Automobilität“ , Verbrauch an nicht erneuerbaren Rohstoffen, Luftver-

schmutzung, Landschaftsverbrauch, Lärmbelastung und Unfallrisiken, erlangen zunehmend

direkte Relevanz im alltäglichen Leben und werden daher auch vermehrt von der breiten

Öffentlichkeit wahrgenommen (vgl. Holzapfel, 1991; Statistisches Bundesamt, 1995; Um-

weltbundesamt, 1991). So sind etwa Meldungen über die Einführung von Tempolimits bei

erhöhter Ozonkonzentration in der Luft und saisonale sowie alltägliche Überlastungen des

Straßennetzes mit langen Stehzeiten für die Fahrzeuge fester Bestandteil der täglichen In-

formationen in Radio und Fernsehen geworden.

Zusammenfassend betrachtet wird die Chance hoher individueller Mobilität für breite Be-

völkerungsgruppen - als primäres Motiv der „Automobilität“  - zusehends zur Belastung für
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Mensch und Umwelt. Dabei wird die Möglichkeit einer schnellen Überwindung von räum-

lichen Distanzen konsensual als Anspruch erlebt, ist jedoch infolge überlasteter Verkehrs-

wege immer weniger verfügbar.

1.2.2 Bewertungen der positiven Funktionen sowie Probleme des Au-
toverkehrs als Funktion individueller Wer tehierarchien

Die im vorangegangenen Abschnitt thematisierten Aspekte des Autoverkehrs werden indi-

viduell unterschiedlich bewertet. So werden z.B. Mitglieder von Umweltschutzgruppen

die Aspekte des Umweltschutzes höher bewerten als Vertreter der Automobilindustrie, die

umgekehrt den Zielen der Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit eine größere

Bedeutung zumessen werden als die Umweltschützer (vgl. Lange, 1995; Lange, Hanfstein

& Lörx, 1995).

Dem eigenen Ansatz zur Erklärung von Verkehrsmittelwahlen und verkehrsbezogenen

Verbotsforderungen liegt die Annahme zugrunde, daß sich die beobachtbare Varianz in den

individuellen verkehrsbezogenen kognitiven und emotionalen Urteilen (i.S. von Bewertun-

gen, Meinungen, Ansichten und Handlungsbereitschaften) als Funktion individueller

Wertehierarchien abbilden läßt. Diese Prämisse einer Handlungswirksamkeit individuel-

ler Wertehierarchien ist theoretisch gut begründet und empirisch ausreichend abgesichert

(vgl. z.B. Schwartz, 1977; Schwartz & Howard, 1980).

Es wird angenommen, daß individuelle Wertehierarchien relativ zeitstabile Dispositionen

darstellen und daß sie den individuellen verkehrsbezogenen Bewertungen, Handlungsbe-

reitschaften und -entscheidungen als eine konstitutive motivationale Komponente zu-

grunde liegen. Umgekehrt konstituiert die Selbstwahrnehmung individueller Bewertungen,

Handlungsbereitschaften und -entscheidungen in unterschiedlichen Handlungsfeldern auch

die als überdauernde Disposition gefaßte Wertehierarchie (vgl. auch die Selbstwahrneh-

mungstheorie von Bem, 1972).

Damit ist bereits eine erster Baustein zur Erklärung der Varianz in den individuellen auf

den Autoverkehr bezogenen Urteilen angerissen: Die Wahrnehmung eigener Kognitionen,

Emotionen und Handlungen (wie z.B. Ärger über verspätete Busse, störenden Verkehrs-

lärm oder das genußvolle Erleben einer Autofahrt), d.h. die spezifischen verkehrsrelevan-

ten Er fahrungen haben einen wesentlichen Einfluß auf den Aufbau und die Entwicklung

der individuellen Bewertungssysteme bzw. Wertehierarchien. Personen, die eigene Bela-
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stungen durch die Umweltfolgen des Autoverkehrs wahrnehmen (etwa durch die Lärm-

und Geruchsbelastungen einer nahegelegenen Straße), werden den lokalen Autoverkehr

kritischer wahrnehmen und die Relevanz des Umweltschutzes für verkehrspolitische und

individuelle Entscheidungen höher bewerten als Personen, die weniger häufig derartige Er-

fahrungen machen. Sie werden sich eher über zuwenig Bereitschaft zum Umweltschutz

durch ihre Mitbürger und die Verantwortlichen in der Politik empören und deutlicher eine

Forderung nach umweltschützenden Maßnahmen artikulieren. Ebenso sollte die eigene Er-

fahrung eines Verkehrsunfalls dazu führen, daß die individuelle Sicherheit im Straßenver-

kehr an Bedeutsamkeit gewinnt und folglich eine kritische Sicht des Autoverkehrs aus der

Zielperspektive der Sicherheit gefördert wird.

Die aufgeführten Beispiele zeigen, daß es sinnvoll ist, individuelle Wertehierarchien zu

betrachten, wenn es darum geht, die Motive verkehrsbezogener Entscheidungen und Ur-

teile zu erhellen. Vor dem Hintergrund dieser wertebezogenen Perspektive zur Untersu-

chung der individuellen Mobilitätsentscheidungen, gilt es vor allem Erkenntnisse darüber

zu gewinnen, wie sich die unterschiedlichen Werturteile auf die Handlungsbereitschaften

und -entscheidungen im Bereich des Autoverkehrs auswirken:

− Wie relevant sind die individuellen Werte und Normen der handelnden Personen für

deren Mobilitätsentscheidungen?

− Welche Barrieren stehen einer Umsetzung der individuellen Werte und Normen in

Verhalten entgegen und welche Umstände fördern sie?

− Welche Zwischenprozesse müssen angenommen werden, damit Normen und Werte in

die entsprechenden wertrelevanten Verhaltensweisen umgesetzt werden?

− Welche Rolle spielen die unterschiedlichen Erfahrungen mit der eigenen Mobilität für

die Bildung der individuellen verkehrsbezogenen Werte und Normen?

Bevor der durch diese Fragen skizzierte wertebezogene Analyseansatz weiter spezifiziert

und in den aktuellen Forschungskontext integriert wird, ist es notwendig, zunächst die

Zielperspektive zu formulieren, unter der das Mobilitätsverhalten der Bürger im Rahmen

dieser Arbeit betrachtet werden soll. Die Formulierung dieser Zielperspektive ist nicht im

Rahmen der psychologischen Analyse des Problemfelds Autoverkehr - im engen Sinne -

angesiedelt, sondern gründet vielmehr auf der gesellschaftspolitischen Notwendigkeit ei-

ner Entwicklungssteuerung der „Automobilität“  zum Wohle der Allgemeinheit. Unter
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Rückgriff auf die im vorangegangenen Abschnitt betrachteten mit der „Automobilität“  ver-

knüpften Ziele und Interessen wird nachfolgend versucht, die Zielperspektive für einen zu-

kunftsfähigen Autoverkehr zu klären, um darauf aufbauend Möglichkeiten der Psychologie

zu erörtern, die zur Umsetzung dieser Ziele beitragen können.

1.2.3 Psychologische Lösungsansätze für einen zukunftsfähigen Au-
toverkehr

Wie soll der Autoverkehr der Zukunft aussehen? Lassen sich die verschiedenen individu-

ellen Interessen (wie z.B. hohe Mobilität und Bequemlichkeit) und gesellschaftlichen Ziele

(wie z.B. Umweltschutz und Wirtschaftsförderung) zu einem „zukunftsfähigen“  Konsens

führen? Wie können Zielkriterien für diese Zukunftsfähigkeit in Zusammenhang mit der

Entwicklung des Autoverkehrs gefunden werden? In diesen Fragen gehen sowohl die An-

sichten der Bevölkerung als auch der Meinungsbildner in Politik und Wirtschaft auseinan-

der.

Das heterogene Meinungsbild  darüber, wie den wachsenden Problemen des Autover-

kehrs begegnet werden kann, manifestiert sich recht eindrucksvoll in den aktuellen Diskus-

sionsforen, in denen Verkehrsprobleme erörtert werden (z.B. Fernsehdiskussionen und

Talk-Runden, runde Tische zu Verkehrsentscheidungen auf kommunaler Ebene, etwa zur

Umsetzung der „ lokalen Agenda 21“) und spiegelt die Komplexität sowie die Vielfalt der

mit dem Autoverkehr verknüpften Funktionen und Interessen: So vertrauen etwa die Prota-

gonisten der „Automobilität“  darauf, die Probleme des Verkehrs zufriedenstellend lösen zu

können, ohne die Vorrangstellung des motorisierten Individualverkehrs innerhalb der ver-

schiedenen Mobilitätsträger in Frage zu stellen. Sie argumentieren primär mit dem Tech-

nologieargument und glauben, die langfristigen negativen Folgen des Autoverkehrs für

Gesundheit und Umwelt allein durch die Förderung technischer Innovationen reduzieren zu

können (etwa durch Entwicklung treibstoffsparender und abgasreduzierter Antriebskon-

zepte).

Eine gegenteilige Position stützt sich auf die Aussagen einer wachsenden Anzahl wissen-

schaftlicher Befunde, die für eine einzig technologieor ientier te Problemlösungsstrategie

keine entscheidende Verbesserung der kritischen Situation erwarten lassen (vgl. z.B. von

Weizsäcker, 1992). So bestehen etwa in den Reihen der meisten Sozialwissenschaftler

mittlerweile keine Zweifel mehr darüber, daß sich die verkehrsbedingten Umweltprobleme

nicht allein durch naturwissenschaftlich-technische Ansätze lösen lassen, sondern daß ne-
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ben der Ausschöpfung technologischer Entwicklungsmöglichkeiten auch auf seiten der so-

genannten „soft factors“  oder „human factors“  Ressourcen für eine zukunftsfähige Pro-

blemlösung liegen: Um das Bedrohungspotential des Autoverkehrs für Umwelt und Ge-

sundheit heutiger sowie zukünftiger Generationen wirkungsvoll zu reduzieren, sollte neben

der Nutzung technischer Möglichkeiten eine Strukturveränderung i.S. einer Einschrän-

kung des Autoverkehrs und einer Förderung umweltverträglicherer  Mobilitätskonzepte

(wie z.B. Car-sharing, öffentlicher Verkehr oder mobilitätsreduzierende Stadtentwicklung)

angestrebt werden (vgl. Ahrens, 1991; Monheim & Monheim-Dandorfer, 1990; von Weiz-

säcker, Lovins & Lovins, 1996).

Die notwendigen strukturellen Veränderungen lassen sich daher nicht allein durch Ent-

wicklung neuer Technologien lösen, sondern sie erfordern darüber hinaus auch umweltge-

rechte5 Verhaltensänderungen auf seiten der Bürger und der Entscheidungsträger in Po-

litik und Wirtschaft. Mit diesem Ansatz erfährt der Problemlöserahmen zukunftsfähiger

„Automobilität“  eine entscheidende qualitative Erweiterung, und zwar um die Perspekti-

ve des Individuums, bzw. die individualpsychologische Perspektive. Dies erfordert die

Integration naturwissenschaftlich-technischer  und sozialwissenschaftlicher  Ansätze.

Als Kernaussage eines solchen integrativen Problemlöseansatzes läßt sich festhalten, daß

unabhängig davon, wie breit die Interventionsbasis zur Einschränkung der negativen Fol-

gen des Autoverkehrs angelegt sein wird, dem Urteil und dem Verhalten der Bürger eine

überragende Bedeutung zukommt. Diese Prämisse liegt auch der eigenen Forschung zu-

grunde und läßt eine individualpsychologische Problemanalyse sinnvoll erscheinen: Zum

einen lassen sich Gesetze zur strukturellen Einschränkung des Verkehrs, aber auch zur

Durchsetzung einer technikorientierten Reduktion seiner Folgen nur dann realisieren, wenn

sie von der Bevölkerungsmehrheit getragen werden. Zum anderen führen Verhaltensange-

bote an die Bürger, wie das ressourcenschonende „3-Liter-Auto“  oder verbesserte Ange-

bote im Bereich des öffentlichen Verkehrs, nur dann zu einer Entschärfung der verkehrsbe-

dingten Umweltprobleme, wenn die Bürger diese Verhaltensangebote durch ihre individu-

ellen Mobilitätsentscheidungen auch nutzen und bereit sind, das eigene Mobilitätsver-

halten zu ändern.

Damit besitzen die konkreten Handlungsbereitschaften und -entscheidungen eines jeden

Bürgers in ihrer Gesamtheit großen Einfluß auf die effiziente Lösung der aktuellen und der

5 Die Begriffe natur- und umweltschonende, -schützende bzw. -gerechte Entscheidungen werden im folgenden synonym
für jene Bereitschaften und Verhaltensweisen verwendet, die dem Erhalt der natürlichen Umwelt dienen.



EINFÜHRUNG

13

zu erwartenden Probleme des Autoverkehrs (vgl. Conrath, 1994). Entsprechend können die

Steigerung der Bereitschaft der Bürger zur strukturellen Einschränkung des Autoverkehrs

sowie die individuelle Einschränkung der Autonutzung als zentrale Interventionsziele

formuliert werden.

Auf der Ebene der wissenschaftlichen Begleitung und Unterstützung der Entwicklung einer

zukunftsfähigen Mobilität erwächst folgerichtig den Sozialwissenschaften - und insbeson-

dere der Psychologie - eine wesentliche Rolle beim Verständnis und der Lösung der ver-

kehrsbedingten Probleme für Mensch und Umwelt (vgl. Kruse, 1995; Pawlik, 1991;

WBGU, 1996).

1.3 Diskussion der Forschungslage

In einer Analyse psychologischer Forschungsbeiträge und -erkenntnisse zum individuellen

Mobilitätsverhalten (Kap. 1.3.1) werden die Möglichkeiten weitergehender Erkenntnisge-

winne thematisiert und in Form von Forschungsdesideraten (Kap. 1.3.2) präzisiert. Diese

begründen die Ableitung des eigenen Forschungsansatzes (Kap. 1.3.3 )

1.3.1 Mobilitätsverhalten als Gegenstand psychologischer Forschung

Neben Veröffentlichungen zum Thema „Lärm“ bzw. „Lärmwirkungen“, wie etwa die Un-

tersuchung von Lärmwirkung (Guski, 1989; Schuemer & Zeichart, 1992) oder die Förde-

rung lärmbewußten Verhaltens (Kuiper, 1990), läßt sich als klassischer Gegenstand ver-

kehrspsychologischer  Betrachtung die Unfall- und Sicherheitsforschung identifizieren.

Mit dem Ziel, die Verkehrssicherheit insgesamt zu verbessern, wird bedingungsanalyti-

sches Wissen gesammelt und zumeist in Form pädagogischer Maßnahmen angewendet. In

diesen Bereich läßt sich auch die Fahreignungsdiagnostik einordnen, ein Arbeitsfeld, in

dem heute die Mehrheit der Verkehrspsychologen beschäftigt ist (vgl. Kroj, 1995).

Die unterschiedlichen Bewertungen, Einstellungen und Meinungen über die Chancen und

die Probleme des Autoverkehrs und seiner Alternativen und deren gesamtgesellschaftliche

Implikationen bilden den Hintergrund für sozialpsychologische Forschungsansätze in die-

sem Feld. Aufgrund dieser Varianzen lassen sich Antezedenzen individuellen Mobilitäts-

verhaltens formulieren und empirisch überprüfen. Neben einigen wenigen Untersuchungen

im anglo-amerikanischen Raum liegen hier vorrangig Studien aus den deutschsprachigen

Ländern vor. So stand in den 80er Jahren vor allem die Verkehrsmittelwahl der Bürger im
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Mittelpunkt des Interesses. Stellvertretend für diesen Forschungsschwerpunkt sind die Ar-

beiten von Held zu nennen (vgl. Held, 1982; Held, Verron & von Rosenstiel, 1981), in de-

nen das Verkehrsverhalten aus einer sozioökonomischen Perspektive betrachtet und analy-

siert wird.

Die Erkenntnisse dieser Forschungstradition, in der es vor allem darum geht, die Entschei-

dung der Bürger für bestimmte Verkehrsmittel möglichst gut zu erklären und vorherzusa-

gen, erfuhren in weiteren Studien (Bamberg, 1996; Bamberg & Schmidt, 1993; Flade 1988,

1990; Gstalter, 1988; Kals, 1994; Molt, 1990; Schmidt, 1988a) eine breite Auffächerung

relevanter Prädiktorkategor ien und Korrelate (vgl. Tabelle 2).

Innerhalb der Gruppe bedingungsanalytischer  Studien lassen sich zwei unterschiedliche

Untersuchungskonzepte differenzieren: Zum einen besteht die Möglichkeit einer Übertra-

gung etablierter sozialpsychologischer Modelle auf den Bereich der Mobilitätsentscheidun-

gen (vgl. z.B. die Studien von Bamberg, 1995, 1996a, b bzw. Bamberg und Schmidt, 1993,

in denen die „ theory of planned behavior“  (TOPB; Ajzen, 1991) zur Vorhersage der inten-

dierten Verkehrsmittelwahl herangezogen wurde). Eine weitere Möglichkeit besteht in der

Konzeption bereichsspezifischer Erklärungsansätze, in denen neben einschlägigen empiri-

schen Befunden, potentiell relevanten und bereits erforschten Konstrukten auch inhaltlich

relevante Theorien für die Bildung eines neuen, gegenstandsspezifischen Modells herange-

zogen und integriert werden. Diese Vorgehensweise wurde z.B. in den Modellen von

Fuhrer (1995) und Kals (1996a) realisiert.

Beide Vorgehensweisen haben Vor- und Nachteile. Die Anwendung bereits etablierter so-

zialpsychologischer  Modelle trägt zum systematischen Aufbau theoriebezogenen Wissens

bei und kommt der wissenschaftlichen Idealvorstellung nach sparsamer Verwendung von

Erklärungskonstrukten entgegen. Im Vordergrund steht die Verifizierung und Generalisier-

barkeit der ausgewählten Theorie. Ein möglicher Nachteil dieses Vorgehens besteht in der

Gefahr, bereichsspezifische Antezedenzen des untersuchten Verhaltens zu vernachlässigen.

Mit der Konzeption bereichsspezifischer  Modelle kann ein fruchtbarer Weg zur möglichst

breiten Erfassung relevanter Prädiktorkategorien beschritten werden, indem in einer mo-

dellgenerierenden Phase zunächst möglichst viele Spezifika des Untersuchungsgegenstands

identifiziert und anschließend auf ihre bereichsspezifische Bedeutung hin überprüft wer-

den. Der Nachteil dieser explorativen Modellkonzeption besteht in der Gefahr einer unge-

nügenden Einbindung in bereits bestehende Theoriegerüste.
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Für die Brauchbarkeit beider Forschungsstrategien zur Erklärung umweltrelevanten Ver-

haltens in verschiedenen Handlungsfeldern - so auch im Bereich der Mobilität - gibt es

empirische Evidenz: In der bereits erwähnten Studie von Bamberg und Schmidt (1993)

gelang die Anwendung einer klassischen sozialpsychologischen Theorie auf die Verkehrs-

mittelwahlintention einer studentischen Population (N = 188). Zur Vorhersage der Intenti-

on, während des Semesters mit dem Auto, dem Rad oder dem Bus zu universitären Veran-

staltungen zu fahren, konnte durch die Modellvariablen Einstellung, subjektive Norm und

wahrgenommene Verhaltenskontrolle, ergänzt durch die Variable „vergangenes Verhalten“

(als Indikator für Verhaltensgewohnheiten), zwischen 50 und 82 Prozent der Kriteriumsva-

rianz aufgeklärt werden.

Die Studien von Kals und Montada (1994, 1997) bieten Belege für die gelungene Anwen-

dung eines spezifischen Umweltschutzmodells zur Erklärung umweltrelevanten Handelns.

Mit den ausgewählten verantwortungsbezogenen Prädiktoren konnten für die Kriterien

umweltgerechter Handlungsbereitschaften (u.a. der Bereitschaft zur Einschränkung des

Autoverkehrs) maximale Varianzaufklärungen zwischen 50 und 72 Prozent erreicht werden

(vgl. auch Kals, 1994, 1995b,c, 1996c, 1998a,b; Kals & Becker 1997).

Einen weiteren Schwerpunkt psychologischer Mobilitätsforschung bilden Interventions-

und Evaluationsstudien. Elaborierte Untersuchungsansätze, die dieser Kategorie zuzu-

rechnen sind, versuchen auf der Basis von verkehrsbezogenen Ist-Soll-Analysen und unter

Einbeziehung aufgrund dieser Situationsanalysen indizierter Heuristiken zur Verhaltensän-

derung Interventionsprogramme zu entwickeln, durchzuführen und zu evaluieren. So be-

schreiben etwa Schmitt und Littig (1994) ein Projekt verkehrsbezogenen Umweltlernens, in

dem mit Hilfe verschiedener methodischer und theoretischer Ansätze der Umstieg auf al-

ternative Verkehrsmittel gefördert werden soll. Der zugrundeliegende problemzentrierte

Ansatz ist als Fallstudie angelegt, in der sowohl qualitative (problemzentrierte Interviews)

als auch quantitative (schriftliche Befragungen) Methoden zum Einsatz kommen. Daneben

existieren auch weniger an klassischen psychologischen Interventionsheuristiken ange-

lehnte Untersuchungen, in denen schwerpunktmäßig die Durchführung (Prozeßevaluation)

und Wirksamkeit (Ergebnisevaluation) meist staatlicher Interventionsmaßnahmen zur Be-

grenzung der unterschiedlichen verkehrsverursachten Umweltprobleme untersucht werden

(z.B. Kalwitzki, 1997; Prose, 1997; Prose, Hübner & Kupfer, 1994).

Neben evaluierenden, intervenierenden und bedingungsanalytischen Studien existiert eine

Vielzahl von Studien, die ohne formulierte spezifische Erklärungsmodelle, Problemlösheu-
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ristiken bzw. theoretisch elaborierte Ansätze demoskopische Strukturen der „Automobi-

lität“  untersuchen oder kognitive und emotionale Reaktionen und Urteile erfassen, diese

Daten jedoch nicht mit verkehrsrelevanten Verhaltensentscheidungen und Intentionen in

einen statistischen Zusammenhang bringen (vgl. z.B. Richter, Richter & Vogelsang, 1997).

Bei der in Tabelle 2 dargestellten Zusammenschau verschiedener Studien bleiben die letzt-

genannten Forschungsansätze außen vor und es werden lediglich einige exemplarische be-

dingungsanalytische Untersuchungen berücksichtigt.

Tabelle 2: Exemplarische Prädiktorkategorien zur Erklärung des Mobilitätsverhaltens

Autoren und
Stichprobe

Kriterien bedeutsame Prädiktoren/Korrelate

Bamberg und
Schmidt (1993);
N = 188 Studen-
ten

‘Nutzungsintention’
(Auto, Rad, Bus für den
Universitätsbesuch)

Determinanten der Verhaltensintention nach
der „ theory of planned behavior“  (TOPB;
Ajzen,1991): Einstellung, subjektive Norm,
wahrgenommene Verhaltenskontrolle, vergan-
genes Verhalten

Bamberg (1996b);
N = 244 Studen-
ten

Verkehrsmittelnutzungsverhalten
(für den Universitätsbesuch)

- Nutzungsintention
- script-based habit-Maß
- Determinanten der Verhaltensintention

nach der TOPB (Ajzen, 1991):
Einstellung, subjektive Norm, wahrge-
nommene Verhaltenskontrolle, vergangenes
Verhalten

Fuhrer, & Wöl-
fing (1997);
N(t1)=1371
N(t2)=454;
Mitglieder von
Automobilclubs
und alternativer
umweltgerechter
Verkehrsclubs

Komponenten des individuellen
Umweltbewußtseins (Wissen,
Werte und Intentionen) am Bei-
spiel der fiktiven Einführung einer
CO2-Steuer in der Schweiz
(Befragung mit Wiederholungs-
studie)

Konstrukte des Prozeßmodells umweltverant-
wortlichen Handelns (Fuhrer, 1995):
Soziale Repräsentation
- umweltrelevanten Wissens,
- umweltrelevanter Werte und
- Intentionen

Flade (1990);
N = 980

Häufigkeit der Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel

- Verhaltenslimitierungen (Autoverfügbarkeit,
Führerscheinbesitz)

- Einstellungen zur Verkehrsmittelnutzung
- Nutzungsintention bei fiktiver Veränderung

der Bedingungen Zeit, Bequemlichkeit, Ko-
sten
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Autoren Kriterien bedeutsame Prädiktoren/Korrelate

Kals (1994,
1996a);
N = 505; Normal-
bevölkerung unter
Einschluß von
Kriteriumsgrup-
pen mit potentiell
umweltschützen-
den bzw. -
gefährdenden In-
teressen

Bereitschaften zu ökologie-
schützenden verkehrsbezogenen
Entscheidungen

Konstrukte des Strukturmodells umweltschüt-
zender Bereitschaften und Entscheidungen: ge-
sellschaftlich relevante moralische Urteile:
- Verantwortlichkeitsattributionen und
- Kontrollattributionen für den Umweltschutz

Becker und Kals
(1997);
N= 195; Normal-
bevölkerung unter
Einschluß von
Kriteriumsgrup-
pen mit potentiell
umweltschützen-
den bzw. -
gefährdenden In-
teressen

Bereitschaften zu Verbots-
forderungen und Engagements, die
den Autoverkehr einschränken
bzw. fördern

Verkehrsmittelnutzung auf kurzen
und langen Strecken (Auto, Bus
und Bahn, Rad, Zufußgehen)

gesellschaftlich relevante moralische Urteile:
− Verantwortlichkeitsattributionen und
− Kontrollattributionen für den Umweltschutz
− selbstbezogene und moralbezogene Recht-

fertigungen der Autoförderung

situative Bedingungen:
− Autoverfügbarkeit
− Anbindung an den öffentlichen Verkehr

Angesichts der im einführenden Kapitel angerissenen individuellen und gesellschaftlichen

Bedeutung des Mobilitätsverhaltens muß die Anzahl psychologischer Untersuchungen in

diesem Bereich insgesamt als gering bezeichnet werden. Doch nicht nur die geringe Quan-

tität psychologischer Mobilitätsforschung macht den Forschungsbedarf deutlich, auch auf

qualitativer Ebene lassen sich verschiedene Ansatzpunkte für weitergehende Erkenntnis-

gewinne identifizieren.

In den meisten empirischen Arbeiten wird entweder die Verhaltensebene (Verkehrsmittel-

nutzung) oder einzelne Ausschnitte eines mobilitätsbezogenen Commitments (Nutzungs-

intentionen, Engagementbereitschaften etc.) fokussiert. Diese singuläre Betrachtung der

Mobilitätsentscheidungen wird den existierenden komplexen Entscheidungssystemen

nicht gerecht: Es fehlt eine Integration beider Kriteriumsfelder, mit deren Hilfe die Ein-

bettung der  Entscheidung auf Verhaltensebene in ein breiteres Muster  oder  eine

Klasse von Verhaltensentscheidungen etwa im Sinne von Commitments untersucht

werden könnte (vgl. Montada & Kals, 1998).
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Gleichwohl existieren auf theoretischer Ebene verschiedene Ansätze, in denen der Versuch

einer konzeptuellen Umsetzung der Forderung nach ökologischer  Validität im Sinne einer

verhaltensrepräsentativen Kr iter iumswahl gemacht wird. So existieren an handlung-

stheoretische Überlegungen angelehnte Stufenmodelle der  Mobilitätsentscheidungen,

wie z.B. das Stufenmodell von Molt (1990), das davon ausgeht, daß Mobilitätsentschei-

dungen auf höheren Ebenen (z.B. Führerscheinerwerb) die Entscheidungen auf niedrigeren

Ebenen (die Verkehrsmittelwahl für einen bestimmten Weg) mitbestimmen, dies jedoch

zum Zeitpunkt der Entscheidungen auf höheren Ebenen nicht bedacht wird. Kritzinger und

Schad (1997) unterscheiden grundlegende Entscheidungen mit richtungsweisender Bedeu-

tung, wie z.B. die Wahl des Wohnstandorts, von darauf aufbauenden Alltagsentscheidun-

gen, wie z.B. aktuelle Einzelentscheidungen über Freizeitaktivitäten. Diese Konzepte wer-

den aktuell zwar immer wieder aufgegriffen, ihre empirische Überprüfung steht jedoch

noch aus.

Als einen weiteren kritischen Punkt der bisherigen Forschung zum Mobilitätsverhalten läßt

sich die Wahl der Erklärungsperspektive identifizieren: In der Mehrzahl jener Studien,

die nicht auf allgemeingültigen sozialpsychologischen Modellen aufbauen, werden die

Mobilitätsentscheidungen lediglich aus der Perspektive des Umweltschutzes untersucht.

Zur Erklärung umweltschützenden Handelns im Verkehrsbereich werden fast ausschließ-

lich Prädiktoren untersucht, die auf verkehrsbezogene Bewertungen und Urteile zur ökolo-

gischen Umwelt ausgerichtet sind, so daß Prädiktoren und Kriterium gleichermaßen auf die

Umwelt bezogen sind (vgl. z.B. Fuhrer & Wölfing, 1997; Kals, 1996a)

Diese Perspektivenbeschränkung ist zwar einerseits gut nachvollziehbar, da die gesell-

schaftliche Relevanz der negativen Umweltfolgen des Autoverkehrs zunehmend auch auf

seiten der Sozialwissenschaften wahrgenommen wird, und gleichzeitig die umweltpsycho-

logische Forschungsperspektive ein fruchtbares Raster zur Untersuchung des Mobilitäts-

verhaltens bietet. Andererseits führt dies zwangsläufig zu einer Einengung der Suchheuri-

stiken für die bedingungsanalytischen Erklärungskonstrukte. Denn mit einer derart einge-

schränkten Erklärungsperspektive läßt sich nicht erfassen, ob es weitere relevante Erklä-

rungslinien gibt; ob beispielsweise umweltschützendes Handeln im Verkehrsbereich (wie

z.B. häufige Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs) anderen Zielen und Interessen als de-

nen des Umweltschutz dienen kann, und welche anderen Ziele und Wertorientierungen mit

Umweltschutz konkurrieren (vgl. Lantermann, 1999). Es ist anzunehmen, daß einige Men-

schen umweltschützend handeln, ohne daß die motivationale Grundlage der Schutz der
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Umwelt ist, sondern die Realisierung anderer Ziele (z.B. Busfahren, um soziale Kontakte

zu knüpfen oder Geld zu sparen).

Ergänzend zur eingangs dieses Abschnitts diskutierten Problematik der Kriteriumskon-

strukte könnte man hier von der mangelnden ökologischen Validität der  Erklärungsan-

sätze - bzw. auf Untersuchungsebene - der Erklärungskonstrukte sprechen. Auch hier hinkt

die empirische Forschung den theoretisch bereits formulierten Ansätzen hinterher. So wird

die Forderung nach einer Integration der „ökologischen Perspektive“  in die verkehrspsy-

chologische Forschung bereits in zahlreichen verkehrswissenschaftlichen Publikationen

aufgestellt: Es wird z.B. gefordert, neben den verkehrsbedingten Umweltproblemen auch

die Probleme der Verkehrssicherheit durch eine Betrachtung des „Gesamtsystems Verkehr“

zu lösen (zur Analyse des Gesamtgefüges Verkehr vgl. Monheim & Monheim-Dandorfer,

1990).

Darüber hinaus bietet diese Perspektive auch die Möglichkeit, die unterschiedlichen Impli-

kationen des Mobilitätsverhaltens, wie sie bereits eingangs thematisiert wurden (z.B. öko-

nomische und soziale Implikationen) möglichst erschöpfend zu erfassen und deren Hand-

lungswirksamkeit zu erhellen, indem diese kontrastierend - im Sinne konkurrierender Mo-

tive - in die ökopsychologische Betrachtungsweise einbezogen werden.

Die Übernahme einer so gefaßten ökologischen Perspektive erscheint geeignet, unser Wis-

sen zur Erklärung verkehrsbezogener Einstellungen und Handlungen zu vergrößern. Was

die Teilperspektive des umweltbezogenen Motivationsstrangs bzw. der umweltbezoge-

nen Überzeugungen betrifft, existiert sowohl auf konzeptueller als auch empirischer Ebene

bereits ein Bündel von mehr oder weniger aufeinander bezogenen Arbeiten (vgl. Flade,

1988, 1994a; Schmidt, 1988a).

Empirische Arbeiten, in denen jene Implikationen des Mobilitätsverhaltens fokussiert wer-

den, die mit dem Umweltschutz potentiell konfligierende Werte und Ziele darstellen

(wie etwa Gewährleistung von Mobilität, hedonistische Interessen und Wirtschaftsförde-

rung) stehen zur Zeit noch nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung (vgl. Kals, 1996c).

In der theoretischen Literatur wurden die mit Umweltschutz konkurrierenden Werte und

Ziele bereits von Held (1982) in einer Liste potentiell bedeutsamer Zielkategorien bei der

Verkehrsmittelwahl systematisiert und aktuell beispielsweise unter dem Konzept des

„ Werte- und Zielpluralismus“  (vgl. z.B. Vesper, 1995) bzw. unter dem strukturell ver-

wandten Begriff der „ Polytelie umweltrelevanten Handelns“  (vgl. Lantermann, 1999)
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diskutiert. In der aktuellen Literatur finden sich neben Bezügen zu dieser Kategorisierung

auch Vorschläge zu deren konzeptueller Integration in psychologische Motivations- bzw.

Bedürfniskonzepte (vgl. z.B. Alteneder & Risser, 1995).

Bei der Konzeption empirischer Untersuchungen wurde der „ Werte- und Zielpluralis-

mus“  bislang z.B. in der Erfassung von Entschuldigungen und Rechtfer tigungen von

umweltschädigendem Handeln (vgl. Schahn, Dinger & Bohner, 1995) oder in den umwelt-

psychologischen Studien von Kals und Montada (1994) als Barr ieren umweltschützender

Handlungen und Handlungsbereitschaften realisiert (vgl. auch Kals, 1996c; Kals & Becker,

1997). Die Bedeutsamkeit dieser Variablengruppe zeigte sich dort vor allem bei der Erklä-

rung umweltbelastender  Handlungsbereitschaften. Hingegen konnten Engagements zur

umweltver träglichen Einschränkung des Autoverkehrs mit Operationalisierungen der

'Gegenmotive' zum Umweltschutz nur mit mäßigem Erfolg vorhergesagt werden.

Ein weiteres Problem der vorliegenden Untersuchungen zum Mobilitätsverhalten besteht in

der Unausgewogenheit der meisten empirischen Studien: So liegt der Fokus auf Kriteri-

umsebene fast durchgängig auf der Erklärung und Vorhersage umweltschützenden Mobi-

litätsverhaltens. Die Analyse umweltgefährdenden Mobilitätsverhaltens bzw. entsprechen-

der Handlungsbereitschaften bleibt außen vor. Dies ist insofern kritisch, als sich die Motive

umweltgerechten Verhaltens nicht zwingend umgekehrt gerichtet auch zur Erklärung um-

weltschädigenden Verhaltens heranziehen lassen. Eine Reihe umweltpsychologischer Stu-

dien, u.a. auch im Bereich des Mobilitätsverhaltens, geben erste empirische Hinweise dar-

auf, daß von einer differentiellen Vorhersage umweltschützender bzw. -schädigender

Handlungsbereitschaften und -entscheidungen ausgegangen werden muß (vgl. Kals, 1996a;

Kals & Montada, 1994). Da differentielles bedingungsanalytisches Wissen von grundle-

gender Bedeutung für die Konzeption von populationsspezifischen Interventionsprogram-

men zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens ist, gilt es, diese Erkenntnisdefizite weiter

abzubauen.

Die innerhalb der bedingungsanalytischen Erforschung des Mobilitätsverhaltens auf sei-

ten des Kriteriumsverhaltens konstatierte Unausgewogenheit findet sich auch in der Zu-

sammensetzung der  Stichproben wieder. Diese bestehen oft aus Studierendenpopulatio-

nen oder sind selektiv i.S. einer Unterrepräsentation von Gruppen und Personen, deren In-

teressen mit dem Umweltschutz in Konkurrenz stehen. Als wesentlicher Grund dafür kann

die Tatsache herangezogen werden, daß diese Personen oft nur unter Einsatz von kosten-

oder zeitintensiven Rekrutierungsbemühungen für die Teilnahme an Studien zu um-
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weltrelevanten Themen zu gewinnen sind. Eine Möglichkeit, die Reaktanz dieser Perso-

nengruppen im Vorfeld zu verringern, besteht in der ausgewogenen Konzeption der Erhe-

bungsinstrumente, die sich sowohl auf der konzeptuellen Makroebene (durch die Aufgabe

einer rein umweltbezogenen Erklärungsperspektive) als auch auf Konstruktebene (durch

die Erfassung potentiell umweltschädigenden Mobilitätsverhaltens und positiv formulier-

ten, potentiell mit Umweltschutz konkurrierenden Zielen) realisieren läßt.

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die in den vorliegenden Studien zum umweltrelevanten

Mobilitätsverhalten nur ansatzweise realisierte Möglichkeit interdisziplinärer  For-

schungsansätze. Auch wenn die immer wieder geforderte interdisziplinäre Forschung zu

umweltrelevantem Handeln oft an den unterschiedlichen Denkstrukturen und Methoden der

einzelnen Disziplinen scheiterte (vgl. z.B. Beckenbach & Diefenbacher, 1994; Ellenberg,

Fränzle und Müller, 1978), ist sie dennoch aufgrund der dringend benötigten Verände-

rungs- und Erkenntniserfordernisse anzustreben (vgl. Kals, 1996a; Kals & Linnweber,

1999; Kruse & Schwarz, 1988).

Im Idealfall sollten deshalb neben der Umweltpsychologie auch die Gesundheitswissen-

schaften, Politik- und Rechtswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Geographie, Päd-

agogik, Ingenieur- und Naturwissenschaften (wie z.B. Biologie, Chemie, Hydrologie) zu-

sammenarbeiten. Vergleichsweise weit fortgeschritten ist die Zusammenarbeit mit den Ge-

sundheitswissenschaften, deren zentrale Bedeutung durch die verschiedenen Gesundheits-

störungen aufgrund verkehrsbedingter Umweltbelastungen salient ist (vgl. Rat von Sach-

verständigen für Umweltfragen, 1996) und entsprechend eingefordert wird (vgl. Fischer,

1994; Linneweber & Kals, 1999). Beispiele für theoretische und empirische Bemühungen

zur Integration der gesundheitlichen Perspektive in die Umweltforschung finden sich z.B.

bei Kals (1995a,b; 1996b; 1998b) sowie Kals und Montada (1998). Für den spezifischen

Bereich umweltrelevanten Mobilitätsverhaltens existieren hingegen nur wenige Arbeiten,

in denen die Gesundheitsperspektive berücksichtigt wird (vgl. z.B. Frommberger, Stieglitz,

Nyberg & Berger, 1997; Becker & Kals, 1997). Ebenso gering ist die Zusammenarbeit mit

den Naturwissenschaften einzuschätzen, obgleich diese etwa zur Identifizierung von Po-

tentialen zur Folgenminderung und der Erfolgskontrolle von Interventionen unabdingbar

erscheint (vgl. Linneweber & Kals, 1999).

Neben Ansatzpunkten zur Intensivierung der interdisziplinären Forschung lassen sich Po-

tentiale für die Ausweitung intradisziplinärer  Forschung zum Mobilitätsverhalten inner-

halb der verschiedenen Teilgebiete der Psychologie identifizieren. Auch hier ist der Trans-
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fer von Wissen und Konzepten zwischen gegenstandsrelevanten Teildisziplinen, wie z.B.

der Umwelt-, Gesundheits-, Gerechtigkeits-, Lern- ,Entwicklungs- , Motivations- und

Emotionspsychologie zur Schließung von Erkenntnislücken geboten. An dieser Stelle sol-

len exemplarisch einige Ansatzpunkte zur Vertiefung der intradisziplinären psychologi-

schen Mobilitätsforschung skizziert werden.

Wird Mobilität als „verteilbares Gut“  betrachtet, und sollen Neuverteilungen dieses Gutes

im Sinne einer umweltschonenden Mobilität von einer breiten Mehrheit akzeptiert werden,

ist empirisches Wissen über die individuelle Konstruktion dieser Akzeptanz gefragt. Da

(Neu-)Verteilungen von Kosten und Nutzen Gerechtigkeitsbewertungen der Verteilungen

und der Verteilungsinstrumente (Politiken) nach sich ziehen, ist folglich die Übernahme

einer gerechtigkeitspsychologischen Perspektive sinnvoll (vgl. Kals, 1994; Montada &

Kals, 1995b).

Das psychologische Interesse an empir ischen Ergebnissen über die wahrgenommenen Ge-

rechtigkeiten und deren Zustandekommen kann überdies auch durch die normative Forde-

rung nach intra- und intergenerationaler Gerechtigkeit der Maßnahmen zur Umsetzung ei-

ner nachhaltigen Entwicklung begründet werden. Entsprechende Forderungen lassen sich

etwa aus der von der Brundtland-Kommission vorgeschlagene Nachhaltigkeitsdefinition

ableiten (WCED, 1987).

In Anbetracht der Tatsache, daß der Erwerb einer Fahrerlaubnis mit dem Beginn der Voll-

jährigkeit in den wenigsten Fällen eine Entscheidung, sondern eine soziale  Entwicklungs-

norm ist, stellt sich sowohl die entwicklungspsychologische Frage nach den Möglichkei-

ten des Anstoßes alternativer Entwicklungslinien und der spezifischen Analyse des Mobi-

litätsverhaltens aus der Perspektive der Heranwachsenden (vgl. Flade, 1994b, Moczek &

Rambow, 1998), als auch die sozialpsychologische Frage nach den sozialen und gesell-

schaftlichen Rahmenbedingungen der Entwicklung umweltschützender Commitments.

In den Arbeiten von Becker und Kals (1997), Kaiser, Schreiber und Fuhrer (1995), Kals

(1998b) und Kals, Schumacher und Montada (1998) konnte die wichtige Rolle spezifischer

Emotionen für die Bildung umweltschützender Bereitschaften und Verhaltensweisen u.a.

auch im Verkehrsbereich nachgewiesen werden. So erwiesen sich z.B. Emotionen, die als

Indikator einer Verantwortungsübernahme für den Umweltschutz eingeführt wurden (z.B.

Empörung über zuviel Umweltschutz im Autoverkehr), aber auch selbstbezogene bzw. tä-

tigkeitsbezogene Emotionen (z.B. die Freude am Autofahren) als varianzstarke Prädiktoren
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des Mobilitätsverhaltens (vgl. auch Kap. 2.3). Insgesamt betrachtet, werden innerhalb der

psychologischen Umweltforschung - und insbesondere im Bereich des Mobilitätsverhaltens

- die emotionalen Korrelate und Prädiktoren umweltbezogener Urteile im Vergleich zu de-

ren kognitiven Komponenten weitaus seltener berücksichtigt (vgl. Schmidt, 1997).

Neben den bisher genannten inhaltlich-konzeptuellen Kritikpunkten der bisherigen Mobi-

litätsforschung lassen sich auch auf methodischer  Ebene Ansätze für weitere Erkenntnis-

gewinne identifizieren. Dies betrifft vor allem die angewendeten Validierungsstrategien

der Meßinstrumente. Die in der Mobilitätsforschung dominierenden Fragebogenuntersu-

chungen sind vor allem mit dem Problem des sozial erwünschten Antwortverhaltens,

dem „ low-cost-Charakter“  der meisten Einstellungs- und Verhaltensskalen und den damit

verbundenen Verzerrungstendenzen behaftet.

Aus untersuchungsökonomischen Gründen sollte neben der Durchführung der immer

wieder geforderten und aus methodischer Sicht optimalen, aber sehr kostenintensiven

längsschnittlichen und multimethodalen Untersuchungsdesigns auch bereits auf der  Ebe-

ne querschnittlicher  Daten eine Verbesserung der  Validität angestrebt werden. Hierzu

kann beispielsweise in Anlehnung an die eingangs dieses Abschnitts geschilderten Vorteile

bereichsspezifischer Modelle die Forderung nach der bereichsspezifischen Messung sozi-

al erwünschten Antwortverhaltens in Fragebogenuntersuchungen gestellt werden. Diese

bereichsspezifische Messung sollte die Beurteilungsgüte der ökologischen Validität der

gewonnenen Daten verbessern.

Darüber hinaus kann auch direkt in den formulierten Items die zu validierende Aussage

über eine konditionale Formulierung i.S. einer „Was-wäre-wenn-Frage“ überprüft wer-

den. Damit der Zuwachs an Meßsicherheit jedoch nicht durch die mit dieser Strategie der

„Doppelmessung“ verbundenen Vergrößerung des Fragebogenumfangs wieder in einem

Validitätsverlust mündet (vor allem durch Ermüdungseffekte), sollte diese Strategie nur für

ausgewählte Variablen angewendet werden.

1.3.2 Forschungsdesiderate

Der Bedarf an psychologischen Klärungen und Erkenntnissen, der sich aus den diskutierten

theoretischen und empirischen Forschungsbeiträgen zum Mobilitätsverhalten ableiten läßt,

wird mit Hilfe der nachfolgenden Thesen beschrieben. Die Thesen dienen als Leitlinien für

die Entwicklung des eigenen Forschungsansatzes.
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These 1: Der komplexen Struktur  der  Handlungen und Entscheidungen, die das

individuelle Mobilitätsverhalten konstituieren, sollte in bedingungsanaly-

tischen Studien mit einer  entsprechend differenzier ten Er fassung der

Untersuchungskr iter ien Rechnung getragen werden.

Die Handlungen und Entscheidungen, die das individuelle Mobilitätsverhalten konstituie-

ren, sind komplex, von unterschiedlicher Auftretenshäufigkeit, zeitlicher Erstreckung und

zeitlicher Relevanz (vgl. Kap. 1.3.1). Diese Komplexität wird zwar theoretisch formuliert

(vgl. Kritzinger & Schad, 1997; Molt, 1990), findet jedoch keine Entsprechung bei der

Konzeption empirischer Studien zur Klärung der Motivgrundlage des Mobilitätsverhaltens.

In den meisten bedingungsanalytischen Untersuchungen zum individuellen Mobilitätsver-

halten werden entweder Commitments (Intentionen, Bereitschaften etc.) oder Handlungen

(Verkehrsmittelnutzung) untersucht (vgl. Kap. 1.3.1). Es fehlt sowohl die Integration bei-

der Gruppen von Kriteriumsvariablen als auch deren Einbindung in weitere relevante Klas-

sen von Entscheidungen und Handlungen, wie beispielsweise die Entscheidung zum Füh-

rerscheinerwerb, zum Autokauf oder zum Wohnort.

Aufgrund dieser Beschränkung auf singuläre Handlungen und Entscheidungen fehlt es zum

einen an Wissen über die Zusammenhänge zwischen den einzelnen mobilitätsrelevanten

Handlungen. Desweiteren bieten die aufgrund der geringen Übereinstimmung zwischen

dem realen Entscheidungs- und Handlungsgeschehen und den gemessenen Kriterien nur

unzureichend ökologisch validen Befunde keine sichere Grundlage für die Ableitung von

Interventionen zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens.

Die Integration möglichst vieler mobilitätsrelevanter Entscheidungen und Handlungen und

deren differenzierte Erfassung innerhalb bedingungsanalytischer Studien sollten diese theo-

retische Wissenslücke schließen helfen. Gleichzeitig ließe sich damit die ökologische Vali-

dität der bedingungsanalytischen Befunde und deren Umsetzbarkeit in die Praxis steigern.

These 2: Der existierende Werte- und Verantwortungspluralismus im Zusam-

menhang mit individuellen und verkehrspolitischen Mobilitätsentschei-

dungen sollte bei der  Bildung von Erklärungsmodellen individueller

Handlungsbereitschaften und -entscheidungen in diesem Feld berück-

sichtigt werden.
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Die unterschiedlichen individuellen verkehrsrelevanten Werte und Ziele, die einen potenti-

ellen Einfluß auf die individuellen Mobilitätsentscheidungen besitzen, finden keine ausrei-

chende Berücksichtigung bei der Konzeption von Erklärungsmodellen für die Mobili-

tätsentscheidungen der Bürger (vgl. Kap. 1.3.1). Die meisten psychologischen Arbeiten, in

denen Mobilitätsverhalten (i.S. von Verkehrsmittelwahlen und -entscheidungen) empirisch

untersucht wird, fokussieren die Relevanz dieses Verhaltens für die natürliche Umwelt und

analysieren entsprechend schwerpunktmäßig umweltrelevante kognitive und emotionale

Urteile und deren Bedeutsamkeit für das Mobilitätsverhalten (vgl. z.B. Flade, 1988;

Schmidt, 1988a). Die vielfältigen anderen Werte und Ziele, die im Zusammenhang mit

dem Autoverkehr von potentieller Relevanz für Bereitschaften und Verhalten (etwa Zu-

stimmung zu bestimmten Gesetzen) erscheinen, bleiben zumeist außen vor oder werden

lediglich in Form von Rechtfertigungen oder Entschuldigungen eines eigenen umweltge-

fährdenden Mobilitätsverhaltens in die Erklärungsmodelle einbezogen. Zwar wurde in ei-

nigen früheren Arbeiten bereits versucht, Zusammenhänge zwischen unterschiedlichen

Werthaltungen und den Präferenzen für verschiedene Verkehrsmittel zu klären (vgl. z.B.

die Formulierung von Ziel- bzw. Bedürfniskategorien bei Held, 1982), doch führten diese

Arbeiten zu keiner konzeptuellen Integration der Vielzahl potentiell mobilitätsrelevanter

Werturteile in die Erklärungsmodelle.

Die konzeptuelle Erkenntnislücke, die durch die Begrenzung auf die umweltrelevanten

Aspekte des Mobilitätsverhaltens entstand, ist durch die Entwicklung „polytelischer“  An-

sätze zu schließen (vgl. Lantermann, 1999). Dabei sollte erstens eine Integration der rele-

vanten kognitiven und emotionalen Werturteile in bereits bestehende Modelle zur Erklä-

rung des Mobilitätsverhaltens angestrebt werden, um der Forderung nach Forschungskonti-

nuität (vgl. Fuhrer, 1995) gerecht zu werden. Zweitens sollte eine breite Erfassung der re-

levanten Werturteile und ihrer individuellen Bedingungen realisiert werden, um möglichst

aussagekräftige Ergebnisse über deren differentielle Bedeutsamkeit zu ermöglichen.

These 3: Die hohe Relevanz von potentiell umweltschädigenden Bereitschaften

und Entscheidungen zur  Förderung des Autoverkehrs sollte auf theoreti-

scher  und untersuchungsmethodischer  Ebene vermehrt berücksichtigt

werden.

Die Mehrzahl der Untersuchungsansätze zur Erklärung umweltrelevanten Verhaltens ver-

nachlässigen die Frage nach den Motiven umweltgefährdenden Verhaltens. Dies gilt auch
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für das spezifische Handlungsfeld des Autoverkehrs. Da aufgrund vorliegender Befunde

eine differentielle Motivbasis umweltschützenden und umweltgefährdenden Handelns im

Bereich der Mobilitätsentscheidungen wahrscheinlich ist (vgl. Kals, 1996a, Kals & Monta-

da, 1994) und differentielles bedingungsanalytisches Wissen Voraussetzung für die Kon-

zeption von populationsspezifischen Interventionsprogrammen zur Beeinflussung des Mo-

bilitätsverhaltens ist, sollten die Motive umweltgefährdenden Handelns vermehrte Beach-

tung finden. Dies ist durch eine ausgewogene Konzeption der Erhebungsinstrumente zu

erreichen, bei der auf der Ebene aller Konstrukte neben umweltgerechten auch umwelt-

schädigende Urteile und Überzeugungen erfaßt werden. Dieses Vorgehen bietet die Mög-

lichkeit weiterer Erkenntnisgewinne über die Motive umweltgefährdenden Handelns und

ermöglicht eine sinnvolle Ergänzung existierender Modellvorstellungen.

Neben diesen erkenntnistheoretischen Vorteilen der vorgeschlagenen Perspektivenver-

schiebung zugunsten der Motive umweltschädigenden Handelns existieren auch positive

methodisch-pragmatische Effekte einer ausgewogeneren Untersuchungskonzeption. Durch

die stärkere Berücksichtigung des gerade im Bereich der Mobilitätsentscheidung in der Be-

völkerung tatsächlich vorherrschenden umweltgefährdenden Handelns sollte sich die

Wahrscheinlichkeit unerwünschter Selbstselektionen bei der Stichprobenrekrutierung

durch Reaktanzbildung senken lassen. Weiterhin sollte mit dem gewählten Vorgehen ein

Beitrag zur präventiven Vermeidung sozial erwünschten Antwortverhaltens verbunden

sein.

These 4: In den meisten Studien zum Mobilitätsverhalten werden hochselektive,

spezifische Gruppen untersucht. Dies birgt zum einen die Gefahr  einge-

schränkt var ianter , homogener Urteile, zum anderen ist die Übertragung

der Befunde auf die Grundgesamtheit nur  eingeschränkt möglich. Um

empir isch gestützte Interventionen für  die Allgemeinbevölkerung ablei-

ten zu können, sollten deshalb zumindest bezüglich der  interessierenden

Kr iter ien heterogene Untersuchungsstichproben rekrutier t werden.

Die externe Validität der Ergebnisse einer Vielzahl empirischer Studien zu umweltrele-

vantem Verhalten kann durch selektive Stichproben, wie z.B. Studentenpopulationen oder

Mitglieder anderer Institutionen, als erheblich eingeschränkt gelten (vgl. z.B. Bamberg &

Schmidt, 1993; Fuhrer & Wölfing, 1997). Dabei ist vor allem von zwei Effekten auszuge-

hen. Zum einen sind Schlüsse von selegierten Subpopulationen auf die interessierende
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Grundgesamtheit mit Fehlern behaftet. Zum anderen besteht bei selegierten Stichproben

eine höhere Wahrscheinlichkeit homogener Urteile durch die Probanden und damit die

Wahrscheinlichkeit künstlicher Varianzeinschränkungen.

Die optimale Lösung beider Probleme, die in einer Rekrutierung repräsentativer Stichpro-

ben bestünde, kann aufgrund fehlender Finanzierungsmöglichkeiten in Qualifikationsar-

beiten oder Drittmittelprojekten, in deren Rahmen ein erheblicher Anteil der empirischen

Forschungstätigkeiten stattfinden, häufig nicht gewählt werden. Als weniger kostenintensi-

ve Alternative bietet sich die Möglichkeit, zum einen den potentiell möglichen Verlust an

Varianz durch den Einschluß bezüglich der gewählten Kriterien mutmaßlich im Extrembe-

reich liegender Probanden zu minimieren. Zum anderen kann durch die Rekrutierung hete-

rogener Stichproben aus der Allgemeinbevölkerung die Wahrscheinlichkeit von Generali-

sierungsfehlern beim Schluß auf die Grundgesamtheit erheblich verringert werden.

Somit bietet die Wahl heterogener Gelegenheitsstichproben unter  Einschluß kr iter i-

umsbezogener Extremgruppen unter der Prämisse des sparsamen Umgangs mit finan-

ziellen Fördermitteln eine im Vergleich zur repräsentativen Stichprobe ökonomische Al-

ternative, um die beiden genannten Stichprobeneffekte auf die externe Validität positiv zu

beeinflussen.

These 5: Obgleich in einer  Reihe von bedingungsanalytischen Studien die Hand-

lungsrelevanz kontextgebundener Barr ieren der  manifesten Verkehrs-

mittelentscheidungen, wie z.B. der  Ver fügbarkeit der  verschiedenen

Verkehrsnetze, immer wieder  festgestellt wird, ist die Validität der  Be-

funde zur  Wirksamkeit kontextgebundener Barr ieren eher  spär lich. Zur

weiteren Klärung dieser  interventionsrelevanten Befunde sollte deshalb

die tatsächliche Handlungsrelevanz dieser  Barr ieren durch multimetho-

dale Validierungsstrategien überprüft werden.

Auf der Suche nach Erklärungen für die besonders für umweltschützendes Verhalten von

seiten vieler Forscher konstatierten Kluft zwischen umweltschützenden Commitments und

tatsächlichem Handeln, finden sich vor allem situative Verhaltenslimitierungen, die in em-

pirischen Studien immer wieder als varianzstarke Prädiktoren des tatsächlichen umwelt-

schützenden Handelns und damit als Verursacher der Kluft identifiziert werden konnten

(vgl. z.B. Becker & Kals, 1997; Fietkau & Kessel, 1981; Flade, 1990). So stellt beispiels-

weise die wahrgenommene schlechte Anbindung eines Haushalts an den ÖPNV eine Bar-
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riere zur Umsetzung der grundsätzlichen Bereitschaft dar, auf dem Weg zur Arbeit ein

Fahrzeug des ÖPNV zu nutzen. In der empirischen Analyse führt dies zu einer vergleichs-

weise höheren Varianzaufklärung der Pkw-Nutzung auf dieser Strecke durch die wahrge-

nommene Anbindung an den ÖPNV als durch die prinzipielle Bereitschaft, den ÖPNV zu

nutzen.

Insbesondere im Bereich des Mobilitätsverhaltens sind bislang eine Vielzahl bedeutsamer

situativer Barrieren einer umweltschützenden Verkehrsmittelnutzung diskutiert und bedin-

gungsanalytisch bestätigt worden. Als Beispiele seien kurz getaktete Busverbindungen,

schlecht ausgebaute oder fehlende Radwege, besonders unfallgefährdete Überwege oder

die ständige Verfügbarkeit eines Autos als Prädiktor einer hohen Autonutzung genannt.

Die in der Mehrzahl aus bedingungsanalytischen Fragebogenstudien abgeleiteten Befunde

zur Bedeutsamkeit der situativen Barrieren sehen sich mit der Frage konfrontiert, ob deren

Evidenz alternativ auch mit einem „Verhaltensbias“  erklärt werden kann. Diesem alternati-

ven Erklärungsansatz liegen Überlegungen zur Möglichkeit einer zirkulären Verbindung

der Situationswahrnehmung mit Aspekten des Mobilitätsverhaltens zugrunde. Fraglich ist,

in welchem Maß z.B. die wahrgenommene Qualität des öffentlichen Verkehrs bereits als

Ergebnis von Entscheidungsprozessen, z.B. der Entscheidung zum Kauf eines Autos, zu

betrachten ist (vgl. auch Bamberg, 1995). Die Zirkularitätsannahme kann innerhalb einfa-

cher Vorhersagemodelle und deren regressionsanalytischer Testung nicht entkräftet wer-

den. Deshalb sollte in Ergänzung bedingungsanalytischer Ansätze durch eine experimen-

telle Variation der situativen Bedingungen genauer geklärt werden, ob sich die situativen

Bedingungen als valide Prädiktoren der Mobilitätsentscheidungen bestätigen lassen.

These 6: Der normativen Relevanz wertebezogener Urteile sollte in einer  beson-

ders gründlichen Beachtung sozial erwünschten Antwortverhaltens be-

gegnet werden.

Eine effektive Verminderung von Verfälschungstendenzen i.S. sozialer Erwünschtheit (SE)

kann durch eine Doppelstrategie der Vermeidung und Kontrolle sozial erwünschten

Antwortverhaltens erreicht werden (vgl. Kals, Held & Montada, eingereicht).

Die üblicherweise zur Kontrolle sozial erwünschten Antwortverhaltens eingesetzten be-

reichsunspezifischen Skalen (z.B. Lück & Timaeus, 1969, nach Crowne & Marlowe, 1960)

beruhen auf zum Teil veralteten Normen und stehen meist in keinem inhaltlichen Zusam-

menhang mit den anderen Items eines Fragebogens. Der Einsatz dieser Skalen kann auf-
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grund ihrer geringen inhaltlichen Passung und damit leichten Identifizierbarkeit durch die

Respondenten zur Bildung unerwünschter Hypothesen durch diese führen, wie z.B. der

Vermutung, die Untersucher stellten prinzipiell ihre Glaubwürdigkeit in Frage. Die Reak-

tanzbildung als Folge dieser unerwünschten Hypothesen birgt die Gefahr der Evozierung

von Konfundierungseffekten mit den restlichen Skalen. Dies kann durch spezifisch auf den

Inhaltsbereich zugeschnittene SE-Skalen vermieden werden. Deshalb sollten zur Kontrolle

sozial erwünschten Antwortverhaltens bereichsspezifische Skalen konzipiert und eingesetzt

werden.

Die Vermeidung sozial erwünschten Antwortverhaltens kann durch ein ganzes Bündel

„primärpräventiver“  Maßnahmen geschehen. Zentrale Maßnahmen dabei sind die Ausge-

glichenheit der Fragestellungen bzw. Konzepte (vgl. These 3 in diesem Kapitel) und di-

rekte Appelle an die Ehrlichkeit der Versuchspersonen. Darüber hinaus können z.B. bei der

Rekrutierung und Pflege der Stichprobe Personen zum Einsatz kommen, die mit den so-

zialen Normen der jeweiligen Populationen vertraut sind und so gruppenspezifische Maß-

nahmen zur Vermeidung sozial erwünschter Antworttendenzen ergreifen können.

These 7: Die psychologische Forschung zum Mobilitätsverhalten ist nur  wenig mit

inhaltlich relevanten Teildisziplinen der  Psychologie vernetzt. Diesem

Mangel ist sowohl auf theoretischer  als auch empir ischer  Ebene durch

die Einbettung relevanter  Erklärungskonzepte aus den Teildisziplinen

der Sozial-, Lern-, Entwicklungs-, Emotions- und Gerechtigkeitspsycho-

logie in die Mobilitätsforschung zu begegnen.

Den vielfältigen salienten Verknüpfungen des Mobiltätsverhaltens mit den Perspektiven

einzelner psychologischer Teildisziplinen steht eine nur spärliche Vernetzung gegenstands-

relevanter Teilgebiete der Psychologie in der Mobilitätsforschung gegenüber. Sind es vor

allem sozial- und gesundheitspsychologische Ansätze, die bereits in die Bildung von Erklä-

rungs- und Interventionsansätzen umweltschützenden Mobilitätsverhaltens Eingang gefun-

den haben (vgl. u.a. Kals & Montada, 1998; Fuhrer, 1995), so bleiben vor allem die auf-

grund der inhaltlichen Relevanz bedeutsamen Verknüpfungen zur Gerechtigkeits-, Lern-,

Entwicklungs- und Emotionspsychologie bei der Konzeption der Mobilitätsforschung

weitgehend unberücksichtigt. So begründet die normative Forderung nach einer  inter-

und intragenerational gerechten Mobilitätsentwicklung (vgl. WCED, 1987) eine ge-

rechtigkeitspsychologische Perspektive: Wie entstehen Gerechtigkeitsurteile über be-
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stimmte Politiken (als wichtigste Maßnahmen der Mobilitätssteuerung) und welchen Ein-

fluß besitzen diese auf die individuellen Mobilitätsentscheidungen?

Der Einfluß von Gewohnheitsbildungen auf das Mobilitätsverhalten (vgl. Bamberg,

1996a,b) macht eine lern- bzw. entwicklungspsychologische Perspektive sinnvoll. Hier-

bei stellt sich die Frage, wie eine umweltschonende Einstellung zur Mobilität gefördert und

stabilisiert werden kann und ob es besonders sensible Entwicklungsphasen gibt, in denen

die Förderung umweltschonender Einstellungen und Verhaltensweisen mit der größten Ef-

fizienz zu erreichen ist.

In verschiedenen Studien (vgl. u.a. Becker & Kals, 1997; Kaiser, Schreiber & Fuhrer,

1994) konnte die Bedeutsamkeit spezifischer  Emotionen für die Bildung von Bereit-

schaften zu umweltschützendem Handeln im Verkehrsbereich nachgewiesen werden. Ins-

gesamt betrachtet, steht jedoch die Fülle der potentiell auf das Mobilitätsverhalten wirksa-

men Emotionen in keinem Verhältnis zu den eher spärlich empirisch überprüften. Insbe-

sondere tätigkeits- bzw. situationsbezogene Emotionen, wie z.B. Ärger oder Flow-

Erlebnisse (vgl. Csikszentmihalyi, 1992) bei der Nutzung von Verkehrsmitteln, und ob-

jektbezogene Emotionen, wie z.B. Faszination für Design und Technik, Stolz auf den Be-

sitz eines bestimmten Autos oder Fahrrads, wurden bislang kaum berücksichtigt.

Insgesamt erscheint eine Integration der genannten Disziplinen in die Mobilitätsforschung

aufgrund der erforderlichen Erkenntnisgwinne über Bedingungs- und Veränderungswissens

im Sinne einer zukunftsfähigen Mobilität dringend angeraten.

1.3.3 Ableitung des eigenen Forschungsansatzes

Die im vorangegangenen Abschnitt dargestellten Überlegungen sollen als Leitlinien für die

Konzeption des eigenen Forschungsansatzes dienen und wie folgt umgesetzt werden:

Den komplexen Entscheidungssystemen im Bereich des Mobilitätsverhaltens soll durch

die Integration von Handlungs- und Bereitschaftsebenen auf Kriteriumsseite Rechnung

getragen werden (vgl. These 1). Aufgrund der gegebenen Limitierung in der Länge des

Meßinstruments muß auf die Einbindung dieser beiden Kriteriumsklassen in weitere rele-

vante Klassen von Entscheidungen und Handlungen verzichtet werden. Mit dieser Kriteri-

umswahl wird zwar nicht die gesamte Realität der Mobilitätsentscheidungen erschöpfend

abgebildet, die im ersten Desiderat bemängelte Beschränkung auf eine singuläre Perspekti-

ve kann jedoch aufgebrochen werden. Bereits die Integration von Handlungs- und Bereit-
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schaftsebene sollte helfen, deren Zusammenhangsmuster zu klären sowie eine Steigerung

der ökologischen Validität der Befunde und damit deren Umsetzbarkeit in Interventions-

programme zu bewirken.

Zum systematischen Aufbau von Wissen über die Handlungsrelevanz wertebezogener

Urteile werden alle in Kapitel 1.2.1 diskutierten Funktionen und Probleme des Autover-

kehrs in Werte- bzw. Zielkategorien übersetzt. Der Forderung nach Einbindung des Werte-

pluralismus in elaborierte theoretische Modelle der umweltpsychologischen Forschung, die

eine möglichst breite empirische Basis repräsentieren, wird durch die konzeptuelle Integra-

tion der zu erfassenden wertebezogenen Urteile in das Umweltschutzmodell von Kals und

Montada (1994) Rechnung getragen (vgl. These 2).

Die durch die Erfassung mit Umweltschutz potentiell konfligierender Werte und Ziele er-

reichte Ausgewogenheit auf seiten der Erklärungskonstrukte wird auch auf der Ebene der

Kriter iumskonstrukte realisiert, indem neben umweltschützenden auch umweltgefähr-

dende Mobilitätsentscheidungen eingeführt werden (vgl. These 3).

Die Forderung nach einer Gewinnung heterogener Gelegenheitsstichproben unter  Ein-

schluß kr iter iumsbezogener Extremgruppen wird durch verschiedene Akquisations-

strategien umgesetzt (vgl. These 4). Mitglieder von Extremgruppen werden persönlich an-

gesprochen bzw. angeschrieben. Die Gelegenheitsstichprobe aus der „Allgemeinbevölke-

rung“  wird durch überregionale Presseaufrufe und bezüglich der Forderung nach Heteroge-

nität instruierte Verteiler gewonnen.

Die Bedeutsamkeit kontextgebundener bzw. situativer Barrieren der Verkehrsmittelent-

scheidungen wird durch die Messung bedingter  Verkehrsmittelentscheidungen überprüft

(vgl. These 5). Als Bedingung wird der Wegfall der jeweiligen situativen Barriere einge-

führt. Erfragt wird z.B. die Bereitschaft zur häufigeren Nutzung des ÖPNV, falls Züge und

Busse öfter fahren würden. Dies stellt eine quasi-experimentelle Annäherung an die in der

fünften These geforderte multimethodale Absicherung der Befunde durch experimentelle

Variation der situativen Bedingungen dar. Diese Alternative wird gewählt, da mit der Me-

thode der schriftlichen Befragung eine experimentelle Variation objektiver situativer Be-

dingungen nicht zu leisten ist (vgl. auch Kap. 5.2.5.1).

Der normativen Relevanz wertebezogener Urteile wird in einer besonders gründlichen Be-

achtung sozial erwünschten Antwortverhaltens begegnet (vgl. These 6). Dabei wird sozial
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erwünschtes Antwortverhalten durch geeignete Maßnahmen bei der Untersuchungsplanung

und -durchführung verr inger t, indem die Fragestellungen ausgewogen formuliert werden,

in der Instruktion ein direkter Appell an die Ehrlichkeit der Probanden gerichtet wird und

zur Stichprobenrekrutierung Personen eingesetzt werden, die mit den sozialen Normen der

jeweiligen Subpopulationen vertraut sind. Der Forderung nach bereichsspezifischer Kon-

trolle sozial erwünschten Antwortverhaltens wird durch die Konstruktion und Anwendung

einer eigenen neuen und bereichspezifischen SE-Skala entsprochen.

Die Forderung nach Einbettung gegenstandsrelevanter psychologischer Teildisziplinen

(vgl. These 7) kann nicht ohne Beachtung der Forderung nach Forschungskontinuität bei

der Untersuchungskonzeption berücksichtigt werden (vgl. Fuhrer, 1995). Damit begründet

sich die Auswahl jener Querbezüge, die bereits durch Anwendungen der Konzepte des

Umweltschutzmodells in seiner aktuellen Ausprägung (Kals, 1996a) gebahnt sind. Dies

betrifft in erster Linie Konstrukte aus der Gerechtigkeits- und Emotionsforschung. Auf

Seiten der Emotionen soll die bereits in der ersten Anwendung des Umweltschutzmodells

auf den Bereich des Autoverkehrs (vgl. Becker & Kals, 1997) bedeutsame Klasse situati-

onsbezogener Emotionen vertieft und differenziert werden. Die Verknüpfung mit der Ge-

rechtigkeitsforschung soll durch die Überprüfung der Effekte individueller Gerechtigkeits-

urteile über potentielle Umweltschutzpolitiken auf die Mobilitätsentscheidungen hergestellt

werden. Sowohl die ausgewählten Emotions- als auch die Gerechtigkeitskonstrukte sollen

zudem in einen Zusammenhang mit dem in These 2 postulierten wertepluralistischen Mo-

tivhintergrund des Mobilitätsverhaltens gestellt werden. Mit dieser Strategie werden zum

einen bereits vorliegende empirische Befunde zu den Emotions- und Gerechtigkeitskon-

zepten überprüft, zum anderen werden diese Konzepte mit dem inhaltlichen Schwerpunkt

dieser Arbeit, dem Wertepluralismus, verknüpft.

Zusammenfassend soll durch den eigenen wertepluralistischen, integrativen Ansatz die

Theor ie- bzw. Modellbildung zur Erklärung des Mobilitätsverhaltens durch die Einbin-

dung neuer Variablen (z.B. Gerechtigkeitsurteile), die Ausdifferenzierung bewährter Mo-

dellkonstrukte und deren Integration (z.B. Auffächerung relevanter Werturteile) weiter vor-

angetrieben werden. Die Anbindung an ein etabliertes Erklärungsmodell zielt auf einen sy-

stematischen Wissensaufbau und die Gewährleistung von Forschungskontinuität und soll

darüber hinaus ermöglichen, den eigenen wertepluralistischen Ansatz für andere Hand-

lungsfelder im Schnittpunkt konkurrierender Werte nutzbar zu machen.
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Die konzeptuellen Desiderate werden auf methodischer  Ebene ergänzt: Durch die Über-

tragung und Erprobung bereits bewährter Skalen sollen diese Instrumente für den Bereich

der Mobilitätsentscheidungen nutzbar gemacht und weiter validiert werden. Durch den

Aufgriff der erweiterten Validierungsstrategien bezüglich sozialer Erwünschtheit und si-

tuativer Barrieren soll die Aussagekraft der Befunde untermauert werden.
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2 Entwicklung der eigenen Untersuchung

Mit der Explikation der Untersuchungsziele (Kap. 2.1) sowie der zugrundeliegenden empi-

rischen Befunde und theoretischen Annahmen (Kap. 2.2 bis 2.4) wird die Entwicklung des

eigenen Untersuchungsansatzes beschrieben. Kapitel 2.2 ist der Beschreibung des für die

eigenen Untersuchungen grundlegenden Modells umweltschützender Bereitschaften von

Kals und Montada (1994) gewidmet. Das nachfolgende Kapitel 2.3 gibt die theoretischen

Hintergründe und empirischen Ergebnisse einer ersten eigenen Studie zur Überprüfung die-

ses Modells im Bereich umweltrelevanter Mobilitätsentscheidungen wieder.

Anschließend werden die für die in der vorliegenden Arbeit dargestellten Studie untersu-

chungsleitenden konzeptionellen Erweiterungen des Modells auf der Basis der formulierten

Forschungsdesiderate (vgl. Kap. 1.3.2) hergeleitet und begründet (Kap. 2.4).

2.1 Untersuchungsziele

Effiziente Strategien zur Lösung der aktuellen Verkehrsprobleme sollten neben der Aus-

schöpfung technischer Möglichkeiten auch strukturelle Veränderungen im Sinne einer

Einschränkung des Autoverkehrs umfassen (vgl. Kap. 1.2.3). Die Akzeptanz entspre-

chender gesetzgeber ischer  Maßnahmen, aber auch die entsprechenden Bereitschaften

zur  Veränderung des individuellen Mobilitätsverhaltens sind dabei die beiden zentra-

len Voraussetzungen auf seiten der Bürger. Daher stehen neben der selbstberichteten

Verkehrsmittelwahl auch verschiedene Verbotsforderungen zur Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs im Zentrum der Studie.

Die zentrale Fragestellung der vorliegenden Arbeit lautet entsprechend: Wie lassen sich

die Verbotsforderungen und Entscheidungen zur Förderung bzw. Einschränkung des

Autoverkehrs oder seiner Alternativen erklären?

Diese Frage nach den Motivgrundlagen schließt konzeptuell an Arbeiten der Forscher-

gruppe um Montada und Kals an, in denen die Motive umweltschützender bzw.

-gefährdender Handlungsbereitschaften und Entscheidungen in verschiedenen Hand-

lungsfeldern (z.B. Autoverkehr, Mülltrennung, Naturschutz) und für verschiedene Um-

weltkomponenten (z.B. Luft, nicht erneuerbare Ressourcen, Ozonschicht) untersucht wur-

den.
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Die mit Hilfe verschiedener methodischer  Ansätze (Fragebogenuntersuchungen, Inter-

views, längs- und querschnittlichen Untersuchungen) gewonnenen empirischen Befunde

(vgl. Kals, 1994, 1995b,c, 1996c, 1998a,b; Kals & Becker, 1997; Kals, Becker & Rieder,

1999; Kals & Montada, 1994, 1997; Kals, Schumacher & Montada, 1998, 1999) führten

zur Entwicklung und Ausdifferenzierung eines Strukturmodells umweltschützender Be-

reitschaften und Entscheidungen (vgl. Kals, 1996a). Die Kernaussagen dieses Modells

werden im nächsten Abschnitt (Kap. 2.2) zusammengefaßt.

Der nachfolgende Abschnitt 2.3 beschreibt eine erste eigene Studie, in der mit Hilfe einer

schriftlichen Befragung an 195 Personen untersucht wurde, ob die auf umweltschützendes

Verhalten bezogenen Prädiktoren des Modells von Kals und Montada (1994) auch zur

Vorhersage umwelt- und gesundheitsrelevanter   Entscheidungen zur  Förderung bzw.

Einschränkung des Autoverkehrs  herangezogen werden können.

2.2 Das Strukturmodell umweltschützender Bereit-
schaften und Entscheidungen von Kals und Mon-
tada

Die wesentlichen Aussagen des Strukturmodells umweltschützender Bereitschaften lassen

sich wie folgt zusammenfassen (vgl. Montada & Kals, 1995b; Kals, 1996a):

− Ein hohes Gefahrenbewußtsein für Umweltprobleme, eine hohe Effektivitätseinschät-

zung eigener Möglichkeiten für die Realisierung umweltschützender Normen und die

Übernahme von Verantwortlichkeit für deren Realisierung erweisen sich als besonders

varianzstarke Prädiktoren umweltschützender Entscheidungen und Verhaltensweisen.

− Die Vorhersagekraft dieser auf eine Eigenverantwortlichkeit für den Schutz der Umwelt

zielenden kognitiven Urteile wird ergänzt durch den Einfluß verantwortungsbezogener

emotionaler Bewertungen: Empörung über Verletzungen von Umweltnormen auf der

einen und Ärger über eine zu hohe Wertigkeit von Umweltnormen in der Gesellschaft

auf der anderen Seite besitzen hohe Aufklärungskraft für umweltrelevante Entscheidun-

gen und Verhaltensweisen.

− Neben diesen auf den Schutz der Umwelt bezogenen Urteilen besitzen auch mit dem

Umweltschutz konkurrierende Werte Einfluß auf umweltrelevante Handlungsbereit-

schaften und Entscheidungen. Diese Prädiktoren beinhalten neben Aspekten der indivi-

duellen Nutzenmaximierung (Zeit, Bequemlichkeit, Geld) auch Ansprüche auf persönli-
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che Handlungs- und Entscheidungsfreiheit und wirtschaftliche Argumente. Diese indi-

viduellen Urteile über konkurrierende Werte erklären vornehmlich große Varianzanteile

ökologiegefährdender Bereitschaften, wie z.B. Engagements zur Förderung des Auto-

und Motorsports und tendenziell geringere Anteile umweltschützender Bereitschaften.

− Die Handlungswirksamkeit konfligierender Werte und Interessen spiegelt sich auch in

der Bedeutung von Urteilen über die wahrgenommene Gerechtigkeit verschiedener

Maßnahmen zur Lösung von Umweltproblemen. Der Anspruch auf eine saubere Um-

welt zieht andere Gerechtigkeitsüberzeugungen nach sich als der Anspruch auf

Handels-, Konsum- und Produktionsfreiheit: Je stärker Maßnahmen auf freiwilliger Ba-

sis (Appelle) - und damit Entscheidungsfreiheiten maximierend - als ungerecht und je

gerechter für alle verpflichtende (Verbote) - und damit effiziente - Umweltschutzmaß-

nahmen bewertet werden, desto höher ist die Bereitschaft zu umweltschützendem Ver-

halten (vgl. Montada & Kals, 1995b)

− Ohne Einfluß auf die umweltrelevanten Bereitschaften und Entscheidungen bleiben Ur-

teile, die persönliche Belastungen durch Umweltgefahren repräsentieren (z.B. Angst vor

eigenen gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch verschmutzte Umwelten oder die

wahrgenommene Umweltbelastung am eigenen Wohnort).

Als Kernaussage des Modells läßt sich die geringe Bedeutsamkeit belastungsbezogener

Variablen im Gegensatz zur herausragenden Bedeutsamkeit gesellschaftsbezogener mora-

lisch relevanter Kognitionen und Emotionen i.S. einer Verantwortungsübernahme für den

Umweltschutz herausstellen.

Mit dem allgemeinen Problembewußtsein für die Umweltgefährdung, der Einschätzung

effizienter Kontrollmöglichkeiten und der Verantwortlichkeitsübernahme für den

Schutz der Umwelt steigt auch die Wahrscheinlichkeit generalpräventiv wirksamer um-

weltschützender Bereitschaften und Entscheidungen. Die relative Bedeutungslosigkeit

wahrgenommener Umweltbelastungen erklären die Autoren des Modells im Zusammen-

hang mit dem Konzept der Allmende6 (vgl. Spada & Opwis, 1985): Umweltschützende

Entscheidungen bedeuten meist persönliche Kosten, wie z.B. Bequemlichkeitseinbußen

aufgrund einer umweltverträglichen Verkehrsmittelnutzung, der ökologische Nutzen dieser

6 Während Allmende ursprünglich gemeinsam genutztes Weideland bedeutete, bezeichnet der Begriff heute eher ab-
strakte Umweltkomponenten wie z.B. Luft, Trinkwasser oder natürliche Ressourcen.
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Entscheidungen für den einzelnen ist jedoch nur langfristig und in summativer Wirkung

mit Verzichten anderer Bürger zu spüren.

Weil eine Verbesserung der ökologischen Bedingungen im eigenen Lebensraum als Beloh-

nung der individuellen Verzichte nur in geringem Ausmaß erwartet werden kann, hat der

Grad der erlebten Umweltbelastung keinen Einfluß auf das individuelle umweltrelevante

Verhalten. Beispielsweise werden Abgasbelastungen am eigenen Wohnort nicht spürbar

durch den eigenen Umstieg vom Auto auf öffentliche Verkehrsmittel reduziert.

In der so formulierten Grundaussage des Modells wird umweltschützendes Handeln kon-

zeptuell als altruistisches Verhalten gefaßt. Das Modell baut damit primär auf dem Modell

altruistischen Verhaltens nach Schwartz auf (vgl. z.B. Schwartz, 1977; Schwartz & Ho-

ward, 1980), in dem die Handlungswirksamkeit verantwortungsbezogener Normen in

den Mittelpunkt gerückt wird. Da das Norm-Aktivierungsmodell von Schwartz (1977)

bzw. die in diesem Modell realisierte Verantwortungsperspektive in verschiedenen jünge-

ren Studien zu umweltrelevantem Verhalten als konzeptuelle Basis verwendet wurde, las-

sen sich denn auch konzeptionelle Verwandtschaften des Strukturmodells von Kals und

Montada (1994) zu neueren, spezifisch für den Umweltbereich formulierten Modellen kon-

struieren. So finden sich etwa Überschneidungen in der Variablenwahl mit dem Prozeßmo-

dell umweltverantwortlichen Handelns von Fuhrer (1995).

Die Gültigkeit des Strukturmodells von Kals und Montada (1994) konnte bereits für ver-

schiedene Umweltprobleme (wie z.B. Hochwasser, Treibhauseffekt, Luftverschmutzung)

und Handlungsfelder  (z.B. Freizeitverhalten, Naturschutz) nachgewiesen werden (Ittner,

1998; Kals, 1994; Kals, Becker & Rieder, 1999; Kals, Schumacher & Montada, 1998,

1999; Russell, 1997), darunter auch drei Studien, in denen der Verkehrsbereich als Hand-

lungsfeld umweltschützender Entscheidungen untersucht wurde (vgl. Becker & Kals, 1997;

Kals 1993, 1994; Kals & Becker, 1994). In allen Untersuchungen liegen die Anteile aufge-

klärter Varianz in den Handlungsbereitschaften und -entscheidungen durch die Modellva-

riablen mit bis zu 70% vergleichsweise hoch. Damit kann eine Tendenz bestätigt werden,

die sich bereits für verschiedene andere Anwendungen des Schwartz-Modells für den Be-

reich umweltrelevanter Handlungen zeigte: Es erweisen sich vor allem jene Untersu-

chungskonzeptionen als erfolgreich, die die bereichsspezifischen Merkmale umweltrele-

vanten Handelns mittels Modelladaptionen berücksichtigen (vgl. z.B. Guagnano, Dietz &

Stern, 1994; Hopper & Nielsen, 1991; Stern, Dietz & Kalof, 1993).
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Resümierend erweist sich das Strukturmodell von Kals und Montada (1994) als ein empi-

risch gut abgesichertes Modell zur Erklärung von Bereitschaften und Entscheidungen zum

Schutz der globalen Umwelt. Das Modell beschreibt diese individuellen Bereitschaften und

Entscheidungen zum Schutz der Umwelt als spezifische Klasse altruistischen, moralbe-

zogenen Verhaltens i.S. einer  Verantwortungsübernahme für  den Schutz der  ökologi-

schen Umwelt. Diese Verantwortungsübernahme ist unabhängig von der Erwartung per-

sönlicher Vorteile durch verbesserte Umweltbedingungen.

2.3 Die Studie „ Ökologische Verantwortlichkeit im
Straßenverkehr“

Mit Hilfe einer schriftlichen Befragung an 195 Personen aus der Allgemeinbevölkerung

wurde untersucht, ob die Modellaussage einer primär durch ökologische Verantwortlich-

keit motivierten Bereitschaft zu umweltschützendem Verhalten auch zur Vorhersage um-

welt- und gesundheitsrelevanter   Entscheidungen im Bereich des Autoverkehrs herange-

zogen werden kann (vgl. auch Becker & Kals, 1997).

Zu diesem Zweck wurde ein bereichsspezifisches Modell zur  Erklärung umwelt- und

gesundheitsrelevanter  Mobilitätsentscheidungen konzipiert, das auf den Kernkonstruk-

ten des Umweltschutzmodells von Kals und Montada (1994) aufbaut, diese für den Bereich

umwelt- und gesundheitsrelevanter Mobilitätsentscheidungen spezifiziert und um weitere

gegenstandsspezifische Variablen ergänzt.

Als Kriter ien fungierten die als effektive Interventionsziele formulierten Handlungsbereit-

schaften und -entscheidungen der Bürger: Erstens die Zustimmung zu Verboten und die

Bereitschaft zu aktiven Engagements, die den Autoverkehr einschränken bzw. fördern,

und zweitens die individuelle Verkehrsmittelnutzung auf kurzen und langen Strecken

(vgl. auch Kap. 1.2.3. und 2.1).

Als Prädiktoren wurden zunächst die Kernkonstrukte des Stufenmodells der  Verant-

wortungsübernahme (ein allgemeines Problembewußtsein für die Gefährdung der Um-

welt, die Zuschreibung effizienter Kontrollmöglichkeiten zum Schutz der Umwelt und die

Verantwortlichkeitszuschreibung für den Schutz der Umwelt) spezifisch für den Bereich

des Autoverkehrs operationalisiert (vgl. Kals & Montada, 1994). Diese kognitiven Urteile

wurden durch emotionale Indikatoren der Verantwortlichkeitszuschreibung für den
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Schutz der Umwelt im Autoverkehr ergänzt (Empörung über zuwenig bzw. Ärger über zu-

viel Umweltschutz).

Bei der Adaption der Skalen für den Bereich umwelt- und gesundheitsrelevanten Mobili-

tätsverhaltens wurden Luftverschmutzung, Landschaftsverbrauch und Lärmemissio-

nen als negative Folgen des Autoverkehrs für die Umwelt sowie Verkehrsunfälle als

durch den Straßenverkehr verursachte direkte Gesundheitsfolge berücksichtigt.

Auch die nach den Aussagen des Umweltschutzmodells für die Bereitschaft zum Umwelt-

schutz weniger bedeutsamen selbstbezogenen kognitiven und emotionalen Urteile, die

persönliche Belastungen repräsentieren, wurden spezifisch für den Bereich des Autover-

kehrs operationalisiert (z.B. die wahrgenommene Belastung durch den Autoverkehr am ei-

genen Wohnort und die Angst vor den negativen Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Ver-

kehrs).

Über diese Modelladaptionen hinaus wurden weitere spezifisch auf den Bereich  „Mobili-

tätsverhalten“  bezogene Barr ieren umwelt- und gesundheitsschützenden Verhaltens

erfaßt und auf ihre Relevanz für verkehrsbezogene Handlungsbereitschaften und -ent-

scheidungen überprüft. Eine Auswahl der bereits eingangs dieser Arbeit thematisierten

vielfältigen Funktionen des Autoverkehrs, wie z.B. hohe Mobilität, Zeitersparnis und Ent-

scheidungsfreiheiten, wurden jeweils als Argumente zur Rechtfer tigung einer Ablehnung

gesetzgeberischer Maßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs gemessen (vgl. auch

Kap. 1.2.1.). Diese wertebezogenen kognitiven Urteile wurden durch wertebezogene

emotionale Urteile (wie z.B. die empfundene Freude am Autofahren) ergänzt.

Kontrastierend zu diesen bereichsspezifischen wertebezogenen Barr ieren wurden spezifi-

sche auf die Verkehrsmittelnutzung bezogene situative Barr ieren der Nutzung alternativer

Verkehrsmittel erfaßt (wie z.B. die Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz).

Die Ergebnisse der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  lassen

sich wie folgt zusammenfassen. Zunächst bestätigt sich die Brauchbarkeit der gewählten

untersuchungsmethodischen Entscheidung zur Konzeption eines eigenen bereichsspezi-

fischen Erklärungsmodells unter Berücksichtigung der Kernkonstrukte etablierter Mo-

delle und unter Einschluß bereichsspezifischer Erklärungskonstrukte: Mit dem gesamten

Prädiktorensatz lassen sich bis zu 60% der Kriteriumsvarianz aufklären (vgl. Becker &

Kals, 1997).
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Die Bereitschaft der Bürger, gesetzgeberische Maßnahmen zur Förderung oder Einschrän-

kung des Autoverkehrs zu unterstützen bzw. sich für diese Ziele zu engagieren, läßt sich im

wesentlichen auf die unterschiedliche individuelle Ausprägung moralisch relevanter , auf

den globalen Umwelt- und Gesundheitsschutz bezogener Motive zurückführen: So

steigt die Wahrscheinlichkeit ökologieschützender und unfallvermeidender Verkehrsent-

scheidungen mit der Wahrnehmung von Verantwortlichkeiten und effektiven Möglich-

keiten für die Verringerung verkehrsbedingter Umweltfolgen und Unfallrisiken. Sinnvol-

lerweise bleibt das wahrgenommene Ausmaß lokaler verkehrsbedingter Umweltschäden

und Unfallgefahren für diese global wirksamen Maßnahmen weitgehend bedeutungslos.

Dieser Befund steht im vollen Einklang mit früheren Untersuchungen (Kals, 1994; vgl.

entsprechend auch die Aussagen der Allmende-Klemme, Spada & Opwis, 1985).

Neben dieser rationalen Konstruktion ökologischer Verantwortlichkeit und entsprechenden

Kontrollüberzeugungen wird in den Ergebnissen auch die emotionale Motivbasis transpa-

rent: Während die gemessenen emotionalen Indikatoren der Verantwortungszuschreibung

(Empörung über zuwenig bzw. Ärger über zuviel Umweltschutz) beträchtliche Varianzan-

teile der gemessenen Kriterien aufklären können, bleiben belastende emotionale Bewertun-

gen (Angst und Belastungsgefühle aufgrund von Verkehrsunfällen und verkehrsbedingten

Umweltschäden) ohne Bedeutung.

Einen weiteren wichtigen Einfluß auf die gemessenen Bereitschaften besitzen die gemesse-

nen wertebezogenen kognitiven und emotionalen Barr ieren umwelt- und gesundheits-

schützender Entscheidungen: Je bedeutsamer die persönliche Entscheidungsfreiheit, die

Gewährleistung von Mobilität, die persönliche Zeit- und Kostenersparnis und die Förde-

rung der Wirtschaft für die Beurteilung verkehrspolitischer Maßnahmen ist (z.B. Ge-

schwindigkeitsbegrenzungen oder Ausbau von Straßen), desto geringer fällt die Bereit-

schaft zur Einschränkung des Autoverkehrs aus. Und je mehr Freude am Autofahren emp-

funden wird, desto geringer ist diese Bereitschaft ausgeprägt. Diese Befunde ergänzen die

Erkenntnisse früherer Studien, wie etwa von Kaiser, Schreiber und Fuhrer (1994), die

nachweisen konnten, daß auch selbstbezogene emotionale Bedeutungen des Autos (wie

Sicherheit und Autonomie) motivationale Grundlagen individueller Mobilitätsentscheidun-

gen sind.

Im Gegensatz zu den Bereitschaften sind für die tatsächliche Verkehrsmittelnutzung die

wahrgenommenen situativen Barr ieren (wie z.B. die wahrgenommene Anbindung an das
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öffentliche Verkehrsnetz) bedeutsamer als die wertebezogenen Urteile (vgl. auch Flade,

1990; Gstalter, 1988; Molt, 1990; Schahn, 1993).

Insgesamt betrachtet zeigen die Ergebnisse dieser ersten Studie, daß es sinnvoll ist, um-

weltrelevante Entscheidungen im Bereich des Autoverkehrs aus einer Perspektive ökologi-

scher  Verantwortlichkeit zu betrachten. Eine Beschränkung auf diese Perspektive er-

scheint jedoch im Licht der dargestellten Befunde nicht ausreichend. Vielmehr sollte er-

gänzend berücksichtigt werden, daß die bedeutsamen mit dem Umweltschutz konkurrie-

renden wertebezogenen Argumente (persönliche Entscheidungsfreiheit, die Gewährlei-

stung von Mobilität, die individuelle Zeit- und Kostenersparnis und die Förderung der

Wirtschaft) einen eigenständigen Beitrag zur Erklärung der Bereitschaften zur Einschrän-

kung bzw. Förderung des Autoverkehrs leisten können. Desweiteren wurde deutlich, daß

die Mobilitätsentscheidungen der Bürger nicht allein rational konstruiert sind (vgl. Monta-

da, 1993; zur ausführlicheren Diskussion von Emotionen im Umweltschutz vgl. Montada,

in Druck), sondern es zeigt sich, daß die emotionalen Bewertungen der mit der „Automo-

bilität“  in Einklang bzw. Konkurrenz stehenden Normen und Werte sowohl die Bereit-

schaften als auch die Verhaltensweisen zur Einschränkung des Autoverkehrs flankieren

und beeinflussen. Weiterhin verdeutlichen die geschilderten Befunde der Studie erneut, daß

der individuelle Verzicht auf das Auto durch eine Verbesserung der situativen Rahmen-

bedingungen im Bereich der alternativen Verkehrsmittel wesentlich erleichtert werden

kann.

2.4 Konzeptuelle Erweiterung des Modells zur Erklä-
rung der Bereitschaften und Entscheidungen zur
Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs

Im Licht der Befunde zur Erklärung der Bereitschaften und Entscheidungen zur Förderung

bzw. Einschränkung des Autoverkehrs bzw. seiner Alternativen, der breiten empirischen

Basis der Konstrukte des Umweltschutzmodells von Kals und Montada (1994) und der in

Kap. 1.3 formulierten Desiderate erscheint es sinnvoll, den allgemein auf den Umwelt-

schutz bezogenen Erklärungsansatz von Kals und Montada (1994) konzeptuell zu erweitern

und ein eigenes, auf den Verkehr bzw. die individuellen Mobilitätsentscheidungen bezoge-

nes Modell zu spezifizieren.

Die grundlegende Forschungsstrategie, an der sich die Spezifizierung eines eigenen Mo-

dells orientiert, läßt sich wie folgt skizzieren: Zum einen werden bereits bewährte Kon-
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zepte und Variablen des Strukturmodells umweltschützenden Verhaltens auf das spezifi-

sche Handlungsfeld der privaten und politischen Mobilitätsentscheidungen und deren Im-

plikationen für relevante Normen und Werte angewendet, wie z.B. verkehrsbezogene Ge-

rechtigkeitsüberzeugungen und verkehrsbezogene Kontroll- und Verantwortungsüberzeu-

gungen für die Realisierung umweltbezogener Normen und Werte. Um die weiterführende

Relevanz von Variablen zu überprüfen, die spezifischen Erklärungswert für die Zustim-

mung zu verkehrsbezogenen Gesetzesforderungen und das tatsächliche Mobilitätsverhalten

haben sollten, wird zum anderen der Variablensatz um weitere relevante Variablen ergänzt,

wie z.B. Verantwortungsüberzeugungen für die Realisierung der mit Umweltschutz kon-

kurrierenden verkehrsbezogenen Werte und spezifische situative Barrieren einer umwelt-

schützenden Verkehrsmittelentscheidung und die emotionale Bewertung der Nutzung ver-

schiedener Verkehrsmittel.

Durch diese Strategie der Modellüber tragung und -erweiterung wird das Problem einer

mangelnden Konzeptbildung vermieden (vgl. Fuhrer, 1995) und dem Ruf nach For-

schungskontinuität entsprochen. Die einzelnen Schritte der Modellgenese werden im näch-

sten Abschnitt der Arbeit (Kap. 3.1 bis 3.8) im einzelnen erläutert und begründet.

Als grundlegende Modellerweiterung sollte über die bereits in der ersten Studie realisierten

Ausweitung der  ökologischen Untersuchungsperspektive um den gesundheitsrelevanten

Aspekt der Verkehrssicherheit hinaus eine Integration weiterer potentiell relevanter Werte

und Interessen vorgenommen werden (vgl. auch die Überlegungen zu einem werteplurali-

stischen integrativen Ansatz in Kap. 1.3.2). Sollte sich der vermutete Wertepluralismus

der Mobilitätsentscheidungen und die daraus erwachsenden Wertekonflikte empirisch

bestätigen lassen, hätte dies einen bedeutsamen Einfluß auf die Konzeption dringend erfor-

derlicher Interventionsprogramme zur zukunftsfähigen Weiterentwicklung der individuel-

len Mobilität, da die zur Zeit vorliegenden Programme lediglich auf der ökologischen Per-

spektive aufbauen.

Deshalb wird die Analyse dieser Wertekonflikte den wesentlichen Kern der vorliegenden

Arbeit bilden, und die Relevanz der  Wertur teile für  die Verkehrsmittelnutzung und

die Handlungsbereitschaften zur  Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs

soll möglichst differenziert untersucht werden.

Eine andere Modellerweiterung betrifft die situativen Barr ieren der Verkehrsmittelent-

scheidungen.  Hier gilt es, erstens neben der Verfügbarkeit von Verkehrsmitteln weitere
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relevante situative Barrieren zu identifizieren und zweitens die psychologischen Bedingun-

gen der Situationswahrnehmung genauer zu untersuchen. Zu klären wäre etwa der mögli-

che Einfluß emotionaler Bewertungen der Situationen (wie z.B. das Erleben von Ärgernis-

sen bei der Nutzung des öffentlichen Verkehrs) oder unterschiedlicher wertebezogener Ur-

teile und deren emotionaler Bewertung (wie z.B. Empörung über Freiheitseinschränkungen

durch Restriktionen des Autoverkehrs) auf den Wahrnehmungsprozeß.

Der hohe Einfluß der wahrgenommenen situativen Barrieren wirft darüber hinaus die Frage

nach Validität dieser Prädiktorengruppe auf. Eine alternative Erklärung für deren Bedeut-

samkeit liegt z.B. in der Annahme einer zirkulären Verbindung einiger der gemessenen si-

tuativen Variablen mit den untersuchten Kriterien: In welchem Ausmaß sind Autobesitz

und -verfügbarkeit bereits als Ergebnisse von (zeitlich vorgeordneten) Entscheidungspro-

zessen zu betrachten (vgl. auch die in Kap. 1.3.1 diskutierten, auf handlungstheoretischen

Überlegungen aufbauenden theoretischen Stufenmodelle der Mobilitätsentscheidungen)?

Eine denkbare Möglichkeit zur genaueren Klärung dieser Zusammenhänge bestünde etwa

in der Erfassung „bedingter Verkehrsmittelwahlen“  mit Variation der situativen Barrieren

(vgl. Kap. 1.3.3).

Eine weitere wesentliche Modellerweiterung wird mit der Aufnahme individueller Urteile

über die wahrgenommene Gerechtigkeit verschiedener Maßnahmen zur Lösung von

Umweltproblemen angestrebt. Die Bedeutsamkeit der Gerechtigkeitsbarrieren umweltrele-

vanter Bereitschaften und Entscheidungen konnte im Rahmen einer Vielzahl von Studien

mit dem Modell von Kals und Montada (1994) nachgewiesen werden, die Prüfung für den

Bereich der Mobilitätsentscheidungen steht jedoch noch aus. Interessant erscheint insbe-

sondere die Frage, welchen Einfluß die individuellen verkehrsbezogenen Werturteile auf

die wahrgenommene Gerechtigkeit verschiedener Maßnahmen zur Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs besitzen. Auch die Handlungsrelevanz der Gerechtigkeits-

barrieren soll - kontrastierend mit den situativen Barrieren - durch die Erfassung bedingter

Verkehrsmittelwahlen validiert werden.
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Zusammenfassend ist eine Erweiterung des Modells auf den folgenden konzeptionellen

Ebenen angestrebt:

1. Verkehrsbezogene Werte und Interessen,

2. Situative Barrieren der Verkehrsmittelentscheidungen,

3. Situationsbezogene emotionale Bewertungen der Verkehrsmittelnutzung,

4. Bewertungen der Gerechtigkeit von verkehrspolitischen Entscheidungen zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs,

5. Validierung der situativen und gerechtigkeitsbezogenen Barrieren von Verkehrsmitte-

lentscheidungen.

Diese spezifisch für das Handlungsfeld der Mobilitätsentscheidungen konzipierten Model-

lergänzungen werden im nachfolgenden Abschnitt (Kap. 3) anhand theoretischer Überle-

gungen und empirischer Befunde expliziert und begründet.
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3 Explikation des Untersuchungsansatzes

Der Kern des eigenen Untersuchungsansatzes ist die Erweiterung der Perspektive ökologi-

scher Verantwortlichkeit zur Erklärung umweltrelevanten Handelns um den Aspekt weite-

rer potentiell handlungswirksamer Werte und die Übertragung dieses werte- und verant-

wortungspluralistischen Ansatzes auf das Handlungsfeld der Mobilitätsentscheidungen.

Die Explikation und Vertiefung dieser Modellerweiterung und -übertragung sind Gegen-

stand der nachfolgenden Abschnitte.

Da sich die Modellerweiterung und -übertragung, und damit die Entwicklung des eigenen

Erklärungsmodells nur sinnvoll im Bezug auf eine bestimmte zu erklärende Kriteriums-

klasse formulieren lassen, ist es notwendig, zunächst die Entscheidung über die vorherzu-

sagenden Kriterien zu treffen. Diese Entscheidung wird daher zu Beginn dieses Kapitels

hergeleitet und begründet (Kap. 3.1).

Der Entwicklung der Konzepte zur Erfassung der potentiell handlungswirksamen Werte-

kategorien ist ein Abschnitt vorangestellt, in dem das in der eigenen Untersuchung ver-

wendete Wertekonzept vertieft wird. Dazu wird zunächst die psychologische Wertefor-

schung im Überblick skizziert, um darauf aufbauend das eigene Wertekonzept zu präzisie-

ren (Kap. 3.2). Die anschließende Vertiefung der ausgewählten Wertekategorien wird auf-

grund deren zentraler Bedeutung besonders differenziert und ausführlich dargestellt (Kap.

3.3).

Die ausgewählten Wertkonzepte werden in einem weiteren Abschnitt zu einem integrativen

Modellansatz verdichtet. Dazu wird zunächst die zentrale Untersuchungsfrage nach der

Handlungsrelevanz unterschiedlicher Werthaltungen für umweltrelevante Entscheidungen

im Kontext der (umwelt-)psychologischen Werteforschung erörtert (Kap. 3.4.1). Es folgt

die Integration der theoretischen Konzepte des Umweltschutzmodells von Kals und Mon-

tada (1994) mit den theoretischen Erkenntnissen der umweltbezogenen Werteforschung zu

einem wertepluralistischen Untersuchungsdesign zur Vorhersage der individuellen Mo-

bilitätsentscheidungen (Kap. 3.4.2).

Die Explikation weiterer Modellkonzepte, die im Einklang mit den in Kap. 1.3.2 formu-

lierten Forschungsdesideraten den verantwortungsbezogenen Erklärungsansatz von Kals
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und Montada (1994) für den Bereich der Mobilitätsentscheidungen ergänzen, werden an-

schließend jeweils in eigenen Abschnitten diskutiert (Kap. 3.5 bis 3.8).

3.1 Die Untersuchungskriterien: Handlungsbereit-
schaften und -entscheidungen

Entsprechend der in Kap. 1.3.2 formulierten Desiderate sollen die gewählten Kriterien

- i.S. einer ausgewogenen Konzeption und der Forderung nach ökologischer Validität - so-

wohl Handlungsbereitschaften als auch Handlungsentscheidungen umfassen, die jeweils

auf die Förderung als auch auf die Einschränkung des Autoverkehrs abzielen. Deshalb

sollen als Kriterien die Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen (i.S. einer

Verbots- oder Gebotsforderung) zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs

(Handlungsbereitschaft) und die Verkehrsmittelnutzung (Entscheidung) erfaßt werden.

Alternativ böte sich an, verschiedene Bereitschaftskategorien gemeinsam zu erfassen (et-

wa Bereitschaften zu Engagements, zu Geldopfern oder eine Unterschrift zu leisten). Auf-

grund des erweiterten und differenzierten Satzes der Modellprädiktoren würde dies jedoch

ein Verlängerung des Meßinstruments nach sich ziehen, die erfahrungsgemäß außerhalb

der Toleranzgrenze liegt und potentiell mit Schwierigkeiten bei der Gewinnung von Re-

spondenten einhergeht (vgl. auch Kap. 1.3.3 und 7). Da der Schwerpunkt der durch die

Studie angestrebten Erkenntnisgewinne in der Ausdifferenzierung der Modellkonstrukte

auf Prädiktorenseite liegt, fiel die Entscheidung zugunsten jeweils einer Kriteriumskate-

gorie auf Handlungs- und Bereitschaftsebene.

Bei der Konstruktion der  Skalen zur Messung der gewählten Kriterien kann überdies auf

die entsprechenden Skalen der ersten Studie (vgl. Kap. 2.3) zurückgegriffen werden, was

die schrittweise Optimierung der Skalen ermöglicht und die Vergleichbarkeit der Ergebnis-

se erleichtert.

Auf der inhaltlichen Seite läßt sich die Entscheidung für die selbstberichtete Verkehrs-

mittelwahl und die Verbotsforderungen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autover-

kehrs aufgrund deren Interventionsrelevanz begründen, da in demokratischen Entschei-

dungssystemen sowohl die Akzeptanz gesetzgeberischer Maßnahmen durch die Bürger, als

auch die Bereitschaften zur Veränderung der individuellen Verkehrsmittelentscheidungen

zentrale Voraussetzungen zur Veränderung des Mobilitätsverhaltens sind (vgl. auch Kap.

1.2.3. und 2.1).
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3.2 Vertiefung des eigenen Wertekonzepts

Bevor die für die Mobilitätsentscheidungen potentiell bedeutsamen Wertekategorien diffe-

renziert und systematisiert werden, erscheint es sinnvoll, den im Rahmen der Studie ge-

wählten Wertebegriff konzeptuell zu präzisieren und in den Kontext der psychologischen

Werteforschung zu stellen (Kap. 3.2.1).

3.2.1 Überblick über die psychologische Werteforschung und Präzi-
sierung des eigenen Wertebegr iffs

In der sozialpsychologischen Werteforschung existiert keine eindeutige Definition des

Wertebegriffs. Einen Definitionsvorschlag, der als Minimalkonsens gelten dürfte, machen

Dorsch, Häcker und Stapf (1994, S. 871). Sie definieren Werte als „situationsübergreifende

objektunspezifische Orientierungsleitlinien zentralen Charakters, die den Systeminput einer

Person (ihre Wahrnehmungen) wie auch die in ihr ablaufende Inputverarbeitung selektiv

organisieren und akzentuieren und gleichzeitig auch ihren Output, d.h. ihr Reaktions- oder

Verhaltensschema, regulieren“ .

Dieser wenig griffige Definitionsversuch spiegelt die in der psychologischen Literatur exi-

stierende uneinheitliche Terminologie und Operationalisierung des Wertekonzepts und -

damit zusammenhängend - die je nach Autor variierende Abgrenzung zu verwandten Kon-

zepten wie z.B. dem Einstellungskonzept (vgl. auch Ajzen & Fishbein, 1980; Graumann &

Willig, 1983). So sehen sich beispielsweise Lantermann und Döring-Seipel (1990) ange-

sichts dieser Kenntnislage außerstande, einen konsensfähigen Wertebegriff aus der vorlie-

genden Literatur zu extrahieren. Es existieren jedoch einige Komponenten des Wertebe-

griffs, die mit weitgehendem Konsens als definitorische Bestimmungsstücke angenommen

werden können:

(1) Werte sind interaktionale Konstruktionen, die aus der Interaktion mit sozialen und ma-

teriellen Umwelten entstehen.

(2) Individuelle Werte und subjektiv wahrgenommene Wirklichkeit streben nach Konsi-

stenz.

(3) Werte sind individuelle handlungsmotivierende Konstruktionen von Wirklichkeit.

(4) Werte sind individuelle Entscheidungsinstanzen für die Bewertung des eigenen Han-

delns und der Handlungen anderer.
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(5) Wertesysteme sind Referenzsysteme (im Sinne von Standards), die eigene Handlungen

mit denen der anderen vergleichbar machen.

Über diese zentralen Bestimmungsstücke hinaus gibt es in der Terminologie der unter-

schiedlichen Autoren variierende Schwerpunktsetzungen. In einer Literaturanalyse von

Schmidt (1988b) wird die Werteforschung insbesondere mit den grundlegenden Arbeiten

von Milton Rokeach in Zusammenhang gebracht. Vor allem durch das Buch „The nature of

human values“  beeinflußte Rokeach (1973) die theoretische Entwicklung des Wertekon-

zepts bis in die heutige Zeit (vgl. Schmidt, 1988b).

Rokeach (1973) zeichnet eine hierarchische Struktur des Einstellungs-Wertesystems, das

von Überzeugungen auf der untersten Stufe über Einstellungen, Einstellungssysteme, in-

strumentelle Werte bis hin zu einem System terminaler Werte führt. Dabei sind instru-

mentelle Werte eher verhaltensorientiert („behavior-oriented“), terminale Werte eher zielo-

rientiert („end-state-oriented“), wobei Rokeach beide Kategorien von Werten nicht als ex-

akt trennscharf konzipiert. Er hebt insgesamt vor allem die motivationale und ziel-

orientierte Komponente von Werten und Wertsystemen hervor und versteht diese als „ im-

perativ to action“(Rokeach, 1973). Lantermann und Dör ing-Seipel (1990) betonen u.a.

die Relevanz affektiver  Komponenten - als Reaktion auf antizipierte Veränderungen des

Selbstwertgefühls - für die tatsächliche Handlungsrelevanz von Werten.

Beim Versuch der Abgrenzung des Wertebegr iffs von verwandten Konzepten wird die

interaktionistische Komponente von Werten deutlich, die durch komplexe und dependente

Beziehungen zwischen Individuum und Gesellschaft geprägt ist. In der individuellen

Wahrnehmung gesellschaftlich akzeptierter, mithin kultureller Werte, werden diese zu so-

zialen Normen, die individuelles Handeln als Regulative sozialer Interaktionen bestimmen.

Eigene Interessen und Ziele können, wenn sie durch das Individuum als relativ stabil wahr-

genommen werden, zu individuellen Werten werden.

Als weitere verwandte Konzepte mit semantischen und konzeptuellen Schnittmengen zum

Wertebegriff lassen sich neben „sozialen Normen“ und „ Interessen“ noch „Einstellungen“,

„Bedürfnisse“  (needs) und „Eigenschaften“  (traits) nennen (zur weiteren Abgrenzung vgl.

Rokeach, 1973). Zur Klärung des eigenen Wertebegriffs erscheint vor allem die Abgren-

zung von dem in der umweltpsychologischen Literatur oft verwendeten Einstellungskon-

zept hilfreich.
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Dorsch, Häcker und Stapf (1994) definieren Einstellungen „als die Art der inhaltlichen

Orientierung einer einem Verhalten vorausgehenden Entscheidung bzw. einer mit einer

Wertung oder Erwartung verbundenen individuellen Haltung, einer Idee, Person oder Sa-

che gegenüber“ . Die Autoren fassen damit den Begriff der Einstellung objektspezifischer

als den Wertebegriff (siehe oben). Rokeach (1973) differenziert deutlicher die Überzeu-

gungskomponente (beliefs) beider Begriffe. Eine Einstellung ist nach Rokeach (1973, S.

18) bezogen auf „an organization of several beliefs around a specific object or situation“ ,

ein Wert hingegen

„ refers to a single belief of a very specific kind. It concerns a desirable mo-
de of behavior or end-state that has a transcendental quality to it, guiding
actions, attitudes, judgements, and comparisons across specific objects and
situations and beyond immediate goals to more ultimate goals“ .

Eine Einstellung bezieht sich demnach auf mehrere Überzeugungen zu einer gegebenen

Situation oder einem Objekt, ein Wert auf eine spezifische Überzeugung. Im Gegensatz zur

Einstellung generalisiert ein Wert über Objekte und Situationen, ist von zentralerer Be-

deutung als eine Einstellung und determiniert gleichsam Einstellungen und Verhalten.

Weitgehend Einigkeit herrscht darüber, daß sowohl dem Einstellungs- als auch dem Wer-

tekonzept kognitive, affektive und behaviorale (konative) Komponenten zugrunde liegen

(Mogel, 1990), „ like all beliefs“ , wie Rokeach (1973, S. 7) bezüglich des Wertekonzepts

hinzufügt.

Die eigene Konzeption von Werten im Zusammenhang mit Mobilitätsentscheidungen

stützt sich zunächst auf die Daten der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßen-

verkehr“(Becker & Kals, 1997), in der Rechtfertigungen umweltschädigenden Verhaltens

mit konkurrierenden Werten und Zielen große Varianzanteile der Bereitschaften und Ent-

scheidungen zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs aufklären konnten (vgl.

Kap. 2.3). Die in den Items erfaßten, mit dem Umweltschutz konkurrierenden Werte, ord-

nen sich in ihrer semantischen Bedeutung in ein Kontinuum zwischen Werten, die eher

als Referenzsysteme oder Entscheidungsinstanzen7 wirken, wie z.B. die persönliche

Entscheidungsfreiheit, und Werten, die konkrete Handlungsziele8 darstellen, wie z.B.

individuelle Zeit- und Kostenersparnis und hohe Mobilität. Entsprechend den definitori-

schen Bestimmungsstücken von Rokeach (1973) repräsentieren die eigenen Wertekategori-

7 (vgl. o.g. Bestimmungsstücke 4, 5 auf S. 47).

8 (vgl. o.g. Bestimmungsstück 3 auf Seite 47).
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en spezifische Überzeugungen, sie sind zwar abhängig bzw. explizit bezogen auf eine

Handlungsfeld, und zwar das der Autonutzung, jedoch unabhängig von konkreten Situatio-

nen bzw. Objekten.

Auch die im einleitenden Kapitel herausgearbeiteten Funktionen und Probleme des Auto-

verkehrs, die als Anhaltspunkte zur Auswahl weiterer relevanter Wertekategorien im Rah-

men des wertepluralistischen Untersuchungsdesigns dienen sollen, fügen sich in ihrer psy-

chologischen Konnotation in das vorgeschlagene Begriffsschema bzw. -kontinuum (vgl.

Kap. 1.2.1).

In Anlehnung an die von Rokeach (1973) vorgeschlagene Terminologie erscheint deshalb

das Konzept der terminalen, zielor ientier ten Werte die beste begriffliche Annäherung der

im Rahmen dieser Arbeit ausgewählten Werte- und Zielkategorien an die vorliegenden

theoretischen Wertekonzepte. Entsprechend werden im folgenden die Begriffe Werte und

Ziele synonym - bzw. als Begriffspaar gemeinsam - verwendet. Das Gesamtkonzept der

wertebezogenen Modellergänzung und -erweiterung (vgl. Kap. 1.3.2) soll aber dennoch als

„ werte“ -pluralistischer  Ansatz bezeichnet werden. Diese Entscheidung reflektiert die hö-

here konzeptuelle Übereinstimmung des in der Psychologie eingeführten Begriffs der

Werte mit der Konnotation der ausgewählten Kategorien als relativ zeitstabile Referenz-

systeme (vgl. Kap. 1.2.2 zur Bewertungen der positiven Funktionen sowie Probleme des

Autoverkehrs als Funktion individueller Wertehierarchien).

Zusammenfassend betrachtet, kann das eigene Wertekonzept anhand der in der Literatur

vorfindbaren konsensualen Bestimmungsstücke als handlungsleitendes Referenzsystem

zur Beurteilung eigener und anderer  Handlungen gefaßt werden. Unterschieden wer-

den im Gegensatz zum Einstellungskonzept singuläre Wertekategorien, die auf eine spezi-

fische Handlungsbereitschaft (Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs) bzw. auf

spezifisches Handeln (die Verkehrsmittelnutzung) bezogen sind.

3.3 Verkehrsbezogene Werte

Die im einführenden Kapitel 1.2.1 erörterten Funktionen und Probleme des Autoverkehrs

konnten verdeutlichen, daß sowohl die Entscheidungen der Bürger für die verschiedenen

Fortbewegungsmittel (Auto, Bus, Bahn usw.) als auch die Entscheidungen der Verkehrs-

politiker im Schnittpunkt miteinander konkurrierender moralbezogener und selbstbezoge-

ner Interessen stehen. Bereits die vor dem Hintergrund einer Perspektive ökologischer Ver-



EXPLIKATION DES UNTERSUCHUNGSANSATZES

51

antwortlichkeit für den Schutz der Luftqualität gewonnenen Daten lieferten erste Hinweise

darauf, daß die Mobilitätsentscheidungen der Bürger auch von potentiell mit dem Umwelt-

schutz konkurrierenden selbstbezogenen Werten und Zielen, wie z.B. Kostenersparnis,

beeinflußt werden (vgl. Kals, 1993; Kals & Becker, 1994; Kals & Montada, 1994).

Darüber hinaus konnte vor allem auf der Basis der Daten der Studie „Ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr“  gezeigt werden, daß der Schutz von Umwelt und Gesund-

heit im Kontext der Mobilitätsentscheidungen nicht als konkurrenzfreier moralischer Wert

wahrgenommen wird, sondern daß die hohe Akzeptanz konkurrierender moralischer  oder

sozialer  Werte, wie z.B. die Sicherheit von Arbeitsplätzen, umweltschützende Mobili-

tätsentscheidungen erschweren (vgl. Kals & Becker, 1997).

In der nachfolgenden Systematisierung potentiell relevanter verkehrsbezogener Werte soll

gezeigt werden, daß neben den auf das eigene Wohl zielenden egoistischen und hedonisti-

schen Werten auch auf das Gemeinwohl zielende Werte existieren, die potentiell mit dem

Umweltschutz in Konkurrenz stehen und gegen eine Einschränkung des Autoverkehrs

sprechen. In Anlehnung an die in den einführenden Kapiteln (1.2.1 und 1.2.2) aufgezeigten

vielfältigen Funktionen des Autoverkehrs soll der daraus erwachsende „Wertepluralismus“

differenzierter betrachtet und systematisiert werden.

Zur Systematisierung der empirisch und theoretisch bedeutsamen Werte werden zunächst

zwei Kategorien herangezogen: 1. Auf das Gemeinwohl zielende und 2. selbstbezogene

Werte. Die vorgenommene Kategorisierung entspricht inhaltlich der bei Rokeach (1973)

vorgenommenen Klassifizierung terminaler Werte in „society-centered“  und „self-

centered“ . Diese dem ‘common sense’9 entsprechende Kategorisierung hat primär ord-

nungsstiftenden Charakter und vernachlässigt die Tatsache, daß Werte auch entgegen der

Kategorie bzw. dem ‘common sense’  wirksam sein können. So kann etwa die Kategorisie-

rung des Wertes Arbeitsplatzsicherheit als auf das Gemeinwohl zielender Wert je nach Per-

son durchaus einen deutlichen Selbstbezug aufweisen, etwa im Fall eigener Arbeitslosig-

keit.

Gleiches gilt für die weitere Ordnung der verkehrsrelevanten Werte in solche, die mit einer

Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs einhergehen. Auch hier wird dem ‘com-

mon sense’  gefolgt, ohne zu übersehen, daß diese Urteile über die Personen hinweg variie-

9 Der Begriff „common sense“  wird hier und im folgenden als Ausdruck der von der Mehrzahl der „Expereten“  vertrete-
nen Meinung genutzt.



THEORETISCHER TEIL

52

ren. Gerade diese Varianz soll Gegenstand einer empir ischen Überprüfung sein, wobei die

erwartete Varianz in der subjektiven Übereinstimmung der jeweiligen Werte mit den poli-

tischen und privaten Entscheidungen für oder gegen bestimmte Verkehrsmittel auf ihre Be-

dingungen überprüft werden soll.

Die für die vorliegende Arbeit neu untersuchten verkehrsrelevanten Werte wurden in einem

ersten Schritt durch Literaturanalysen (vgl. z.B. Held, Verron & Rosenstiel, 1981; Schmidt,

1988b) und Expertenbefragungen ermittelt. Ihre Relevanz konnte in einer Voruntersuchung

mit N=20 Personen aus der allgemeinen Bevölkerung bestätigt werden.

3.3.1 Auf das Gemeinwohl zielende Werte

Auf das Gemeinwohl bezogene Werte können sowohl von den Befürwortern als auch von

den Gegnern einer Einschränkung des Autoverkehrs zur Stützung der jeweiligen Position

genutzt werden.

3.3.1.1 Auf das Gemeinwohl bezogene Werte als Argumente einer Ein-
schränkung des Autoverkehrs

Zentrales Argument der Befürworter einer Einschränkung des Autoverkehrs (vgl. Kap. 2.3)

ist die zunehmende Belastung verschiedener Umweltkomponenten durch Produktion, Ge-

brauch und Entsorgung der Fahrzeuge und den Ausbau der Infrastruktur für den Autover-

kehr. Diesen Faktoren wird ein wesentlicher Beitrag zur Luftverschmutzung, Förderung

des Treibhauseffektes, Abbau der Ozonschicht, Lärmbelastung und Landschaftszerstörung

zugeschrieben (vgl. z.B. Umweltbundesamt, 1991).

Neben dem Schutz verschiedener Umweltkomponenten wird auch der allgemeine Ge-

sundheitsschutz - als auf das Gemeinwohl bezogener Wert - argumentativ zur Rechtferti-

gung einer Einschränkung des Autoverkehrs genutzt. Dabei ist sowohl an direkte als auch

indirekte Gesundheitsbelastungen durch den Autoverkehr zu denken: Eine direkte Gefähr-

dung der Gesundheit durch den individuellen Autoverkehr ist durch das im Vergleich zu

öffentlichen Verkehrsmitteln hohe Unfallrisiko gegeben. Indirekte Gesundheitsrisiken be-

stehen etwa in Form langfristiger körperlicher und psychischer Gesundheitsbeeinträchti-

gungen als Folge von hohen und dauerhaften Lärmemissionen, denen man z.B. als Anlieger

einer vielbefahrenen Straße ausgesetzt ist (vgl. auch Hellbrück, 1993).
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Desweiteren gibt es neben der direkten Gesundheitsgefährdung durch körperliche Schäden

nach Verkehrsunfällen auch empirische Evidenz für kurz- und langfristige negative psychi-

sche Folgen von Verkehrsunfällen, wie z.B. posttraumatische Belastungsstörungen, De-

pressionen, phobisches Vermeidungsverhalten und organische Psychosyndrome (vgl.

Frommberger, Stieglitz, Nyberg & Berger, 1997). Weitgehend sichere Erkenntnisse liegen

auch über Gesundheitsrisiken durch Luftverschmutzung, bodennahes Ozon und eine ab-

nehmende Ozonschicht vor (vgl. z.B. Höger, 1989).

Individuelle Überzeugungen sowohl zum Umwelt- als auch zum Gesundheitsschutz sind

empir isch bedeutsame Prädiktoren der Bereitschaften und Entscheidungen zur Förderung

bzw. Verminderung des Autoverkehrs (vgl. Kals, 1995a): Die Zustimmung zu verkehrsein-

schränkenden Maßnahmen steigt mit dem allgemeinen Gefahrenbewußtsein für verkehrs-

bedingte Umwelt- und Gesundheitsfolgen und der Wahrnehmung von Verantwortlichkei-

ten und effektiven Möglichkeiten für deren Verringerung (vgl. Kap. 2.3).

Somit lassen sich in Einklang mit den Befunden der ersten Verkehrsstudie neben dem

Schutz der Umweltkomponenten Luft, nicht erneuerbare Energien, Landschaft und

Natur  auch der Lärmschutz und die Verkehrssicherheit als bedeutsame auf das Ge-

meinwohl zielende Werte im Zusammenhang mit dem Autoverkehr ableiten.

An dieser Stelle mag das Beispiel der Verkehrssicherheit dazu dienen, kurz die Problema-

tik der  Kategor isierung der Werte in selbst- und auf das Gemeinwohl bezogene und dar-

über hinaus auch der Assoziation der einzelnen Werte mit einer Förderung bzw. einer Ein-

schränkung des Autoverkehrs zu verdeutlichen: So ist die Einordnung der Verkehrssicher-

heit in die Kategorie der gemeinwohlbezogenen Werte, die mit einer Einschränkung des

Autoverkehrs einhergehen nicht exakt, da der Schutz vor den Unfallgefahren des Autover-

kehrs aus einer individuellen Perspektive auch eine selbstbezogenen Motivbasis haben

kann. Und auch innerhalb dieser selbstbezogenen kognitiven Konstruktion ist die Assozia-

tion geringer persönlicher Unfallgefahr mit einer Einschränkung des Autoverkehrs nicht

eindeutig. So sollte etwa die Sorge einer Mutter um die Verkehrssicherheit ihrer Kinder -

bei gegebener Verkehrsbelastung des Wohngebiets - eher zur Nutzung des Autos auf dem

Weg zum Kindergarten motivieren und damit nicht mit einer Einschränkung des Autover-

kehrs assoziiert sein (vgl. Moczek & Rambow, 1998).

Als ein weiteres auf das Gemeinwohl bezogenes Ziel soll die Verr ingerung der  Kosten-

belastung für  die Allgemeinheit ergänzend in die Variablenbildung aufgenommen wer-
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den. Ob dieses Ziel eher mit einer Einschränkung oder einer Förderung des Autoverkehrs

zu erreichen ist, wird unterschiedlich bewertet. Orientiert sich die zugrundeliegende Ko-

stenrechnung dabei primär an den Kosten, die durch Beseitigung der auf die jeweiligen

Verkehrsmittel zurückzuführenden langfristigen Umwelt- und Gesundheitsschäden entste-

hen, schneidet der private Autoverkehr im Vergleich zu seinen Alternativen (öffentlicher

Verkehr, Rad und Zufußgehen) deutlich schlechter ab.

Wird darüber hinaus die kurz- und mittelfristige Kostenbelastung der Allgemeinheit, die

durch einen massiven Abbau des Autoverkehrs entstehen (wie z.B. soziale Folgekosten

vermehrter Arbeitslosigkeit auf seiten der Automobilindustrie oder verminderte Steuerein-

nahmen durch geringere Produktivität), ins Kalkül gezogen, mag eine Einschränkung des

Autoverkehrs zunächst die finanzielle Belastung der Allgemeinheit vergrößern. Da die

komplexen ökonomischen Auswirkungen einer Einschränkung des Autoverkehrs sichere

Aussagen über Ausmaß und Dauer dieser hypothetischen Belastung und deren Folgen er-

schweren, lassen sich letztlich nur mehr oder weniger sichere Wahrscheinlichkeitsaussagen

machen, was eine Objektivierung dieser Kostenberechnung erschwert.

Unabhängig von der ökonomischen Komplexität dieser Kostenaufstellung ist es für die

psychologische Analyse der Wirksamkeit der Zielvorstellung einer geringen allgemeinen

Kostenbelastung interessant, wie die subjektive Übereinstimmung einer möglichst gerin-

gen Kostenbelastung der Allgemeinheit mit den privaten und politischen Verkehrsmitte-

lentscheidungen ausfällt. Da hier keine Daten vorliegen, soll diese Frage mit Hilfe der vor-

liegenden Arbeit empirisch geklärt werden.

3.3.1.2 Auf das Gemeinwohl bezogene Werte als Argumente einer Förde-
rung des Autoverkehrs

Die in der Literaturanalyse und der aktuellen politischen Diskussion prominentesten auf

das Gemeinwohl bezogene Argumente für die weitere Förderung des Autoverkehrs stützen

sich in erster Linie auf ökonomische Aspekte des Gesamtsystems Autoverkehr. Es wird

erwartet, daß eine Einschränkung des Autoverkehrs und damit der geringere Bedarf an

Fahrzeugen niedrigere Erträge der Automobilindustrie und von ihr direkt oder indirekt ab-

hängiger Wirtschaftszweige nach sich zieht. Da diese Wirtschaftszweige einen wesentli-

chen Beitrag an der gesamten Wirtschaftsleistung in Deutschland bzw. industriell gepräg-

ten Industriestaaten haben, ist kurz- und mittelfristig auch mit einer Schwächung der ge-

samten Wirtschaft zu rechnen, und in deren Folge mit einem Abbau von Arbeitsplätzen.
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Entsprechend dieser Folgenabschätzung können die Sicherheit von Arbeitsplätzen und

die allgemeine Wir tschaftsförderung als auf das Gemeinwohl bezogene Argumente zur

Förderung des Autoverkehrs herangezogen werden. Wie eingangs dieses Kapitels (3.3) be-

reits angedeutet, kann die Sicherheit von Arbeitsplätzen je nach persönlicher Betroffenheit

- eben im Falle einer Abhängigkeit des eigenen Arbeitsplatzes von der Konjunktur der

Automobilindustrie - auch als selbstbezogener Wert konzipiert werden.

Neben diesen ökonomisch-gesellschaftspolitischen Argumenten läßt sich das Ziel einer

möglichst hohen räumlichen Mobilität als für die Gesellschaft relevanter Wert im Zu-

sammenhang mit dem Autoverkehr identifizieren. Die steigende gesamtgesellschaftliche

Bedeutung territorialer Mobilität steht in ursächlichem Zusammenhang mit dem Wandel

von primär agrarisch strukturierten Gesellschaften mit geringem Mobilitätsbedarf  zu indu-

striell geprägten Gesellschaften, für deren Entwicklung eine hohe individuelle Mobilität

geradezu konstitutiv war bzw. ist. Im Zuge dieser Entwicklung erhielt der Wert einer hohen

Mobilität einen solchen gesellschaftlichen Stellenwert, daß die Sicherung hoher individu-

eller Mobilität - als aus dem Grundgesetz ableitbares Recht - in Deutschland gesetzlich

festgeschrieben wurde.

Da die vielfältigen negativen Aspekte des Autoverkehrs während dieser Entwicklung auf

individueller und politischer Ebene unterschätzt wurden, erfolgte die notwendige Deckung

des Mobilitätsbedarfs primär zugunsten des Autos und die  wachsende individuelle „Au-

tomobilität“  beeinflußte nachhaltig die Planungsprozesse zur Gestaltung der industriellen

Lebensumwelten (vgl. Kap. 1.2.1). Der so entstandene Mobilitätsbedarf kann durch die

Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel allenfalls ergänzt, aber nicht gedeckt werden, womit

das Ziel einer möglichst hohen Mobilität sinnvoll als Argument für eine weitere Förderung

des Autoverkehrs herangezogen werden kann.

Wenn auch die Ableitung eines Grundrechts auf Mobilität von juristischer Seite her strittig

ist (vgl. Ronellenfitsch, 1995), so läßt sich in der „öffentlichen Meinung“ - also auf der

Ebene kommunizierter individueller Urteile - nicht nur ein Recht, sondern gar eine Not-

wendigkeit möglichst uneingeschränkter Mobilität identifizieren (eine Analyse der aktuel-

len Stellenangebote, in denen Mobilität, und auch oft explizit der Besitz des Führerscheins,

ein wichtiger Punkt in den Anforderungsprofilen der Stellenanbieter ist, mag dies beispiel-

haft illustrieren).
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Parallel zum Arbeitsplatzargument, läßt sich auch für die Gewährleistung hoher individu-

eller Mobilität eine selbstbezogene Motivbasis konstruieren. So kann der Wunsch nach

möglichst hoher Mobilität auch als Ausdruck eines Strebens nach Unabhängigkeit und dem

Wunsch nach persönlicher Entscheidungsfreiheit darüber betrachtet werden, wann, mit

wem und wie spontan man sich wohin bewegt (vgl. Kap. 3.3.2).

3.3.2 Selbstbezogene Werte

Parallel zu den auf das Gemeinwohl bezogenen Argumenten, können individuelle Vorteile

repräsentierende Werte und Ziele sowohl zur Stützung der Förderung als auch der Ein-

schränkung des Autoverkehrs herangezogen werden. Im Unterschied zu den auf das Ge-

meinwohl bezogenen Argumenten werden selbstbezogene Argumente sowohl in der öf-

fentlichen Diskussion als auch in der Literatur vergleichsweise selten mit einer Einschrän-

kung des Autoverkehrs in Zusammenhang gebracht und hauptsächlich von Seiten der

„Autobefürworter“  ins Feld geführt.

3.3.2.1 Selbstbezogene Werte als Argumente einer Förderung des Auto-
verkehrs.

In der eigenen Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (vgl. Kap. 2.3)

erwiesen sich das Erleben von Freude beim Autofahren, persönliche Entscheidungs-

freiheit, Bequemlichkeit und Komfor t als einflußreiche Barrieren eines Umstiegs vom

Auto auf alternative Verkehrsmittel. Dieser Befund bestätigt zunächst das Bild, das die an-

gestellten Literaturanalysen und die Betrachtung der öffentlichen Diskussion zeichnet. Die

genannten Werte und Ziele lassen sich als „ hedonistische Werte“  gruppieren. Sie werden

durchgängig mit der Nutzung des Autos assoziiert und dienen als Rechtfertigung einer För-

derung des Autoverkehrs bzw. der Autonutzung (vgl. auch Heine, 1996; Opaschowski,

1995; Praschl, Scholl-Kuhn & Risser, 1994; Schmidt, 1988b).

Einschränkend muß hier jedoch auf die bereits eingangs thematisierten Probleme der Wer-

tekategorisierung hingewiesen werden: So ist diese Kategorisierung der persönlichen Ent-

scheidungsfreiheit als selbstbezogener und hedonistischer Wert nicht exakt trennscharf, da

selbstbezogene Argumente durchaus auf der Akzeptanz „moralischer Werte und Normen“

aufbauen können. Die spezifische Entscheidungsfreiheit der Verkehrsmittelwahl läßt sich

etwa auf die infolge der gesellschaftlichen Entwicklungen in der Neuzeit zur sozialen
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Norm gewordenen Werte einer Freiheit von Unterdrückung und einem Recht auf selbstbe-

stimmte Gestaltung des Lebens zurückführen.

Eine weitere Gruppe selbstbezogener Ziele und Interessen, die im Zusammenhang mit dem

Autoverkehr empirisch bedeutsam ist (vgl. Kap. 2.3), betrifft die Argumente der Zeit- und

Geldersparnis und kann etwa als „ individuelle Mobilitätseffizienz“  kategorisiert werden.

Ebenso wie die hedonistischen Werte dienen Zeit- und Geldersparnis als rechtfertigende

Argumente der Autoförderung bzw. der Autonutzung.

Diese empirisch bedeutsamen, die individuelle Mobilitätseffizienz und hedonistische Ziele

umfassenden Werte werden in der vorliegenden Arbeit erneut in den Kanon der verkehrs-

relevanten Werte aufgenommen und sollen differenzierter untersucht werden (vgl. Kap.

1.3.2).

Darüber hinaus soll die Liste der selbstbezogenen Werte, die primär zur Rechtfertigung der

Autoförderung herangezogen werden können, um zwei Aspekte aus dem Bereich des so-

zialen Kontexts verkehrsrelevanter Entscheidungen erweitert werden. Dies ist zunächst

das Bedürfnis nach zwischenmenschlichen Kontakten bzw. deren Knüpfung und Pflege.

In diesem Zusammenhang erscheint das Auto aufgrund seiner stetigen Verfügbarkeit - so-

bald es einmal angeschafft ist - ungleich attraktiver als die Fahrzeuge des öffentlichen Ver-

kehrs, die flexible und spontane Entscheidungen erschweren und deren Nutzung oft mit

langfristigen Vorplanungen verbunden ist (vgl. z.B. Risser, 1997). Eben dieser Aspekt läßt

es für einen Großteil der Bevölkerung naheliegend erscheinen, das Bedürfnis (oder auch

die Verpflichtung), Verwandte, Freunde oder Bekannte zu besuchen oder die Möglichkeit,

kurzfristige Verabredungen auf ein Glas Bier oder Wein in der Stammkneipe zu treffen, als

Rechtfertigung der Autonutzung heranzuziehen.

Auch für das Bedürfnis zu zwischenmenschlichen Kontakten läßt sich parallel zum Frei-

heitsargument eine Prägung durch akzeptierte Normen zum Wohl der Gesellschaft konzi-

pieren, etwa der Verpflichtung zur Familienfürsorge.

Ein weiteres Wertargument aus dem Bereich des sozialen Kontexts der Mobilitätsentschei-

dungen, das in der Forschungsliteratur bedeutsam ist, aber auch in der nichtwissenschaftli-

chen Alltagsbeobachtung evident ist, betrifft das mit dem gewählten Verkehrsmittel ver-

bundene Sozialprestige (vgl. z.B. Heine, 1996; Schlag, 1997). Das Auto bietet aufgrund

der großen Variabilität der Marken und Modelle und den unterschiedlichen Attributen, die
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den jeweiligen Autos zugeschrieben werden (beispielsweise Sportlichkeit, Understatement,

Exklusivität, Noblesse), vielfältige Möglichkeiten der öffentlichen Darstellung des indivi-

duellen sozialen Status und des persönlichen Lebensstils. Diese Projektionen des eigenen

Selbstbildes bzw. der individuellen Ansprüche kann offensichtlich von den uniformen

Verkehrsmitteln des öffentlichen Verkehrs nur bedingt geleistet werden (vgl. Opaschowski,

1995). Eine interessante Frage in diesem Zusammenhang betrifft die möglichen Verände-

rungen dieser Zusammenhänge im Verlauf der ökologischen Diskussion des Autoverkehrs

seit den siebziger Jahren: Unter welchen Bedingungen kann die prestigebildende Funktion

des Autos und damit seine Rolle als „Medium sozialer Vergleichsprozesse“  gelöst und von

den alternativen Verkehrsmitteln übernommen werden?

Aufgrund der aktuell vorliegenden Untersuchungen kann jedenfalls von einer bedeutsamen

Identifikation der Autobesitzer mit ihren Fahrzeugen ausgegangen werden, und es kann

weiterhin angenommen werden, daß aus der individuellen Perspektive heraus der Autover-

zicht im Rahmen einer Einschränkung des Autoverkehrs den Verlust einer wichtigen Büh-

ne für soziale Darstellungs- und Vergleichsprozesse birgt.

Als ein weiterer mit der „Automobilität“  verknüpfter selbstbezogener Wert kann der

Wunsch nach hoher individueller  Mobilität verstanden werden, deren gesellschaftsbezo-

gene motivationale Komponente bereits im vorigen Abschnitt beleuchtet wurde (vgl. Kap.

3.3.1). Die an dieser Stelle als gesellschaftlich relevantes Ziel formulierte Gewährleistung

hoher territorialer Mobilität kann auf individueller Ziel- bzw. Werteebene auch durch das

selbstbezogene Streben nach Unabhängigkeit und persönlicher Entscheidungsfreiheit moti-

viert sein (vgl. Bastian, 1991). Diese selbstbezogene Bedeutung hoher individueller Mobi-

lität wird für viele junge Menschen unserer nachhaltig durch das Automobil geprägten Ge-

sellschaft mit dem institutionalisierten „persönlichen Unabhängigkeitstag“  - nämlich dem

Erreichen der Volljährigkeit und der damit verbundenen Möglichkeit zum Erwerb eines

Führerscheins - fest im Bewußtsein verankert. Das durch die faktische Zwangsläufigkeit

von Volljährigkeit und Führerschein- bzw. Autobesitz auf individueller Ebene festge-

schriebene Junktim von „Automobilität“  und Unabhängigkeit wirkt nachhaltig der Bereit-

schaft zur Einschränkung des Autoverkehrs entgegen.
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3.3.2.2 Selbstbezogene Werte als Argumente einer Einschränkung des
Autoverkehrs

Wie bereits erwähnt, können selbstbezogene Argumente auch zur Stützung einer vermehr-

ten Nutzung alternativer Verkehrsmittel und einer Reduktion des Autoverkehrs gebraucht

werden. Diese Verknüpfung ist jedoch nach Expertenmeinung weitaus weniger im Be-

wußtsein der Bevölkerung repräsentiert (vgl. z.B. Monheim & Monheim-Dandorfer, 1990).

Entsprechend existieren hier auch nur wenige empirische Befunde. Um diese Lücke zu

schließen, soll in der eigenen Arbeit das Streben nach Wohlbefinden und körper licher

Fitneß - als eher mit einer Nutzung alternativer Verkehrsmittel assoziierter Wert - neu in

das Variablenset aufgenommen werden. Der Zusammenhang zwischen häufigerem Zufuß-

gehen bzw. Radfahren (auch in Verbindung mit der Nutzung des öffentlichen Verkehrs) ist

augenscheinlich eng mit einer besseren physischen Konstitution und deren Wahrnehmung

verbunden. Somit dienen diese Verkehrsmittelentscheidungen nicht nur dem Umweltschutz

sondern auch dem Schutz der eigenen Gesundheit. Die Bedeutung dieser Verknüpfung von

Gesundheitsschutz und den gesundheitsdienlicheren Arten der Verkehrsmittelnutzung ist

jedoch weitgehend empirisch ungeklärt. Deshalb soll in der eigenen Arbeit die Frage nach

der kognitiven Repräsentation dieser Verknüpfung und deren motivationaler Relevanz dif-

ferenziert untersucht werden.

Ergänzend seien kurz diejenigen selbstbezogenen Aspekte zusammengefaßt, die argumen-

tativ sowohl zur Stützung einer Reduktion als auch einer Förderung des Autoverkehrs her-

angezogen werden können. Dies betrifft soziale, hedonistische und ökonomische Motive.

Die individuelle Kostenbilanz zur Berechnung des individuellen Mobilitätsbudgets unter-

liegt häufig dem subjektiven Wahrnehmungsfehler der Ausblendung indirekter, nicht direkt

mit der Autonutzung verbundener Kosten. Wird die Kostenbilanz von dieser Wahrneh-

mungstendenz bereinigt, und es gehen nicht nur direkte Kosten (z.B. für Treibstoff oder

Reparaturen), sondern auch indirekte Kosten ein (z.B. durch Verschleiß und Wertverlust),

so könnte die Nutzung alternativer Verkehrsmittel anstelle des Autos durchaus mit Ko-

stenentlastungen für einen Großteil der Bevölkerung verbunden sein.

Auch die Einschätzung der individuellen Entscheidungsfreiheiten und Zeitbilanzierun-

gen, die mit den jeweiligen Mobilitätsentscheidungen assoziiert ist, kann individuell variie-

ren. Die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel kann durchaus einen Zugewinn an Entschei-

dungsfreiheit und Zeitersparnis bedeuten: Wer etwa mit dem Bus in der Stadt unterwegs
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ist, spart die Zeit für die Parkplatzsuche und muß nicht zum Abstellplatz des Autos zurück.

Und während das Autofahren durch das Steuern des Wagens hohe Aufmerksamkeit erfor-

dert, kann dieselbe Zeit beim Busfahren mit alternativen Beschäftigungen, wie z.B. lesen

oder dem Gespräch mit anderen Fahrgästen, genutzt werden.

Wird die Pflege sozialer Kontakte auf der einen Seite durch die „Automobilität“  erleichtert,

kann die Möglichkeit zu deren Knüpfung auf der anderen Seite auch durch die Anonymität

des hermetisch abgeschlossenen Verkehrsmittels Auto als eingeschränkt betrachtet werden.

Demgegenüber bietet die Nutzung von Bussen und Bahnen auf den Haltestellen und wäh-

rend der Fahrt vielfältige Möglichkeiten zur Knüpfung von Kontakten - oder allgemeiner -

zu sozialem Austausch.

3.4 Ableitung eines wertepluralistischen
Untersuchungsdesigns zur Analyse des Mobili-
tätsverhaltens

Faßt man die empirischen Befunde und theoretischen Überlegungen des vorangegangenen

Abschnitts zusammen, lassen sich sowohl potentiell auf das Gemeinwohl bezogene als

auch selbstbezogene Argumente identifizieren, die - je nach Sichtweise - sowohl für eine

Einschränkung als auch für die Förderung des Autoverkehrs sprechen können. Die Kom-

plexität der empirisch und theoretisch bedeutsamen wertebezogenen Argumente läßt es an

dieser Stelle sinnvoll erscheinen, die dichotomisierende Bezeichnung der Argumentegrup-

pen in auf das Gemeinwohl bezogene vs. selbstbezogene Argumente zu überdenken, um so

dem thematisierten intraindividuellen Wertepluralismus im Bereich der Mobilitätsent-

scheidungen gerecht zu werden (vgl. Patry, 1997). Allenfalls eine formale Differenzierung

in solche Werte, die primär auf das Gemeinwohl und solche die primär auf das eigene

Wohl bezogen sind, erscheint vor allem aufgrund der bereits bei Rokeach (1973) einge-

führten Differenzierung in personal (self-centered) und social (society-centered) values

sinnvoll und wird auch weiterhin als ordungstiftende Kategorisierung beibehalten.

Um bei der Überprüfung der Handlungswirksamkeit der verkehrsrelevanten Werte die im

umweltpsychologischen Kontext beispielsweise von Fuhrer (1995) geforderte Forschungs-

kontinuität zu gewährleisten, wird erstens über die Anbindung an das Modell von Kals und

Montada (1994) hinaus die theoretische Einbettung in weitere, bereits existierende Mo-

delle und Erklärungsansätze gesucht, und zweitens eine möglichst breite Er fassung der

Wertur teile und ihrer individuellen Bedingungen realisiert. Deshalb wird im nächsten Ab-
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schnitt zunächst auf die vorliegenden Erkenntnisse über die Handlungswirksamkeit von

Werten im umweltpsychologischen Forschungskontext eingegangen (Kap. 3.4.1), um

darauf aufbauend das eigene Untersuchungskonzept zur Wertaktivierung zu entwickeln

(Kap. 3.4.2).

3.4.1 Handlungsrelevanz von Werthaltungen

Welche Prozesse vermitteln zwischen individuellen Werthaltungen und wertrelevantem

Handeln? Diese Frage wird in der Literatur zu umweltrevantem Handeln breit diskutiert,

aber schmal operationalisiert. In den meisten empirischen umweltpsychologischen Studien

wird die Frage nach der Wirksamkeit individueller  Werthaltungen auf umweltrelevantes

Handeln meist verkürzt auf die Frage nach dem Einfluß einer hohen Zentralität umwelt-

bezogener  Werte auf umweltschützendes  oder -verantwortliches Handeln, ohne dabei die

Einbettung der „Umwelt-Werte“  in das gesamte Wertesystem einer Person zu beachten

(vgl. auch Stern & Dietz, 1994; Stern, Dietz & Kalof, 1993). Entsprechend hielt das auf die

Umweltperspektive eingeschränkte Wertekonzept Einzug in verschiedene prominente Mo-

delle der Umwelt(bewußtseins)forschung, wie z.B. das Modell von Fietkau und Kessel

(1981) oder Urban (1986). In diesen Modellen stellt das Wertekonzept zumeist eine kogni-

tive Teilkomponente umweltbewußten Handelns dar, etwa im Strukturmodell von Urban

(1986), in dem neben umweltbezogenen Einstellungen und umweltorientierten Handlungs-

bereitschaften auch umweltrelevante Wertorientierungen als konstitutive Komponenten

umweltbewußten Handelns fungieren.

Die eingangs gestellte Frage nach der Handlungsrelevanz von Werten weist Schnittpunkte

mit dem Paradigma der Einstellungs-Verhaltens-Diskrepanz auf, dessen Bedeutung un-

geachtet der definitorischen Unbestimmtheit und Mehrdeutigkeit des Einstellungsbegriffs

in der Sozialpsychologie (vgl. Kap. 3.2.1) ungebrochen ist (vgl. Markard, 1984). In den

einschlägigen Untersuchungen werden meist nur geringe oder insignifikante Korrelationen

zwischen umweltbezogenen Einstellungen und umweltrelevantem Handeln festgestellt

(vgl. Kals, 1996a). Besonders im Bereich der Mobilitätsentscheidungen belegen die empi-

rischen Studien ein hohes „Umweltbewußtsein“10, ohne daß die notwendigen Schlußfolge-

rungen hinsichtlich des individuellen Verhaltens gezogen werden. Im Gegenteil entsteht

sogar der Eindruck einer zunehmenden „Unbekümmertheit“  der Bevölkerung auf Verhal-

10 Mit „Umweltbewußtsein“  soll hier und im folgenden explizit die Gesamtheit der verschiedenen Konzeptvarianten des
Begriffs gemeint sein (vgl. Kals, 1996a).
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tensebene: Die Neuzulassungen von Pkw steigen ebenso wie das Gefahrenbewußtsein für

die Umweltfolgen des Verkehrs (vgl. Schreiber, 1989).

Als mögliche Ursachen dieser für die Einstellungsforschung unbefriedigenden Empirie

werden unterschiedliche methodische, inhaltliche und erkenntnistheoretische Gründe dis-

kutiert (vgl. Kals, 1993; Schreiber, 1989). So werden u.a. folgende Ursachen angeführt:

- ein geringer wahrer Zusammenhang,

- unterschiedliches Spezifitätsniveau der gemessenen Überzeugungen und Verhaltens-

weisen,

- geringer Zusammenhang zwischen unterschiedlichen umweltbewußten Verhaltenswei-

sen,

- mangelnde Berücksichtigung der Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortverhalten,

- eine unvollständige Erfassung der relevanten Einstellungsstruktur (z.B. unter Ausblen-

dung gewichtiger „gegenläufiger“  Einstellungskomponenten).

Die eigene Definition von Werten als handlungsleitende Referenzsysteme zur  Beurtei-

lung eigener und anderer  Handlungen erlaubt es, diese als Präzisierung des Einstel-

lungskonzepts oder als Einstellungskomponente zu fassen und eröffnet die Möglichkeit,

einen ergänzenden Grund für die fehlende Konsistenz von Einstellungen und Verhalten zu

formulieren. Eine weitere Ursache für die Einstellung-Verhaltens-Diskrepanz liegt mögli-

cherweise in der oben erwähnten Perspektivenbeschränkung auf Einstellungen zum

Umweltschutz, ohne die Einstellungen zu anderen Entitäten zu berücksichtigen.

Mit dem Konzept der Polytelie umweltrelevanten Handelns von Lantermann (1999) liegt

ein theoretisches Konzept vor, das geeignet erscheint, die einseitige Beschränkung auf eine

bestimmte Zielperspektive, z.B. die Umweltperspektive, aufzuheben. Polytelie wird im all-

gemeinen dahingehend verstanden, daß Menschen immer mehrere Ziele gleichzeitig ver-

folgen, d. h. ein intrapersonaler Zielpluralismus wird unterstellt. In der psychologischen

Literatur wird der Zielpluralismus beispielsweise in Erwartungs-Wert-Theorien zur Erklä-

rung zielgerichteten Handelns thematisiert (vgl. z.B. Krampen, 1987). Im Bereich pädago-

gischen Handelns diskutiert beispielsweise Patry (1997) vor allem die möglichen Kon-

fliktlagen verschiedener intrapersonaler Ziele und deren Lösungsmöglichkeiten (vgl. Held,

1982). Die empirische Unterfütterung des Polyteliekonzepts für umweltrelevante - aber



EXPLIKATION DES UNTERSUCHUNGSANSATZES

63

auch andere Handlungsklassen - steckt jedoch z. Zt. erst in den Anfängen. Lantermann

(1999) fokussiert in konzeptueller Anlehnung an Rokeach (1973) die motivationale Kom-

ponente individueller Wertsysteme für umweltrelevantes Handeln über deren Funktion als

selbstwertregulierende Instanzen, d.h. dem Wertesystem einer Person kommt eine

selbstwertverteidigende Funktion zu.

Ein weiteres Kernproblem betrifft die Frage, unter welchen Bedingungen eine Person in

umweltrelevanten Entscheidungssituationen überhaupt bewußt auf eigene Werthaltungen

zurückgreift. Lantermann und Döring-Seipel (1990) vermuten, daß vor allem in nicht rou-

tinierten Entscheidungssituationen ohne klar definierte Handlungsfolgen kognitiv-

emotionale Regulationsvorgänge und damit der Rückgriff auf Werthaltungen stattfinden

(vgl. auch Dörner, 1985).

Die Befunde der eigenen Fragebogenstudien zur Bedeutsamkeit wertebezogener Rechtfer-

tigungsargumente für die Verkehrsmittelnutzung sprechen jedoch dafür, daß zumindest

gemeinsame Varianz von Wertorientierungen und selbstberichteten hochroutinierten

Handlungen existiert (vgl. Kals, 1993; Kals & Becker, 1994; Kals & Montada, 1994). Die-

se Befunde müssen insofern eingeschränkt werden, als die Frage, wie bewußt die individu-

ellen Werthaltungen in der konkreten Entscheidungssituation tatsächlich sind, nicht durch

Rekonstruktion der Entscheidungsprozesse mittels Fragebogenerhebungen eindeutig be-

antwortet werden kann. Entsprechende Daten, die mit Methoden erhoben wurden, die hier

mehr Klarheit erzeugen könnten, wie z.B. Interviews oder offene Fragestellungen, liegen

jedoch nicht vor, was sich primär mit deren vergleichsweise aufwendigen Beschaffung in

Zusammenhang bringen läßt. Anhand vorliegender prozeßanalytischer Daten aus Compu-

tersimulationen, die ebenfalls geeignet erscheinen, die mit Fragebogen erhobenen Daten zu

erhärten, lassen sich zur Zeit noch keine eindeutigen Schlüsse bezüglich der Bewußtheit

von Werthaltungen in Entscheidungssituationen ziehen (vgl. Lantermann, Döring-Seipel &

Schima, 1992).

Insgesamt betrachtet erscheint die Forschung noch weit von einer Synthese der vorliegen-

den theoretischen und empirischen Befunde zur Wirksamkeit potentiell relevanter Werte

und Ziele entfernt. Diesem Mangel sollte durch die im eigenen Untersuchungsdesign ex-

emplarisch für den Bereich der Mobilitätsentscheidungen geplanten zumindest annähernd

erschöpfenden Erfassung der handlungsrelevanten Wertekategorien begegnet werden. Die

genaue Operationalisierung der handlungsrelevanten Werte und deren konzeptuelle Anbin-
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dung an bestehende umweltpsychologische Modellvorstellungen - konkret das Modell von

Kals und Montada (1994) - wird nachfolgend geleistet.

3.4.2 Das wer tepluralistische Untersuchungsdesign

Die theoretische Anbindung soll wie folgt geleistet werden: Gemäß der Annahmen des

Norm-Aktivierungsmodells von Schwartz (1977) und des Umweltschutzmodells von

Kals und Montada (1994) sollen die zentralen Konstrukte dieser Modelle, die Zuschrei-

bung effizienter Einflußmöglichkeiten und Verantwortlichkeiten, neben dem Schutz der

Umwelt ergänzend auch auf die in den vorigen Kapiteln (3.3.1 und 3.3.2) thematisierten,

das Gemeinwohl und das eigene Wohl repräsentierenden Werte bezogen werden. Mit die-

ser Modellübertragung soll der motivationale Einfluß der Verantwortungszuschreibung,

wie er sich für umwelt- und gesundheitsbezogene Ziele bewährt hat, konzeptuell auch auf

die weiteren potentiell relevanten Werte und Ziele ausgedehnt werden. Empirisch zu klären

ist die Frage nach der zusätzlichen Aufklärungskraft der Verantwortungsübernahme für die

neu operationalisierten Werte zur Vorhersage der Mobilitätsentscheidungen der Bürger.

Ergänzend zu dieser theoriebezogenen Operationalisierung des Wertepluralismus soll der

Einfluß der verkehrsbezogenen Werturteile auf die Bereitschaften und Verhaltensweisen

zur Einschränkung des Autoverkehrs auf weiteren, konzeptionell neuen Ebenen überprüft

werden. Erstens soll die Akzeptanz dieser Werte für die verkehrspolitischen Entscheidun-

gen und die Verkehrsmittelnutzung direkt gemessen werden: Inwieweit werden diese Inter-

essen bei den privaten Entscheidungen der Verkehrsmittelnutzung tatsächlich berücksich-

tigt, und inwieweit nehmen diese auf die verkehrspolitischen Entscheidungsprozesse Ein-

fluß? Zweitens soll die Übereinstimmung der Werte mit der Förderung oder Einschrän-

kung des Autoverkehrs und der Nutzung der verschiedenen Verkehrsmittel überprüft wer-

den.

Neben diesen kognitiven Werturteilen sollen auch emotionale Indikatoren für  die Wirk-

samkeit von Wertur teilen erfaßt werden. Die Möglichkeit einer Annäherung an diese we-

niger artikulierten - und damit schwieriger faßbaren - psychischen Gegebenheiten läge z.B.

in der Erfassung entsprechender emotionaler Urteile (z.B. der Freude über die Möglichkeit,

sich mit dem Auto spontan, frei und unabhängig zu bewegen).

Aus untersuchungsökonomischen Gründen soll die Erfassung emotionaler Indikatoren der

Werturteile auf die Emotion Empörung beschränkt werden, die dann für alle ausgewähl-
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ten Werte zu operationalisieren ist. Erfaßt werden soll die Empörung über ungenügende,

mangelnde oder fehlende Berücksichtigung des jeweiligen Wertes im Kontext verschiede-

ner Mobilitätsentscheidungen (wie z.B. Empörung über zuwenig Rücksicht auf die Ar-

beitsplatzsicherheit durch die Einschränkung des Autoverkehrs).

Eine theoretische und empir ische Begründung dieser Wahl läßt sich auf der Basis der

emotionstheoretischen Arbeiten von Montada (vgl. Montada, 1989, 1993, in Druck), den

Befunden zum Umweltschutzmodell von Kals und Montada (1994) (vgl. auch Kap. 2.2)

sowie der eigenen Mobilitätsstudie (vgl. Kap. 2.3) führen. Basis dieser Arbeiten ist ein ko-

gnitives Emotionsmodell, das Emotionen als intentionale Zustände begreift, die auf einen

Gefühlsanlaß bezogen sind. Die Beziehung des Subjekts zum Emotionsanlaß ist eine des

Berührtseins, des „Affiziertseins“ . Das Emotionserleben stellt damit einen bewertenden

Bezug zwischen Subjekt und Emotionsanlaß dar und beinhaltet Erkenntnisse über die Rea-

lität bzw. über den Bezug zwischen Subjekt und Realität (vgl. Montada, 1989).

Im Sinne dieser emotionstheoretischen Basis wird das in seiner kognitiven Struktur  kom-

plexe Gefühl der  Empörung über eine Normverletzung konstituiert durch die Wahrneh-

mung einer Normverletzung durch einen Agenten, der Verantwortlichkeitszuschreibung

dafür an diesen Agenten und das Fehlen von Rechtfertigungsgründen für die Normverlet-

zung.

Alternativ wäre auch die Messung anderer auf die jeweiligen Werte bezogener Emotionen

möglich. Denkbar wäre etwa die Schuld über eigenes normverletzendes Verhalten, Freude

über die Realisierung und Ärger über zu starke Beachtung bestimmter Werte denkbar. Da

jedoch auf seiten der kognitiven Urteile die Wirksamkeit der wertebezogenen Verantwor-

tungsur teile im Mittelpunkt des eigenen Forschungsinteresses steht, soll zur inhaltlichen

und methodischen Verdichtung der Verantwortungsbefunde die direkt verantwortungs-

bezogene Empörung über eine Ver letzung individueller  Normen bzw. Werte herange-

zogen werden.

Die in dem vorgestellten wertepluralistischen Untersuchungsdesign realisierte differen-

zierte Erfassung des Wertepluralismus bietet die Möglichkeit einer fairen Überprüfung der

Bedeutsamkeit jener Werte, denen neben dem Umwelt- und Gesundheitsschutz eine poten-

tielle Bedeutsamkeit zur Erklärung der Mobilitätsentscheidungen eingeräumt werden muß

(vgl. Kap. 1.2.1). Der Forderung nach Forschungskontinuität (vgl. Fuhrer, 1995) wird bei



THEORETISCHER TEIL

66

dieser differenzierten Analyse der relevanten Werte durch die theoretische Anbindung an

die Modelle von Schwartz (1977) bzw. Kals und Montada (1994) nachgekommen.

Insgesamt wird erwartet, daß die auf das Gemeinwohl bezogenen, aber auch die selbstbe-

zogenen Werte, die einer Einschränkung des Autoverkehrs potentiell entgegenstehen, nicht

nur eine Alibifunktion i.S. der nachträglichen Rechtfertigung umweltgefährdenden Ver-

haltens bei der Verkehrsmittelnutzung haben. Vielmehr wird erstens angenommen, daß

diese Werturteile in der Lage sind, einen eigenständigen Beitrag zur Erklärung des Mobili-

tätsverhaltens zu leisten. Zweitens ist nicht zu vernachlässigen, daß Werte sich individuell

über die Zeit verändern, und daß zwischen Generationen und auch innerhalb unterschiedli-

cher Subpopulationen unterschiedliche Wertepräferenzen bestehen. Es ist deshalb empi-

risch zu prüfen, ob und unter welchen Bedingungen die zunächst am „common sense“  ori-

entierte subjektive Verknüpfung der verschiedenen Wertepräferenzen mit den Entschei-

dungen zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs die individuellen Mobili-

tätsentscheidungen beeinflussen. Der empirischen Klärung dieser Fragen im Schnittpunkt

der unterschiedlichen verkehrsrelevanten Werturteile kommt eine nicht unerhebliche Be-

deutung sowohl für andere Bereiche umweltrelevanten Verhaltens als auch für die Ent-

wicklung von Interventionsstrategien zu.

3.5 Situative Barrieren der Verkehrsmittel-
entscheidungen

Die Bedeutsamkeit der individuellen Wahrnehmung situativer Barrieren einer umweltver-

träglichen Verkehrsmittelwahl wird theoretisch oft diskutiert (vgl. Schmidt, 1997) und ist

empirisch gut belegt (vgl. z.B. Flade, 1990). Auch die Ergebnisse der Studie „Ökologische

Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  können diese Befunde stützen (vgl. Becker, 1994;

Kals & Becker, 1997). Um diese Variablengruppe konzeptuell weiter zu integrieren, sollen

die in der empirischen Literatur bedeutsamen situativen Barrieren differenzierter untersucht

und um weitere potentiell wirksame ergänzt werden.

In verschiedenen Untersuchungen konnte ein Einfluß der wahrgenommenen finanziellen

und zeitlichen Kosten bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel nachgewiesen

werden (vgl. Bamberg & Kühnel; 1998, Flade, 1990). Diese beiden, in der ersten Verkehrs-

studie nicht berücksichtigten Variablen sind in der vorliegenden Studie differenziert zu er-

fassen. So sollen die finanziellen Kosten der Benutzung der Verkehrsmittel Auto, Bahn,

Bus und Fahrrad und die Zeit-Kosten in Form der Einschätzung der Betroffenheit von Ver-
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kehrsstaus, Verspätungen oder Ausfälle bei öffentlichen Verkehrsmitteln gemessen wer-

den.

Die bereits in der ersten Studie untersuchte wahrgenommene Anbindung an das Netz des

öffentlichen Verkehrs ist weiter zu differenzieren. Deshalb soll die wahrgenommene Ge-

samteinschätzung der  eigenen Anbindung an die verschieden Verkehrswege bzw. -

netze (Straße, Autobahn, Straßenbahn- oder Buslinien, Eisenbahn, Fahrradwege, Fußwege)

erfaßt werden. Dieses Gesamturteil soll durch die Einschätzung der  Entfernung zu Kno-

tenpunkten des öffentlichen Verkehrs (Bus- bzw. Straßenbahnhaltestelle, Regional- und

Intercity-Bahnhof) und die wahrgenommene Taktfrequenz öffentlicher  Verkehrsmittel

am eigenen Wohnort ergänzt und validier t werden. Entsprechend soll neben der bereits in

der ersten Studie bedeutsamen Variable der Verfügbarkeit eines Autos die Verfügbarkeit

eines Fahrrads gemessen werden.

Aus rationalen Überlegungen und nicht zuletzt als Ergebnis der deskriptiven Auswertungen

der verschiedenen Anmerkungen und Rückmeldungen zur Studie „Ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr“  (vgl. Kap. 2.3) und der Voruntersuchung mit 20 Proban-

den im Rahmen der vorliegenden Arbeit werden die wahrgenommenen individuellen

körper lichen Voraussetzungen für  die Fahrradnutzung und das Zufußgehen und die

wahrgenommene Unfallgefahr  für  Radfahrer  und Fußgänger am eigenen Wohnort

zusätzlich in das Set der potentiell bedeutsamen situativen Bedingungen aufgenommen.

3.6 Situationsbezogene emotionale Bewertungen der
Verkehrsmittelnutzung

Ausgehend von Befunden der ersten Studie, in denen die Freude am Autofahren als  entla-

stende situationsbezogene Emotion bedeutsame Anteile der Bereitschaften und Entschei-

dungen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs aufklären konnte, soll die

Klasse der situationsbezogenen Emotionen differenzierter erfaßt werden. Dabei soll er-

stens die er lebte Freude bei der  Autonutzung durch die Freude bei der  Bus- und

Bahnnutzung, beim Fahrradfahren und beim Zufußgehen ergänzt werden und zwei-

tens zusätzlich der er lebte Ärger  bei der  Benutzung der  o.g. Verkehrsmittel als neue,

mit der Freude kontrastierende Variablengruppe gemessen werden. Im Gegensatz zur Freu-

de, die als entlastende Emotion konzipiert ist, ist der Ärger als belastend erlebte Emotion

charakterisiert.
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Mit den Skalen können damit sowohl positiv als auch negativ gefärbte emotionale Bewer-

tungen der Situation „Verkehrsmittelnutzung“ erfaßt werden. Auf modelltheoretischer

Ebene sind die situationsbezogenen Emotionen an das für den Bereich Autoverkehr ange-

paßte Modell von Kals und Montada (1994) angebunden (vgl. Becker, 1994). Das in die-

sem angepaßten Modell erstmals eingeführte Modellkonstrukt „Freude am Autofahren“  ist

konzipiert als tätigkeitsbezogene Emotion bei der  Nutzung des Verkehrsmittels Auto,

die durch positives Er leben im Zusammenhang mit dem Auto bzw. dem Autofahren

charakterisierbar ist. Diese Emotionsklasse wurde in der Studie „Ökologische Verantwort-

lichkeit im Straßenverkehr“  kontrastierend zum emotionalen Indikator der Verantwortlich-

keitsübernahme für den Umweltschutz, der „Empörung über zuwenig Umweltschutz“ , in

das Prädiktorenset aufgenommen11. Parallel dazu sind auch die erlebte Freude bzw. der er-

lebte Ärger bei der Bus- und Bahnnutzung, beim Fahrradfahren und beim Zufußgehen kon-

zipiert. Die Anlässe für das Erleben von Freude sind nach Plausibilitätsüberlegungen an die

Situation bzw. Tätigkeit, also die Nutzung des jeweiligen Verkehrsmittels angepaßt (z.B.

Freude darüber, beim Radfahren die frische Luft und die Umgebung zu genießen) und ha-

ben keinerlei direkten Bezug zu Personen, wie dies bei der Empörung über die Verletzung

verkehrsbezogener Werte der Fall ist.

3.7 Gerechtigkeitsbewertungen von verkehrspoliti-
schen Entscheidungen zur Einschränkung des
Autoverkehrs

Eine bislang kaum thematisierte und empirisch untersuchte Gruppe von ökologiebezogenen

Urteilen sind Gerechtigkeitsperzeptionen von Maßnahmen zum effektiven Schutz der

Umwelt. In den wenigen Untersuchungen, in denen Gerechtigkeitsperzeptionen einbezogen

wurden (vgl. Kals, 1996b; Montada & Kals, 1995b), erwiesen sich diese - neben der indi-

viduellen Situationswahrnehmung - als eine weitere einflußreiche Barriere umweltschüt-

zender Bereitschaften und Entscheidungen.

Vor allem jene Gerechtigkeitsüberzeugungen waren einflußreich, in denen die Einschät-

zung individueller Ansprüche auf Handlungs- und Entscheidungsfreiheit das Gerechtig-

keitsurteil stützt. Als differentiell bedeutsam erwies sich die Freiwilligkeit vs. Verbind-

lichkeit umweltschützender Maßnahmen von Bürgern und Industrie, die kurzfristige Nach-

11 Damit wurde die Kernfrage der Studie nach der Bedeutung moralbezogener vs. Selbstbezogener Motive umweltrele-
vanten Verhaltens auf die Ebene der Emotionen übertragen (vgl. Becker & Kals, 1997).
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teile oder Kosten bedeuten: Je gerechter Verzichte auf freiwilliger Basis erlebt werden,

desto geringer fällt die Zustimmung zu umweltschützenden Bereitschaften und Entschei-

dungen aus. Entsprechend steigt diese Zustimmung mit der wahrgenommenen Gerechtig-

keit von für alle verpflichtende Maßnahmen zum Schutz der Umwelt (vgl. Montada &

Kals, 1995b). Damit zeigt sich auch auf der Ebene von Gerechtigkeitsurteilen die Bedeut-

samkeit von Wertvorstellungen, die mit Umweltschutz in Konkurrenz stehen, und zwar

primär von Handlungs- und Entscheidungsfreiheit.

Neben diesem bedingungsanalytischen Befund erscheint auch eine weitere deskriptiv-

korrelative Erkenntnis aus der erwähnten Studie von Montada und Kals (1995b) für die ei-

gene Arbeit relevant: Im Durchschnitt werden Appelle zu freiwilligen Verzichten als unge-

recht, (gesetzlich) erzwungene Verzichte hingegen als gerecht bewertet. Beide Urteile

(freiwillige versus erzwungene Verzichte) korrelieren signifikant negativ. Dieser Befund

steht zunächst nicht mit der gerechtigkeitspsychologischen Theor iebildung in Einklang,

wonach pr inzipiell freiwillige Handlungen als gerecht er lebt werden sollten (vgl. No-

zick, 1974). Zur Auflösung dieser Diskrepanz diskutieren Montada und Kals (1995b) eine

Erklärungsvariante, in der weitere Evidenz für die Bedeutsamkeit relevanter Wertvorstel-

lungen für umweltrelevantes Verhalten gesehen werden kann: „Appeals are insufficient to

control pollution and what is insufficient can not be just in case more efficient measures

are available and legitimate“(Montada & Kals, 1995b, S. 322).

An dieser Stelle könnte man eine weitere Bedingung ergänzen: „Appeals are insufficient to

control pollution and what is insufficient can not be just in case more efficient measures

are available and legitimate“  and in case pollution control is an important goal for  the

respondent. Diese zusätzliche Annahme kann zunächst aus den Korrelationsmustern der

o.e. Datensätze gestützt werden (vgl. Montada & Kals, 1995b) und ist von besonderem In-

teresse für den eigenen, auf die Wirksamkeit unterschiedlicher Werturteile abzielenden

Untersuchungsansatz.

Die Konzeption der in dieser Arbeit ausgewählten Gerechtigkeitsurteile orientiert sich an

den empir ischen Befunden einer  Studie zur  Luftverschmutzung (Kals, 1993) sowie

den gewählten Bereitschaftskr iter ien. Erfaßt werden soll erstens die wahrgenommene Ge-

rechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit eines freiwilligen Umstiegs vom Auto auf alternative

Verkehrsmittel und zweitens die Gerechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit eines gesetzlich er-

zwungen Umstiegs auf alternative Verkehrsmittel.
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Aus untersuchungsökonomischen Gründen wurden keine weiteren relevanten Formen der

Umweltpolitik ausgewählt. Eine Übersicht zu weiteren Kategorien spezifischer  Grund-

formen der  Umweltpolitik findet sich bei Montada (1998). Hierzu zählen Besteuerung

von Umweltbelastungen, Subventionierungen umweltentlastender Alternativen, Haftungs-

normen für Umweltbelastungen und die Vergabe von handelbaren Emissionsrechten.

Die zur Beurteilung der Umweltpolitiken konzipierten Argumente orientieren sich an ei-

ner Zusammenschau der Befundlinien aus mehreren empirischen Studien zur Gerechtig-

keitsbewertung von Umweltpolitiken von Montada (1998) und an den empirischen Befun-

den zweier Studien, in denen Gerechtigkeitsbewertungen der vier Politikgruppen Appelle,

Subventionen, Steuern und Verboten fokussiert wurden. In diesen Studien wurde die Ge-

rechtigkeit umweltrelevanter Entscheidungen in den Bereichen Gütertransport (Scheuthle,

1996) und Pkw-Nutzung in Innenstädten (Bomm, 1996) untersucht.

Die für die vorliegende Studie ausgewählten Gerechtigkeitsprobleme, die mit den beiden

ausgewählten Politiken verbunden sind, beziehen sich schwerpunktmäßig auf die durch die

Politiken bedingten Verteilungen von Kosten und Nutzen und die Gefährdung ver-

kehrsbezogener Werte und Ziele.

Freiwillige Verzichte auf das Auto können als ungerecht wahrgenommen werden,

weil einzelne Bürger zur Einschränkung beitragen, „gleiche“  andere aber durch das Igno-

rieren der Aufforderung zu freiwilliger Selbstverpflichtung von den Verzichtsleistungen

derjenigen, die ihren „Automobilitätskonsum“ reduzieren, noch profitieren (z.B. weil we-

niger Verkehrsstaus auftreten und mehr Parkplätze zur Verfügung stehen). Dieses in der

umweltpsychologischen Literatur als „ Tr ittbrettfahr-Phänomen“  bezeichnete Dilemma

führt zu Gerechtigkeitsproblemen und demotiviert in seiner Folge jene Personen, die

grundsätzlich zu einem Autoverzicht bereit sind (Montada, 1999a; Russell, 1997). Wie be-

reits eingangs dieses Abschnitts diskutiert, kann die Ungerechtigkeit von Appellen zum

freiwilligen Verzicht weiterhin durch die fehlende Gewähr einer effektiven Umsetzung

umweltbezogener Werte begründet werden.

Die Gerechtigkeit eines gesetzlich erzwungenen Verzichts auf das Auto bedient sich

derselben Argumente. Diese wird gestützt durch das Vermeiden von Trittbrettfahrern - und

damit Ungleichheit - und die Gewährleistung eines effektiven Umweltschutzes durch die

Setzung strafbewehrter Normen. Desweiteren kann - als ein übergeordnetes Werteargument

- die Gerechtigkeit erzwungener Autoverzichte durch die Notwendigkeit der Beschneidung
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individueller Freiheitsrechte im Interesse der Allgemeinheit, mithin also durch das Primat

des Allgemeinwohls vor  dem Eigeninteresse, begründet werden.

Die Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Verzichte läßt sich argumentativ mit dem

Verlust von Entscheidungsfreiheit, ökonomischen Risiken für  die Wir tschaft (z.B. Ar-

beitslosigkeit in der Automobilindustrie) und Nachteilen für  einzelne bzw. Gruppen

(z.B. vergleichsweise höhere Belastungen für finanziell schwächer gestellte Menschen) be-

gründen. Dieselben Argumente dienen der Einschätzung von Appellen als gerechte Politik.

Durch Appelle wird Entscheidungsfreiheit gewährleistet, ökonomische Risiken und Nach-

teile einzelner - und damit Ungleichheit - vermieden.

3.8 Validierungsstrategien

Die bereits in der ersten Verkehrsstudie realisierten Validierungsstrategien, die Überprü-

fung der Konstruktvalidität der gemessenen Bereitschaftsvariablen mittels Extremgrup-

penvergleichen und die Überprüfung sozial erwünschten Antwortverhaltens mit der

Skala von Crowne und Marlowe (1960), sollen für die vorliegende Untersuchung ausge-

weitet werden (vgl. Becker, 1994; Kals & Becker, 1997).

Die bereichsunspezifische Skala zur Messung sozial erwünschten Antwortverhaltens (sen-

su Lück & Timaeus, 1969, nach Crowne & Marlowe, 1960) soll durch eine spezifisch auf

den Bereich des Autoverkehrs bezogene, neu konstruier te Skala ergänzt werden.

Die Kriter iumsvalidität der  Bereitschaften und Entscheidungen soll auf bewährte Wei-

se durch einen Vergleich von Kriteriumsgruppen mit parallelisierten Vergleichsgruppen

überprüft werden (Kals, 1996a). Die Kriteriumsgruppen umfassen auf der einen Seite Ver-

treter von Gruppen, deren Interessen mit der Einschränkung des Autoverkehrs und Förde-

rung seiner Alternativen in Einklang stehen, wie Mitglieder von Umweltschutzgruppen

(z.B. Greenpeace) und alternativen Verkehrsverbänden (z.B. VCD). Auf der anderen Seite

sollen Personengruppen rekrutiert werden, deren Interessen mit der Einschränkung des

Autoverkehrs interferieren, wie Mitglieder von Auto- und Motorsportclubs (z.B. aktive

Mitglieder des ADAC oder eines Manta-Clubs) und Arbeitnehmer, die existentiell von der

Autonutzung abhängig sind (z.B. Fahrlehrer und Angestellte von Automobilkonzernen).

Zusätzlich sollen Probanden gewonnen werden, die sich aktiv für die Förderung der  Ver-

kehrssicherheit einsetzen und die sich beruflich mit den negativen Folgen des Autover-

kehrs beschäftigen (z.B. in der Rehabilitation Unfallgeschädigter). Anhand dieser Gruppe
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soll die Konstruktvalidität der Werturteile exemplarisch am Beispiel des Werturteils über

die Relevanz der Verkehrssicherheit überprüft werden.

Über diese Erweiterung bereits erfolgreich angewandter Validierungskonzepte hinaus wer-

den zusätzlich konzeptuell neue Validierungsstrategien implementiert. Ziel dieser Strate-

gien ist es, die Validität der mit der Prädiktorengruppe der wertebezogenen Urteile  kon-

kurrierenden Variablengruppen zu überprüfen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Vali-

ditätsprüfung der in erweiterter Form in das Untersuchungsdesign aufgenommenen situa-

tions- und gerechtigkeitsbezogenen Variablen.

Es wird versucht, die differentielle Bedeutsamkeit dieser empirisch bedeutsamen (vgl.

Becker & Kals, 1997; Kals, Becker & Rieder, 1999; Flade, 1990) bzw. theoretisch rele-

vanten Barrieren einer Einschränkung des Autoverkehrs durch die fiktive Ausräumung die-

ser Barrieren zu validieren. Zu diesem Zweck werden die antizipierten Verkehrsmittelent-

scheidungen bei Ausräumung situativer und gerechtigkeitsbezogener Barrieren gemessen.

Diese Validierungsstrategie bietet die Möglichkeit einer weiteren Klärung der Frage nach

den möglichen zirkulären Verbindungen der untersuchten Barrieretypen mit den Mobili-

tätsentscheidungen (vgl. Kap. 1.3.2), etwa der Frage, ob Autobesitz und -verfügbarkeit be-

reits als Ergebnisse von Entscheidungsprozessen zu betrachten sind.

Darüber hinaus soll ergänzend die in bisherigen Studien zur Überprüfung des Umwelt-

schutzmodells von Kals und Montada (1994) nur wenig einflußreiche Gruppe der selbst-

bezogenen, auf eigene Belastungen durch Umweltfolgen bezogenen Variablen überprüft

werden. Um hier eine spezifisch auf den Gegenstand der Untersuchung ausgerichtete Vali-

dierungsstrategie zu verfolgen, wird der Selbstbezug konzeptuell nicht auf der Ebene der

aktuellen Betroffenheit von Umweltfolgen12, sondern auf der Ebene der antizipierten Be-

troffenheit von Maßnahmen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs herge-

stellt.

Resümierend läßt sich die Modellerweiterung innerhalb der  fünf beschr iebenen Va-

r iablengruppen

(1) Verkehrsbezogene Werte,

(2) Situative Barrieren der Verkehrsmittelentscheidungen,

12 Als Beispiel für eine Variable für die aktuelle Betroffenheit sei die “wahrgenommene Umweltbelastung am eigenen
Wohnort“  angeführt (vgl. Becker, 1994).
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(3) Situationsbezogene emotionale Bewertungen der Verkehrsmittelnutzung,

(4) Wertebezogene Urteile über die Gerechtigkeit von verkehrspolitischen Entscheidungen

zur Einschränkung des Autoverkehrs und

(5) Validierung der situativen und gerechtigkeitsbezogenen Barrieren von Verkehrsmitte-

lentscheidungen

wie folgt zusammenfassen: Zum einen werden bereits bewährte Konzepte, wie das Kon-

zept ökologischer Verantwortungsübernahme von Kals und Montada (1994), bereichsspe-

zifisch operationalisiert und differenziert (z.B. bezüglich verkehrsrelevanter Normen und

Werte). Darüber hinaus wird der Einfluß weiterer empirisch und theoretisch bedeutsamer

Variablen überprüft, die spezifischen Erklärungswert für die Zustimmung zu verkehrsbe-

zogenen Gesetzesforderungen und das tatsächliche Mobilitätsverhalten haben sollten (z.B.

spezifische situative Barrieren einer umweltschützenden Verkehrsmittelentscheidung und

die emotionale Bewertung der Nutzung verschiedener Verkehrsmittel).
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4 Untersuchungsmodell und Fragestellungen

In diesem Kapitel erfolgt zunächst die Vorstellung eines Modells zur  Integration der  un-

tersuchten Var iablen (Kap. 4.1). Anschließend werden die im vorangegangenen Kapitel

aufgeworfenen Fragestellungen anhand der Modellstruktur zu einzelnen Fragekomplexen

integriert (Kap. 4.2).

4.1 Modell zur Erklärung der Verkehrsmittelnutzung
und der Zustimmung zu verkehrspolitischen
Maßnahmen

Das im vorherigen Abschnitt (Kap. 2) hergeleitete und begründete Variablenset läßt sich in

fünf inhaltlich homogene Variablenblöcke gruppieren. Diese a priori gewählte Gruppierung

soll neben der Integration der Variablen und der Visualisierung der erwarteten Zusammen-

hänge auch dazu dienen, Anhaltspunkte für eine Grobstrukturierung der anschließend ab-

zuleitenden differenzier ten Untersuchungsfragestellungen zu liefern.

Abbildung 1: Modell zur Erklärung der Verkehrsmittelnutzung und der Zustimmung zu
verkehrspolitischen Maßnahmen

Validierungskonstrukte

Antizipierte Verkehrs-
mittelnutzung
bei Ausräumung sozialer,
situativer und gerechtig-
keitsbezogener Barrieren

Soziale
Erwünschtheit
unspezifisch
(nach 
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Im Zentrum des Modells stehen die zu erklärenden Kriter ien zur  Förderung bzw. Ein-

schränkung des Autoverkehrs und seiner Alternativen.

Bereitschaften und Entscheidungen, die den Autoverkehr  fördern bzw. alternative

Verkehrsmittel einschränken, umfassen:

(I) Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen (z.B. Ausbau des Autobahnnet-

zes und des innerstädtischen Parkraums; Rückführung von Bussen in den normalen

Verkehr; härtere Strafen für Fehlverhalten von Radfahrern und Fußgängern) und

(II) die Wahl des Autos als Verkehrsmittel auf Kurz- und Langstrecken.

Bereitschaften und Entscheidungen, die den Autoverkehr  einschränken bzw. alterna-

tive Verkehrsmittel fördern, umfassen:

(III) Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen (z.B. deutliche Einschränkung

des Straßenneubaus, Verbot von Fahrzeugtypen, die einer strengen Abgas- und Recy-

clingnorm nicht entsprechen, Subvention von Bus- und Bahntickets, Ausbau von

Busspuren) und

(IV) die Wahl alternativer Verkehrsmittel (Bus oder Bahn13, Rad, Zufußgehen) auf Kurz-

und Langstrecken.

Die Varianz in den so gefaßten Kriterien der Handlungsforderungen und -entscheidungen

soll mit einem Set bereichsspezifisch operationalisier ter  Prädiktoren aufgeklärt werden.

Wertebezogene Kognitionen und Emotionen:

(1) Akzeptanz unterschiedlicher Werte für die eigene Verkehrsmittelnutzung bzw. für

verkehrspolitische Entscheidungen im Allgemeinen,

(2) Übereinstimmung von jeweiligen Werten und privaten bzw. politischen Entschei-

dungen für die Verkehrsmittel Auto, Bus/Bahn, Rad und Zufußgehen,

13 Im folgenden werden die Bezeichnungen „Bus und Bahn“ bzw. „öffentlicher Verkehr“  synonym für die Verkehrsmittel
Bus und (Straßen-)Bahn verwendet.
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(3) Kontrollüberzeugungen zur Realisierung der jeweiligen Werte (Agenten sind Ego,

Verkehrspolitik und Wirtschaft),

(4) Verantwortlichkeit für die Realisierung der jeweiligen Werte (Agenten sind Ego,

Verkehrspolitik und Wirtschaft) und

(5) Empörung über zu hohe/zu geringe Bedeutung der Werte bei Verkehrsentscheidun-

gen (die potentiellen Agenten sind andere Bürger, Verantwortliche in Politik und

Wirtschaft sowie gesellschaftliche Gruppen, die den Autoverkehr fördern bzw. ein-

schränken wollen).

Die Konstrukte 1 bis 5 beziehen sich jeweils auf folgende verkehrsrelevante Werte:

(a) individuelle Verkehrssicherheit,

(b) allgemeine Verkehrssicherheit,

(c) geringe individuelle finanzielle Kosten,

(d) geringe finanzielle Kosten für die Allgemeinheit,

(e) zwischenmenschliche Kontakte knüpfen und pflegen,

(f) Fahrfreude, Genußerleben und Freiheitsgefühl,

(g) Wohlbefinden und körperliche Fitneß,

(h) Mobilität/die Möglichkeit, Ziele zu erreichen,

(i) soziale Anerkennung/Status,

(j) Zeitersparnis,

(k) Bequemlichkeit und Komfort,

(l) Schutz der Luftqualität,

(m) Lärmschutz,

(n) Schutz von Landschaft und Natur,

(o) Schutz nicht-regenerativer Energien,

(p) Wirtschaftsförderung,

(q) Erhalt und die Sicherheit von Arbeitsplätzen,

Gerechtigkeitsur teile:

(7) (Un-)Gerechtigkeit freiwilliger Entscheidungen (Appelle),

(8) (Un-)Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Entscheidungen (Verbote).
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Situationsbezogene Barr ieren der  Verkehrsmittelnutzung:

(9) Verfügbarkeit eines Autos (incl. Fahrerlaubnis) bzw. fahrtüchtigen Fahrrads,

(10) Wahrgenommene Gesamteinschätzung der eigenen Anbindung an die verschiedenen

Verkehrswege bzw. -netze (Straße, Autobahn, Bahn- oder Buslinien, Fahrradwege,

Fußwege),

(11) Entfernung zu Knotenpunkten des öffentlichen Verkehrs (Bus- bzw. Straßenbahn-

haltestelle, Regional- und Intercity-Bahnhof),

(12) Wahrgenommene Taktfrequenz der öffentlichen Verkehrsmittel am eigenen Wohn-

ort,

(13) Wahrgenommene finanzielle Kosten bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel

(Auto, Bus oder Bahn, Fahrrad),

(14) Wahrgenommene Zeit-Kosten bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel (Ver-

kehrsstaus, Verspätungen oder Ausfälle bei öffentlichen Verkehrsmitteln),

(15) Wahrgenommene Unfallgefahr für Radfahrer und Fußgänger am eigenen Wohnort

sowie

(16) Wahrgenommene körperliche Voraussetzungen für die Fahrradnutzung und das Zu-

fußgehen.

Situationsbezogene emotionale Bewertungen der  Verkehrsmittelnutzung:

(17) Erlebte Freude bei der Auto-, Bus- und Bahnnutzung, beim Fahrradfahren sowie Zu-

fußgehen,

(18) Erlebter Ärger bei der Auto-, Bus- und Bahnnutzung, beim Fahrradfahren sowie Zu-

fußgehen.
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Validierungskonstrukte:

(23) Private und berufliche Engagements zur Förderung des Autoverkehrs/Motorsports,

zur Förderung der Verkehrssicherheit und zur Lösung von verkehrsbedingten Um-

weltproblemen,

(24) Antizipierte Verkehrsmittelentscheidungen (Bereitschaft zur häufigeren Nutzung der

jeweiligen Verkehrsmittel) bei Ausräumung situativer, sozialer und gerechtigkeitsbe-

zogener Barrieren,

(25) Antizipierte Betroffenheit bei Einschränkung oder Förderung des Autoverkehrs bzw.

öffentlichen Verkehrs,

(26) Bereichsspezifische und unspezifische Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortver-

halten (sensu Lück & Timaeus, 1969, nach Crowne & Marlowe, 1960).

Zusätzlich zu diesen in Kap. 2.4 begründeten „psychologischen“ Variablen wird ein Set

soziodemographischer Variablen erfaßt. Dies geschieht primär mit dem Ziel, Anhalts-

punkte für die Planung populationsspezifischer Interventionsprogramme zu identifizieren.

Die Ableitung differenzierter Fragestellungen zu den demographischen Variablen erfolgt in

Kap. 5.2.4.

Soziodemographische Var iablen:

(19) Alter,

(20) Geschlecht,

(21) Bildung sowie

(22) Existenz bzw. Alter eigener Kinder.

Das vorstehende Variablenset und der damit verbundene Untersuchungsansatz zeichnet

sich insgesamt betrachtet durch die realisierte Ausgewogenheit auf verschiedenen Ebenen

aus. So sind auf inhaltlich-konzeptioneller  Ebene verschiedene psychologische Diszipli-

nen und die damit verbundenen Perspektiven realisiert: Der umweltpsychologische

Kernansatz, der seinen Ausdruck in der Anbindung an das Umweltschutzmodell von Kals

und Montada (1994) findet und in seiner Fokussierung ökologischer Verantwortungsüber-

nahme eine Verantwortungsperspektive realisiert, erfährt in seiner wertepluralistischen
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Ausdifferenzierung eine Ergänzung um die Perspektive der psychologischen Wertefor-

schung. Durch die zusätzliche Aufnahme der Gerechtigkeitsurteile wird der Bereich der

Gerechtigkeitsforschung eingebunden, und die Person-Situation-Interaktionsforschung

findet Berücksichtigung in der komplexen Erfassung personenspezifischer Situationsein-

flüsse.

Auch bezüglich des methodischen Vorgehens wurde eine Ausgewogenheit des Designs

angestrebt: Die Studie ist querschnittlich angelegt, erfährt jedoch durch die zur Einschät-

zung vorgegebener Urteile zu fiktiven Szenarien eine quasi-exper imentelle Anreicherung.

4.2 Fragestellungen der Untersuchung

Mit der gegebenen Dimensionierung des Prädiktorensets läßt sich die Untersuchungsfrage

nach der Erklärung der privaten Verkehrsmittelnutzung bzw. der Akzeptanz politischer

Mobilitätsentscheidungen im Spannungsfeld konkurrierender Werte wie folgt präzisieren

und differenzieren:

Auf welche Art beeinflussen bereichsspezifische individuelle Wertur teile bzw. Nor-

men die Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung bzw. Förderung des

Autoverkehrs? Wie bedeutsam sind die neu untersuchten Werte (z.B. Mobilität, soziale

Anerkennung und die Kostenbelastung der Allgemeinheit) im Vergleich zu den bereits

empirisch bestätigten (z.B. Arbeitsplatzsicherheit, Bequemlichkeit und Umweltschutz)?

Wann sind Werturteile direkt entscheidungs- und verhaltenswirksam, wann sind sie nur

unter bestimmten moderierenden Einflüssen (wie z.B. der subjektiv wahrgenommenen

Übereinstimmung zwischen Werten und Handlungen) wirksam?

Neben der Beantwortung dieser zentralen Fragestellung bietet der vorgestellte Variablen-

satz die Möglichkeit zur Klärung weiterer differenzierter Untersuchungsfragen, die nach-

folgend in Form von Fragekomplexen zusammengefaßt werden.

Verschiedene Fragen zur Wirksamkeit situationsbezogener Kognitionen und Emotio-

nen, sowie individueller  Gerechtigkeitsperzeptionen und deren Zusammenhänge mit

den individuellen Werturteilen formieren einen weiteren Fragekomplex. Wie gerecht wer-

den Appelle zum freiwilligen Autoverzicht bzw. zum erzwungenen Umstieg auf alternative

Verkehrsmittel erlebt? Beeinflussen die individuellen Werturteile die Gerechtigkeitsper-

zeption von Appellen und Zwangsmaßnahmen? Kann die Grundhypothese von Montada
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und Kals (1995b) bezüglich umweltbezogener Gerechtigkeitsperzeptionen bestätigt wer-

den, wonach die Effizienzeinschätzung umweltschützender Maßnahmen als differenzieren-

des Argument bei der Konstruktion von Urteilen über die Gerechtigkeit von Maßnahmen

auf freiwilliger Basis (Appelle) und für alle verpflichtende Umweltschutzmaßnahmen

(Verbote) dient? Wie ist die differentielle Bedeutsamkeit weiterer Gerechtigkeitsargumen-

te, die sich auf Verteilungen von Kosten und Nutzen sowie die Gefährdung verkehrsbezo-

gener Werte und Ziele beziehen? In der gemeinsamen Analyse von Gerechtigkeitsur tei-

len mit situationsbezogener Kognitionen und Emotionen soll die Bedeutsamkeit beider

Barrieretypen umweltschützenden Verhaltens kontrastiert werden. Wie stark ist der viel-

diskutierte Einfluß situativer Barrieren (z.B. die niedrige Taktfrequenz von Buslinien) und

der damit verbundenen emotionalen Bewertungen (z.B. der Ärger über zu hohe Preise und

niedrigen Komfort) im Vergleich zu Gerechtigkeitsbarrieren (wie z.B. der Möglichkeit von

nicht-kooperativem Handeln bzw. Trittbrettfahrertum durch bestimmte Umweltpolitiken)?

Ein dritter Fragekomplex betrifft die Ableitung konkret anwendungsbezogener Erkennt-

nisse anhand der erfaßten demographischen Variablen. In der sorgfältigen Analyse so-

ziodemographischer Variablen und ihrer Zusammenhänge zu den untersuchten psychologi-

schen Variablen soll nach Anhaltspunkten für die Planung populationsspezifischer Inter-

ventionsprogramme gesucht werden. Die hier interessierende Fragestellung lautet: Gibt es

populationsspezifische Konfigurationen psychologischer Variablen, die bei der Planung

entsprechender Interventionsprogramme berücksichtigt werden sollten?

In einem letzten Bündel von Fragen lassen sich unterschiedliche Validierungsuntersu-

chungen zusammenfassen: Kann die im experimentellen Ansatz realisierte fiktive Aus-

räumung von Gerechtigkeits-, situativen und sozialen Barrieren die Bedeutsamkeit dieser

Barrieren stützen? Läßt sich das geringe Gewicht selbstbezogener, eigene Belastungen re-

präsentierender Motive zur Erklärung von Bereitschaften und Entscheidungen zur Ein-

schränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs auch dann bestätigen, wenn als Belastungen

nicht die wahrgenommenen negativen Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Autoverkehrs,

sondern die antizipierten Folgen einer Einschränkung bzw. Förderung verschiedener Ver-

kehrsmittel fokussiert werden? Gelingt die Konstruktion einer bereichsspezifischen Skala

zur Messung sozial erwünschten Antwortverhaltens für den Bereich des Autoverkehrs?

Kann die Validität der Kriteriumskonstrukte durch Extremgruppenvergleiche bestätigt

werden? Läßt sich die gewählte faktorielle Struktur der gemessenen Skalen kreuzvalidieren

und über mehrere Skalen hinweg bestätigen?
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5 Integration der Untersuchungsvariablen

In diesem Kapitel werden die in Kap. 2.4 theoretisch begründeten Modellvariablen anhand

theoretischer Überlegungen und vorliegender empirischer Befunde weiter expliziert. Item-

beispiele illustrieren die Operationalisierung der Untersuchungsvariablen. Die Systemati-

sierung der Integration orientiert sich dabei an der Struktur des vorgestellten Modells (vgl.

Kap. 4.1).

5.1 Die Kriteriumskonstrukte

Die Auswahl der Kriteriumskonstrukte steht sowohl in einem inhaltlich-interventions-

bezogenen (vgl. Kap. 1.2.3) als auch in einem forschungstheoretischen Begründungskon-

text (vgl. Kap. 3.1).

Auf der interventionsrelevanten individualpsychologischen Begründungsebene konnten

als Basis einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung des Straßenverkehrs die Akzeptanz

entsprechender gesetzgeberischer Maßnahmen, aber auch die entsprechenden Bereitschaf-

ten zur Veränderung des eigenen Mobilitätsverhaltens identifiziert werden (vgl. Kap.

1.2.3): Erkenntnisse über die Motivgrundlagen der Bereitschaft, strukturelle Einschränkun-

gen des Straßenverkehrs in Kauf zu nehmen bieten die Möglichkeit, an den relevanten

Motiven spezifisch anzusetzen und so Handeln effektiv zu verändern. Dennoch domi-

niert in der umweltpsychologischen Forschung die Untersuchung von Mobilitätsentschei-

dungen (vgl. z.B. Flade, 1990), die unbestritten wichtig ist, aber durch die Analyse ver-

kehrspolitischer Bereitschaften ergänzt werden sollte (vgl. Becker, 1998; Kals, 1996a).

Aufgrund dieser Überlegung steht neben der selbstberichteten Verkehrsmittelwahl die

Zustimmungsbereitschaft zu verschiedenen verkehrspolitischen Maßnahmen zur Ein-

schränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs als zu erklärendes Konstrukt im Zentrum der

Studie.

Der forschungstheoretische Begründungszusammenhang zielt auf die weitere Ausdiffe-

renzierung des Bereitschaftskonzepts (willingness to continued commitments (WCC)) und

die Möglichkeit zur verläßlichen Ableitung einer bereichsspezifischen Bereitschaftsskala

im Rahmen dieser „Konstruktfamilie“ . So kann bei der Konstruktion der  Skalen zur

Messung von Handlungsbereitschaften und -entscheidungen auf die entsprechenden Skalen

der ersten Studie, für die Bereitschaftsskalen zusätzlich auf die bereits in verschiedenen
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Handlungsfeldern umwelt- und gesundheitsschützenden Handelns erprobten verwandten

Bereitschaftsskalen (vgl. Montada & Kals, 1998) zurückgegriffen werden. Dies ermöglicht

zum einen die schrittweise Ausdifferenzierung des Bereitschaftskonzepts und erfüllt die

Forderung nach Forschungskontinuität, zum anderen die schrittweise Optimierung der

verwendeten Skalen und die leichtere Vergleichbarkeit der Ergebnisse.

5.1.1 Der Zusammenhang von Bereitschaften und Handeln

Um den Zusammenhang zwischen Handlungsbereitschaften und -entscheidungen zu vertie-

fen, kann das Strukturmodell umweltschützenden Handelns, das bereits in der ersten Studie

für den Bereich der Mobilitätsentscheidungen (vgl. Kap. 2.3) überprüft wurde, herangezo-

gen werden (vgl. Abbildung 2).

Abbildung 2: Modell umweltschützenden Handelns

Von den Bereitschaften geht ein direkter Pfeil auf die manifesten Handlungsentscheidun-

gen. Entsprechend vorliegender längsschnittlicher  Befunde ist davon auszugehen, daß die

Bereitschaft, verschiedene verkehrspolitische Maßnahmen zu unterstützen, valide Prädik-

toren für  manifestes Handeln sind (Montada & Kals, 1998). Die so konzipierten und va-

lidierten Bereitschaften sollten daher nicht als Einstellungsvariablen oder als Handlungsbe-

reitschaften im „ low-cost-Bereich“  mißverstanden werden.
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über zuviel Umweltschutz
Schuld über eigenes
umweltbelastendes Verhalten
Emotionale Naturverbundenheit

Gerechtigkeit von Umweltschutz-
maßnahmen (Verbote, Steuern,
Subventionen, Appelle)

Verantwortungs- und gerechtig-
keitsbezogene Kognitionen
Gefahrenbewußtsein
Verursachungsattribution
Kontrollattribution�

 Verantwortungszuschreibungen



UNTERSUCHUNGSMODELL UND FRAGESTELLUNGEN

83

Die Umsetzung der Bereitschaften zum Schutz der Umwelt in manifeste Handlungsent-

scheidungen werden durch situative und soziale Rahmenbedingungen moderiert (vgl.

Kals & Montada, 1998). Dies erscheint sinnvoll, denn eine grundlegende Bereitschaft, sich

beispielsweise für eine strengere verkehrspolitische Gesetzgebung zu engagieren, sollte vor

allem dann in tatsächliches Handeln umgesetzt werden, wenn dies äußere Rahmenbedin-

gungen erfordern bzw. erleichtern, wie z.B. konkrete Konfliktfälle über Ausweisung be-

stimmter Straßenzüge als Spielzone (situativer Einfluß) oder aktuelle politische Engage-

ments von Freunden, die als soziale Modelle zur Nachahmung motivieren (sozialer Ein-

fluß).

Da die hohe Bedeutsamkeit situativer Einflüsse - gerade auch im Handlungsfeld des Auto-

verkehrs - immer wieder diskutiert wird (zum Einfluß von Situationsbedingungen vgl. auch

Bamberg & Kühnel, 1998; Kaiser, 1998), sollen die situativen Handlungsbarrieren in der

vorliegenden Studie fokussiert und personenbezogenen Einflüssen vergleichend gegen-

übergestellt werden (vgl. Kap. 4.2). Soziale Einflüsse bleiben aus untersuchungsökonomi-

schen Gründen ausgeklammert, ohne zu übersehen, daß diese ein bedeutsames Erklärungs-

konstrukt innerhalb des Modells darstellen.

5.1.2 Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen

Entsprechend der formulierten Forschungsdesiderate (vgl. Kap. 1.3.2) werden zwei Klas-

sen von Zustimmungsbereitschaften erfaßt: Die Zustimmung zu einer Verkehrspolitik, die

zu einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung des Verkehrs führt und die Zustimmung

zu verkehrspolitischen Entscheidungen, die dieser Entwicklung entgegenwirken.

Die Zustimmungsbereitschaft zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur  Einschrän-

kung des Autoverkehrs (im folgenden verkürzt: Einschränkungsbereitschaft) mißt die

Bereitschaft, einer Ausweitung bestehender und einer Einführung neuer verkehrspolitischer

Lenkungsmaßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs und zur Förderung alternativer

Verkehrsmittel zuzustimmen (vgl. Kasten 1).

In den Items wird der verbindliche Charakter der Lenkungsmaßnahmen durch die Formu-

lierung als Verbot, Regelung oder Bestimmung zum Ausdruck gebracht.
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Kasten 1: Itembeispiele zu den Einschränkungsbereitschaften

Gesetze zur deutlichen Einschränkung der Nutzung privater Automobile (z.B. autofreie
Sonntage, äußerst strenge Grenzwerte für Fahrverbote bei Ozonalarm) sollten einge-
führt werden.

In einer Neuregelung der Kilometerfreibeträge und Fahrtkostenzuschüsse sollte in der
Regel die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel bezuschußt werden, die Benutzung des
privaten Autos hingegen nur in Ausnahmefällen.

Entgegengerichtet formuliert sind die Items der Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-

politischen Maßnahmen zur  Förderung des Autoverkehrs (im folgenden verkürzt:

Förderungsbereitschaft). Sie erfassen entsprechend die Zustimmung zu einer Ausweitung

bestehender und einer Einführung neuer Maßnahmen zur Förderung des Autoverkehrs,

zum Abbau verkehrseinschränkender Maßnahmen und zur Einschränkung der Alternativen

zum Autoverkehr (vgl. Kasten 2).

Kasten 2: Itembeispiele zu den Förderungsbereitschaften

In den Innenstädten sollten verpflichtend ausreichende Autoparkplätze zur Verfügung
gestellt werden, um die Parkplatzsuche zu vermeiden.

„ Verkehrsberuhigende Maßnahmen“  (Bodenwellen, Einbuchtungen) sollten verboten
werden, um einen reibungslosen Verkehrsfluß zu ermöglichen.

Busse sollten verpflichtend in den normalen Verkehr zurückgeführt werden, um mehr
Platz für den privaten Autoverkehr zu schaffen.

Beide Skalen sind eindimensional konzipiert und sollten, obgleich Einschränkungsbereit-

schaft und Förderungsbereitschaft keine diametral entgegengesetzten Pole einer Zustim-

mungsskala bilden, einen hohen negativen Zusammenhang besitzen.

Empir ische Befunde zu den Zustimmungsbereitschaften liegen für das Handlungsfeld der

Mobilitätsentscheidungen vor allem aus der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im

Straßenverkehr“  vor (vgl. Becker, 1994; Becker & Kals, 1997). Dort ergaben sich ver-

gleichsweise hohe Ausprägungen potentiell umwelt- und gesundheitsschützender Verbots-

bereitschaften zur Einschränkung des Autoverkehrs und niedr ige Bereitschaftsausprä-

gungen zur Förderung des Autoverkehrs. Die vergleichende Betrachtung der Skalenmit-

telwerte ließ darüber hinaus eine nach dem Grad der persönlichen Betroffenheit geordnete

Rangreihe der Zustimmung erkennen. So wurde den Forderungen zur Einschränkung des
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Autoverkehrs mit vergleichsweise geringem finanziellen Aufwand (Ausweitung von Fahr-

verboten bei „Ozonalarm“) stärker zugestimmt als den Forderungen nach einschneidenden

Maßnahmen, die explizit mit Geldaufwendungen verbunden sind (z.B. Steuererhöhungen).

5.1.3 Verkehrsmittelnutzung

Grundlage der Skala bildet die bereits in der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im

Straßenverkehr“  verwendete Skala zur Messung der Verkehrsmittelnutzung. Die dort vor-

genommene a priori Differenzierung in die Verkehrsmittel Auto, Bus oder (Straßen-) Bahn,

Fahrrad und Zufußgehen jeweils auf langen und kurzen Strecken (über bzw. unter fünf Ki-

lometern) wird in der vorliegenden Studie durch eine feinere Skalierung empirisch über-

prüft. Unterschieden werden dieselben Verkehrsmittelkategorien sowie Strecken bis 500 m,

von 500 m bis 1 km, von 1 km  bis 5 km, von 5 km bis 10 km, von 10 km bis 30 km, von

30 km bis 100 km und über 100 km, wobei bei der letzten Kategorie die Verkehrsmittel

„Fahrrad“  und „Zufußgehen“ aus Plausibilitätsüberlegungen durch das Verkehrsmittel

„Flugzeug“ ersetzt werden.

Zusätzlich wird jeweils die Differenzierung eines Gepäcktransports eingeführt, um zu

überprüfen, ob die Absicht einer Gepäckmitnahme, die oft als Argument zur Rechtferti-

gung der Autonutzung für Einkaufs- und Reisezwecke genutzt wird, sich in der Einschät-

zung der Verkehrsmittelnutzung spiegelt (vgl. Kasten 3).

Kasten 3: Itembeispiele für die Verkehrsmittelnutzung

Wie bewältigen Sie die folgenden Entfernungen?

A Entfernungen bis 500 Meter

  fast
mit Gepäck   nie immer

- mit dem Auto 1 2 3 4 5 6

- mit dem Bus oder der (Straßen-) Bahn 1 2 3 4 5 6

- mit dem Fahrrad 1 2 3 4 5 6

- zu Fuß 1 2 3 4 5 6

Empir ische Daten zu vergleichbaren Skalen liegen aus der Studie „Ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr“  vor (vgl. Tabelle 3). Dort wird in der Tendenz einer

überwiegenden Nutzung des Autos auf Kurz- und insbesondere auf Langstrecken zuge-

stimmt (vgl. Becker, 1994; Becker & Kals, 1997).
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Tabelle 3: Mittelwerte der Verkehrsmittelnutzung (vgl. Becker, 1994)

Itemformulierung: Diese Strecke
bewältige ich meistens mit...
1 = stimmt überhaupt nicht bis
6 = stimmt genau

Kurzstrecken Langstrecken

  AM SD Rang   AM SD Rang

Auto 3.86 1.95    1 5.11 1.59    1

Motorrad 1.28 1.81    6 1.28 1.01    4

Bus 2.55 1.81    4 1.49 1.17    3

(Straßen-) Bahn 1.40 1.07    5 2.56 2.01    2

Fahrrad 3.25 1.96    3

Zufußgehen 3.57 .71    2

Allein das Rad erreicht als alternatives Verkehrsmittel eine Zustimmung, die über dem

Skalenmittelpunkt liegt. Die ber ichtete Nutzung alternativer Verkehrsmittel reflektiert

dabei möglicherweise ihre objektive Ver fügbarkeit: So werden auf Langstrecken eher die

Bahn und weniger der Bus; auf Kurzstrecken eher Bus und Fahrrad und weniger die Bahn

bevorzugt genutzt (vgl. auch Arnold und Lang, 1994).

5.2 Die Prädiktorkonstrukte

Im vorliegenden Abschnitt werden zunächst die ausgewählten Prädiktorvariablen vertieft

und empirische Befunde über deren Zusammenhang mit den individuellen Verkehrsmitte-

lentscheidungen bzw. entsprechenden Handlungsbereitschaften dargestellt und bewertet.

5.2.1 Wertebezogene Kognitionen und Emotionen

Die in diesem Variablenblock gebündelten Konstrukte sind jeweils auf alle Werte des be-

reits im Kapitel zur Entwicklung eines wertepluralistischen Designs dokumentierten und

begründeten Wertesets bezogen (vgl. Kap. 3.3 und Kap. 4.1). Während bei der Konzeption

der kognitiven und emotionalen Verantwortungsvariablen (Verantwortungs- und Kontroll-

zuschreibungen für die Realisierung der jeweiligen Werte und Empörung über die Verlet-

zung der jeweiligen Werte durch Verkehrsentscheidungen) auf die Konzepte des Umwelt-

schutzmodells von Kals und Montada (1994) zurückgegriffen wird (vgl. Kap. 2.2), sind die

beiden Skalen „Akzeptanz unterschiedlicher Werte für Verkehrsentscheidungen“ und
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„Übereinstimmung der Verkehrsentscheidungen mit den jeweiligen Werten“  vollständig

neu konzipiert.

Die erwartete Dimensionierung der wertebezogenen Items leitet sich aus den in Kap. 3.3

eingeführten Dimensionierungen in „auf das Gemeinwohl zielende“ und „selbstbezogene“

Werte ab. Darüber hinaus ist aber auch eine durch die inhaltliche Nähe der einzelnen Ziel-

bzw. Wertekategorien begründete, feiner gegliederte Kategorisierung möglich. Diese ist

sowohl empirisch als auch konzeptuell begründet (vgl. Kap. 3.3) und wird nachfolgend ex-

pliziert.

Tabelle 4: Zusammenfassende Darstellung der Wertekategorisierung

Auf das Gemeinwohl zielende Werte Selbstbezogene Werte

allgemeine Verkehrssicherheit

Ökonomische Werte
geringe finanzielle Kosten für die Allgemeinheit14

Wirtschaftsförderung
Erhalt und die Sicherheit von Arbeitsplätzen

Ökologische Werte
Schutz der Luftqualität
Lärmschutz
Schutz von Landschaft und Natur
Schutz nicht-regenerativer Energien

individuelle Verkehrssicherheit

Ökonomische Werte
geringe individuelle finanzielle Kosten
Zeitersparnis
Mobilität/die Möglichkeit, Ziele zu erreichen

Soziale Werte
Sozialprestige (soziale Anerkennung/Status)15

zwischenmenschliche Kontakte knüpfen und pflegen

Hedonistische Werte
Fahrfreude, Genußerleben und Freiheitsgefühl
Wohlbefinden und körperliche Fitneß
Bequemlichkeit und Komfort

Die in der Zusammenstellung (vgl. Tabelle 4) als singuläre Wertekategorie gefaßten Kate-

gorien der individuellen und der allgemeinen Verkehrssicherheit wurden in der Studie

„Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) gemeinsam erfaßt,

also ohne die Differenzierung in die Agenten Allgemeinheit versus Ego. Die Frage ob sich

die für die vorliegende Studie gewählte Differenzierung auch in den verkehrsbezogenen

Werturteilen der Probanden finden läßt, bleibt offen und soll empirisch beantwortet wer-

den. Möglicherweise läßt sich für die Verkehrssicherheit die in der eigenen Studie ge-

wählte grundlegende Differenzierung der Werturteile in Gemeinnutzen und Eigennutzen

14 Im folgenden wird der Begriff „Kostenersparnis“  sowohl bezüglich geringer eigener als auch allgemeiner finanzieller
Kosten verwendet.

15 Hier und im folgenden wird der Begriff „Sozialprestige“  als konnotationsäquivalenter Einzelbegriff für die auf Item-
ebene gebrauchte Formulierung „soziale Anerkennung/Status“  genutzt



THEORETISCHER TEIL

88

empirisch falsifizieren, indem die entsprechenden Items jeweils gemeinsam auf einem

Faktor laden.

Neben der allgemeinen Verkehrssicherheit lassen sich die auf das Gemeinwohl zielenden

Werte in ökologische und ökonomische Werte differenzieren. Zu „ ökologischen Werten“

werden der Schutz der Luftqualität, der Lärmschutz, der Schutz von Landschaft und Natur

und der Schutz nicht-regenerativer Energien zusammengefaßt. Bereits in der Studie „Öko-

logische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) bildeten die Verantwor-

tungs- und Kontrollüberzeugungen bezüglich der auf den Schutz der natürlichen Umwelt

zielenden Werte eine faktorenanalytisch bestätigte, homogene Gruppe. Die Zuschreibungen

von effizienten Möglichkeiten und Verantwortung zum Schutz von Luftqualität, Land-

schaft und Natur und der Lärmschutz konnten in dieser Studie jeweils in einer Skala, ge-

trennt nach internaler und externaler Agentschaft, zusammengefaßt werden. Der in der

vorliegenden Studie zusätzlich aufgenommene Schutz nicht-regenerativer Energien sollte

sich in diese Wertegruppe einfügen.

Die „ökonomischen Werte“ , Kostenersparnis für die Allgemeinheit, Erhalt und Sicherheit

von Arbeitsplätzen und Wirtschaftsförderung sollten sich ebenfalls möglichst für alle wer-

tebezogenen Skalen bündeln lassen. Arbeitsplatzsicherheit und Wirtschaftsförderung wur-

den in der o.e. Studie (Becker, 1994) für Kontroll- und Verantwortungszuschreibungen je-

weils gemeinsam (d.h. mit einem Item) erfaßt, so daß sich durch die in der aktuellen Studie

realisierte Splittung auf Itemebene die Möglichkeit zur empirischen Bestätigung dieser

Gruppierung ergibt.

Innerhalb der selbstbezogenen Werte lassen sich neben der individuellen Verkehrssicher-

heit, die eine eigene Wertekategorie aufmacht, hedonistische, soziale und ökonomische

Werte differenzieren. Unter die übergeordnete Kategorie „ hedonistische Werte“  werden

die Werte „Fahrfreude, Genußerleben und Freiheitsgefühl“ , „Bequemlichkeit und Kom-

fort“ , sowie „Wohlbefinden und Fitneß“ zusammengefaßt. Die Werte „ individuelle Ko-

stenersparnis“ , „Mobilität/die Möglichkeit, Ortsziele zu erreichen“ und „Zeitersparnis“  re-

präsentieren Ziele einer effizienten Mobilität und lassen sich als „ selbstbezogene ökono-

mische Wertekategor ie“  klassifizieren. Es wird erwartet, daß sich die Werte beider Blök-

ke aufgrund dieser inhaltlichen Dimensionierung jeweils für die wertebezogenen Skalen

bündeln lassen.
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Die Werte „Sozialprestige“  und „zwischenmenschliche Kontakte knüpfen und pflegen“

können zwar grob als „ soziale Werte“  kategorisiert werden, unterscheiden sich jedoch

deutlicher voneinander als die Werte innerhalb der anderen Kategorien. Zwar ist auf der

einen Seite Sozialprestige ohne soziale Kontakte bzw. Kommunikation über die Attribute,

die einen sozialen Status konstituieren nicht denkbar, auf der anderen Seite ist das Sozial-

prestige als Wert eindeutig selbstbezogen, während das Streben nach sozialen Kontakten

und deren Pflege - etwa im Sinne einer nepotistischen Konnotation - keinen reinen Selbst-

bezug besitzt. Kontakte dienen immer auch dem Wohl von bedeutsamen anderen, etwa

Verwandten, Bekannten und Freunden.

5.2.1.1 Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private und politische Ver-
kehrsentscheidungen

Diese neu konzipierte Skala zur Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private und politi-

sche Verkehrsentscheidungen (nachfolgend verkürzt: Werteakzeptanz) ist jeweils auf poli-

tische und pr ivate Verkehrsentscheidungen bezogen, und differenziert damit entsprechend

der bereits für die Kriterien realisierten Kategorien „Zustimmung zu verkehrspolitischen

Maßnahmen“ (politische Entscheidungen) und „Verkehrsmittelnutzung“ (private Entschei-

dungen) (vgl. Kap. 5.1.2 und 5.1.3). Im aufgeführten Itembeispiel ist die Akzeptanz der

jeweiligen Werte exemplarisch auf verkehrspolitische Entscheidungen bezogen (vgl.

Kasten 4).

Faktorenanalytisch sollte sich neben den formulierten Wertekategorien auch die Unter-

scheidung in private versus politische Entscheidungen als differenzierende Dimension der

Ladungsmuster bestätigen lassen.

Empir ische Daten über die Akzeptanz der ausgewählten Werte für die privaten und politi-

schen Mobilitätsentscheidungen liegen nicht vor. Hinweise für die mögliche Bedeutsam-

keit einiger Wertekategorien ergeben sich aus den Arbeiten von Held (1982). Danach er-

wiesen sich die Werte- bzw. Zielkategorien Komfor t/Bequemlichkeit, Zeit und Unab-

hängigkeit/Flexibilität aus einem Gesamtset von 24 Kategorien als besonders bedeutsam

(Datenquelle waren Expertenratings und Befragungen). Dabei deckt sich die Liste der a

priori postulierten potentiell bedeutsamen Zielkategorien bei Held (1982) in etwa mit der

eigenen Liste. Held (1982) postuliert darüber hinaus einige Zielkategorien, die per se weni-

ger verkehrsspezifische Ziele darstellen und nach allgemeinpsychologischer Auffassung

eher Motivcharakter besitzen, wie beispielsweise Aggression, Macht, Leistung, Neugier
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und Unterordnung. Gleichwohl sind bei Held (1982) die auf das Gemeinwohl bezogenen

Wertekategorien vergleichsweise unterrepräsentiert: Die ökologischen Wertekategorien

sind weniger differenziert, es fehlen die auf das Gemeinwohl bezogenen ökonomischen

Werte Wirtschaftsförderung, Arbeitsplatzsicherheit und Kostenersparnis.

Kasten 4: Itembeispiele für die Werteakzeptanz

Im folgenden interessieren wir uns für Ihre Wertvorstellungen bezogen auf verkehrs-
politische Entscheidungen. Was meinen Sie: Wie stark sollten die nachfolgenden Werte
und Ziele bei verkehrspolitischen Entscheidungen (z.B. bei Entscheidungen über die be-
sondere Förderung bestimmter Verkehrsmittel, bei der innerstädtischen und überregio-
nalen Verkehrsplanung usw.) berücksichtigt werden?

Bei verkehrspolitischen Entscheidungen sollte berücksichtigt werden...

stimmt stimmt
überhaupt ganz
nicht genau

...die eigene Verkehrssicherheit. 1 2 3 4 5 6

...die allgemeine Verkehrssicherheit. 1 2 3 4 5 6

...der Erhalt und die Sicherheit von Arbeitsplätzen. 1 2 3 4 5 6

5.2.1.2 Übereinstimmung der jeweiligen Werte mit privaten und
politischen Verkehrsentscheidungen

Auch die zweite neu konzipierte Skala zur Übereinstimmung der jeweiligen Werte mit pri-

vaten und politischen Verkehrsentscheidungen (nachfolgend verkürzt: Werteübereinstim-

mung) ist parallel zur Akzeptanzskala jeweils auf politische und pr ivate Verkehrsent-

scheidungen bezogen. Darüber hinaus differenzieren die Skalen nach den Verkehrsmitteln

Auto, Bus oder (Straßen-) Bahn, Rad und Zufußgehen (vgl. Kasten 5).

Entsprechend kann eine faktorenanalytische Bündelung nach Werteclustern, eine Diffe-

renzierung in politische und private Entscheidungen und darüber hinaus zumindest eine

Differenzierung Auto versus alternative Verkehrsmittel erwartet werden. Möglich sind

weiterhin Differenzierungen innerhalb der Autoalternativen bzw. die Bündelung der Items

zu privaten und politischen Entscheidungen jeweils über Werte oder Verkehrsmittel hin-

weg.

Im Unterschied zu den anderen Werteskalen erhalten die Probanden keine Zahlenreihen

zum Ankreuzen, sondern das Urteil wird durch das Schreiben einer entsprechenden Zahl in

ein Kästchen gegeben.
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Kasten 5: Itembeispiele für die Werteübereinstimmung

Tagtäglich treffen wir Entscheidungen, mit welchem Verkehrsmittel wir uns im Straßen-
verkehr fortbewegen (mit dem Auto, dem Bus oder der Bahn, mit dem Fahrrad oder zu
Fuß). Geben Sie nachfolgend bitte an, inwieweit die private Entscheidung für ein be-
stimmtes Verkehrsmittel mit einem bestimmten auf den Verkehr bezogenen Wert/Ziel
in Einklang bzw. in Widerspruch steht.

Die private Entscheidung für dieses Verkehrsmittel steht...

1     = im vollen Widerspruch  . . . 6     = im vollen Einklang
zu diesem Ziel/Wert. mit diesem Ziel/Wert.

Auto Bus/Bahn Rad zu Fuß

eigene
Verkehrssicherheit                            

allgemeine
Verkehrssicherheit                            

der Erhalt und die
Sicherheit von Arbeitsplätzen                            

Empir ische Befunde zur wahrgenommenen Übereinstimmung der ausgewählten Werte-

kategorien mit Mobilitätsentscheidungen liegen nicht vor. Ebenso sind bislang in der ein-

schlägigen Literatur keine empirischen Befunde zu Skalen dokumentiert, die ein Überein-

stimmungsmaß zwischen umweltrelevanten Commitment- oder Handlungsmaßen und po-

tentiell bedeutsamen Werten bzw. Zielen verwenden.

5.2.1.3 Kontroll- und Verantwortlichkeitsüberzeugungen für die
Realisierung der Werte

Die Skalen zu Kontroll- und Verantwortlichkeitsüberzeugungen messen die Zuschreibung

von effizienten Möglichkeiten und von Verantwortlichkeit für die Realisierung der ausge-

wählten Werte und Ziele. Die Skalen sind konzeptuell an die entsprechenden Instrumente

der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) angelehnt.

Neben den in den „Akzeptanz- und Übereinstimmungsskalen“  implizierten Agenten der

Verkehrsentscheidung „Ego“ (private Entscheidungen) und „Verkehrspolitiker“  (politische

Entscheidungen) wird für die Kontroll- und Verantwortungszuschreibungen die externe

Agentenebene durch die „Wirtschaft“  ergänzt (vgl. Kasten 6).
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Kasten 6: Itembeispiele für die Kontroll- und Verantwortlichkeitszuschreibungen

Für die Erfüllung der mit dem Verkehr zusammenhängenden Werte und Ziele können
sich unterschiedliche Personen oder gesellschaftliche Gruppen einsetzen und entspre-
chend auch für die Erfüllung der Werte verantwortlich gemacht werden. Uns interes-
siert nachfolgend, inwieweit Sie eigene Einflußmöglichkeiten und Verantwortlichkeiten
sowie Einflußmöglichkeiten und Verantwortlichkeiten der Verkehrspolitik und der Wirt-
schaft zur Erfüllung der einzelnen Werte sehen. Bitte geben Sie Ihre Urteile wieder
durch Ankreuzen der entsprechenden Zahlen zwischen 1 und 6 an.

Wer hat wirkungsvolle Möglichkeiten, die allgemeine Verkehrssicherheit zu
erhöhen?

stimmt stimmt
überhaupt ganz
nicht genau

- Ich selbst, indem ich mich im Verkehr
vorsichtig und umsichtig verhalte. 1 2 3 4 5 6

- Ich selbst, indem ich mich bei entsprechenden
politischen Programmen engagiere (z.B. für den Bau
von Fußgängerüberwegen oder die Verschärfung von
Sicherheitsvorschriften beim Auto). 1 2 3 4 5 6

- Die Verkehrspolitik, indem sie die Gesetze zur
Verkehrssicherheit verschärft. 1 2 3 4 5 6

- Die Wirtschaft, indem sie die Verkehrsmittel (Auto,
Bus, Fahrrad etc.) mit sicherer Technologie ausstattet. 1 2 3 4 5 6

Wer ist für die Erhöhung der allgemeinen Verkehrssicherheit verantwortlich?

- Ich selbst. 1 2 3 4 5 6

- Die Verkehrspolitik. 1 2 3 4 5 6

- Die Wirtschaft. 1 2 3 4 5 6

Die in den Kontrollüberzeugungen für die Möglichkeiten der verschiedenen Agenten zur

Wertrealisierung benutzten Maßnahmenkategorien beziehen sich jeweils lediglich auf eine

Auswahl der öffentlich diskutierten relevanten Maßnahmen (beispielsweise die Möglich-

keiten der Bürger, den Landschafts- und Naturschutz im Straßenverkehr durch entspre-

chende Verkehrsmittelwahl und politisches Engagement zu fördern).

Faktorenanalytisch wird eine Differenzierung nach Werteclustern und Agenten erwartet.

Auf der Ebene der Wertecluster sollten Kontroll- und Verantwortlichkeitszuschreibun-

gen zumindest zwischen auf das Gemeinwohl bezogene vs. auf das eigene Wohl bezogene

Werte differenzieren. Denkbar ist möglicherweise aber auch eine differenziertere Bünde-
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lung in allgemeine Verkehrssicherheit, ökonomische und ökologische Werte auf seiten der

auf das Gemeinwohl bezogenen Werte, und individuelle Verkehrssicherheit, ökonomische,

soziale und hedonistische Werte auf seiten der selbstbezogenen Werte. Entsprechend frühe-

rer Befunde zu konzeptuell vergleichbaren Skalen wird auf der Ebene der Agenten eine

Differenzierung in internale und externale Agentschaft erwartet.

Empir ische Ergebnisse zu beiden Skalen liegen für den Bereich der Gesundheitsförde-

rung und den Umweltschutz vor: im Gesundheitsbereich z.B. zu eigenen Möglichkeiten

und Verantwortlichkeiten zur Krebsprävention (Kals, 1995a; Kals & Montada, 1998), zur

Verringerung des Fleischkonsums (Kals, Held & Montada, in Druck) und der Förderung

biologischer Ernährung (Kals & Odenthal, 1996);  im Umweltbereich zu einer Vielzahl von

verschiedenen Handlungsfeldern, wie der Reduktion von Kohlendioxid-Emissionen

(Russell, 1997), der Reduktion der Hochwassergefahr (Ittner, 1998), der Verringerung

umweltbelastender Freizeitaktivitäten (Scheuthle, 1996) und der Einschränkung verkehrs-

bedingter Umweltfolgen (Kals & Becker, 1994).

Bedeutsam für die hier beschriebenen Skalen der Kontroll- und Verantwortlichkeitszu-

schreibung zur Realisierung verkehrsbezogener Werte erscheinen in erster Linie die Be-

funde der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994), auf

die bereits an anderer Stelle hingewiesen wurde (vgl. Kap. 2.3). Die dort gemessenen Kon-

troll- und Verantwortungsskalen waren auf die Verringerung der Luftverschmutzung, der

Lärmbelastung, der Landschaftszerstörung und der Zahl von Verkehrsunfällen durch den

privaten Autoverkehr bezogen. Die Skalen differenzieren empirisch über die Umwelt- und

Gesundheitsfolgen des Autoverkehrs hinweg nach den dort vorgegeben Agenten Bürger,

Bürgergruppen, Staat und Automobilindustrie.

Für die Kontrollmöglichkeiten zur Verringerung der negativen Verkehrsfolgen zeigt sich,

daß die Möglichkeiten von Bürgergruppen mit einem Mittelwert von AM = 3.5716 weitaus

geringer eingeschätzt werden als die der anderen potentiellen Agenten (Staat, Automobil-

industrie und Bürger). Dieser Unterschied beträgt knapp eine Skaleneinheit. Auf Itemebene

differenziert sich dieses Bild: effiziente Möglichkeiten zur Verringerung des Unfallrisikos

werden eher dem Bürger (4.96), weniger dem Staat und der Automobilindustrie (3.90 bzw.

4.06), und noch weniger den Bürgergruppen (3.54) zugeschrieben. Insgesamt liegen die

Mittelwerte fast aller Items über dem Skalenmittelpunkt. Damit ist belegt, daß die Untersu-

16 Verwendet wurde eine sechsstufige Likert-Skala, wobei hohe Werte eine hohe Ausprägung der Variablen bedeuten.
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chungsteilnehmer generell effiziente Möglichkeiten zur Verringerung der formulierten ver-

kehrsbedingten Probleme wahrnehmen.

Vergleichbare Ergebnismuster liefert auch die deskriptive Analyse der Verantwortlich-

keitsskala. Verantwortlichkeit zur  Reduktion der  Verkehrsprobleme wird in nahezu

gleichem Ausmaß dem Staat, der Automobilindustrie und dem einzelnen Bürger attestiert

(AM zwischen 4.48 und 4.60). Bürgergruppen werden mit einem Mittelwert von 3.45 da-

gegen ebensowenig Verantwortlichkeiten wie effiziente Möglichkeiten zugeschrieben. Die

Verantwortung zur Verminderung der direkten Gesundheitsbedrohung durch Verkehrsun-

fälle wird beim einzelnen Bürger und weniger bei Industrie und Staat gesehen, womit auch

auf Itemebene parallele Befunde zur Kontrollzuschreibung vorliegen.

Die Befunde zur Bedeutsamkeit der Kontroll- und Verantwortungsüberzeugungen für die

Mobilitätsentscheidungen wurden bereits an anderer Stelle dieser Arbeit zusammengefaßt

(vgl. Kap. 2.3). Es zeigte sich, daß im Vergleich zur wahrgenommenen eigenen Belastung

durch den Autoverkehr sowohl Kontroll- als auch Verantwortungsüberzeugungen zur Ver-

ringerung verkehrsbedingter Umweltbelastungen und Unfallrisiken einen hohen Einfluß

auf die gemessenen Bereitschaften zur Einschränkung des Autoverkehrs besitzen (vgl.

Becker, 1994; Becker & Kals, 1997).

5.2.1.4 Empörung über die Verletzung der jeweiligen Werte durch Ver-
kehrsentscheidungen

Als emotionaler Indikator der Verantwortungszuschreibungen für die Wertrealisierung

mißt die Skala „Empörung über die Verletzung verkehrsbezogener Werte durch Ver-

kehrsentscheidungen“ das Ausmaß der erlebten Empörung über unterschiedliche Personen

bzw. Personengruppen. Empörungsanlaß ist die Verletzung verkehrsrelevanter Werte durch

die jeweiligen Agenten. Die Skala differenziert nach potentiellen externalen Agenten und

dem Set der ausgewählten Wertekategorien. Dabei sind die potentiellen Agenten nach dem

Plausibilitätskriterium auf die ausgewählten Werte bezogen (beispielsweise Busfahrer als

potentielle Agenten für die Verletzung des Wertes Sicherheit bei der Personenbeförderung

oder Verkehrspolitiker für die Verletzung der Entscheidungsfreiheiten der Verkehrsmittel-

nutzung durch entsprechende Gesetze).

Die Skala stellt damit eine Adaption und Erweiterung der bereits in der Studie „Ökologi-

sche Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) verwendeten Skala „Empörung

über zuwenig Umweltschutz“  an das wertepluralistische Untersuchungsdesign dar. Wie
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bereits diese lediglich auf die Umweltwerte bezogene Skala, wird das Gefühl der Empö-

rung über Agenten, die durch ihre Entscheidungen einen Wert verletzen, für die jeweiligen

Wertekategorien mit mehreren Items gemessen. Desweiteren sind die Items zur Hälfte um-

gekehrt gerichtet formuliert, d.h. es wird die Empörung über die Dominanz des jeweiligen

Wertes gemessen (vgl. Kasten 7).

Kasten 7: Itembeispiele für die Empörung über die Verletzung von Werten

Im folgenden geht es nun um Gefühle der Empörung. Bitte geben Sie bei jeder Aus-
sage an, inwieweit Sie durch das jeweilige Verhalten empört bzw. nicht empört sind.
Lassen Sie bitte keine Aussage aus.

Ich bin empört ... trifft über- trifft ganz
haupt nicht genau

 zu zu
über Entscheidungsträger in Wirtschaftsunternehmen,
die sich zuwenig für die Verkehrssicherheit engagieren. 1 2 3 4 5 6

über Autofahrer, die Radfahrer und Fußgänger
gefährden. 1 2 3 4 5 6

über Wirtschaftsunternehmer, die zuwenig für den
Schutz von Radfahrern und Fußgängern im
Straßenverkehr tun. 1 2 3 4 5 6

Für die Faktorenstruktur  der gemessenen Empörungsitems wird erwartet, daß die Skala

über die externalen Agenten hinweg nach Wertekategorien differenziert und sich mögli-

cherweise übergeordnete Bündelungen nach inhaltlich verwandten Werten bilden (vgl.

Kap. 5.2.1). Bündelungen könnten dabei auf der obersten Differenzierungsebene (selbstbe-

zogene versus auf das Allgemeinwohl bezogene Werte), aber auch der nächstniedrigen

Ebene entstehen (für die selbstbezogen Werte beispielsweise Bündelungen in soziale, he-

donistische und ökonomische Werte und Ziele).

Empir ische Befunde zu verwandten Empörungsskalen liegen lediglich für die Empörung

über die Verletzung umweltbezogener Werte in verschiedenen umweltrelevanten Hand-

lungsfeldern vor. Für die vorliegenden Empörungsskalen sind - wie bereits für die Kon-

troll- und Verantwortlichkeitsskalen - die Befunde aus der Studie „Ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr“  relevant. Wie bereits in Kap. 2.3 dargestellt, erweist sich

die Empörung über die Verletzung umweltbezogener Werte als starker Prädiktor von Be-

reitschaften und Handlungen, die auf eine Einschränkung des Autoverkehrs - und damit
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implizit den Schutz der Umwelt - abzielen (vgl. auch Becker & Kals, 1997; Kals & Becker,

1994).

Da entsprechend dem eigenen wertepluralistischen Modells der privaten und politischen

Mobilitätsentscheidungen aber auch andere Werte potentiell von Mobilitätsentscheidungen

verletzt werden können, sollten auch diese Verletzungen im Falle ihrer individuellen Be-

deutsamkeit einen Anlaß zur Empörung bilden und zu entsprechenden empörungsreduzie-

renden Handlungsbereitschaften und -entscheidungen motivieren. Beispielsweise ist zu er-

warten, daß die Empörung über die Verletzung von solchen Werten, die nach dem „com-

mon sense“  mit der verkehrspolitischen bzw. privaten Entscheidung für das Auto in Ein-

klang stehen (wie z. B. die Wirtschaftsförderung), negativ auf die Zustimmungsbereitschaft

zur verkehrspolitischen Einschränkung des Autos und Nutzung alternativer Verkehrsmittel

wirkt.

5.2.2 Gerechtigkeitsur teile

Die Skalen zu den verkehrsbezogenen Gerechtigkeitsurteilen erfassen die wahrgenommene

Gerechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit eines freiwilligen Umstiegs vom Auto auf alternati-

ve Verkehrsmittel und die Gerechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit eines gesetzlich erzwun-

genen Umstiegs auf alternative Verkehrsmittel.

Die Skalen differenzieren nach der Richtung des Gerechtigkeitsurteils (gerecht versus un-

gerecht) und den beiden ausgewählten Politikformen (Appelle versus Gesetze). Für alle

vier Kategorien von Gerechtigkeitsurteilen werden spezifische Argumente vorgegeben, die

das jeweilige Urteil stützen. Die Argumente beziehen sich auf die spezifischen Folgen bzw.

Implikationen der Politiken, die von theoretisch bzw. empirisch begründeter Relevanz für

die Beurteilung der „Politikgerechtigkeit“  sind.

Da die jeweiligen Gerechtigkeitsargumente je nach formulierter Richtung (z.B. Gefährdung

versus Gewährleistung individueller Freiheitsrechte) sowohl zur Stützung der Gerechtig-

keit von Appellen (bzw. der Ungerechtigkeit von Gesetzen) als auch der Ungerechtigkeit

von Appellen (bzw. der Gerechtigkeit von Gesetzen) genutzt werden können, wurden aus

untersuchungsökonomischen Gründen nicht alle möglichen Kombinationen der Gerechtig-

keitsargumente mit den Gerechtigkeitsurteilen (Gerechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit von

Appellen bzw. Verboten) realisiert.
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In den Items werden die folgenden Implikationen einer Politik der gesetzlich erzwungenen

Autoverzichte als Gerechtigkeitsargumente formuliert (vgl. Kasten 8): Das Vermeiden von

„Trittbrettfahrern“ , die Gewährleistung eines effektiven Umweltschutzes durch strafbe-

wehrte Normen und das Primat des Allgemeinwohls vor dem Eigeninteresse. Diese Impli-

kationen werden als Argumente für die Gerechtigkeit von Gesetzen und die Ungerechtig-

keit von Appellen genutzt.

Kasten 8: Itembeispiele für die Gerechtigkeitsurteile

Es ist gerecht, daß ich selbst und alle Bürger aufgefordert werden, freiwillig vom Au-
tofahren auf alternative Verkehrsmittel umzusteigen und dies nicht gesetzlich erzwun-
gen wird, weil...

stimmt stimmt
überhaupt ganz
nicht genau

ein gesetzlicher Zwang ein Eingriff
in die Freiheit der Bürger wäre. 1 2 3 4 5 6

Es ist gerecht, daß ich selbst und alle Bürger gesetzlich dazu gezwungen werden, vom
Autofahren auf alternative Verkehrsmittel umzusteigen (beispielsweise durch entspre-
chende Fahrverbote), weil...

dann kein Bürger mehr die Möglichkeit hat,
soviel mit dem Auto zu fahren wie bisher,
wodurch z.B. die Umwelt effektiv geschont wird. 1 2 3 4 5 6

Als Argumente für die Gerechtigkeit von Appellen und die Ungerechtigkeit von Gesetzen

werden die folgenden mit einer Politik der Appelle verbundenen Implikationen in die Item-

bildung einbezogen: Die Gewährleistung individueller Entscheidungsfreiheiten, die Ver-

meidung ökonomischer Risiken für die Wirtschaft (z.B. Arbeitslosigkeit in der Automo-

bilindustrie) und die Vermeidung von Nachteilen für einzelne bzw. Gruppen (z.B. höhere

Belastungen für finanzschwächere Teile der Bevölkerung).

Die faktorenanalytische Struktur  der Gerechtigkeitsskala sollte die beschriebene, durch

jeweils unterschiedliche Argumente gestützte Zweidimensionalität der Gerechtigkeitsur-

teile spiegeln. Erwartet wird eine zweifaktorielle Lösung mit der Bündelung der Items zur

Gerechtigkeit von Gesetzen und der Ungerechtigkeit von Appellen, sowie einer Bündelung

der Items zur Gerechtigkeit von Appellen und der Ungerechtigkeit von Gesetzen.
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Empir ische Befunde über die Wirksamkeit von Gerechtigkeitsurteilen über Umweltpoliti-

ken liegen für die Erklärung von verkehrsbezogenen Kriteriumsmaßen aus Fragebogenun-

tersuchungen von Bomm (1996) und Scheuthle (1996) vor. In diesen Studien wurden Ge-

rechtigkeitsurteile mit konzeptuell vergleichbaren Skalen gemessen, und als Prädiktoren

von Engagementbereitschaften zur Einschränkung des Gütertransports (Scheuthle, 1996)

und der Pkw-Nutzung in Innenstädten (Bomm, 1996) untersucht. In einer Zusammenschau

verschiedener Studien mit gerechtigkeitspsychologischen Fragestellungen im Umweltkon-

text, u.a. die von Kals (1991) und Russell (1997), hat Montada (1999) die Befundlinien der

Studien in den Kontext gerechtigkeitspsychologischer Überlegungen zum Thema Umwelt-

schutz integriert.

Die Befunde zum Einfluß der  Gerechtigkeitsur teile zur Vorhersage umweltschützender

Engagements zur Reduktion des gewerblichen und pr ivaten Verkehrs reihen sich in das

Gesamtbild der empirischen Befunde ein (vgl. Montada, 1999). Die wahrgenommene Ge-

rechtigkeit von verpflichtenden Maßnahmen zur Reduktion beider Verkehrsarten besitzt

eine vergleichsweise höhere Aufklärungskraft als die wahrgenommene Gerechtigkeit von

Appellen zu deren freiwilliger Einschränkung.

Für die Beurteilung der  Argumente, die für bzw. gegen die Gerechtigkeit beider Politik-

formen sprechen, ergab sich folgendes Bild: Argumente, die für die Gerechtigkeit von ver-

pflichtenden Maßnahmen sprechen, erhalten größere Zustimmung als die Argumente, die

für die Gerechtigkeit von Appellen sprechen. Als Argumente, die für eine Gerechtigkeit

von Appellen (bzw. Ungerechtigkeit von Verboten) sprechen, wurden die Vermeidung

ökonomischer Risiken, die Gewährleistung von Entscheidungsfreiheiten und die Vermei-

dung von Nachteilen für einzelne bzw. Gruppen gemessen. Die Gerechtigkeit von Verbo-

ten (bzw. die Ungerechtigkeit von Appellen) stützen sich auf die mögliche Setzung von

verbindlichen Normen, die Durchsetzung einer Gleichverteilung der Kosten, einen effekti-

ven Umweltschutz und die Vermeidung von Ungleichheit durch das Ignorieren der Auffor-

derung zu freiwilliger Selbstverpflichtung durch einzelne „Trittbrettfahrer“ .

5.2.3 Situationsbezogene Kognitionen und Emotionen

Der Variablenblock der situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen umfaßt zwei Va-

riablengruppen, die obgleich sie zu einem Block zusammengefaßt sind, konzeptuell sinn-

voll unterscheidbar sind.
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Die situativen Barr ieren der  Verkehrsmittelnutzung umfassen ein Set nicht personen-

gebundener Situationsvar iablen, die je nach Ausprägung die Nutzung verschiedener

Verkehrsmittel entweder hemmen oder erleichtern können. Da in einer Fragebogenerhe-

bung keine Objektivierung der individuellen Situationen - etwa der Anbindung an das Netz

des öffentlichen Verkehrs - herzustellen ist, spiegeln die Daten die individuell wahrge-

nommene Ausprägung dieser Barrieren. Einflüsse relevanter personenspezifischer Varia-

blen sind denkbar bzw. empirisch nachgewiesen (vgl. Kap. 2.3).

Als situationsbezogene emotionale Variablen werden Freude und Ärger bei der Nutzung

verschiedener Verkehrsmittel erfaßt. Beide Emotionsvariablen stellen personenspezifische

emotionale Bewertungen unterschiedlicher signifikanter  Situationen der  Verkehrsmit-

telnutzung dar, wie z.B. die erlebte Freude in der Situation „Aufenthalt im Auto bei

schlechtem Wetter“ .

Gemeinsames Bestimmungsstück beider Variablengruppen ist die Determination durch

Situationen. Diese „Situationsbezogenheit“  unterscheidet sie von allen anderen „situations-

übergreifenden“ personenspezifischen Variablen des Prädiktorensets und rechtfertigt die

konzeptuell nicht zwingende Zusammenfassung im Sinne einer ordnenden, übersichtlichen

Kategorisierung der Variablengruppen.

5.2.3.1 Situative Barrieren der Verkehrsmittelnutzung

Die situativen Barrieren der Verkehrsmittelnutzung umfassen sowohl Barrieren der Auto-

nutzung als auch der Nutzung alternativer Verkehrsmittel. Erfaßt werden nicht objektive,

sondern subjektiv wahrgenommene situative Barrieren.

Die „Anbindung an verschiedene Verkehrswege bzw. -netze“  wird jeweils für die ver-

schiedenen Verkehrsmittel über sechsstufige Items mit den beiden Polen „völlig unzurei-

chend“ und „völlig ausreichend“ operationalisiert (vgl. Kasten 9). Zusätzlich können die

Probanden die Entfernung (in km) zwischen ihrem Wohnort und der nächsten Bushalte-

stelle bzw. dem nächsten Bahnhof angeben.

Weiterhin wird jeweils über ein Item gemessen, wie häufig ein fahrtüchtiges Fahrrad und

ein Auto inclusive Führerschein zur Verfügung steht und wie häufig öffentliche Verkehrs-

mittel am eigenen Wohnort verkehren. Diese Skalen zur Verfügbarkeit von Verkehrs-

mitteln sind bezeichnet mit „ fast nie“  bis „sehr oft“  bzw. „zu jeder Zeit“  (für Auto und

Rad).
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Kasten 9: Itembeispiele für die situativen Barrieren der Verkehrsmittelnutzung

Wie gut sind Sie insgesamt an die folgenden Verkehrswege bzw. Verkehrsnetze ange-
schlossen?

völlig völlig
unzureichend ausreichend

- Straßennetz (insgesamt) 1 2 3 4 5 6

- Straßennetz (Autobahn) 1 2 3 4 5 6

- Straßenbahn- oder Buslinien 1 2 3 4 5 6

- Eisenbahnnetz 1 2 3 4 5 6

- Fahrradwege 1 2 3 4 5 6

- Fußwege 1 2 3 4 5 6

Die individuellen finanziellen Kosten, die mit der Nutzung verschiedener Verkehrsmittel

verbunden sind, werden jeweils für die Verkehrsmittel Auto, Straßenbahn oder Bus, Zug

und Fahrrad mit einem Item gemessen. Das Gehen bleibt hier aus Plausibilitätsüberlegun-

gen ausgespart. Die Skalierung reicht von „sehr geringen“ bis zu „sehr hohen“ Kosten.

Mit der persönlichen Betroffenheit von Verkehrsstaus auf Autobahnen und alltäglichen

Staus zu den Hauptverkehrszeiten wird versucht, relevante Alltagssituationen im Straßen-

verkehr zu erfassen, die mit einem erhöhten Zeitaufwand verbunden sind. Parallel dazu

werden als exemplarische mit Zeitaufwand verbundene Situationen bei Nutzung alternati-

ver Verkehrsmittel die Betroffenheit von Verspätungen und Ausfällen beim öffentlichen

Verkehr gemessen. Die Skalierung der Betroffenheit reicht bei den jeweils mit einem Item

gemessenen zeitkonsumierenden Situationen von „ fast nie“  bis „sehr oft“ .

Als spezifische situative Barrieren für das Gehen und die Nutzung des Rads werden die

individuellen körper lichen Voraussetzungen für Radnutzung und Gehen sowie das Vor-

handensein unfallgefähr licher  Stellen für Radfahrer und Fußgänger am eigenen Wohnort

jeweils mit einem Item erfaßt.

Die faktorenanalytische Prüfung der Binnenstruktur der situativen Barrieren sollte die

Kategorisierung der Barrieren (Verfügbarkeit, Anbindung, finanzielle Kosten, Zeitauf-

wand, Unfallgefahr und körperliche Voraussetzungen) reproduzieren und darüber hinaus

zwischen dem Auto und seinen Alternativen trennen.
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Empir ische Befunde zur Wirksamkeit des gewählten Sets situativer Barrieren wurden be-

reits im Zusammenhang mit den Befunden aus der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit

im Straßenverkehr“(vgl. Kap. 2.3) diskutiert. Die wahrgenommene hohe Verfügbarkeit ei-

nes Autos und die schlechte Anbindung an das Netz des öffentlichen Verkehrs sind insbe-

sondere bedeutsame Barrieren der alltäglichen Nutzung alternativer Verkehrsmittel. Ihr

Einfluß auf die dort gemessenen Handlungsbereitschaften zur Reduktion des Autoverkehrs

(in Form von Engagements bzw. Zustimmung zu Verboten) sind vergleichsweise gering. In

derselben Richtung wirken die wahrgenommenen finanziellen Kosten und „Zeit-Kosten“

des öffentlichen Verkehrs (vgl. auch Bamberg & Kühnel, 1998). Für die Wirksamkeit der

Kosten des Autofahrens und der Anbindung an die Straßenverkehrsnetze liegen keine Da-

ten vor. Dies gilt auch für die wahrgenommene Unfallgefahr und die individuellen körper-

lichen Voraussetzungen als Barrieren von Zufußgehen und Radfahren.

5.2.3.2 Freude und Ärger bei der Verkehrsmittelnutzung

Die Skalen zur erlebten Freude und zum erlebten Ärger bei der Verkehrsmittelnutzung dif-

ferenzieren nach den verkehrsmittelbezogenen Nutzungssituationen bzw. Tätigkeiten Auto-

fahren, Bus- oder Bahnfahren sowie Gehen und Radfahren, wobei die letztgenannten bei-

den Nutzungssituationen aus untersuchungsökonomischen Gründen zu einer Kategorie zu-

sammengefaßt sind. Es werden pro Situationskategorie sechs bis acht verschiedene, auf-

grund rationaler Überlegungen ausgewählte Emotionsanlässe differenziert (vgl. Kasten 10).

Empirische Befunde einer repräsentativen Umfrage zum Mobilitätsverhalten der bundes-

deutschen Bevölkerung (Arnold & Lang, 1994) stützen die getroffene Auswahl der Emoti-

onsanlässe.

Kasten 10: Itembeispiele für die situationsbezogenen Emotionen
� � � � ������� � � � � � � � ���

Es macht mir Freude ... haupt nicht genau
zu zu

...mit einem Auto einfach so ins Blaue zu fahren. 1 2 3 4 5 6

...auch bei schlechtem Wetter behaglich
und trocken im Auto zu sitzen. 1 2 3 4 5 6

...nach einem anstrengenden Tag ins eigene Auto
zu steigen und damit den Feierabend zu beginnen. 1 2 3 4 5 6

...in einem bequemen und komfortabel ausgestatteten
Auto entspannt und locker auf gut ausgebauten
Straßen zu fahren. 1 2 3 4 5 6
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Es wird erwartet, daß sich die Emotionsitems in der Faktorenanalyse nach Verkehrsmit-

teln und Emotion (Ärger versus Freude) und über die unterschiedlichen situationsspezifi-

schen Emotionsanlässe bündeln. Empirische Daten liegen zur Skala „Freude am Autofah-

ren“  vor, die in der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  mit einer

konzeptuell parallelen Skala erstmals erhoben wurde (vgl. Tabelle 5).

Tabelle 5: Exemplarische Korrelationen der „ Freude am Autofahren“  (vgl. Becker,
1994)

Freude am Autofahren

Zustimmung zu Gesetzen zur Einschränkung des Autoverkehrs –.60**

Empörung über zuwenig Umweltschutz –.53**

Angst vor den Folgen des Autoverkehrs für Umwelt und Gesundheit –.30**

Angst vor Verkehrsunfällen –.16*

Je mehr Freude am Autofahren empfunden wird, desto geringer ist die Zustimmung zu Ge-

setzen zur Einschränkung des Autoverkehrs ausgeprägt. Die in dieser Untersuchung kon-

zeptuell als entlastende Emotion eingeführte Variable korreliert negativ mit den bela-

stungsbezogenen Emotionen (Angst vor den Folgen des Autoverkehrs für Umwelt und Ge-

sundheit und Angst vor Verkehrsunfällen) und der verantwortungsbezogenen Empörung

über zuwenig Umweltschutz.

5.2.4 Soziodemographische Var iablen

In Anlehnung an Kals (1996a) wird soziodemographischen Variablen kein wesentlicher

Beitrag zur Erklärung der Verkehrsmittelnutzung und der Zustimmung zu verkehrspoliti-

schen Maßnahmen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs zuerkannt. Viel-

mehr lassen sich die in der einschlägigen umweltpsychologischen Literatur berichteten, oft

inkonsistenten Zusammenhänge erst unter Berücksichtigung psychologischer Moderatorva-

riablen sinnvoll erklären. Diese Zusammenhänge werden auch für die umweltrelevanten

Kriterien dieser Arbeit erwartet. Es gibt jedoch gute inhaltlich-pragmatische Gründe für

die Erhebung einiger ausgewählter soziodemograpischer Variablen:
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• Der Entdeckungskontext: Gefundene Zusammenhänge (z.B. zwischen Alter und Ver-

kehrsmittelnutzung) eröffnen zwangsläufig die Frage nach innerpsychischen Prozessen,

die deren Zustandekommen erklären helfen.

• Der Anwendungskontext: Auf der Basis von Zusammenhangswissen lassen sich Ziel-

gruppen für Interventionsentscheidungen segmentieren. So lassen sich etwa Aussagen

darüber formulieren, welche spezifischen Barrieren für umweltpädagogische Maßnah-

men bei bestimmten Bevölkerungsgruppen zu erwarten sind.

Darüber hinaus existieren auch (untersuchungs-)methodische Begründungen für die Erhe-

bung einiger soziodemographischer Standardvariablen. So erfordert die angestrebte Vali-

dierungsstrategie der Kriteriumsvariablen mittels Extremgruppenvergleichen mindestens

eine nach den wichtigen soziodemographischen Variablen parallelisierte Vergleichsgruppe

aus einer Population, bei der das externe Kriterium nicht vorhanden ist (z.B. „Umwelten-

gagierte“  vs. „Normalbevölkerung“). Weiterhin kann durch die Kontrolle einiger wichtiger

demographischer Variablen während der Erhebungsphase Stichprobenverzerrungen entge-

gengewirkt werden (etwa Schiefverteilungen der Bildungs- oder Geschlechtsvariable) und

so dem Wunsch nach Vergleichbarkeit mit bereits existierenden Datensätzen entsprochen

werden.

In Anlehnung an vorliegende Untersuchungen im Kontext ‘Umwelt und Verkehr’  (vgl.

Kals, 1996a; Kals & Becker, 1994) werden folgende soziodemographische Variablen erho-

ben: Alter , Geschlecht, Bildung und Existenz bzw. Alter  eigener Kinder . Dieses Set

von Variablen spiegelt den im Bereich der bedingungsanalytischen Forschung zu um-

weltrelevantem Verhalten vorfindbaren Standard und kann im Licht inhaltlich verwandter

Studien als untersuchungsökonomisch motivierter Minimalkonsens bezüglich der Erhe-

bung soziodemographischer Variablen verstanden werden.

Über die in Kapitel 4.2 formulierte Frage nach der Ableitung konkret anwendungsbezo-

gener Erkenntnisse anhand der erfaßten demographischen Variablen soll das Set der so-

ziodemographischen Variablen herangezogen werden, um einige wesentliche Ergebnisse

aus vorliegenden Studien zu umweltrelevanten Bereitschaften und Entscheidungen erneut

zu überprüfen und zu validieren. Die entsprechenden Fragestellungen werden nachfolgend

entwickelt.
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5.2.4.1 Soziodemographische Variablen und der Anwendungskontext

Die sorgfältige Analyse soziodemographischer Variablen erscheint insbesondere aus der

Perspektive der Entwicklung von Interventionsprogrammen zur Veränderung umweltrele-

vanten Handelns bedeutsam. Die interessierende Fragestellung von seiten der Praxis zielt

darauf ab diejenigen Strategien bzw. Kombinationen von Strategien zu identifizieren, die

im konkreten Fall am geeignetsten sind, ein definiertes Interventionsziel, wie z.B. die För-

derung der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, bei einer definierten Zielpopulation, z.B.

Mütter, zu erreichen. Neben der zielgruppenspezifischen Analyse der objektiven Situati-

onsmerkmale und deren subjektiven Repräsentation ist es vor allem die Kenntnis gruppen-

spezifischer Werte- bzw. Zielpräferenzen, die als Voraussetzung für die populationsspezi-

fische Konzeption von Interventionsprogrammen diskutiert werden (vgl. Schmidt, 1988b).

Da im eigenen Variablenmodell (vgl. Kap. 4) neben den wahrgenommenen emotionalen

und kognitiven situativen Barrieren der Verkehrsmittelentscheidungen auch ein breites Set

wertebezogener Urteile erfaßt wird, ist es möglich, gruppenspezifische Konstellationen

dieser Variablen zu identifizieren und entsprechende Empfehlungen für die Interventi-

onspraxis abzuleiten (vgl. Kap. 4.2 zu den Fragestellungen der Untersuchungen).

5.2.4.2 Soziodemographische Variablen und umweltrelevante Urteile und
Entscheidungen

Im Gesamtbild der vorliegenden empirischen Befunde können die Zusammenhänge zwi-

schen soziodemographischen Variablen und umweltrelevanten Bereitschaften und Ent-

scheidungen als eher inkonsistent bezeichnet werden. Für die häufig in diesem Zusam-

menhang gemessenen Variablen Alter, Geschlecht, Schulbildung, Wissen, politische Ori-

entierung und Wohnort dürfen eindeutige Zusammenhänge lediglich für die Bildungsvaria-

ble als hinreichend gesichert gelten (vgl. Langeheine & Lehmann, 1986a, b; Kals, 1993;

Billig, 1994).

Alter

Sowohl die Ergebnisse verkehrsspezifischer als auch auf andere Felder umweltrelevanten

Verhaltens bezogener Studien bestätigen einen negativen Zusammenhang zwischen Le-

bensalter  und „Umweltbewußtsein“  (Arcury, 1990; Becker & Kals, 1997; Fietkau, Hüttner

& Six, 1980; Zeidner & Shechter, 1988): Jüngere Probanden sind tendenziell umweltbe-

wußter als ältere. Dies sollte sich im Verkehrsbereich sowohl in einer höheren Bereitschaft
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umweltschützenden politischen Entscheidungen zuzustimmen, als auch in häufigeren pri-

vaten Mobilitätsentscheidungen für umweltschonende Verkehrsmittel (Bahn, Bus, Rad und

Zufußgehen) spiegeln. Von der geschilderten Tendenz abweichende Befunde aus der ersten

Mobilitätsstudie bestehen lediglich für die dort gemessenen Engagementbereitschaften in

Form von Zeit- und Geldopfern: Das Alter der Probanden zeigte dort keinen signifikanten

Einfluß auf die Ausprägung des gemessenen umweltschützenden Engagements.

Als psychologisch interessante Moderatoren der gefundenen Zusammenhänge zwischen

Alter und „Umweltbewußtsein“  werden in erster Linie sozialer Status und Gesundheitszu-

stand diskutiert (vgl. Zeidner & Shechter, 1988). Geringer sozialer Status und beeinträch-

tigter Gesundheitszustand sollen mit dem Lebensalter positiv korreliert sein und erschwe-

ren möglicherweise umweltschützendes Mobilitätsverhalten, dessen Ausführung oft mit

finanziellem Mehraufwand verbunden ist (etwa in Form zusätzlicher Ausgaben für öffent-

liche Verkehrsmittel bei zur Verfügung stehendem Auto) oder bestimmte Mindestanforde-

rungen an die körperliche Verfassung stellt (etwa für das Radfahren oder das problemlose

Nutzen öffentlicher Verkehrsmittel).

Mit Hilfe des ausgewählten Variablensatzes lassen sich sowohl die vorliegenden Zusam-

menhangsbefunde als auch die psychologisch interessanten Moderatorhypothesen prüfen.

Die entsprechenden Fragestellungen lauten: Kann der positive Zusammenhang der Alters-

variable mit der Bereitschaft, verkehrspolitischen Entscheidungen zur Förderung des Auto-

verkehrs zuzustimmen und der privaten Verkehrsmittelentscheidung für das Auto bestätigt

werden? Besteht umgekehrt ein negativer Zusammenhang zwischen Alter und der Zustim-

mungsbereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs und der Nutzung alternativer Ver-

kehrsmittel? Steigt mit dem Alter die wahrgenommene Einschränkung der individuellen

körperlichen Voraussetzungen zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, und bietet dieser

Zusammenhang eine Erklärungsmöglichkeit für die erwartete geringere Nutzung öffentli-

cher Verkehrsmittel durch ältere Menschen?

Geschlecht

Der theoretisch zu erwartende und empirisch beobachtbare Zusammenhang von Ge-

schlecht und Umweltbewußtsein ist unterschiedlich: Je nach untersuchten Kriterien ma-

chen verschiedene Moderatorhypothesen Sinn und bestimmen so die Richtung des theore-

tisch zu erwartenden Effekts.
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Auch in den Studien zu umweltrelevanten Einstellungen und Entscheidungen im Bereich

des motorisierten Individualverkehrs finden sich zwar vereinzelt Geschlechtsunterschiede

in den Verkehrsmittelwahlen (z.B. die häufigere Busnutzung durch Frauen bei Flade,

1990), diese Unterschiede stellen jedoch eher die Ausnahme dar und sind meist durch si-

tuative Moderatoren bedingt (wie etwa die Verfügbarkeit der Verkehrsmittel). Die eigenen

Untersuchungen, in denen sowohl auf Verhaltens- als auch auf Einstellungsebene kein sub-

stantieller Unterschied zwischen Männern und Frauen zu beobachten war, bestätigen dieses

Bild (Becker & Kals, 1997; Kals & Becker, 1994).

Schulbildung

Mit der Frage nach der Schulbildung wird angestrebt, den Einfluß der sozialen Schichtung

zu überprüfen. Auf weitere Variablen zur sozialen Positionierung der Probanden, wie etwa

den am häufigsten im Umweltkontext untersuchten Variablen „Einkommen“ und „Be-

rufsprestige“ , wird aus inhaltlichen und untersuchungsökonomischen Gründen verzichtet.

Zum einen sind die in der Literatur berichteten Befunde für beide unberücksichtigten Va-

riablen eher inkonsistent (vgl. z.B. Homburg & Matthies, 1998). Zum anderen besitzt Bil-

dung die konzeptuell engste Bindung mit Konzepten des Umweltbewußtseins. So korreliert

eine hohe Schulbildung positiv mit hohem ökologischem Problembewußtsein und hohen

Verzichtbereitschaften zugunsten besserer Umweltqualitäten (vgl. z.B. Homburg & Mat-

thies, 1998; Kals, 1996a).

Auch im Bereich der Mobilitätsentscheidungen ist dieser Zusammenhang eindeutig: Ein

hohes Bildungsniveau geht mit erhöhter Akzeptanz von Maßnahmen zur Einschränkung

des Autoverkehrs und mit vermehrten ‘alternativen’  Verkehrsmittelwahlen einher. In der

Tendenz noch etwas stärker fallen die Korrelationen der Bildungsvariable mit den Bereit-

schaften und Entscheidungen zur Förderung des Autoverkehrs aus (Becker, 1994).

Diese Befunde sollten sich replizieren lassen und führen zu folgender Fragestellung: Be-

stätigt sich die Annahme eines positiven Zusammenhangs zwischen der Schulbildung und

einer hohen Akzeptanz des Umwelt- und Naturschutzes für verkehrspolitische und private

Mobilitätsentscheidungen, der Bereitschaft, verkehrspolitische Entscheidungen zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs zu unterstützen und der privaten Verkehrsmittelentscheidung

für alternative Verkehrsmittel?
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Kinder

Die Annahmen zur Variable „Alter  und Anzahl eigener Kinder “  gründen auf der Erwar-

tung, „daß eigene Kinder zur Übernahme von Verantwortlichkeit für den Schutz der Um-

welt sensibilisieren, wobei der Effekt desto stärker sein sollte, je jünger die Kinder sind“

(Kals, 1993, S. 27). Diese Annahme konnte in einer ersten empirischen Überprüfung im

Handlungsfeld der Verkehrsentscheidungen nicht bestätigt werden (Becker, 1994). Die Be-

funde waren eher inkonsistent: So konnte dieser Effekt zwar für die Bereitschaft, entspre-

chenden politischen Entscheidungen in Form von Verbotsforderungen zuzustimmen, in der

Tendenz bestätigt werden, die Zusammenhänge erwiesen sich jedoch nicht für alle gemes-

senen Bereitschaftskriterien als bedeutsam. Zusammenhänge mit der Verantwortungsüber-

nahme für den Schutz der Umwelt bestanden nicht.

Desweiteren konnte ein der ursprünglichen Erwartung entgegengerichteter signifikanter

Zusammenhang mit der privaten Verkehrsmittelentscheidung beobachtet werden: Mit der

Existenz bzw. dem abnehmenden Alter eigener Kinder steigt die Häufigkeit berichteter

Verkehrsmittelentscheidungen für das Auto. Als mögliche Erklärung kann gelten, daß die

Eltern kleiner Kinder neben einer Sensibilisierung für den Schutz der Umwelt auch für die

potentiellen direkten Gefahren für ihre Kinder infolge einer nicht durch ein Fahrzeug ‘ge-

schützten’  Teilnahme am Straßenverkehr sensibilisiert werden.

Beide Befundlinien sollen mit Hilfe dieser Studie weiter vertieft und mit folgenden Frage-

stellungen überprüft werden: Bewirkt die Existenz eigener kleiner Kinder die erwarteten

differentiellen Zusammenhangsmuster bezüglich politischer versus privater Entscheidun-

gen? Geht mit der Existenz von Kleinkindern zwar einerseits eine hohe Akzeptanz des

Umwelt- und Naturschutzes bei verkehrspolitischen Mobilitätsentscheidungen und eine

hohe Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen zur Einschränkung des Autover-

kehrs einher, bewirkt aber andererseits diese Existenz auf der Ebene der privaten Entschei-

dungen eine vergleichsweise hohe Akzeptanz der Verkehrssicherheit und eine Dominanz

der hoch mit der Verkehrssicherheit in Einklang bewerteten Nutzung des Autos?

5.2.5 Validierungskonstrukte

Die Gruppe der Validierungskonstrukte ist konstituiert aus einem Bündel heterogener Va-

riablen, die als Basis unterschiedlicher Validierungsstrategien fungieren. Im Gegensatz zu

den Variablenblöcken der wertebezogenen, situationsbezogenen und gerechtigkeitsbezoge-

nen Variablen, für die analyseleitende Fragestellungen in Form von Fragekomplexen am



THEORETISCHER TEIL

108

Ende des vorherigen Kapitels formuliert sind (vgl. Kap. 4.2), werden für die Validierungs-

variablen die jeweils im Sinne der Validitätsprüfung erwarteten Befunde in Form von Hy-

pothesen konkretisiert.

5.2.5.1 Antizipierte Verkehrsmittelentscheidungen

Die in den Desideraten geforderte multimethodale Absicherung der Befunde zur Bedeut-

samkeit situativer  Barr ieren für umweltschützendes Mobilitätsverhalten durch experi-

mentelle Variation der situativen Bedingungen kann im Rahmen der vorliegenden Arbeit

nur teilweise erfüllt werden. Begründet ist dies durch den Umstand, daß die Bildung expe-

rimenteller Bedingungen bzw. Gruppen nur dann realisierbar ist, wenn die zu variierende

Ausprägung situativer Bedingungen (wie z.B. die Entfernung zwischen Wohnung und

Bushaltestelle) objektiv feststellbar ist. Diese Messung ist im Rahmen einer Fragebogen-

studie nur mit einem erheblichem Mehraufwand zu leisten und kann deshalb im Rahmen

der vorliegenden Arbeit nicht realisiert werden.

Alternativ zur experimentellen Variation der situativen Bedingungen wird deshalb eine

quasi-exper imentelle Variation der situativen Bedingungen realisiert. Dies geschieht

durch die Bildung „ fiktiver Szenarien“ , in denen die situativen Barrieren „ fiktiv ausge-

räumt“  werden. Gemessen werden Mobilitätsentscheidungen unter diesen fiktiven Bedin-

gungen. Die Aussagekraft dieser Validierungsstrategie bzw. -methode soll durch die Ein-

beziehung einer weiteren personenspezifischen Barriere häufigerer Nutzung alternativer

Verkehrsmittel in das Bedingungsset gestützt werden. Dies geschieht exemplarisch anhand

der Gerechtigkeitsbarrieren.

Die I tems der  Bereitschaft, unter  veränderten situations- bzw. gerechtigkeitsbezoge-

nen Bedingungen bestimmte Verkehrsmittel häufiger  zu nutzen, differenzieren nach

den Verkehrsmitteln Auto, Zug, Bus oder Straßenbahn, Fahrrad und Gehen. Jeder ver-

kehrsmittelspezifischen konditionalen Aussage einer häufigeren Nutzung wird ein Set von

fiktiv veränderten situativen Barrieren und Gerechtigkeitsbarrieren zugeordnet (vgl. Kasten

11).
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Kasten 11: Itembeispiele für die bedingten Verkehrsmittelentscheidungen

Die verschiedenen Bedingungen, unter denen man heute seine Entscheidungen für das
eine oder andere Verkehrsmittel trifft, können sich in der Zukunft verändern. Nachfol-
gend finden Sie eine Auswahl dieser möglichen Veränderungen. Uns interessiert, in-
wieweit diese Veränderungen einen Einfluß auf Ihre tatsächliche Entscheidung bei der
Wahl eines Verkehrsmittels hätten.

Für die Beantwortung der nachfolgenden Fragen ist es besonders wichtig, daß Sie ver-
suchen, sich die veränderten Bedingungen bei jeder Frage möglichst genau vorzu-
stellen.

Ich würde in Zukunft sehr viel häufiger Bus oder Straßenbahn fahren, wenn...

stimmt stimmt
überhaupt ganz
nicht genau

...der Bus bzw. die Straßenbahn in meinem
 Wohngebiet häufiger fahren würde. 1 2 3 4 5 6

...Bus- oder Straßenbahnfahren an meinem
 Wohnort billiger wäre. 1 2 3 4 5 6

...durch gesetzliche Bestimmungen gewährleistet würde,
 daß alle anderen Bürger auch sehr viel häufiger
 Bus oder Straßenbahn statt mit dem Auto fahren. 1 2 3 4 5 6

Die Auswahl der fiktiven situativen Barrieren erfolgte im Sinne der angestrebten Validie-

rungsstrategie parallel zur Skala der situativen Barrieren. Fiktiv variiert wurden jeweils

Anbindung und Kosten der Busnutzung; Anbindung, Zeitaufwand und Kosten bei der

Bundesbahnnutzung; Anbindung, Verfügbarkeit, Kosten und Zeitaufwand bei der Autonut-

zung; sowie Anbindung und körperliche Voraussetzungen bei der Radnutzung und dem

Gehen. Aus untersuchungsökonomischen Gründen wurde lediglich eine Gerechtigkeitsbar-

riere der Nutzung alternativer Verkehrsmittel in das Set der fiktiv veränderten Barrieren

aufgenommen: die Möglichkeit von „Trittbrettfahrern“ , die ihre Autonutzung nicht redu-

zieren und damit Ungleichheit schaffen. Als fiktive Ausräumung dieser Gerechtigkeitsbar-

riere wird die Einführung von verbindlichen Gesetzen formuliert. Die fiktive Ausräumung

dieser Gerechtigkeitsbarriere ist sinnvollerweise nur für die Bereitschaften zur häufigeren

Nutzung alternativer Verkehrsmittel formuliert.

Auf Dimensionierungsebene ist eine faktorenanalytische Differenzierung in Situations-

bzw. Gerechtigkeitsbedingungen und in unterschiedliche Verkehrsmittel möglich. Empir i-

sche Daten liegen nicht vor.
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In Ergänzung der  beschr iebenen Validierungsstrategie der bedingten Verkehrsmittel-

entscheidungen wird mit einer weiteren Skala versucht, eine von situativen Beschränkun-

gen unabhängige „Hitliste der Verkehrsmittel“  zu erstellen. In der Itemeinleitung dieses

Rankings wird instruiert, sich eine Entscheidungssituation für ein bestimmtes Verkehrs-

mittel vorzustellen, die „unabhängig von der aktuellen Situation (z.B. Verfügbarkeit eines

Autos, Anbindung an die Bahn oder anderen Personen (z.B. Vorlieben des Partners für be-

stimmte Verkehrsmittel)“  zu treffen ist. Diese fiktive Verkehrsmittelpräferenz wird in

Form eines Rankings der vier Verkehrsmittel Auto, Bus/Straßenbahn, Fahrrad und Gehen

für unterschiedliche Distanzen gemessen. Sowohl die Kategorisierung der Distanzen als

auch der Verkehrsmittel erfolgt parallel zu den Skalen der tatsächlichen Verkehrsmittel-

wahl und ermöglicht damit die direkte Vergleichbarkeit beider Skalen. Anhand des empiri-

schen Zusammenhangs beider Skalen lassen sich zusätzlich Validitätshinweise für die Be-

deutsamkeit situativer Bedingungen insofern ableiten, als eine hohe Korrelation beider

Skalen für einen geringen Einfluß situativer Faktoren spricht.

Die komplexe Validierungshypothese zur Überprüfung der Bedeutsamkeit situativer und

gerechtigkeitsbezogener Barrieren einer Nutzung alternativer Verkehrsmittel lautet: Die

jeweils faktorenanalytisch zu ermittelnden Kategorien der situativen Barrieren und der Ge-

rechtigkeitsbarrieren sollten genau dann signifikant mit der Bereitschaft zur häufigeren

Nutzung eines Verkehrsmittels korrelieren, wenn sich die Bedingung der häufigeren Nut-

zung auf die Ausräumung der jeweiligen Barrierekategorie bezieht. Im Sinne einer diver-

genten Validierungsstrategie sollten darüber hinaus vergleichsweise geringe Korrelationen

zwischen Barrieren und bedingten Bereitschaften resultieren, wenn die Barrierekategorie

der situativen Barriere einerseits und die Bedingungskategorie der bedingten Bereitschaft

andererseits verschieden sind. Darüber hinaus sollten die jeweiligen Kategorien des situati-

onsunabhängigen Autorankings und der tatsächlichen Verkehrsmittelnutzung möglichst

wenig gemeinsame Varianz besitzen.

5.2.5.2 Antizipierte Betroffenheit von Verkehrsmittelentscheidungen

Die Betroffenheit von Verkehrsmittelentscheidungen repräsentiert einen exemplarischen

Ausschnitt der Gruppe selbstbezogener, individuelle Belastungen repräsentierender

Motive. Die Messung der Betroffenheit erfolgt zunächst ungerichtet in Form einfacher Zu-

stimmungsitems: Die erwartete persönliche Betroffenheit von einer Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs einerseits und des öffentlichen Verkehrs andererseits wird je-
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weils mit einem Item mit sechsstufiger Skalierung und den Polen „überhaupt nicht betrof-

fen“  und „sehr stark betroffen“  gemessen (vgl. Kasten 12).

Kasten 12: Itembeispiele für die antizipierte Betroffenheit von Verkehrsmittelentschei-
dungen

Inwieweit wären Sie von Maßnahmen zur Einschränkung des öffentlichen Verkehrs
(Busse und Bahnen) betroffen?

überhaupt sehr
nicht stark
betroffen betroffen
1 2 3 4 5 6

Inwieweit wären Sie von Maßnahmen zur Förderung des öffentlichen Verkehrs (Busse
und Bahnen) betroffen?

überhaupt sehr
nicht stark
betroffen betroffen
1 2 3 4 5 6

Die mit einer sechstufigen Likert-Skala quantifizierte Betroffenheit soll jeweils durch die

offene Frage nach den persönlichen Auswirkungen der Einschränkung bzw. Förderung in-

haltlich differenziert werden.

Im Sinne der Validierung früherer Befunde einer vergleichsweise geringen Bedeutung

selbstbezogener, individuelle Belastungen durch verkehrsbedingte Umweltfolgen reprä-

sentierender Motive zur Vorhersage der Bereitschaften zur Einschränkung des Autover-

kehrs, wird erwartet, daß zwischen der antizipierten Betroffenheit von Verkehrsmittel-

entscheidungen und der Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschrän-

kung bzw. Förderung des Autoverkehrs nur geringe Zusammenhänge bestehen. Entspre-

chend gering sollte der Anteil der antizipierten Betroffenheit an der Varianzaufklärung der

Kriterien sein.

5.2.5.3 Private und berufliche Engagements

Die privaten und beruflichen Engagements werden jeweils mit geschlossenen und offenen

Antwortkategorien gemessen. Für die aktiven Engagements zur Lösung verkehrsbedingter

Umweltprobleme, zur Förderung des Auto- und Motorsports und zur Förderung der Ver-

kehrssicherheit wird jeweils neben der offenen Frage nach der Mitgliedschaft in einer ent-

sprechenden Gruppe oder Organisation die Stärke des wahrgenommenen Engagements im

Vergleich zu anderen Mitgliedern der jeweiligen Gruppe erfaßt (vgl. Kasten 13). Die Mes-
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sung der beruflichen Beschäftigung mit der Förderung des Autoverkehrs und mit der För-

derung der Verkehrssicherheit erfolgt jeweils über ein sechsstufiges Zustimmungsitem und

eine offene Antwortkategorie zur qualitativen Spezifizierung der beruflichen Beschäfti-

gung.

Kasten 13: Itembeispiel für die Messung von Mitgliedschaft und Engagement in einer
Kriteriumsgruppe

Falls Sie Mitglied in einer Gruppe oder Organisation sind, die sich gezielt zur Förde-
rung des Auto- und Motorsports einsetzt: Welchen  Gruppen oder Organisationen ge-
hören Sie an? Bitte hier notieren:
____________________________________________________________________

sehr sehr
niedrig stark

Und wie hoch schätzen Sie Ihr Engagement
im Vergleich zu anderen Mitgliedern ein? 1 2 3 4 5 6

Entsprechend früherer Befunde (vgl. Kals, 1996a) wird angenommen, daß sich die Kriteri-

umsgruppen signifikant von Parallelstichproben unterscheiden: Ökologisch orientierte

Gruppen sollten stärker bereit sein sich für Maßnahmen zur Einschränkung des Autover-

kehrs einzusetzen, und Gruppen, deren Interessen mit der Einschränkung des Autoverkehrs

potentiell interferieren, sollten vermehrt Maßnahmen zur Förderung des Autoverkehrs un-

terstützen. Weiterhin sollte ein aktives Engagement zur Förderung der Verkehrssicherheit

positiv mit der Akzeptanz der Verkehrssicherheit für private und politische Mobilitätsent-

scheidungen zusammenhängen.

5.2.5.4 Soziale Erwünschtheit

Die Tendenz, die Items des Fragebogens sozial erwünscht zu beantworten, wird anhand

zweier Skalen erfaßt. Zum einen durch die aus der Literatur übernommene SE-Skala (sensu

Lück & Timaeus 1969, nach Crowne & Marlowe, 1960) (vgl. Kasten 14). Zum anderen

durch eine spezifisch für den Bereich Straßenverkehr neu konstruier te Skala zur Mes-

sung sozial erwünschten Antwortverhaltens.

Bei der Konstruktion der eigenen bereichsspezifischen Skala wurde entsprechend den im

Kapitel 1.3.2 aufgestellten Forschungsdesideraten vergleichsweise aktuelle Normen be-

rücksichtigt, die mit Aussagen operationalisiert wurden, die in einem engen inhaltlichen

Zusammenhang mit den anderen Items des Fragebogens stehen (vgl. Kasten 15).
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Kasten 14: Itembeispiele für die unspezifische SE-Skala (sensu Lück & Timaeus 1969,
nach Crowne & Marlowe, 1960).

Hier  sind eine Anzahl von Behauptungen aufgeführt, die persönliche Eigenschaften und
Einstellungen betreffen. Lesen Sie bitte jeden Satz und bestimmen Sie, ob die Behaup-
tung in bezug auf Sie selbst richtig oder falsch ist. Kreuzen Sie bitte jeweils „ richtig“
oder „ falsch“  an.

Richtig Falsch

Ich zögere niemals, jemandem, der in Schwierigkeiten ist, zu helfen,
auch wenn ich dadurch mitten in meiner Arbeit aufhören muß.

Es fällt mir manchmal schwer, in meiner Arbeit fortzufahren,
wenn ich nicht ermutigt werde.

Ich habe gelegentlich Zweifel, ob ich im Leben erfolgreich sein werde.

Kasten 15: Itembeispiele für die bereichsspezifische SE-Skala

Während es bei den vorigen Fragen um eher allgemeine Aussagen ging, interessieren
uns nachfolgend Ihre Einstellungen und Verhaltensweisen im Straßenverkehr. Bitte
geben Sie auch hier Ihre Antworten durch Ankreuzen von „ Richtig“  oder „ Falsch“  an.

Falls ein Item für Sie keinen Sinn macht, weil Sie z.B. aktuell nicht Autofahren bzw.
auch in der Vergangenheit nicht Auto gefahren sind, lassen Sie dieses Item bitte einfach
aus. Richtig Falsch

Ich halte mich im Straßenverkehr immer strikt an jede
Geschwindigkeitsbegrenzung.

Ich verhalte mich im Straßenverkehr manchmal aggressiv.

Ich fahre schon mal schneller als erlaubt, damit ich noch bei Grün
über die Ampel komme.

Ich benutze als Fußgänger wann immer es möglich ist
Fußgängerüberwege, auch wenn ich dafür weitere Umwege
in Kauf nehmen muß.

Beide Skalen zur sozialen Erwünschtheit sollten hoch korreliert sein und möglichst stati-

stisch unbedeutsame Zusammenhänge mit den restlichen Skalen besitzen. Entsprechend

sollte die Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortverhalten innerhalb der multiplen Re-

gressionsanalysen keine signifikanten Anteile der Kriteriumsvarianz erklären
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6 Vorbemerkungen zu den Analysen

In diesem Abschnitt werden die Strukturierung des empirischen Teils der Arbeit beschrie-

ben und begründet sowie die verwendeten Analyseverfahren expliziert.

6.1 Strukturierung der nachfolgenden Datenanalysen

Die Datenanalysen zur Beantwortung der formulierten Fragestellungen beginnen mit der

sorgfältigen Überprüfung der gemessenen Skalen. Die Befunde über die Struktur der Ska-

len - insbesondere die Binnenstruktur der wertebezogenen Skalen - sollen in einem ersten

analytischen Schritt bewertet werden. Ergänzend zu den bereits formulierten Fragestellun-

gen sollen auf der Basis dieser ersten Analysen die a priori formulierten Fragestellungen

differenziert werden.

Dieser partiell empir iegeleitete Ansatz zur Hypothesengenerierung auf der Basis eines

ersten Analyseschritts läßt sich dadurch begründen, daß über die Binnenstruktur der werte-

bezogenen Variablen, die den Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bilden, keine differen-

zierten Befunde aus der Literatur vorliegen und sich somit auch keine a priori-Hypothesen

vor der Überprüfung der Binnenstruktur dieser Variablen sinnvoll formulieren lassen.

Das gewählte Vorgehen spiegelt sich in der gewählten Ordnung für  die Dokumentation

des empir ischen Abschnitts der vorliegenden Arbeit. Es erscheint deshalb sinnvoll, an

dieser Stelle einen Überblick über  die Dokumentation der Datenanalysen innerhalb des

nachfolgenden empirischen Teils der Arbeit zu geben.

Im ersten Kapitel des empirischen Teils (Kap. 7) werden die Erhebung der Daten, das ver-

wendete Meßinstrument und die Stichprobe beschrieben. Die nachfolgenden Kapitel zu den

hypothesengeleiteten Befunden (Kap. 8 bis Kap. 11) integrieren jeweils alle zur Beant-

wortung der Fragestellungen notwendigen und durchgeführten Analysen. Abschließend

werden die zur Validierung der eingesetzten Meßinstrumente durchgeführten Analysen be-

gründet und dokumentiert. Die Befunde zur Variablenbildung und -ausprägung (Faktoren-

analysen und deskriptive Statistiken) und zu den Variablenzusammenhängen (Regressions-

analysen, Prädiktorkonfigurationsanalysen) werden gemeinsam dokumentiert und bezüg-

lich der Fragestellungen ausgewertet.
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Die Entscheidung für diese Form der Dokumentation der Analysen ist durch deren bessere

Lesbarkeit und Übersichtlichkeit begründet. Alternativ wäre eine Strukturierung der Daten-

analysen-Dokumentation nach der zeitlichen Folge der Analysemethoden innerhalb des

Forschungsprozesses denkbar (etwa zunächst deskriptive, danach korrelative und regressi-

onsanalytische Befunde). Da beide Darstellungsformen bezüglich der Inhalte invariant

sind, erscheint es sinnvoll, die Komplexität der Analysen zumindest in ihrer Rezeption

herunterzubrechen und den Weg zu beschreiten, der größtmögliche Übersichtlichkeit er-

laubt.

Deshalb erfolgt an dieser Stelle die gemeinsame Darstellung und Begründung derjenigen

verwendeten Analyseverfahren, auf die sich die Beantwortung der inhaltlichen Fragestel-

lungen im Schwerpunkt stützt. Dies sind Faktorenanalysen (vgl. Kap. 6.2), T-Tests für

Mittelwertunterschiede (Kap. 6.3) und schrittweise multiple Regressionsanalysen (Kap.

6.4).

6.2 Faktorenanalysen

Um die theoretischen a priori-Dimensionierungen der einzelnen Skalen empirisch zu über-

prüfen wurden Hauptachsenanalysen17 berechnet, die bei mehrfaktorieller Lösung durch

orthogonale Varimaxrotation und Kaiser-Normalisierung ergänzt wurden. Fehlende Werte

wurden zur optimalen Nutzung der Daten paarweise ausgeschlossen. Zur Überprüfung der

diskriminativen Validität der Skalen wurden die Analysen sowohl innerhalb der einzelnen

Konstrukte als auch simultan über mehrere Skalen durchgeführt. Die Ergebnisse der ein-

zelnen Skalenanalysen wurden mit jeweils zwei neu generierten Zufallsstichproben der Ge-

samtstichprobe kreuzvalidiert.

Als Extraktionskr iter ien dienten (1) der Eigenwerteverlauf (Überprüfung auf Knick-

punkte nach dem Scree-Test), (2) die Höhe der Eigenwerte (der Eigenwert eines Faktors

sollte höher als eins sein) und (3) die Einfachstruktur (die interpretierte Lösung sollte mög-

lichst eindeutig sein) (vgl. auch Backhaus et al., 1987; Schmitt, Dalbert & Montada, 1983).

Die Zuordnung der Items zu den Faktoren geschah nach folgenden Kriterien: Ein Item

sollte genau dann einem Faktor zugeordnet werden, wenn (1) seine gemeinsame Varianz

mit dem Faktor mehr als 20 Prozent beträgt (Faktorstrukturkoeffizient ≥ .45) (vgl. auch

17 Bei den Skalen zur sozialen Erwünschtheit sind die methodischen Voraussetzungen zur Durchführung einer Hauptach-
senanalyse nicht erfüllt. Auf die Lösung dieses Problems wird in Kapitel 11.4 eingegangen.
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Bauer, 1986; vgl. Schmitt, Dalbert & Montada, 1983; Schneider et al., 1986) und (2) - i.S.

der Einfachstruktur - nicht gleichzeitig hohe Ladungen auf anderen Faktoren vorliegen.

Dabei konstituierten diese Kriterien kein ‘ rigides Entscheidungsmodell’ , vielmehr sollten

(3) Faktorenauswahl und Itemzuordnung in jedem Fall inhaltlich überzeugen und mit einer

der a priori-Dimensionierungen übereinstimmen (vgl. auch Schmitt, Dalbert & Montada,

1983; Schneider et al., 1986).

Die so identifizierten Markieritems eines Faktors wurden über Mittelwertbildung zusam-

mengefaßt. Cronbachs Alpha als Schätzmaß der internen Konsistenz, Split-half-

Reliabilitäten (sensu Spearman-Brown und Guttmann) und weitere Itemstatistiken (Trenn-

schärfen, Kommunalitäten, Itemschwierigkeiten bzw. Mittelwerte, Standardabweichungen,

Schiefen und Exzesse) belegen die Brauchbarkeit der gebildeten Skalen.

Die Dokumentation der berechneten Faktorenanalysen geschieht in Form von Textboxen

bzw. -kästen. Um die Lesbarkeit der ausführlichen Tabellendokumentation zu den Fakto-

renanalysen zu gewährleisten wurde auf die tabellarische Darstellung der bis auf wenige

Ausnahmen gelungenen Kreuzvalidierung verzichtet. Die Ergebnistabellen zu den einzel-

nen Analysen befinden sich im Anhang B und sind entsprechend der Reihenfolge der Ska-

len im Fragebogen geordnet (Tabelle 1 bis 42).

Eine Übersicht der beurteilungsrelevanten Statistiken aggregierter Variablen (Iteman-

zahl, Cronbachs Alpha, Split-half-Reliabilitäten) bietet Tabelle 43 (Anhang A). In Tabelle

44 (Anhang A) sind die deskriptiven Statistiken der Skalen (Stichprobengröße, Mittelwert,

Median, Standardabweichung, Schiefe und Exzeß) zusammengefaßt. Die Darstellung der

Skalenanalysen und der deskriptiven Befunde werden im folgenden entsprechend der in

Kap. 6.1 vorgenommenen a priori-Strukturierung des Skalensets beschrieben.

Für die Faktorenanalysen der wertebezogenen Skalen mußte zunächst die Entscheidung

getroffen werden, ob die Items zu den privaten bzw. verkehrspolitischen Entscheidungen

jeweils gemeinsam oder getrennt faktorenanalysiert werden sollen. Die Entscheidung fiel

zugunsten der getrennten Analyse mit einer  nachfolgenden Kontrolle der  Strukturen

durch gemeinsame Analysen der beiden Akzeptanzskalen. Diese Entscheidung läßt sich

sowohl inhaltlich-konzeptuell als auch untersuchungstechnisch-pragmatisch begründen.

Für die inferenzstatistischen Analysen sollen inhaltlich sinnvoll zu kombinierende Prä-

diktorenblöcke gebildet werden können. Deshalb sind die Werturteilsskalen parallel zu



VORBEMERKUNGEN ZU DEN DATENANALYSEN

117

den Kriteriumsskalen zu konzipieren. Getrennte Skalen der Werturteile bezüglich privater

Mobilitätsentscheidungen (auf Kriteriumsebene: Verkehrsmittelnutzung) und verkehrspo-

litischen Mobilitätsentscheidungen (auf Kriteriumsebene: Zustimmung zu verkehrspoliti-

schen Maßnahmen) erfüllen diese Forderung.

Die gemeinsame Analyse der Übereinstimmungsskalen über beide Bereiche hinweg ist we-

gen der hohen Itemanzahl (136) und der damit einhergehenden Probleme bei der Lesbarkeit

der Ergebnisformulare praktisch nur  schwer durchführbar .

6.3 t-Test für Mittelwertdifferenzen

Zur empirischen Überprüfung von gerichteten Unterschiedshypothesen dient der einseitige

t-Test für Mittelwertunterschiede, dessen Voraussetzungen nachfolgend zusammengefaßt

sind (vgl. Bauer, 1986; Bortz, 1985):

- Intervallskalenniveau der abhängigen Variablen

- Unabhängigkeit der beiden Stichproben

- Normalverteilung der abhängigen Variablen in den Grundgesamtheiten

- Homogenität der geschätzten Varianzen der Grundgesamtheiten

Als Ergebnis der in den jeweiligen Kapiteln beschriebenen und in den Tabellen 1 bis 44

des Anhangs A dokumentierten Item- und Skalenanalysen können die ersten beiden Vor-

aussetzungen als erfüllt gelten. Gegen die Verletzung der Normalverteilungsannahme rea-

giert der t-Test relativ robust (vgl. Bauer, 1986; Bortz, 1985). Für die Verteilungsformen

der aggregierten Variablen liegen insgesamt keine groben Verletzungen der Normalvertei-

lungsannahme vor. Für jeden Mittelwertvergleich wird die Voraussetzung der Varianzho-

mogenität mittels F-Testung (p ≤ .10) überprüft. Auf der Basis dieser Entscheidung wird

anschließend entweder der t-Test für heterogene oder homogene Varianzen berechnet. Ins-

gesamt betrachtet sind für die aggregierten Variablen der vorliegenden Stichprobe die Vor-

aussetzung zur Durchführung des t-Tests für unabhängige Stichproben in ausreichendem

Maße erfüllt. Da in der einschlägigen Literatur kein genaues Entscheidungskriterium für

die Anwendung des t-Tests für sehr kleine Stichproben formuliert ist, soll im Falle von

Vergleichsstichproben mit weniger als N = 15 zusätzlich Fischers exakter Test für Mittel-

wertdifferenzen berechnet werden (vgl. Schubö et al., 1991).
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6.4 Multivariate Regressionsanalysen

Die Überprüfung bedingungsanalytischer Fragestellungen, die den Hauptteil der Frage-

stellungen dieser Arbeit ausmacht, impliziert Antezedenz-Konsequenz-Hypothesen. Ne-

ben der Analyse korrelativer Zusammenhänge werden deshalb Analyseverfahren einge-

setzt, die diese bedingungsanalytischen Fragestellungen abbilden können. Da das eigene

Erklärungsmodell ein multivariates Vorhersagemodell darstellt und von der Wirksamkeit

verschiedener unabhängiger Variablen auf die abhängigen Variablen ausgeht, werden mit

multivariaten Regressionsanalysen Verfahren benutzt, die konjunktive Variablenverknüp-

fungen überprüfen können.

Regressionsanalytische Verfahren sind neben der Anwendung von Strukturgleichungsmo-

dellen in den Sozial- und Verhaltenswissenschaften weit verbreitete und erfolgreich ange-

wandte Verfahren zur Überprüfung bedingungsanalytischer und explorativer Fragestellun-

gen (vgl. Backhaus et al., 1987). Die Entscheidung zugunsten regressionsanalytische Mo-

delle für die Analysen der vorliegenden Arbeit ist zunächst durch den Erfahrungsaustausch

innerhalb der Forschungsgruppe um Prof. Leo Montada und PD Elisabeth Kals begründet.

Innerhalb der Arbeitsgruppe besteht mittlerweile ein breites Erfahrungsrepertoire über den

Umgang mit methodischen Problemen der Regressionsanalyse und deren Interpretation,

das sich in einer Vielzahl von Einzelstudien bewährt hat. Eine nicht weniger eindrucks-

volle Anzahl einschlägiger Publikationen dieser Forschungsgruppe belegen die Akzeptanz

dieser Expertise.

Nach dem Vorbild der Studien aus der Forschungsgruppe um Prof. Leo Montada und PD

Elisabeth Kals fiel die Entscheidung über ein Verfahren zur Aufnahme der Prädiktoren zu-

gunsten einer Kombination verschiedener Aufnahmeverfahren. Grundsätzlich sollen die

Regressionsanalysen mit schrittweiser Aufnahme der Prädiktoren durchgeführt werden.

Diese Vorgehensweise hat sich zur Exploration inhaltlich verwandter Zusammenhänge

empirisch bewährt, und wird an dieser Stelle nicht weiter begründet (vgl. Kals, 1993;

Backhaus et al., 1987; Bortz, 1985).

Bei der Festlegung eines Schwellenwerts zur Prädiktorenaufnahme wurden die im Pro-

grammpaket SPSS (Version 6.13 für Windows) voreingestellten Schwellenwerte zur Auf-

nahme bzw. zum Ausschluß von Prädiktoren beibehalten. Die gewählte Voreinstellung be-

zieht mindestens auf dem 5%-Niveau signifikante Prädiktoren in die Gleichung ein. Das

Signifikanzniveau für den Ausschluß eines Prädiktors ist auf 10% festgelegt. Die Matrizen
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zur Modellberechnung schließen fehlende Werte paarweise und nicht fallweise aus, um

einem erhöhten Informationsverlust vorzubeugen.

Folgende methodische Voraussetzungen zur Anwendung der multiplen Regressionsanalyse

werden a priori geprüft (vgl. Backhaus et al., 1987):

(1) Die relative Unabhängigkeit der Prädiktoren (Problem der Mulikollinearität),

(2) die Unabhängigkeit der Residuen untereinander (Problem der Autokorrelation),

(3) die konstante Streuung der Residuen in der Grundgesamtheit (Problem der Hete-

roskedastizität) und

(4) die Linearitätsannahme.

Die Analyse der Prädiktorkorrelationsmatrizen zeigen, daß vermutlich mit Multikollinea-

r ität zu rechnen ist. Da jedoch exakte Grenzen zur Beurteilung der Prädiktorinterkorrela-

tionen bezüglich Multikollinearität nicht vorliegen, kann keine eindeutige Aussage darüber

getroffen werden, ob diese Voraussetzung der multiplen Regressionsanalyse als verletzt

gelten kann. Desweiteren ist die Wahrscheinlichkeit der Verletzung der Prämisse unabhän-

giger Prädiktoren und der damit verbundenen Methodenartefakte der empirischen Regres-

sionsmodelle bei der gegebenen großen Stichprobe als gering einzuschätzen (vgl. Cohen &

Cohen, 1983; Kals, 1993. Schließlich kann auch die geplante Variation der Prädiktoren-

blöcke und die damit einhergehende Strategie der Interpretation von Befundlinien anstelle

von Einzelbefunden als Argument für die Vernachlässigung der vorliegender Multikolline-

arität gelten.

Eine serielle Abhängigkeit der Residuen liegt nicht vor, womit sich die Überprüfung von

Autokorrelation erübrigt (SPSS Inc., 1984, 1986; Kals, 1993). Hinweise auf Heteroske-

dastizität, die sich in entsprechenden Mustern der Diagrammen der Residuen im Verhält-

nis zu den Kriterien identifizieren lassen, liegen ebenfalls nicht vor. Die L inear itätsprä-

misse kann als erfüllt gelten. Die entsprechenden Diagramme für die Regression der Krite-

rien auf jeweils einen Prädiktor können dies belegen. (vgl. Anhang B: Rechnerausdruck 1).

Desweiteren wurde die Zahl der Ausreißer kontrolliert, um zu überprüfen, ob Verzerrungen

der Ergebnisse durch die Überrepräsentation extremer Werte zu erwarten sind. Die ermit-

telte Anzahl an Ausreißern kann insgesamt betrachtet als unbedenklich bewertet werden.

Ein exemplarischer Computerausdruck befindet sich im Anhang B). Abgesehen von der
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uneindeutigen Beurteilung der Multikollinearität, können die Voraussetzungen zur Berech-

nung von schrittweisen Regressionsanalysen ohne Produktvariablen als erfüllt gelten.
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7 Datenerhebung und Stichprobe

Nachfolgend werden zunächst die Durchführung der Datenerhebung (Kap. 7.1) und das

Meßinstrument (Kap. 7.2) beschrieben. Es folgt die Darstellung der Stichprobe (Kap. 7.3).

7.1 Datenerhebung

Die Datenerhebung fand im Frühjahr und Sommer 1996 statt. Für die Datenanalysen wur-

den jene 359 Fragebogen berücksichtigt, die bis Ende September eintrafen. Die Verteilung

der Bogen geschah mittels verschiedener Strategien. Erstens konnte auf die Adressen von

50 Probanden zurückgegriffen werden, die an der ersten Untersuchung teilgenommen hat-

ten (vgl. Becker, 1994). Zweitens konnten 200 Bogen im sogenannten „Schneeballsystem“

durch Personen im Umfeld des Autors verteilt werden. Diese Gruppe von Co-

Versuchsleitern wurde gebeten, ihren Anteil an Bogen innerhalb ihres beruflichen und pri-

vaten Umfelds möglichst zufällig zu verteilen. Drittens wurden Gruppen angesprochen, für

die das Thema Autoverkehr mutmaßlich von einiger Relevanz war. Diese Gruppen wurden

z.T. schriftlich, z.T. fernmündlich für die Beantwortung des Bogens geworben (so wurden

z.B. Fahrschulen, ein Automobilkonzern, eine technische Dienststelle der Bundeswehr für

Kraftfahrzeuge, Auto- und Motorsportclubs und Umweltschutzverbände um Beantwortung

des Bogens gebeten).

Flankiert wurde diese persönliche Akquisition von Respondenten durch Presseaufrufe in

verschiedenen regionalen und überregionalen Zeitungen und Radiosendern, Auslage von

Handzetteln an Orten mit höherfrequentem Publikumsverkehr (z.B. in Arztpraxen, Bür-

gerhäusern) und Verteilung von Handzetteln in zufällig ausgewählten Wohngebieten.

7.2 Meßinstrument

Der 20 Seiten starke, doppelseitig bedruckte Fragebogen (vgl. Anhang C) wird von einem

Anschreiben eingeleitet, in dem Inhalt und Ziele der Studie kurz skizziert werden und der

Antwortmodus (Ankreuzen einer Zahl zwischen eins und sechs) sowohl graphisch illu-

striert als auch im Text erläutert wird (vgl. Anhang C). Bereits im Titel des Fragebogens

„Wissenschaftliche Studie zum Thema Mobilität und Verkehr“  wurde das Stichwort „Um-

weltschutz“  vermieden, um potentielle Reaktanz auf seiten der „Autobefürworter“  zu ver-

mindern. Weiterhin wurde im Anschreiben versucht, durch verschiedene Hinweise (An-
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onymität der Teilnahme, Betonung des „Nicht-Leistungstest-Charakters“  der Untersuchung

und Bekundung des Interesses an der individuellen Meinung) etwaige Tendenzen zu sozial

erwünschtem Antwortverhalten abzuschwächen.

Die Konstrukte werden mit Ausnahme der Skala zur sozialen Erwünschtheit (sensu Lück &

Timaeus, 1969, nach Crowne & Marlowe, 1960) mit neu konstruier ten, schr ittweise op-

timier ten Skalen gemessen. Dabei konnte z.T. auf die bereits mehrfach empirisch bestä-

tigten Operationalisierungen der Konstrukte des Modells umweltschützenden Verhaltens

von Kals und Montada zurückgegriffen werden (vgl. Kals, 1997, 1996a; Kals & Montada,

1994).

Die Skalen werden jeweils von kurzen Instruktionen eingeleitet, die optisch durch eine

größere Schriftart bzw. Hervorhebungen von den Items abgesetzt sind. Die Instruktionen

sind möglichst knapp und präzise formuliert und über den Zahlenfeldern zum Ankreuzen

stehen jeweils Kurzformen der Pole der formulierten Zustimmungsitems (trifft überhaupt

nicht zu/trifft ganz genau zu).

7.3 Stichprobe

Die heterogene Gesamtstichprobe umfaßt 359 Respondenten. Nach bereits bewährter Stra-

tegie der Stichprobenwahl18 setzt sich diese Gesamtstichprobe aus vier Teilstichproben zu-

sammen (vgl. Abbildung 3):

(1) eine bezüglich verkehrsbezogener ökologischer Einstellungen und Aktivitäten mut-

maßlich heterogene Gelegenheitsstichprobe (N1=230),

(2) Mitglieder von Gruppen oder Organisationen, die gezielt verkehrsbedingte Umwelt-

probleme lösen wollen (N2=100),

(3) Mitglieder von Gruppen oder Organisationen, die sich für die Förderung des Auto-

und Motorsports einsetzen (N3=40), und

(4) Mitglieder von Gruppen oder Organisationen, die gezielt die Verringerung der Un-

fallgefahr im Autoverkehr anstreben (N4=63).

18 Zielkriterium der Stichprobenwahl ist die Erhöhung von Varianz und Validierungsmöglichkeiten (vgl. Kals & Monta-
da, 1994).
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Abbildung 3: Übersicht über die Gesamtstichprobe

Die Wahl dieser Stichproben ist wie folgt begründet: Die Gelegenheitsstichprobe sollte

ein möglichst breites Meinungsspektrum widerspiegeln. Die darin eingeschlossenen

Gruppen der Fahrlehrer, der Angestellten in der Automobilindustrie und der Angestellten

der technischen Dienststelle der Bundeswehr wurden zur Ausgewogenheit der Stichprobe

einbezogen. Dieses Vorgehen stützt sich auf Erfahrungen der ersten Studie, wonach es er-

heblich schwerer war Personen zur Mitarbeit an einer umweltpsychologischen Studie zu

gewinnen, die aufgrund ihres Berufs oder ihrer Interessen mutmaßlich ein eher positiv ge-

prägtes Verhältnis zum Autoverkehr haben.

Die Teilstichproben N2 und N3 dienen der Skalenvalidierung. Entsprechend früherer Be-

funde (vgl. Becker & Kals, 1997) ist von besonders hoch (N2) bzw. gering (N3) ausgepräg-

tem umweltschützendem Verhalten und entsprechenden Bereitschaften zur Einschränkung

bzw. Förderung des Autoverkehrs auszugehen (vgl. z.B. Montada & Kals, 1995a; Morrison

& Dunlap, 1986). Teilstichprobe N4 bzw. das erfragte Engagement für die Förderung der

Sicherheit, das diese Teilstichprobe konstituiert, dient im Rahmen einer ausgeglichenen

Formulierung der Fragebogenitems in erster Linie der Prävention von Reaktanz bei der

Gruppe der Angestellten aus der Automobilindustrie und bei den befragten Fahrlehrern.

Darüber hinaus lassen sich hier auf Gruppenebene ebenfalls Validitätsaussagen, etwa über

die sicherheitsbezogenen Fragestellungen, treffen und stichprobenspezifische Interventi-

onshinweise ableiten.
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Die Stichprobe ist nicht repräsentativ für die Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik

Deutschland. Entsprechend sind aufgrund der empirischen Befunde keine repräsentativen

Aussagen über die deutsche Bevölkerung intendiert und möglich. Bei 600 verteilten Frage-

bogen und einer Rücklaufquote von 59.83 Prozent ist die Stichprobe ebenfalls nicht reprä-

sentativ für die befragte Grundgesamtheit. In Anbetracht des recht umfangreichen Meßin-

struments und des nicht unerheblichen Aufwands bei der Bearbeitung des Fragebogens (die

Bearbeitungsdauer liegt zwischen 60 und 90 Minuten) kann der Fragebogen-Rücklauf je-

doch als zufriedenstellend bezeichnet werden. Überdies belegt die Varianz in den Urteilen

der Befragten, daß das primäre Ziel der Stichprobengewinnung, nämlich eine bezüglich der

untersuchten Urteile heterogene Stichprobe, trotz der nicht zu steuernden Selbstselektion

erreicht wurde (vgl. Tab. 44 im Anhang A).

Die Stichprobe umfaßt 222 Männer (61.84%) und 128 Frauen (35.66%). Neun (2.5%) Re-

spondenten machten keine Angabe zu ihrem Geschlecht. Damit sind Männer in der gezo-

genen Stichprobe deutlich stärker vertreten als Frauen. Diese Überrepräsentierung der

Männer kann mit der eingangs dieses Abschnitts beschriebenen Rekrutierung spezifischer

Gruppen begründet werden, die sich fast auschließlich aus Männern zusammensetzen (An-

gestellte bzw. Besitzer von Fahrschulen, Angestellte eines bayerischen Automobilkon-

zerns, Mitarbeiter einer wehrtechnischen Dienststelle der Bundeswehr für Kraftfahrzeuge

(in Trier), Mitglieder von Motorsportclubs).

Das durchschnittliche Alter der Teilnehmer beträgt 39.8 Jahre und variiert bei einer Stan-

dardabweichung von 14.68 Jahren zwischen 18 und 94 Jahren. Insgesamt 150 Teilnehmer

haben Kinder (41.8%), 31 davon im Alter unter sechs Jahren (6.6%). Im Vergleich zur Ge-

samtbevölkerung sind höher qualifizierte Schulabschlüsse überrepräsentiert (vgl.

Abbildung 4).
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Abbildung 4: Häufigkeitsverteilung der Bildungsvariable in der Gesamtstichprobe

In Einklang mit den Erfahrungen bei früheren Untersuchungen (vgl. z.B. Becker & Kals,

1997; Kals, Becker & Montada, 1997) im Umweltbereich kann dieser Effekt mit der Stich-

probenzusammensetzung erklärt werden. Zum einen setzt die Beantwortung der Items ein

hohes Differenzierungsniveau auf seiten der Respondenten voraus, wodurch ein Drop-out-

Überhang bei den angesprochenen weniger gebildeten Personen entsteht. Zum anderen

zeigte die Gruppe der angesprochenen Personen, die eine vergleichsweise hohe Sensibilität

für Umweltprobleme hatten, deutlich größeres Interesse für die Mitarbeit an der Erhebung.

Und eben diese Gruppe der „Umweltsensiblen“  zeichnete sich in fast allen Untersuchungen

durch ein überdurchschnittliches Bildungsniveau aus.

Die Tatsache, daß mehr als die Hälfte der Teilnehmer (180) ihre Adresse angaben, um über

Ergebnisse der Studie informiert zu werden, spricht zusammen mit der geringen Anzahl an

fehlenden Werten bei der Bildungsfrage für die prinzipiell hohe Bereitschaft der Teilneh-

mer zur Selbstauskunft.

Insgesamt betrachtet bietet die gezogene Stichprobe eine ausreichende Grundlage zur Be-

antwortung der formulierten Untersuchungsfragen. Aufgrund der beschriebenen Abwei-

chungen der Verteilung verschiedener soziodemographischer Variablen von der Grundge-

samtheit der allgemeinen Bevölkerung Deutschlands sollten jedoch die beobachteten Kor-

relationen der soziodemographischen Variablen mit Zurückhaltung interpretiert werden.

Hier empfiehlt es sich, bei allen inferenzstatistischen Verfahren Geschlecht und Schulbil-
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dung zu kontrollieren und insbesondere für diese potentiell auffindbaren Zusammenhänge

die alternativen Erklärungsmodelle abzuwägen.

Bevor in den nachfolgenden Kapiteln die empirische Überprüfung der Untersuchungsfrage-

stellungen beschrieben werden, ist der Umgang mit den in diesem Kapitel beschr iebe-

nen Einzelstichproben festzulegen: Da der geringe Umfang der spezifischen Einzelstich-

proben im Vergleich zum Umfang der beantworteten Items keine stabilen faktoren- bzw.

regressionsanalytischen Lösungen erwarten läßt, werden alle Analysen zunächst allein mit

der Gesamtstichprobe berechnet. Aus diesem Grunde müssen erstens die Generalisierbar-

keit der Befunde und zweitens der potentielle methodische Artefakt einer durch den Ein-

schluß der Extremgruppen künstlichen erhöhten Varianzaufklärung überprüft werden. Es

wird entschieden, exemplarisch einige zentrale Befunde mit allen Einzelstichproben ge-

trennt zu überprüfen, um Aussagen über die Generalisierbarkeit der Befunde machen zu

können. Mit diesem Kompromiß bleibt der Rechenaufwand in vertretbaren Grenzen, ohne

auf die interessanten stichprobenspezifischen Befunde und die daraus ableitbaren Interven-

tionshinweise verzichten zu müssen.
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8 Wertepluralismus und Mobilitäts-
entscheidungen

In diesem Abschnitt wird die zentrale Frage nach dem Einfluß bereichsspezifischer indivi-

dueller Werturteile auf die Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs erörtert. Dazu werden folgende untersuchungsleitende Fragen

formuliert:

1. Wie bedeutsam sind die neu untersuchten Werte (Arbeitsplatzsicherheit und Wirt-

schaftsförderung, Kostenbelastung der Allgemeinheit, Gewährleistung von Mobilität,

die Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten, soziale Anerkennung, individu-

elle Verkehrssicherheit, individuelle Zeit- und Kostenersparnis, Bequemlichkeit, Fahr-

freude und Entscheidungsfreiheit) im Vergleich zu den bereits empirisch bestätigten

(Umwelt- und Naturschutz, allgemeine Verkehrssicherheit)?

2. Können diejenigen Werte, deren Bedeutsamkeit für die Mobilitätsentscheidungen be-

reits in Form von Rechtfertigungsargumenten für umweltgefährdende Mobilitätsent-

scheidungen empirisch nachgewiesen ist (Arbeitsplatzsicherheit und Wirtschaftsförde-

rung, Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit, Bequemlichkeit und individuelle Zeit- und

Kostenersparnis), auch in Form der gemessenen Werturteile bedeutsame Varianzanteile

der Mobilitätsentscheidungen aufklären?

3. Wann sind Werturteile direkt entscheidungs- und handlungswirksam, wann sind sie nur

unter bestimmten moderierenden Einflüssen (wie z.B. der subjektiv wahrgenommenen

Übereinstimmung zwischen Werten und Handlungen) wirksam?

Es wird postuliert, daß Mobilitätsentscheidungen in einem Spannungsfeld konkurr ie-

render Werte stehen und sich dieser Wertepluralismus auf den verschiedenen Ebenen

sowohl privater als auch politischer Mobilitätsentscheidungen ausdrückt.

Aus den vielen möglichen Ebenen der Mobilitätsentscheidungen wurden für die vorliegen-

de Arbeit zwei herausgegriffen und begründet (vgl. Kap. 1.2.3 und 3.1): zum einen die in-

dividuellen Verkehrsmittelentscheidungen und zum anderen die Zustimmung zu ver-

kehrspolitischen Entscheidungen zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs.

Wie nachfolgend gezeigt wird, bestätigt bereits die Heterogenität dieser individuellen
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Bewertungen und Entscheidungen die Annahme eines komplexen Entscheidungsprozesses,

der zu ganz unterschiedlichen Handlungskonsequenzen und -bereitschaften führt.

Ausgehend von diesen deskriptiven Befunden der Kriteriumsvariablen (Kap. 8.1) und den

Ausprägungen und Zusammenhängen der wertebezogenen kognitiven und emotionalen Va-

riablen wird der Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen sukzessive erhellt. Die

Befunde werden durch die Aufklärung multipler Zusammenhänge vertieft.

Die empir ischen Befunde der  jeweiligen Var iablen und I tems der wertebezogenen Ko-

gnitionen und Emotionen werden nach Konstrukten (Werteakzeptanz, Werteübereinstim-

mung, Verantwortlichkeit und Kontrollmöglichkeiten zur Wertrealisierung, Empörung über

zu hohe/zu geringe Bedeutung der Werte) geordnet und jeweils innerhalb eines Konstrukts

berechnet und dargestellt (Kapitel 8.3.1 bis 8.3.4).

Jeweils beginnend mit den Befunden zur Variablen- bzw. Itemausprägung werden Zusam-

menhänge zwischen den einzelnen Wertekategor ien bzw. zwischen den Wertekategorien

und den Kriterien dargestellt. Diese Aufklärung der Binnenstruktur  der wertebezogenen

Konstrukte wird für die neu eingeführten Konstrukte der Werteakzeptanz und der Über-

einstimmung von jeweiligen Werten und Verkehrsmittelentscheidungen durch die diffe-

rentielle Vorhersage der Bereitschafts- und Handlungskriterien durch die jeweiligen Wer-

tekategorien ergänzt. In der abschließenden gemeinsamen Analyse aller wertebezogenen

Kognitionen und Emotionen wird die differentielle bzw. relative Bedeutsamkeit der ein-

zelnen Wertekonstrukte für die Kriterien überprüft. Die exemplarische Analyse spezifi-

scher Konstellationen der beiden innovativen  Konstrukte der Werteakzeptanz und der

Übereinstimmung von jeweiligen Werten und Verkehrsmittelentscheidungen schließt die

Analyse des Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen ab.

8.1 Verkehrsmittelnutzung

Die für die vorliegende Stichprobe gewonnenen subjektiven Einschätzungen der  indivi-

duellen Verkehrsmittelnutzung19 lassen sich klar faktorenanalytisch gruppieren und dif-

ferenzieren zwischen Verkehrsmitteln und Streckenlänge (vgl. Kasten 16).

19 Im folgenden wird vereinfachend der Terminus „Verkehrsmittelnutzung“ verwendet.
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Kasten 16: Faktorenanalysen der Items zur Verkehrsmittelnutzung

In den Items zur Verkehrsmittelnutzung sind drei Dimensionen aufgespannt, die sich in der Faktorenbil-
dung spiegeln sollen: Dies sind Verkehrsmittel (Auto, Bus/Bahn, Rad, Gehen und Flugzeug), die mit den
Verkehrsmitteln zu bewältigenden Strecken und die Gepäckbeförderung. Die Befunde aus der Literatur
und den eigenen Untersuchungen (vgl. Becker & Kals, 1997; Kals, 1996a) legen eine a priori-
Dimensionierung nach den verschiedenen Verkehrsmitteln und den zu bewältigenden Strecken nahe.

Konkret sollte die Skala entsprechend dieser Befunde zwischen allen Verkehrsmitteln und nach Strecken
über bzw. unter 5 Kilometern differenzieren. Für die differentielle Wirksamkeit der Gepäckbeförderung
werden aufgrund der unklaren Befundlage der einschlägigen Literatur keine Annahmen gemacht.

Der empirische Test der a priori-Dimensionen ist eindeutig. Mit einer sehr hohen Aufklärungskraft von
78.5% lassen sich alle Verkehrsmittelnutzungen ohne einen bedeutsamen Einfluß der Gepäckbeförderung
differenzieren (vgl. auch Tabelle 15 im Anhang A und Kasten 17).

Die Bus- und Radnutzung splittet sich jeweils in Entfernungen über und unter fünf Kilometern, die Au-
tonutzung und das Gehen jeweils in Entfernungen unter und über einem Kilometer, wobei sich für das
Gehen empirisch ein zweiter Übergang innerhalb der langen Strecken ergibt, bei dem auch die Gepäckbe-
förderung differenziert. Der zweite Cutpunkt, der innerhalb der zu bewältigenden Strecken von fünf bis
zehn Kilometern liegt, teilt die Items zum Gehen in drei Faktoren: geringe, mittlere, und große Entfernun-
gen. Das Item zum Gehen zwischen fünf und zehn Kilometern mit Gepäck fällt zu dem Bereich der gro-
ßen Entfernungen und jenes ohne Gepäck lädt auf dem Faktor der mittleren Strecken (vgl. Kasten 17). Die
Flugzeugnutzung, die sinnvollerweise nur auf Strecken über 100 Kilometern in den Items erfaßt wurde,
bildet einen weiteren Faktor.

Die I temstatistiken können insgesamt als gut bezeichnet werden und belegen Homogenität der Skalen.
Die internen Konsistenzen und Reliabilitäten liegen mit Ausnahme der Skala für das Gehen auf mittleren
Strecken über bzw. knapp unter .90, die Trennschärfen sind ausreichend hoch (vgl. auch Tabelle 15). Die
Ergebnisse der Skalenanalyse sind auffallend klar, vor allem wenn man in Rechnung stellt, daß diese
Skalen besonders differenzierte und verhaltensnahe Aussagen beinhalten. Mit Ausnahme der Skala zum
„Gehen“ auf langen Strecken besitzen alle Skalen zur Verkehrsmittelnutzung ausreichende Varianz für die
nachfolgenden inferenzstatistischen Analysen.

Kasten 17: Dimensionen der Verkehrsmittelnutzung

Auto Bus/Bahn Rad Gehen Flugzeug

> 100 km

30 - 100 km

10 - 30 km

5 - 10 km

1 - 5 km

500m - 1 km

< 500 m

ohne mit

Gepäck
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Bringt man die individuellen Einschätzungen der Probanden für die Nutzungshäufigkeit

einzelner Verkehrsmittel auf langen Strecken (Skala von 1 = „nie“  bis 6 = „ immer“) in eine

Rangreihe, rangiert das Auto mit einem Mittelwert von 4.61 auf Strecken über 1 km auf

dem ersten Rangplatz, gefolgt von Bus und Bahn (AM = 2.96 über 5 km), Rad (AM = 1.93

über 5 km) und dem Gehen (AM = 1.2 über 10 km und AM = 2.11 zwischen 1 und 10 km).

Übersetzt in die Itemkategorien bedeutet dies, daß „meistens“  ein Auto, „manchmal“  der

öffentliche Verkehr und „selten“  ein Rad genutzt wird. Ebenso „selten“  wird auf mittleren

Strecken der Fußweg gewählt und lange Strecken (über 10 km) werden so gut wie „nie“  zu

Fuß zurückgelegt (vgl. Abbildung 5).

Abbildung 5: Mittelwerte der Verkehrsmittelnutzung

Auf kurzen Strecken wird das Auto zwar nur „manchmal“  (AM = 2.66; unter 1 km), aber

dennoch etwas häufiger benutzt als der öffentliche Verkehr (AM = 2.10 unter 5 km). Ver-

kehrsmittel der Wahl auf kurzen Strecken ist das „Gehen“, gefolgt vom Fahrrad: So gehen

die befragten Probanden auf kurzen Strecken „häufig“  zu Fuß (AM = 4.25; unter 1 km),

benutzen aber auch „manchmal“  ein Rad (AM = 3.29; unter 5 km).

Diese anhand einer Gelegenheitsstichprobe festgestellte Tendenz spiegelt bis auf den

Rangplatztausch von Auto und Fahrrad (vgl. Tabelle 6) die Ergebnisse einer für die deut-

sche Bevölkerung repräsentativen Umfrage mit 1957 Respondenten (vgl. Arnold & Lang,

1994).
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Tabelle 6: Nutzungshäufigkeit von Verkehrsmitteln im Nahverkehr (Quelle: Arnold &
Lang, 1994)

Nutzungshäufigkeit im Nahverkehr AM Rangplatz

Gehen 1.7 1

Auto 3.0 2

Fahrrad 4.7 3

(Straßen-) Bahn, Bus 5.3 4

1 = fast täglich
2 = mehrmals pro Woche
3 = einmal pro Woche
4 = mehrmals im Monat
5 = einmal pro Monat
6 = mehrmals im Jahr
7 = einmal pro Jahr
8 = seltener oder nie

Neben diesen Befragungsdaten bieten auch die Daten des Statistischen Bundesamtes

(1998a, b) einen Hinweis darauf, daß die Verhaltensdaten der gewonnenen Stichprobe

recht gut an die deutsche Bevölkerung angepaßt sind (vgl. Tabelle 7).

Tabelle 7: Beförderte Personen im Personenverkehr in Millionen (Quelle: Statistisches
Bundesamt, 1998a, b)

Gegenstand der Nachweisung 1995 1996 1997

Linienverkehr 7.802 7.754 7.760

Gelegenheitsverkehr .079 .081 .078

Eisenbahnen 1.656 1 1.734 1.735

Luftverkehr .090 .093 .099

Taxi- und Mietwagenverkehr .440 k.A. k.A.

Individualverkehr 49.094 49.824 k.A.
1)  Wegen geänderter Erfassungmethode ab 1995 mit den Vorjahren nicht vergleichbar.

Auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes20 werden die Personenbeförderungs-

daten wie folgt kommentiert: „ Im Mittelpunkt des Verkehrsgeschehens steht der Straßen-

verkehr, der die Verkehrswege, Verkehrsmittel und Transportmengen dominiert. So war

am 1.1.1998 die Länge der überörtlichen Straßen in Deutschland mit 231 074 km rund

fünfmal so groß wie die der Eisenbahnstrecken und rund 30 mal so lang wie die der Bin-

nenwasserstraßen. Nachdem 1992 in Deutschland die Neuzulassungen von Pkw, aufgrund

des zu dieser Zeit noch bestehenden Nachholbedarfs in den neuen Ländern mit 3,9 Mill.

Pkw überdurchschnittlich hoch waren, gingen sie 1993 auf 3,2 Mill. Pkw zurück. 1997

wurden 3,5 Mill. Pkw neu zugelassen. Der Bestand an Pkw belief sich zum 1. Juli 1997 auf

41,4 Mill., der Kfz-Bestand insgesamt auf 49,0 Mill. Fahrzeuge. Sowohl bei den transpor-

20 http://www.statistik-bund.de/basis/d/verk/verktxt.htm am 1.7.1999
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tierten Gütern als auch bei den beförderten Personen waren die Hauptverkehrsmittel Kraft-

fahrzeuge. Im Personenverkehr  dominier te 1996 der  motor isier te Individualverkehr

mit rund 50 Mrd. Personen (84% aller beförderten Personen).“

8.2 Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen

Die dargestellten Ergebnisse zur Verkehrsmittelnutzung (Handlungsebene) stehen in einer

gewissen Diskrepanz zu der bekundeten Zustimmung zu politischen Entscheidungen zur

Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs (zur faktorenanalytischen Bildung der

Zustimmungsbereitschaften21 vgl. Kasten 18). Die untersuchten Probanden nutzen zwar

das Auto deutlich häufiger als seine Alternativen, sind aber eher bereit, einer Einschrän-

kung des Autoverkehrs zuzustimmen als seiner Förderung (vgl. Abbildung 5 und

Abbildung 6). Damit bestätigen die Befunde die bereits in der Studie „Ökologische Ver-

antwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) beobachtbare Diskrepanz zwischen Zu-

stimmungsbereitschaften und manifestem Handeln.

Kasten 18: Faktorenanalysen der Items zur Zustimmung zu verkehrspolitischen Maß-
nahmen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs

Die beiden Skalen zur Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen wurden sowohl getrennt - jeweils
entsprechend der nach ihrer inhaltlichen Ausrichtung vermuteten Dimensionierung zur Förderung bzw.
zur Einschränkung des Autoverkehrs - als auch gemeinsam faktorenanalysiert. Aufgrund der Einzelanaly-
sen wird über die Skalenbildung entschieden, die gemeinsame Lösung dient zur Testung der diskriminati-
ven Validität beider Skalen.

Die Skala „ Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur  Einschränkung des Autoverkehrs“
umfaßt 11 Items und ist eindimensional konzipiert. Diese a priori-Dimensionierung wird empirisch bestä-
tigt, obgleich die ersten beiden Eigenwerte größer als eins sind (vgl. Tab 20 und 21). Der deutliche Knick
beim zweiten Eigenwert und die mehrfache Verletzung der Einfachstruktur bei zweifaktorieller Lösung
sprechen jedoch für die gewählte einfaktorielle Lösung. Zwei Items („Verbot umweltschädigender Auto-
typen“ und „Fahrleistungsabhängige Autokosten“) werden von weiteren Analysen ausgeschlossen, da die
Faktorladungen in beiden Lösungen geringer als .45 sind.

Die Varianzaufklärung liegt bei 38.5% und ist damit geringer als bei der Mehrzahl der anderen Skalen.
Cronbachs Alpha und die Split-half-Reliabilitäten sind hingegen mit Werten um .80 ausreichend hoch.

21 An dieser Stelle soll für die gemessenen Bereitschaftskriterien (Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur
Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs) vereinfachend der Begriff „Zustimmungsbereitschaften“  eingeführt
und im folgenden verwendet werden.



WERTEPLURALISMUS UND MOBILITÄTSENTSCHEIDUNGEN

133

(Fortsetzung)

Auch diese Skala „ Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur  Förderung des Autover-
kehrs“  ist eindimensional konzipiert und umfaßt ebenfalls 11 Items. In der nach dem Eigenwertkriterium
möglichen zweifaktoriellen Lösung machen die Items zur Einschränkung des Fahrrad- und Fußgängerver-
kehrs („Härtere Strafen für Fahrfehler von Fahrradfahrern“ und „Bestrafung von Fehlverhalten der Fuß-
gänger“) einen zweiten Faktor auf. Die vielfache Verletzung der Einfachstruktur, der Eigenwerteverlauf
mit einem ersten Wert von 5.19 und einem zweiten Wert von 1.00 rechtfertigen die Ablehnung dieser Lö-
sung und das Erzwingen einer einfaktoriellen Struktur (vgl. Tab 22 und 22).

Diese einfaktorielle Faktorlösung ist bei einer Gesamtvarianzaufklärung von 42.2% eindeutig und recht-
fertigt die Mittelwertbildung über alle 11 Items. Die Kr iter ien der  internen Konsistenz und der  Split-
half-Reliabilitäten liegen nahe .90 und belegen die Güte der  Skala.

Die gemeinsame Analyse beider  Skalen bestätigt die in den Einzelanalysen gefundenen Strukturen
(vgl. Tab 24). Auch in dieser Lösung laden die beiden ausgeschlossenen Items der Skala zur Zustimmung
zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs mit .44 und .25 nur schwach.
Ebenfalls zwei Items der Skala zur Einschränkung des Autoverkehrs erreichen in dieser Lösung nicht das
geforderte Einschlußkriterium einer Ladung über .45, beide liegen jedoch über .40, so daß die Lösung der
Einzelanalyse beibehalten wird.

Beide Skalen sind annähernd normalverteilt (vgl. Tabelle 44 im Anhang A) und besitzen mit Standard-
abweichungen von jeweils über 1.10 ausreichende Varianz für die inferenzstatistischen Zusammenhangs-
analysen.

Abbildung 6: Mittelwerte der Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen zur
Förderung und zur Einschränkung des Autoverkehrs für die Gesamtstich-
probe und unterschiedliche Teilstichproben

Verkehrspolitische Maßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs werden im Mittel

weder abgelehnt noch wird ihnen zugestimmt (AM= 3.68). Etwa um einen Skalenwert ge-
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ringer - und damit signifikant unterschiedlich (t = - 8.72**) - fällt die Zustimmungsbereit-

schaft für verkehrspolitische Maßnahmen zur Förderung des Autoverkehrs aus (AM =

2.72) (vgl. Abbildung 6).

Die mittleren Antworten der Probanden lassen erkennen, daß restriktive Maßnahmen - wie

sie die in den Items meist als Verbote formulierten Maßnahmen darstellen - eher akzeptiert

werden, wenn es um die Durchsetzung der Einschränkung des Autoverkehrs geht, und da-

mit entsprechend den eigenen theoretischen Prämissen (vgl. Kap. 5.2.1) schwerpunktmäßig

um die Durchsetzung auf das Gemeinwohl zielender Werte und Ziele, wie Umweltschutz

und Verkehrssicherheit.

Eine weitere Erklärungsmöglichkeit für die Diskrepanz zwischen durchschnittlich hoher

Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs und vergleichsweise häufiger Nutzung

des Autos hängt inhaltlich mit der ersten zusammen und besteht in der Annahme, daß wei-

tere gesetzliche Maßnahmen zur Förderung des Autoverkehrs (z.B. Ausbau von Straßen-

und Parkraum, Abbau von verkehrsberuhigenden Maßnahmen) der breiten Bevölkerung

weniger notwendig erscheinen als Maßnahmen zu seiner umwelt- und gesundheitsverträg-

lichen Einschränkung (z.B. Tempolimits, Ausbau von Fuß- und Radwegen).

Betrachtet man die Kennwerte dieser Skalen differenziert für die relevanten untersuchten

Teilstichproben22, unterscheidet sich die unspezifische Gelegenheitsstichprobe (Probanden

ohne Mitgliedschaften in verkehrsspezifischen Gruppen) nur unwesentlich von der Ge-

samtstichprobe. Bedeutsame Unterschiede im Vergleich zur Gesamtstichprobe finden sich

hingegen für die verkehrsspezifischen Stichproben der Mitglieder in Auto- und Motor-

sportclubs und der „Umweltaktiven“  (vgl. Abbildung 6).

Die Mitglieder von Auto- und Motorsportclubs stimmen einem Abbau des Autoverkehrs

weniger zu als die Probanden der unspezifischen Stichprobe, während die „Umweltakti-

ven“  diesem Abbau erheblich stärker zustimmen als die Probanden aus der Stichprobe der

nichtengagierten „Normalbevölkerung“. Entsprechend ist die Bereitschaft einer Förderung

des Autoverkehrs zuzustimmen bei Mitgliedern einer Umweltschutzgruppe deutlich ver-

ringert, umgekehrt bei einer Mitgliedschaft in einem Motorsportclub nur tendenziell er-

höht.

22  Berücksichtigt wurden ausschließlich Mitgliedschaften in einer der beiden Gruppen, Doppelmitgliedschaften wurden
ausgeschlossen.
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Auch auf der Ebene der bivariaten Zusammenhänge scheinen interessante Befundlinien

auf: Die bivariaten Korrelationen zwischen den Zustimmungsbereitschaften und der tat-

sächlichen Verkehrsmittelnutzung spiegeln exakt die nach dem Common sense erwartete

Gegenläufigkeit der Entscheidungen für den Autoverkehr und der Entscheidungen für seine

Alternativen (vgl. Tabelle 8).

Tabelle 8: Korrelationen der Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen mit
der Verkehrsmittelnutzung

Langstrecken Kurzstrecken

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Flug-
zeug

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Gehen
1)

Förderung/
Autoverkehr

.64** –.57** –.43** –.05 .21** .54** –.37** –.39** –.25** –.26**

Einschränkung/
Autoverkehr

–.68** .62** .46** .15** –.19** –.48** .43** .40** .17** .21**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

1) mittlere Entfernungen zwischen 1 und 10 km

Mit abnehmender Bereitschaft zur Unterstützung politischer Maßnahmen zur Einschrän-

kung des Autoverkehrs steigt die Nutzung des Autos, und es sinkt die Nutzung seiner Al-

ternativen (Öffentlicher Verkehr, Radfahren und Gehen). Umgekehrt sinkt die Bereitschaft

zur Förderung des Autoverkehrs mit abnehmender Autonutzung und zunehmender Nut-

zung alternativer Verkehrsmittel. Die Zusammenhänge sind für die Verkehrsmittelent-

scheidungen auf langen Strecken für die Nutzung von Auto, Bus und Bahn besonders

hoch und für das Gehen vergleichsweise niedrig. Die Korrelationen der Zustimmungsbe-

reitschaften mit der Verkehrsmittelnutzung auf kurzen Strecken sind insgesamt ver-

gleichsweise schwächer.

Möglicherweise ist der höhere Zusammenhang zwischen den relativ zeitstabilen Zustim-

mungsbereitschaften und den Entscheidungen für Langstrecken auf die höhere Kontrol-

lierbarkeit situativer  Randbedingungen bei der  Verkehrsmittelwahl auf Langstrek-

ken im Vergleich zu Kurzstrecken zurückzuführen. Typischerweise wird die Verkehrsmit-

telnutzung auf langen Strecken (etwa die Fahrt ins nächste Dorf, einen anderen Stadtteil,

die Urlaubsreise) im Durchschnitt langfristiger geplant als auf Kurzstrecken (zum Einkau-

fen „um die Ecke“). Die bei der Handlungsentscheidung notwendigen Zeitinvestments (et-

wa zur Abfrage möglicher Alternativen zum Auto) und deren Abstimmung (z.B. zur Ein-

holung von Fahrplanauskünften) erscheinen im Vergleich zu Kurzstrecken bei Langstrek-
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ken effizienter. Folglich verringern sich für die Entscheidungen auf Langstrecken die

wahrgenommenen situativen Barrieren einer den individuellen Commitments entsprechen-

den Verkehrsmittelentscheidung und die „Wünsche“ (Commitments) nähern sich stärker

der „Wirklichkeit“  (Entscheidungen).

Die Interkorrelationen der Entscheidungen für die jeweiligen Verkehrsmittel zeigen eine

hohe Übereinstimmung über  die zurückgelegten Distanzen hinweg: So korrelieren die

jeweiligen Entscheidungen für lange und kurze Distanzen für das Auto, den öffentlichen

Verkehr und das Fahrrad jeweils mit über r = .60**  miteinander. Diese Verkehrsmittel

werden also relativ unabhängig von der zurückgelegten Strecke entweder präferiert oder

abgelehnt.

Innerhalb der drei Entfernungskategorien für das Gehen sind die Zusammenhänge lediglich

für die mittleren und großen Distanzen ebenfalls hoch (r = . 51**), das Gehen auf großen

Distanzen (über 10 km) hat jedoch keinen signifikanten Zusammenhang mit der Wahl des

Fußwegs auf sehr geringen Distanzen (unter 1 km). Diese numerisch großen Unterschiede

in den Korrelationshöhen sind jedoch nur eingeschränkt vergleichbar, da lange Strecken

selten zu Fuß zurückgelegt werden. Infolgedessen ist diese Skala nicht normalverteilt, son-

dern extrem linkssteil und damit sind die den Korrelationsmaßen zugrundeliegenden Vari-

anzen sehr unterschiedlich (SD für Strecken über 10 km = .48, für Strecken unter 1 km =

1.28).

Bei der Betrachtung der Zusammenhänge zwischen den Entscheidungen für  verschiede-

ne Verkehrsmittel zeigen sich ebenfalls sehr eindeutige, aber auch differenzierte Ergeb-

nislinien. Ebenso wie zwischen Zustimmungsbereitschaften und Entscheidungen wird auch

innerhalb der manifesten Verkehrsmittelentscheidungen die nach dem Common sense zu

erwartende diametrale Gegenläufigkeit der  Entscheidungen für  den Autoverkehr  und

seine Alternativen weitgehend bestätigt. Mit zunehmender Nutzung des Autos sinkt die

Nutzung seiner  Alternativen (öffentlicher Verkehr, Radfahren und Gehen) (vgl. Tabelle

9).
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Tabelle 9: Interkorrelation der Verkehrsmittelnutzung

Langstrecken Kurzstrecken

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Flug-
zeug

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Gehen
1)

Auto

Bus/Bahn –.78**

Fahrrad –.55** .44**

Gehen –.16** .19** .49**

Flugzeug .15** .09 –.02 .26**

Auto .60** –.50** –.40** –.13* .13**

Bus/Bahn –.48** .68** .23** .08 .05 –.31**

Fahrrad –.42** .37** .69** .27** –.03 –.43** .22**

Gehen –.17** .30** .15** .13** .04 –.57** .15** .18**

Gehen 1) –.21** .19** .33** .51** –.04 –.31** .08 .26** .47**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

1) mittlere Entfernungen zwischen 1 und 10 km

Daß dieser Befund nicht trivial ist zeigen die differenzierten Abweichungen von diesem

Basistrend. Besonders deutlich trennen sich die Entscheidungen auf langen Distanzen für

das Auto (über 1 km) auf der einen und den öffentlichen Verkehr (über 5 km) auf der ande-

ren Seite: Je häufiger für lange Distanzen ein Auto genutzt wird, desto geringer ist die Nut-

zung des öffentlichen Verkehrs (r = –.78**). Deutlich geringer ist dieser entgegengerichtete

Zusammenhang für die Kurzstrecken (–.31**), jeweils bei ca. r = –.50**  liegen die Zu-

sammenhänge „über Kreuz“ .

Ebenfalls recht hoch sind die negativen Zusammenhänge zwischen dem Auto- und Rad-

fahren (r = –.55**  auf Langstrecken, etwa bei –.40**  auf Kurzstrecken und „über Kreuz“).

Weniger deutlich zeigt sich der gegenläufige Zusammenhang zwischen dem Autofahren

auf langen Strecken und dem Gehen auf kurzen, mittleren und langen Strecken (–.16**  < r

< –.21**). Innerhalb der kurzen und mittleren Strecken steigen die Korrelationskoeffizien-

ten für dieses Vergleichspaar auf –.31**  (Autofahren auf kurzen und Gehen auf mittleren

Distanzen) bzw. –.57**  (Autofahren und Gehen auf kurzen Distanzen unter 1 km). Auch

hier gilt die für die Zusammenhänge zwischen Zustimmungsbereitschaften und dem Gehen

gemachte Einschränkung der Vergleichbarkeit der Korrelationskoeffizienten aufgrund der
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geringen Zustimmung zum Gehen auf Langstrecken und der damit verbundenen Unter-

schiedlichkeit der den Korrelationsmaßen zugrundeliegenden Varianzen (s.o.).

Innerhalb der  alternativen Verkehrsmittel (öffentlicher Verkehr, Rad und Gehen) auf

kurzen bzw. langen Distanzen repräsentieren die jeweils durchweg positiven und zum Teil

recht hohen Korrelationskoeffizienten (bis zu .49) einen homogenen Block von Verkehrs-

mittelentscheidungen. Dabei sind die Zusammenhänge erstens zwischen den „alternativen

Verkehrsmittelentscheidungen“ für kurze Distanzen vergleichsweise schwächer als für lan-

ge Distanzen und zweitens für das Vergleichspaar „Gehen/öffentlicher Verkehr“  niedriger

als für die Paare „Rad/öffentlicher Verkehr“  und „Rad/Gehen“. Besonders niedrige Korre-

lationen bestehen zwischen der Nutzung des öffentlichen Verkehrs für kurze Distanzen

(unter 5 km) und dem Gehen sowohl für kurze (r = .08) als auch mittlere (r = .15**) Di-

stanzen (unter 1 km bzw. zwischen 1 und 10 km).

Da alle Aussagen zur Verkehrsmittelnutzung zentrale Tendenzen über die Zeit hinweg er-

fassen, läßt sich schließen, daß für lange Strecken die alternativen Verkehrsmittel häufiger

„alternativ zueinander“  genutzt werden, während für kurze Strecken die Entscheidungen

häufiger auf dasselbe Verkehrsmedium fallen. Darüber hinaus wird Radfahren öfter mit

Gehen und dem öffentlichen Verkehr alternierend kombiniert, während Gehen und Busnut-

zung weniger häufig miteinander kombiniert werden. Das Rad ist also de facto eine ge-

nutzte Alternative zum Gehen und dem Öffentlichen Verkehr.

Insgesamt zeigen sich in den Variablenausprägungen und bivariaten Korrelationen der

Kriteriumsskalen einige interessante Befunde, für die an dieser Stelle bereits post-hoc Er-

klärungshypothesen formuliert werden:

1. Restriktive verkehrspolitische Maßnahmen werden eher akzeptiert, wenn es um die

Durchsetzung der Einschränkung des Autoverkehrs geht.

Post-hoc Hypothese: Die entsprechend der eigenen Prämissen für einen Abbau des Auto-

verkehrs argumentativ genutzten Werte (vgl. Kap. 3.3) sind für die Bewertung verkehrspo-

litischer Entscheidungen bedeutsamer als jene Werte, die mit einer Förderung des Autover-

kehrs einhergehen.

2. Die Befunde auf Handlungs- und Bereitschaftsebene sind diskrepant: Die privaten Ver-

kehrsmittelentscheidungen stützen den Autoverkehr und hemmen seine Alternativen,

die Zustimmungsbereitschaft zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Förderung des
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Autoverkehrs ist hingegen geringer als die Bereitschaft, einem Abbau des Autoverkehrs

zuzustimmen.

Post-hoc Hypothese: Die entsprechend der eigenen Prämissen für einen Abbau des Auto-

verkehrs argumentativ genutzten Werte (vgl. Kap. 3.3) besitzen eine höhere Bedeutsamkeit

für die Bewertung verkehrspolitischer Entscheidungen im Vergleich zur individuellen Ver-

kehrsmittelentscheidung.

8.3 Wertebezogene Kognitionen und Emotionen als
Prädiktoren der Verkehrsmittelnutzung und der
Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen

Mit den gemessenen wertebezogenen Urteilen sollte sich der theoretisch erwartete Werte-

pluralismus, in den die Bewertungen der privaten und politischen Mobilitätsentscheidun-

gen eingebettet sein sollten, präzisieren lassen. Entsprechend der in Kapitel 6.1 begründe-

ten Vorgehensweise bei der Analyse dieser wertebezogenen Skalen soll zunächst die fakto-

rielle Struktur dieser Skalen im Überblick betrachtet werden, um so erste Befunde zur

Feinstruktur der untersuchten Wertekategorien abzuleiten (vgl. Kasten 19).

Die Reliabilitätsmaße der gebildeten Skalen (Cronbachs Alpha, Split-half-Reliabilitäten

bzw. Korrelationen) bestätigen insgesamt die Verdichtung der in den Skalen „Akzeptanz

der jeweiligen Werte bei Mobilitätsentscheidungen“, „Übereinstimmung der jeweiligen

Werte mit Mobilitätsentscheidungen“, „Kontroll- und Verantwortungszuschreibungen für

die Wertrealisierung“  und „Empörung über die Verletzung der jeweiligen Werte“  reprä-

sentierten Wertekategorien zu den Wertebündeln „ Umwelt- und Naturschutz“ , „ Wir t-

schaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit“ , „ Verkehrssicherheit“  sowie „Mobili-

tätseffizienz“ .

Aufgrund der heterogenen faktor iellen Struktur  der  selbstbezogenen sozialen und he-

donistischen Werte und der  Kostenersparnis wird entschieden, diese nicht entsprechend

der innerhalb der einzelnen Skalen (z.B. der Verantwortlichkeitszuschreibungen) mögli-

chen Faktorbildung über verschiedene Werte hinweg zu bündeln, sondern als oberste Ag-

gregationsebene die jeweilige Wertekategorie (z.B. „Bequemlichkeit und Komfort“ ) zu be-

stimmen. Daraus ergibt sich für die meisten wertebezogenen Konstrukte eine Weiterbe-

handlung dieser Werturteile als Einzelitem bzw. eine Aggregation innerhalb der Werteka-

tegorie. Beispielsweise werden die Verantwortlichkeitszuschreibungen für die Realisierung
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individueller Kostenersparnis an Verkehrspolitik einerseits und Wirtschaft andererseits zur

„Verantwortlichkeitszuschreibung an externale Agenten“  zusammengefaßt.

Kasten 19: Faktorenanalysen der Skalen zu den wertebezogenen Kognitionen und
Emotionen

Die Faktorenanalysen der wertebezogenen Skalen erbringen zumeist eindeutige Ergebnisse i.S. der Ein-
fachstruktur und einer Varianzaufklärung zwischen 54.9 und 64.8%. Mit Ausnahme der Empörungsskala
erbrachten die 13 Analysen mit dem gewählten Abbruchkriterium Eigenwert < 1 inhaltlich überzeugende
Faktorenstrukturen (vgl. Tabelle 14, 15, 25 bis 36 im Anhang A). Im Gesamtbild ist die faktorielle Bin-
nenstruktur der wertebezogenen Skalen durch drei wesentliche Erkenntnisse charakterisierbar:

1. Die bereits in der ersten Studie untersuchten, auf das Gemeinwohl zielenden ökologischen Werte
(Schutz von Luftqualität, Landschaft und Natur, nicht regenerativer Energien und Lärmschutz) und
ökonomischen Werte23 (Arbeitsplatzsicherheit und Wirtschaftsförderung) besitzen eine hohe interne
Homogenität: Die Items laden für alle wertebezogenen Skalen jeweils auf einem Faktor. Diese Stabi-
lität zeigt sich in den Faktorenanalysen der gemessenen kognitiven und emotionalen Bewertungen
(Akzeptanz, Übereinstimmung, Kontrolle, Verantwortung und Empörung) und in den Akzeptanz- und
Übereinstimmungsskalen zusätzlich auch bezüglich der Differenzierung politischer und privater Ent-
scheidungen (Cronbachs Alpha variiert für die komplexen ökologiebezogenen Kognitionen und Emo-
tionen zwischen .79 und .96, für die ökonomiebezogenen Skalen zwischen .78 und .85).

2. Darüber hinaus fallen auch Items aus der Gruppe der neu in die Untersuchung einbezogenen Werte
stabil zusammen: Die Items zur individuellen und allgemeinen Verkehrssicherheit sowie zur mög-
lichst hohen Mobilität und Zeitersparnis laden fast durchgängig jeweils auf einem Faktor und lassen
sich zu Verkehrssicherheit bzw. Mobilitätseffizienz aggregieren. Die bivariaten Korrelationen bzw.
Cronbachs Alpha der wertebezogenen Skalen liegen für die Verkehrssicherheit zwischen r = .53 und r
= .85 bzw. α = .83, für die Mobilitätseffizienz zwischen r = .43 und r = 64.

3. Alle anderen untersuchten Wertekategorien verhalten sich nicht entsprechend der a priori erwarteten
Dimensionierungen: Die selbstbezogenen sozialen Werte (Sozialprestige; Pflege und Knüpfung zwi-
schenmenschlicher Kontakte) und die hedonistischen Werte (Fahrfreude, Genuß und Freiheitsgefühl;
Bequemlichkeit und Komfort; Wohlbefinden und Fitneß) fallen zwar z.T. jeweils zusammen, laden
aber auch auf anderen Faktoren. Ebenso laden die Items zur geringen individuellen bzw. allgemeinen
Kostenbelastung vereinzelt gemeinsam auf einem Faktor, fallen jedoch meist auseinander bzw. grup-
pieren sich inhaltlich sinnvoll zu den auf das Gemeinwohl bezogen Werten (allgemeine Kostenerspar-
nis) bzw. zu den auf das eigene Wohl bezogenen Werten (individuelle Kostenersparnis). Die gefunde-
nen Strukturen und Korrelationen für diese Werturteile rechtfertigen jedoch in der Mehrzahl der Fälle
keine weitere Verdichtung, so daß hier letztlich eine Behandlung als Einzelitems vertretbar ist.

Der Befund zur heterogenen Binnenstruktur  der selbstbezogenen sozialen und hedoni-

stischen Werte und der Kostenersparnis bildet gleichzeitig einen ersten empirischen Be-

fund und bestätigt den postulier ten Wertepluralismus, der die unterschiedlichen kogniti-

ven und emotionalen Bewertungen prägt.

Die Vielzahl der zu berücksichtigen Variablen und Items, die sich aus der heterogenen

Faktorenstruktur ergeben, kann nicht ohne Konsequenzen für die Darstellung der Befunde

der wertebezogenen Konstrukte bleiben. Um eine in Übersichtlichkeit und interpretati-

23 als Rechtfertigungsargumente umweltschädigenden Handelns gemessen
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ver Handhabbarkeit der Daten zufriedenstellende Darstellung der Befunde zu erreichen,

wird das zu Beginn dieses Kapitels vorgestellte Darstellungsschema (vgl. Kap. 8) wie folgt

modifiziert.

Innerhalb der jeweiligen Konstrukte (Werteakzeptanz, Werteübereinstimmung, Verant-

wortlichkeit und Kontrollmöglichkeiten zur Werterealisierung, Empörung über zu hohe/zu

geringe Bedeutung der Werte) werden jeweils korrelative und regressionsanalytische Be-

fundlinien formuliert und exemplarisch anhand von Tabellen belegt. Lediglich die Analy-

sen zur Werteakzeptanz werden zur exemplarischen Veranschaulichung des Analysemo-

dells erschöpfend beschrieben und dokumentiert. Die abschließende Darstellung der ge-

meinsamen Analyse aller wertebezogenen Variablen zur Überprüfung der differentiellen

Bedeutsamkeit der einzelnen Wertekonstrukte für die Kriterien erfolgt ebenfalls erschöp-

fend.

8.3.1 Akzeptanz unterschiedlicher Werte bei individuellen und
politischen Verkehrsmittelentscheidungen

In diesem Abschnitt sollen anhand der Skalen und Einzelitems der beiden Konstrukte „Ak-

zeptanz unterschiedlicher Werte bei individuellen bzw. politischen Verkehrsmittel-

entscheidungen“ die folgenden Fragen geklärt werden:

1. Wie stark sollten die untersuchten Werte bei den eigenen Mobilitätsentscheidungen

berücksichtigt werden und wie groß sollte ihr Einfluß auf verkehrspolitische Mobili-

tätsentscheidungen sein?

2. Wie wirken die Unterschiede in der Akzeptanz dieser Werte auf die Zustimmung zu

verkehrspolitischen Maßnahmen und die Verkehrsmittelnutzung?

8.3.1.1 Ausprägung der Akzeptanz unterschiedlicher Werte

Im Licht der formulierten Fragestellungen zum Wertepluralismus der Mobilitätsentschei-

dungen können bereits die Ausprägungen der Akzeptanzvariable erste Klärungen beisteu-

ern.

1. Im direkten Vergleich bei Mobilitätsentscheidungen akzeptier ter  Werte zeigt sich,

daß die hoch akzeptier ten Werte sowohl Eigenwohl (Mobilitätseffizienz) als auch

Gemeinwohl (Umwelt- und Naturschutz) bzw. beides (Verkehrssicherheit) repräsentie-

ren. Damit erweist sich in Form der erstmals direkt gemessenen Werturteile neben den
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bereits mehrfach in ihrer Bedeutsamkeit bestätigten Werten Umwelt- und Naturschutz

sowie Verkehrssicherheit auch eine neu eingeführte Wertekategorie - die Mobilitätsef-

fizienz - als besonders bedeutsam.

2. Die Ausprägungen der Akzeptanzskalen (bzw. -items) bestätigen die direkte Relevanz

der bereits in der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (vgl.

Kap. 2.3) als Rechtfer tigungsargumente für umweltgefährdende Mobilitätsentschei-

dungen genutzten Werte. Dies betrifft wiederum auf das eigene Wohl bezogene Wer-

te (Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit, Bequemlichkeit und Komfort, individuelle

Zeitersparnis (hier gemeinsam mit Mobilität als Mobilitätseffizienz)), gemeinwohlbe-

zogene Werte (Arbeitsplatzsicherheit und Wirtschaftsförderung) und beide Werteka-

tegor ien repräsentierende Werte (Kostenersparnis).

3. In den Differenzen der Werteakzeptanzen bezüglich der privaten versus politischen

Entscheidungsebene spiegelt sich die a pr ior i vorgeschlagene Dimensionierung der

Werte in solche, die Gemeinwohl versus Eigenwohl repräsentieren: Die a priori

gemeinwohlbezogenen Werte besitzen vergleichsweise höhere Akzeptanz für politische

Entscheidungen, während umgekehrt auf das eigene Wohl bezogene Werte eine ver-

gleichsweise hohe Akzeptanz bei privaten Entscheidungen eingeräumt wird. Eine Aus-

nahme bilden Akzeptanz individueller Kostenersparnis und hoher Mobilitätseffizienz,

die primär Eigennutz repräsentieren, aber bei verkehrspolitischen Entscheidungen auf

ebenso hohe (Mobilitätseffizienz) bzw. noch höhere Akzeptanz (individuelle Kostener-

sparnis) als bei persönlichen Entscheidungen stoßen. Diese Abweichung vom Trend re-

flektiert möglicherweise den vergleichsweise hohen objektiven Anteil externaler Kon-

trollinstanzen für die Realisierung beider eigenwohlbezogener Wertekategorien. So-

wohl auf individuelle Mobilitätseffizienz als auch auf Kostenersparnis haben verkehrs-

politische Rahmenbedingungen großen Einfluß im Vergleich etwa zur Realisierung von

Bequemlichkeit und Komfort.

4. Die Akzeptanz des Sozialprestiges für private und politische Mobilitätsentscheidungen

ist deutlich geringer als die Akzeptanz aller anderen Werte. Dies liegt möglicherweise

in der geringen sozialen Erwünschtheit des Symbolisieren von Status. Eine alternative

bzw. ergänzende Erklärung ist möglicherweise aber auch in der Tatsache begründet,

daß dieses Handlungsziel der Selbstbeobachtung weniger zugänglich ist als die domi-

nanten Wertekategorien (vgl. auch Schmidt, 1988b)



WERTEPLURALISMUS UND MOBILITÄTSENTSCHEIDUNGEN

143

Offensichtlich liegen den in den Ergebnislinien formulierten differentiellen Mustern der

Werteakzeptanz für politische und private Mobilitätsentscheidungen zwei Urteilsdimensio-

nen zugrunde:

1. Die Nutzen-Dimension (Gemeinwohl versus eigenes Wohl): Liegt der Nutzen der Er-

füllung eines Wertes bei der eigenen Person (z.B. Komfort), führt dies zu einer ver-

gleichsweise hohen Akzeptanz dieses Wertes für die individuellen Entscheidungen

(Verkehrsmittelnutzung). Zielt die Werterfüllung auf das Gemeinwohl (Umwelt- und

Naturschutz), ist die Akzeptanz für politische Entscheidungen vergleichsweise höher

als für private Entscheidungen.

Dies ist sinnvoll interpretierbar vor dem Politikverständnis einer Zuschreibung der Zustän-

digkeit für das Gemeinwohl an den Staat. Weiterhin lassen sich die selbstbezogenen Werte

Freiheit, Komfort und Fitneß direkt durch individuelles Handeln umsetzen, während indi-

viduelles Handeln nur summativ mit dem Handeln anderer einen Einfluß auf die Realisie-

rung der auf das Gemeinwohl bezogenen Werte hat.

Die Befunde zur Akzeptanz der Werte Mobilitätseffizienz, individuelle Kostenersparnis

und Möglichkeit zwischenmenschlicher Kontakte lassen eine zusätzliche Urteilsdimension

erkennen, die mit der Nutzen Dimension verknüpft ist:

2. Die Selbstwirksamkeitserwartung (hohe vs. niedrige Selbstwirksamkeitserwartung).

Niedrige Selbstwirksamkeitseinschätzung zur Werterfüllung geht tendenziell mit  einer

Externalisierung der Werterfüllung einher (z.B. für geringe individuelle Kosten, die in

Form von Steuern und Benzinpreisen sehr stark von verkehrspolitischen Entscheidun-

gen abhängig sind) und damit zu einer vergleichsweise hohen Akzeptanz der Werte bei

politischen Entscheidungen; hohe Wirksamkeitserwartung führt zu einer vergleichswei-

se hohen Akzeptanz der Werte für die individuelle Entscheidung der Verkehrsmittel-

nutzung.

Im einzelnen lassen sich diese Ergebnislinien durch folgende Detailbetrachtungen bele-

gen:

Die größte Zustimmung erhalten „ Sicherheit“  (AM = 5.04) und „ Umwelt- und Natur-

schutz“  (AM = 5.26) bei politischen Entscheidungen und „ Mobilitätseffizienz“  (AM =

4.99) bei individuellen und politischen Entscheidungen. Neben der Mobilitätseffizienz ran-

gieren auch die Mehrzahl der anderen in Form der Akzeptanzeinschätzung erstmals direkt
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erfaßten Wertekategorien deutlich im Zustimmungsbereich der Skala zwischen 4 und 6

(vgl. Abbildung 7).

Hohe Zustimmung finden „ individuelle Kostenersparnis“  (AM = 4.11), „Wohlbefinden

und Fitneß“ (AM = 4.34), „Bequemlichkeit und Komfort“  (AM = 4.31), „Fahrfreude und

Entscheidungsfreiheit“  (AM = 3.95) bei privaten Entscheidungen sowie „ individuelle“

(AM = 4.67) und „allgemeine (AM = 4.14) Kostenersparnis“ , „Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit“  (AM = 4.14), „zwischenmenschliche Kontakte“  (AM = 4.10) und

„Wohlbefinden und Fitneß“ (AM = 4.12) bei politischen Entscheidungen.

Im Ablehnungsbereich der Skala finden sich die Akzeptanz der „allgemeinen Kostener-

sparnis“  (AM = 3.36), „Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit“  (AM = 2.63), und

„zwischenmenschliche Kontakte“  (AM = 2.80) bei individuellen Entscheidungen sowie

„Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit“  (AM = 3.17), und „Bequemlichkeit und Komfort“

(AM = 3.28), bei politischen Entscheidungen. Eine deutliche Ablehnung erfährt das „So-

zialprestige“ , das sowohl für die individuellen (AM = 2.01), als auch die politischen Mobi-

litätsentscheidungen (AM = 1.91), lediglich eine untergeordnete Rolle spielen sollte.
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Abbildung 7: Mittelwerte der aggregierten Variablen zur Akzeptanz der Werte bei Mobi-
litätsentscheidungen

Abbildung 8: Mittelwerte der Einzelitems zur Akzeptanz der Werte bei Mobilitätsentschei-
dungen

4,12

2,63

4,05

4,99
5,26

4,14

5,04 4,99

1

2

3

4

5

6

Umwelt- &
Naturschutz

Wirtschafts-
förderung &

Arbeitsplatz-
sicherheit

Verkehrs-
sicherheit

Mobilitäts-
effizienz

Private Entscheidungen

Politische Entscheidungen

2.80

2.01

4.34
4.11

3.36
3.17 3.28

4.10

1.91

4.12

4.67

4.14
3.95

4.31

1

2

3

4

5

6

Fre
ud

e 
& F

re
ihe

it

Kom
fo

rt

Kon
ta

kte
Soz

ial
pr

es
tig

e

Fitn
eß

Eige
ne

 K
os

te
n

Allg
em

ein
e 

Kos
te

n

Private Entscheidungen

Politische Entscheidungen



EMPIRISCHER TEIL

146

Spezifische Analyse bezüglich der post-hoc-Hypothesen:

Die Befunde zu den Kriteriumsskalen, wonach die privaten Verkehrsmittelentscheidungen

den Autoverkehr vergleichsweise stärker stützen als seine Alternativen, die Zustimmungs-

bereitschaft zur Förderung des Autoverkehrs hingegen geringer ist als die Bereitschaft, ei-

ner Einschränkung des Autoverkehrs zuzustimmen (vgl. Kap. 8.3.1), legen Erklärungshy-

pothesen nahe, die auf eine Externalisierung jener Werte hindeuten, die nach dem Com-

mon sense argumentativ für einen Abbau des Autoverkehrs genutzt werden. Demnach

sollten die entsprechend dem Common sense mit einer Einschränkung des Autoverkehrs

einhergehenden Werte „Umwelt- und Naturschutz“  und „Verkehrssicherheit“  eine ver-

gleichsweise höhere Akzeptanz für verkehrspolitische Entscheidungen besitzen als für in-

dividuelle Verkehrsmittelentscheidungen. Die Daten können dies zwar bestätigen, aller-

dings sollten nach der Einschätzung der Respondenten auch Wirtschaftsförderung und die

Gewährleistung von Arbeitsplatzsicherheit - die nach dem Common sense als Argumente

für die Förderung des Autoverkehrs genutzt werden - bei verkehrspolitischen Entscheidun-

gen stärker gewichtet werden als bei den individuellen Verkehrsmittelentscheidungen.

Die zweite post-hoc-Erklärungshypothese zur höheren Zustimmung zu verkehrsein-

schränkenden im Vergleich zu verkehrsfördernden Maßnahmen (vgl. Kap. 8.2) kann eben-

falls durch die Variablenausprägung der Skalen zur Akzeptanz unterschiedlicher Wertur-

teile gestützt werden: Den für eine Einschränkung des Autoverkehrs nach dem Common

sense argumentativ genutzten Werten „Umwelt- und Naturschutz“  und „Verkehrssicher-

heit“  wird eine höhere Bedeutung für verkehrspolitische Entscheidungen zugemessen als

jenen Werten, denen durch eine Förderung des Autoverkehrs entsprochen wird (vgl.

Abbildung 7). Mit zwei Skaleneinheiten fällt diese Differenz mit den Einschätzungen zu

„Fahrfreude und Freiheit“ , „Bequemlichkeit und Komfort“  und „Sozialprestige“  besonders

deutlich aus (vgl. Abbildung 8). Als einziger a priori mit der „Automobilität“  assoziierter

Wert sollte die „Mobilitätseffizienz“  im Urteil der Probanden ebenso stark bei politischen

Entscheidungen berücksichtigt werden wie „Umwelt“  und „Sicherheit“  (vgl. Abbildung 7).

Dies spiegelt die Tatsache, daß Mobilitätseffizienz nicht allein mit einer Förderung des

Autoverkehrs verknüpft wird, sondern auch durch eine Förderung alternativer Verkehrs-

mittel gesteigert werden kann.
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8.3.1.2 Bedeutsamkeit der Werteakzeptanz für die Verkehrsmittelnutzung
und die Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen

Die deskriptiven Befunde zur differentiellen Bedeutsamkeit der Werteakzeptanz und der

dort aufscheinende Wertepluralismus sollte sich auf der Ebene der Variablenzusammen-

hänge und multiplen Regressionen bestätigen lassen.

Die Ergebnislinien aller  berechneten Korrelations- und Regressionsanalysen lassen

sich wie folgt zusammenfassen:

1. Die Korrelationen der Akzeptanzvariablen mit den Kriterien der Verkehrsmittelent-

scheidungen und der Zustimmungsbereitschaft zu verkehrspolitischen Entscheidungen

sowie die multiplen Regressionen der Kriterien auf die Werteakzeptanzen bestätigen

den Wertepluralismus im Sinne einer Wirksamkeit der verschiedenen gemessenen ge-

meinwohl- und selbstbezogenen Werte.

2. Die aufgeklärte Varianz beträgt mit bis zu R2 = .57 etwas über die Hälfte der Kriteri-

umsvarianz, wobei der Hauptanteil an aufgeklärter Varianz für beide Kriteriumsklassen

(Bereitschaften und Handeln) fast immer zu Lasten von „Umwelt- und Naturschutz“ ,

„Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit“  sowie „Mobilitätseffizienz für pri-

vate Entscheidungen“ geht. Dabei zeigt sich innerhalb dieser Variablen zumeist eine

abgestufte Bedeutsamkeit in der o.g. Reihenfolge. Eine Ausnahme bildet die Vorhersa-

ge des Gehens, wo sich die Akzeptanz dieser „Big three“  - wie auch die Akzeptanz al-

ler weiteren untersuchten Werte - bei insgesamt sehr schwachen Gesamtaufklärungen

zwischen R2 = .05 und R2 = .07 als weniger bedeutsam erweist.

3. Die Vorzeichen der Prädiktorgewichte für die Einschränkungs- versus Förderungsbe-

reitschaft sind jeweils entgegengerichtet und belegen ausnahmslos, daß die Akzeptanz

von Umwelt- und Naturschutz (positive Wirkung auf Einschränkungsbereitschaft und

Nutzung alternativer Verkehrsmittel) mit der von Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit, Mobilitätseffizienz und Sicherheit konkurriert (jeweils positive Wir-

kung auf Förderungsbereitschaft und die Autonutzung). Die Interkorrelationsmuster der

Items und Skalen der Werteakzeptanz bestätigen diese mit entsprechend positiven

(zwischen Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz und Si-

cherheit) bzw. negativen Korrelationen (zwischen Umwelt- und Naturschutz auf der ei-

nen und Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz und Si-

cherheit auf der anderen Seite).
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4. Weiterhin repliziert die Richtung der Vorzeichen (b-Gewichte, Korrelationskoeffizien-

ten) bis auf wenige Ausnahmen die nach dem Common sense theoretisch erwartete Zu-

ordnung der Werte zu den Mobilitätsentscheidungen „ für“  oder „gegen“ den Autover-

kehr. Positiv auf die Einschränkungsbereitschaft sowie die Nutzung alternativer Ver-

kehrsmittel (und negativ auf die Förderungsbereitschaft und die Autonutzung) wirken

die hohe Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz, Fitness, zwischenmenschlichen

Kontakten, individueller und allgemeiner Kostenersparnis. Positiv auf die Förderungs-

bereitschaft und die Autonutzung (und negativ auf die Einschränkungsbereitschaft und

die Nutzung alternativer Verkehrsmittel) wirken Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit, Mobilitätseffizienz sowie Sicherheit.

Diese Ergebnislinien werden nachfolgend durch exemplar ische Korrelations- und Re-

gressionsanalysen belegt und differenziert.

Obgleich die Interkorrelation der  Werteakzeptanzen für die nicht aggregierten Items

(soziale und hedonistischen Werte) mit dem bereits aus der Faktorenanalyse bekannten

strukturellen Problem fehlender ordnender Tendenzen innerhalb dieser a-priori-Kategorien

behaftet ist, erscheint zumindest die Aufdeckung von Zusammenhängen innerhalb der in

den Faktorenanalysen aggregierten Werteakzeptanzen interessant.

Betrachtet man die Binnenstruktur  der  Werteakzeptanz bei privaten Entscheidungen

zunächst eingeschränkt für die aggregierten Variablen (Akzeptanz von Umwelt- und Natur-

schutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Verkehrssicherheit sowie Mobi-

litätseffizienz), so zeigt sich, daß die Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz, Wirt-

schaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit und Verkehrssicherheit sich nicht gegenseitig

ausschließen (.34**  < r < .45**). Die Höhe der Akzeptanz einer hohen Mobilitätseffizienz

ist hingegen relativ unabhängig von der Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit und von der Akzeptanz von Verkehrssicherheit, korreliert jedoch signifikant

negativ mit der hohen Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz (r = –.16**) (vgl. Tabelle

10).
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Tabelle 10: Interkorrelationen der aggregierten Variablen und Einzelitems zur Akzep-
tanz der Werte bei den privaten Mobilitätsentscheidungen (untere Drei-
ecksmatrix: exaktes Signifikanzniveau)

Wirt-
schaft &
Arbeit

Sicher-
heit

Mo-
bilitäts-
effiz.

Kom-
fort

Freude
&
Freiheit

Fitneß Kon-
takte

Sozial-
prestige

Indivi-
duelle
Kosten

Allgem.
Kosten-
ersparnis

Umwelt
& Natur

.34** .34** –.16** –.23** .07** .36** .41** .06 .29** .60**

Wirtschaft &
Arbeit

.45** .09 .16** .21** .20** .33** .32** .17** .48**

Sicherheit .05 .06 .01 .17** .26** .12* .20** .44**

Mobilitäts-
effizienz

.46** .29** .16** –.03 .13* .20** .01

Komfort .23** –.02 .01 .26** .09 –.06

Freude
& Freiheit

.36** .24** .34** .10 .16**

Fitneß .31** .14* .16** .30**

Kontakte .21** .17** .47**

Sozial-
prestige

.09 .15*

Individuelle
Kosten-
ersparnis

.47

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Diese Binnenstruktur  der aggregierten Variablen stützt die in Kapitel 5.2.1 vorgeschlage-

nen a-priori-Kategorisierung der Werte in auf das Gemeinwohl zielende Werte (Umwelt-

und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Verkehrssicherheit) und

selbstbezogene Werte (Mobilitätseffizienz).

Einschränkend ist anzumerken, daß sich anhand der Daten der Einzelitems keine Belege

für diese a-priori-Kategorisierung finden lassen. Um die Kategorisierung zu stützen sollte

die Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsi-

cherheit sowie Verkehrssicherheit (als auf das Gemeinwohl zielende Werte) nur geringe

Zusammenhänge mit der Akzeptanz der selbstbezogenen hedonistischen (Fahrfreude, Ge-

nußerleben und Freiheitsgefühl, Wohlbefinden und körperliche Fitneß, Bequemlichkeit und

Komfort) und sozialen Werte (Sozialprestige, zwischenmenschliche Kontakte knüpfen und

pflegen) besitzen. Dies ist nicht der Fall.

Die berechneten Korrelationen der  Verkehrsmittelentscheidungen und der  Zustim-

mungsbereitschaften mit der  Akzeptanz der  jeweiligen Werte lassen neben einer recht

einfachen Grundtendenz auch interessante von dieser Tendenz abweichende Muster erken-

nen. In der Grundtendenz korreliert die Akzeptanz der jeweiligen Werte entweder positiv
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mit der Autonutzung (bzw. Zustimmung zur Autoförderung) und negativ mit der Nutzung

alternativer Verkehrsmittel (bzw. der Zustimmung zur Autoeinschränkung) oder negativ

mit der Autonutzung und positiv mit der Nutzung seiner Alternativen (vgl. Tabelle 11 und

Tabelle 12)

Tabelle 11: Korrelationen der Verkehrsmittelnutzung auf kurzen Strecken mit der Wer-
teakzeptanz für private und politische1 Entscheidungen

Verkehrsmittelentscheidung auf kurzen Strecken

 Werteakzeptanz Auto Bus/Bahn Fahrrad Gehen Gehen2

Umwelt- & Naturschutz –.30** –.35** .22** .20** .31** .21** .11* .20** .15** .20**

Wirtschaft & Arbeit .28** .16** –.03 –.07 –.10* –.11* –.10* –.07 –.16** –.08

Verkehrssicherheit .07 –.05 –.04 –.07 –.06 .03 .01 .09* .02 .00

Mobilitätseffizienz .21** .08 –.21** –.08 –.09* –.09 –.02 –.00 –.07 –.08

Freude & Freiheit .11* .16** –.06 –.04 .11* .04 –.11* –.08 –.07 –.06

Komfort .26** .01 –.04 .06 –.25** –.07 –.07 .00 –.11* –.05

Fitneß –.05 –.06 .01 .04 .31** .17** .00 .05 .02 .09

Indiv. Kostenersparnis –.14** .05 .10* –.10* .15** .05 .14** .01 .05 –.01

Allgem. Kostenersparnis –.13** –.04 .19** .01 .28** .04 .05 .09 .05 .05

Kontakte –.07 –.08 .08 .11* .17** .16** .05 .04 .05 .13*

Sozialprestige .25** .20** –.01 –.02 –.04 –.06 –.14** –.06 –.07 –.06

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

1 kursiv 2 mittlere Strecken 

Die Autonutzung auf kurzen Strecken steigt mit der Akzeptanz von Wirtschaftsförderung

und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz, Freude und Freiheit, Komfort und Sozial-

prestige für die privaten Mobilitätsentscheidungen. Für die Autonutzung auf langen Strek-

ken existieren dieselben Zusammenhänge mit Ausnahme der Akzeptanz von Freude und

Freiheit, die keinen signifikanten Zusammenhang mit der Autonutzung auf langen Strecken

besitzt.

Einen negativen Zusammenhang mit der  Autonutzung besitzen die Akzeptanz von

Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie individueller und allgemeiner Kostenersparnis. Für

die Autonutzung auf langen Strecken existieren zusätzlich signifikant negative Korrelatio-

nen mit der Akzeptanz von Wohlbefinden und körperlicher Fitneß und der Möglichkeit zu

zwischenmenschlichen Kontakten.
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Tabelle 12: Korrelationen der Verkehrsmittelnutzung auf langen Strecken mit der
Werteakzeptanz für private und politische1 Entscheidungen

Verkehrsmittelentscheidung auf langen Strecken

 Werteakzeptanz Auto Bus/Bahn Fahrrad Gehen Gehen2

Umwelt- & Naturschutz –.47** –.35** .37** .35** .34** .23** .15** .08 –.09* –.11*

Wirtschaft & Arbeit .15** .19** –.11* –.19** –.06 –.11* .02 –.04 .13** .16**

Verkehrssicherheit .04 .01 .00 –.00 –.03 .01 .06 .06 .03 .02

Mobilitätseffizienz .35** .14** –.33** –.16** –.13* –.11* –.05 –.00 .18** .18**

Freude & Freiheit .01 .09* –.10* –.14** .15** .08 .01 .09 .04 .07

Komfort .28** .00 –.22** –.05 –.24** –.03 –.07 –.09 .17** .06

Fitneß –.14** –.08 .10* .06 .27** .16** .11* .16** .06 .10*

Individuelle Kostenerspar-
nis

–.12* .09 .14** –.08 .14** –.01 .12* .06 –.00 .05

Allgem. Kostenersparnis –.28** .05 .24** –.02 .30** –.03 .15** .06 –.01 .02

Kontakte –.19** –.22** .15** .15** .15** .19** .15** .16** –.06 –.07

Sozialprestige .16** .12* –.15** –.08 –.02 –.01 .10* .12* .07 .07

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

1 kursiv

Entsprechend läßt sich aus der  Perspektive der  Werte wie folgt formulieren: Wer Wirt-

schaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz, Komfort und Sozialpre-

stige für wichtige Ziele, hingegen Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie individuelle und

allgemeine Kostenersparnis für weniger wichtig hält, fährt generell häufig mit dem Auto.

Wer Freude und Freiheit für wichtig hält, favorisiert das Auto auf kurzen, aber nicht auf

langen Strecken. Und wer Wohlbefinden und körperliche Fitneß sowie die Möglichkeit zu

zwischenmenschlichen Kontakten weniger wichtig findet, der nutzt häufiger ein Auto auf

langen Strecken. Keinen Unterschied für die Autonutzung auf langen Strecken macht es,

wie bedeutsam Freude und Freiheit sowie Verkehrssicherheit sind. Für die Autonutzung

auf Kurzstrecken unbedeutsam ist die Akzeptanz von Verkehrssicherheit, Wohlbefinden

und Fitneß und der Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten. Ob jemand also eine

hohe Verkehrssicherheit als bedeutsames Ziel empfindet, spielt keine bedeutsame Rolle für

die Autonutzung, egal ob es sich um lange oder kurze Strecken handelt.

Betrachtet man die Nutzung von Bus und Bahn aus der Werteakzeptanz-Perspektive er-

gibt sich folgendes Profil: Wer Mobilitätseffizienz für wichtig hält, der fährt generell weni-

ger häufig mit dem Bus. Wer darüber hinaus Bequemlichkeit hohe Bedeutung zumißt, fährt

weniger Bus auf langen, jedoch nicht unbedingt auf kurzen Strecken. Die hohe Akzeptanz

von Umwelt- und Gesundheitsschutz sowie allgemeiner Kostenersparnis geht mit einer
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häufigeren Busnutzung einher. Sollen zusätzlich Sozialprestige, individuelle Kostenerspar-

nis und die Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten bei den privaten Verkehrs-

mittelentscheidungen berücksichtigt werden, steigt die Busnutzung auf langen, jedoch nicht

auf kurzen Strecken.

Im Vergleich zur Autonutzung besitzen Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit,

aber auch Freude und Freiheit für die Bus- und Bahnnutzung keine bedeutsamen Zusam-

menhänge (jeweils insignifikante oder signifikante, aber numerisch geringen Korrelatio-

nen). Darüber hinaus ist für die Häufigkeit der Bus- und Bahnnutzung unbedeutsam, wie

stark die Akzeptanz von Wohlbefinden und körperlicher Fitneß und Verkehrssicherheit

ausgeprägt ist.

Die Nutzung des Fahrrads steigt mit der Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz, indi-

vidueller und allgemeiner Kostenersparnis, Freude und Freiheit, Wohlbefinden und kör-

perlicher Fitneß und der Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten und sinkt mit

der Akzeptanz von Bequemlichkeit und Komfort.

Die Häufigkeit des Gehens auf kurzen Strecken steigt mit der Akzeptanz geringer indivi-

dueller Kosten und sinkt mit der Bedeutung des Sozialprestiges. Auf mittleren Entfernun-

gen gehen die Probanden umso häufiger zu Fuß, je stärker Umwelt- und Naturschutz und je

weniger Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit bei der privaten Verkehrsmitte-

lentscheidung berücksichtigt werden sollten.

Die Nutzung des Flugzeugs korreliert positiv mit der Akzeptanz von Wirtschaftsförderung

und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz sowie Bequemlichkeit und Komfort und

zeigt damit in der Richtung mit der Autonutzung vergleichbare Zusammenhänge.

Die Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen Entscheidungen werden mit der

Akzeptanz der Werte bei verkehrspolitischen Entscheidungen korreliert (vgl. Tabelle 13).

Die höchsten Korrelationen mit der Zustimmung zur  Autoförderung besitzen die Ak-

zeptanz der Werte Umwelt- und Naturschutz und Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsi-

cherheit. Beide auf das Gemeinwohl zielenden Werte korrelieren erwartungsgemäß positiv

(r = .33 für die Akzeptanz von für Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit) bzw.

negativ (r = –.40 für Umwelt- und Naturschutz) mit der Zustimmung zur Autoförderung. In

dieselbe negative Richtung der Akzeptanz von Umweltschutz wirkt lediglich die Akzep-

tanz von Möglichkeiten zu zwischenmenschlichen Kontakten (r = –.12*).
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Tabelle 13: Korrelationen der Zustimmungsbereitschaft zu verkehrspolitischen Ent-
scheidungen mit der Werteakzeptanz für politische und private1 Entschei-
dungen

Zustimmungsbereitschaften zu
verkehrspolitischen Entscheidungen

Werteakzeptanz
zur Förderung

des Autoverkehrs
zur Einschränkung
des Autoverkehrs

Umwelt- & Naturschutz –.40** –.24** .47** .49**

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit .33** .42** –.28** –.20**

Verkehrssicherheit .06 .20** .00 –.08

Mobilitätseffizienz .26** .38** –.17** –.35**

Freude & Freiheit .27** .17** –.16** –.12*

Komfort und Bequemlichkeit .14** .37** –.07 –.34**

Fitneß und Wohlbefinden .08 –.04 .14** .15**

Individuelle Kostenersparnis .28** .05 –.08 .13**

Allgemeine Kostenersparnis .09* –.01 –.04 .22**

Zwischenmenschliche Kontakte –.12* –.02 .32** .24**

Sozialprestige .24** .27** –.08 –.16**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

1 kursiv 

Demgegenüber besitzen die Mehrzahl der Wertekategorien wenn auch oft numerisch ge-

ringe, so doch häufig signifikant positive Zusammenhänge mit der Zustimmung zur Au-

toförderung. Wie die Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit po-

sitiv gerichtet sind die Zusammenhänge der Autoförderung mit der Akzeptanz von Mobi-

litätseffizienz (r = .26**), geringen individuellen Kosten (r = .28), Freude und Freiheit (r =

.27**), Bequemlichkeit und Komfort (r = .14**) sowie Sozialprestige (r = . 24**). Ledig-

lich auf dem 5-Prozent-Niveau ist der positive Zusammenhang von r = .09 mit der Akzep-

tanz allgemeiner Kostenersparnis abgesichert. Keinen signifikanten Zusammenhang mit

der Autoförderung besitzen die Akzeptanz von Wohlbefinden und Fitneß sowie Ver-

kehrssicherheit.

Für die Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs ergeben sich genau entgegen-

gerichtete Korrelationen mit der Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz (r = .47**),

Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit (r = –.28**), Mobilitätseffizienz (r = –

.17**) sowie Freude und Freiheit ( r = –.16**) bei politischen Entscheidungen.

Die Akzeptanz von Komfort, individueller und allgemeiner Kostenersparnis sowie Sozial-

prestige, die jeweils einen bedeutsamen positiven Zusammenhang mit der Autoförderung
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besitzen, haben keinen signifikanten Zusammenhang mit der Bereitschaft zur Einschrän-

kung des Autoverkehrs. Umgekehrt besitzt die Einschränkungsbereitschaft einen hochsi-

gnifikanten positiven Zusammenhang mit der Akzeptanz von Wohlbefinden und Fitneß (r

= .14**) sowie von Möglichkeiten zu zwischenmenschlichen Kontakten (r = .32**), wäh-

rend diese beiden Werteakzeptanzen entweder keinen signifikanten  bzw. einen sehr gerin-

gen negativen Zusammenhang mit der Autoförderung aufweisen.

In die Regressionsanalysen zur  Vorhersage der  Bereitschafts- und Handlungskr iter i-

en („Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen Entscheidungen“ und „Verkehrs-

mittelnutzung“) wurden zunächst jeweils alle Skalen bzw. Items aus beiden Teilkonstruk-

ten der Werteakzeptanz (bei individuellen versus verkehrspolitischen Entscheidungen) ein-

bezogen.

Alternativ wäre denkbar, jeweils entsprechend der in den Kriteriumsskalen implizierten

Akteure (Individuum vs. Verkehrspolitik), die Zustimmung zu Verkehrspolitiken mit der

Akzeptanz der Werte bei politischen Entscheidungen und die Verkehrsmittelnutzung mit

der Akzeptanz der Werte bei privaten Entscheidungen vorherzusagen. Da jedoch einerseits

die Zustimmung zu Politiken eine „ individuelle“  Entscheidung ist, und andererseits „ indi-

viduelle“  Verkehrsmittelentscheidungen nie unabhängig von den durch die Gesetzgebung

gestifteten Rahmenbedingungen getroffen werden, erscheint diese Vorselektion der Prä-

diktorensets inhaltlich nicht zu begründen. Inwieweit sich „Über-Kreuz-Qualifikationen“

ergeben, sollte daher empirisch geklärt werden.

Gegen die Aufnahme von Skalen und Items aus beiden Teilkonstrukten spricht lediglich

das Problem der Multikollinearität, das durch die Messung der jeweils inhaltlich nah ver-

wandten Teilkonstrukte (z.B. Akzeptanz von Mobilitätseffizienz bei individuellen als auch

bei verkehrspolitischen Entscheidungen) auftreten kann. Um zu prüfen, ob die damit po-

tentiell verbundenen Suppressoreffekte zu Lasten der Entscheidung für einen Einschluß

inhaltsnaher, hoch korrelierter Prädiktoren aus beiden Prädiktorengruppen geht oder alter-

nativ als Hinweis auf vorliegende Wechselwirkungseffekte interpretiert werden muß, kön-

nen - entgegen der getroffenen Entscheidung für die gesamten Analysen - bei vorliegenden

Vorzeichenwechseln zwischen einfacher Korrelation und Prädiktorengewichten (als Hin-

weis auf Suppressoreffekte) zusätzlich Regressionsanalysen mit dem jeweils agentenspezi-

fischen Prädiktorenset berechnet werden.
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Die Ergebnisse der  Regressionsanalysen bestätigen weitgehend die Zusammenhangsmu-

ster auf korrelativer Ebene. Dies wird nachfolgend exemplarisch anhand der Vorhersage

der Zustimmungsbereitschaften und exemplarisch für die Verkehrsmittelnutzung die Re-

gressionen der Autonutzung auf Strecken über 1 km, der Nutzung des öffentlichen Ver-

kehrs auf Strecken über 5 km und der Radnutzung unter 5 km dargestellt.

Bei der Vorhersage der Zustimmungsbereitschaften zu politischen Entscheidungen fällt

zunächst die große Anzahl der in das Prädiktorenset aufgenommenen Variablen auf. In den

Analysen beider Bereitschaftskriterien wird weiterhin deutlich, daß die Haupterklärungslast

auf drei der vier aggregierten Wertevariablen Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförde-

rung und Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz fällt. Die restlichen Prädiktoren

erscheinen aufgrund des „späten“  Einschlusses, niedriger b-Gewichte und/oder Korrelatio-

nen mit dem Kriterium von untergeordneter Bedeutung.

Zur Vorhersage der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs qualifi-

zieren sich - in der Reihenfolge der Aufnahme in die Regressionsgleichung - die Akzeptanz

von Umwelt- und Naturschutz (b= .30), Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit

(b= .11) und Mobilitätseffizienz (b= –.29) bei privaten Entscheidungen und die Akzeptanz

von Umwelt- und Naturschutz (b= .40), zwischenmenschlichen Kontakten (b = .18) und

Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit (b= –.20) bei politischen Entscheidungen

(vgl. Tabelle 14). Mit diesem Set kann bereits über die Hälfte der Bereitschaft zur Ein-

schränkung aufgeklärt werden.

Tabelle 14: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Ein-
schränkung des Autoverkehrs auf die Akzeptanz unterschiedlicher Werte für
private und politische Mobilitätsentscheidungen

Zustimmung zur  Einschränkung des Autoverkehrs R2 b SE b beta r F SigF

Umwelt- & Naturschutz (priv.) .24 .30 .04 .34 .49 109.55 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (priv.) .40 –.11 .04 –.13 –.20 114.01 .00

Mobilitätseffizienz (priv.) .44 –.29 .05 –.22 –.35 91.03 .00

Umwelt- & Naturschutz (pol.) .48 .40 .06 .30 .47 81.13 .00

Kontakte (pol.) .52 .18 .03 .22 .32 74.02 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (pol.) .55 –.20 .04 –.21 –.28 69.05 .00

Verkehrssicherheit (priv.) .56 –.11 .03 –.14 –.08 62.23 .00

Individuelle Kostenersparnis (priv.) .57 .07 .03 .09 .13 55.65 .00

Sozialprestige (priv.) .57 –.07 .04 –.08 –.16 50.33 .00

(Constant) 2.59 .37

F Gesamt = 50.35 Sig (F) = .00 df = 9/341  
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Parallele Befunde ergeben sich für die Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs, die

ebenfalls zur Hälfte mit dem gleichen Prädiktorenset - bis auf die Substitution von zwi-

schenmenschlichen Kontakten durch die individuelle Kostenersparnis- erklärt werden kann

(vgl. Tabelle 15).

Tabelle 15: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Förde-
rung des Autoverkehrs auf die Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private
und politische Mobilitätsentscheidungen

Zustimmung zur  Förderung des Autoverkehrs R2 b SE b beta r F SigF

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (priv.) .17 .22 .04 .29 .42 72.65 .00

Umwelt- & Naturschutz (priv.) .34 –.13 .05 –.15 –.24 90.01 .00

Mobilitätseffizienz (priv.) .41 .31 .05 .25 .38 81.45 .00

Umwelt- & Naturschutz (pol.) .46 –.38 .06 –.30 –.40 73.44 .00

Individuelle Kostenersparnis (pol.) .49 .15 .03 .18 .28 66.51 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (pol.) .50 .10 .04 .12 .33 57.80 .00

Verkehrssicherheit (priv.) .51 .09 .03 .12 .20 51.35 .00

Allgemeine Kostenersparnis (priv.) .52 –.08 .04 –.11 –.01 46.14 .00

Zwischenmenschliche Kontakte (pol.) .52 –.10 .04 –.13 –.12 41.84 .00

Sozialprestige (priv.) .53 .08 .03 .10 .27 38.91 .00

Fitneß und Wohlbefinden (pol.) .54 .11 .04 .13 .08 36.08 .00

Fitneß und Wohlbefinden (priv.) .55 –.08 .04 –.10 –.04 33.83 .00

(Constant) 2.07 .36

F Gesamt = 33.83 Sig (F) = .00 df = 12/338  

Betrachtet man die substantiellen Prädiktoren unter dem Fokus der differentiellen Vorher-

sage der Bereitschaften durch Werteakzeptanzen für pr ivate versus politische Entschei-

dungen ergeben sich die folgenden Tendenzen. Obgleich die Bereitschaftskriterien die Zu-

stimmung zu politischen Entscheidungen messen, qualifizieren sich in der Mehrzahl die

Akzeptanzen von Werten bei privaten Entscheidungen, überdies zumeist an erster Stelle.

Für die Akzeptanz der Werte Umwelt- und Naturschutz sowie Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit qualifizieren sich jeweils sowohl deren Akzeptanz für private als

auch für politische Entscheidungen. Für die Mobilitätseffizienz ist allein deren Akzeptanz

bei privaten Entscheidungen bedeutsam.

Unterschiede in der  Vorhersage der beiden Bereitschaftskriterien ergeben sich lediglich

für jene Variablen, die zusätzlich zu dem beschriebenen Block in die Gleichungen aufge-
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nommen werden und signifikante, aber weniger substantielle Beiträge zur Varianzaufklä-

rung leisten können.

Die Zustimmung zur  Einschränkung des Autoverkehrs (R2 = .57) steigt mit der Ak-

zeptanz von Umwelt- und Naturschutz, zwischenmenschlicher Kontakten und geringen in-

dividuellen Kosten und sinkt mit der Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit, Mobilitätseffizienz, Verkehrssicherheit und Sozialprestige. Die Richtung

der b-Gewichte bestätigt demnach zum Großteil die nach dem Common sense theoretisch

zu erwartende Zuordnung der Werteakzeptanz zu den Mobilitätsentscheidungen „ für“  oder

„gegen“ den Autoverkehr. Unerwartet ist die förderliche Wirkung der Akzeptanz individu-

eller Kostenersparnis und die Qualifikation der Akzeptanz von Verkehrssicherheit als Bar-

riere der Einschränkung des Autoverkehrs.

In die Termini der  vorgeschlagenen Wertekategor isierung übersetzt (vgl. Kap. 3.3),

erklären damit lediglich die Akzeptanz auf das Gemeinwohl zielender ökologischer und

ökonomischer Werte sowie selbstbezogener ökonomischer und sozialer Werte die Bereit-

schaft zur Einschränkung des Autoverkehrs. Keinen Einfluß besitzen die Akzeptanz der

hedonistischen selbstbezogenen Werte Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit, Komfort und

Bequemlichkeit sowie Fitneß und Wohlbefinden.

Die Vorhersage der Zustimmungsbereitschaft zur  Förderung des Autoverkehrs liefert

bei einer Gesamtaufklärungskraft von R2 = .55 ein mit der Vorhersage der Einschränkung

vergleichbares Ergebnisbild, wobei die Vorzeichen zumeist umgekehrt gerichtet sind (vgl.

Tabelle 15). Die Richtung der b-Gewichte bestätigt auch für die Bereitschaft zur Autoför-

derung die nach dem Common sense zu erwartende Zuordnung der Werte zu einer „auto-

freundlichen“  bzw. „autofeindlichen“  Politik.

Die Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs steigt mit der Akzeptanz von Wirt-

schaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz, individueller Kostener-

sparnis, Verkehrssicherheit und Sozialprestige und sinkt mit der Akzeptanz von Umwelt-

und Naturschutz, allgemeiner Kostenersparnis und Möglichkeiten zu zwischenmenschli-

chen Kontakten. Interessanterweise qualifiziert sich zusätzlich die Akzeptanz von Wohlbe-

finden und Fitneß bei privaten Entscheidungen mit negativem Vorzeichen und bei politi-

schen Entscheidungen mit positivem Gewicht. Beide Gewichte und auch die Korrelationen

mit dem Kriterium sind jedoch sehr gering und mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht sub-

stantiell.
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Damit sind zur Vorhersage der Bereitschaft zur Autoförderung ebenso wie zur Vorhersage

der Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs die selbstbezogenen hedonistischen

Werte - mit Ausnahme der beschriebenen Qualifikation von Fitneß und Wohlbefinden -

unbedeutsam, während die auf das Gemeinwohl zielenden ökologischen und ökonomi-

schen Werte sowie die selbstbezogenen ökonomischen und sozialen Werte den Hauptteil

der gesamten Varianz aufklären.

Die Vorhersage der  Verkehrsmittelnutzung folgt den Trends der Bereitschaftsvorhersa-

ge: Für die Nutzungshäufigkeit von Auto, Bus und Bahn sowie Fahrrad besitzen jeweils die

Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit

sowie Mobilitätseffizienz die höchste Aufklärungskraft. Die aufgeklärte Kriteriumsvarianz

ist mit R2 = .43 für die Autonutzung am höchsten. Für die Nutzung des öffentlichen Ver-

kehrs und die Radnutzung liegen die Bestimmtheitsmaße mit R2 =.30 (Bus und Bahn) und

R2 = .27 (Rad) vergleichsweise niedrig. Gehen und Fliegen können nicht substantiell durch

die Varianz der Werturteile erklärt werden (.05<R2<.08), weshalb vorliegende Prädiktor-

qualifikationen dieser Kriterien nicht dokumentiert und interpretiert werden.

Die Richtung der Vorzeichen bestätigt wiederum die erwartete Zuordnung der Werte zu

den Mobilitätsentscheidungen und ist für die drei substantiell bedeutsamen Prädiktoren für

Autonutzung versus andere Verkehrsmittel jeweils entgegengerichtet. Mit Ausnahme der

Vorhersage der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel auf Strecken über 5 km qualifizieren

sich in allen Gleichungen lediglich die Akzeptanzen von Werten bei privaten Entscheidun-

gen.

Die Autonutzung auf Strecken über einem Kilometer (vgl. Tabelle 16) steigt mit der Ak-

zeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit (b = .32), Mobilitätseffizienz

(b = .46) und Verkehrssicherheit (b = .15) für private Entscheidungen und sinkt mit der

Akzeptanz allgemeiner Kostenersparnis für private Entscheidungen (b = –.26) sowie Um-

welt- und Naturschutz für private (b= –.47) und politische (b = –.22) Entscheidungen.

Die Akzeptanz der Verkehrssicherheit leistet dabei mit einem niedrigen b-Gewicht und ei-

ner statistisch unbedeutenden Korrelation (r = .04) keinen substantiellen Beitrag, während

die bereits zur Bereitschaftsvorhersage bedeutsamen Werteakzeptanzen von Umwelt- und

Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz

den Hauptanteil der Kriteriumsvarianz binden.
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Tabelle 16: Schrittweise multiple Regression der Autonutzung auf Strecken über 1 km
auf die Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private und politische Mobi-
litätsentscheidungen

Autonutzung R2 b SE b beta r F SigF

Umwelt- & Naturschutz (priv.) .22 –.47 .07 –.38 –.47 93.75 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (priv.) .33 .32 .06 .30 .15 82.06 .00

Mobilitätseffizienz (priv.) .38 .46 .08 .26 .35 69.44 .00

Allgemeine Kostenersparnis (priv.) .41 –.26 .06 –.24 –.28 57.37 .00

Verkehrssicherheit (priv.) .42 .15 .05 .14 .04 48.24 .00

Umwelt- & Naturschutz (pol.) .43 –.22 .09 –.12 –.35 41.86 .00

(Constant) 4.83 .57

F Gesamt = 41.86 Sig (F) = .00 df = 6/334

Ein paralleles Ergebnisbild mit erwartet umgekehrten Vorzeichen zeichnet die Analyse der

Bus- bzw. Bahnnutzung (vgl. Tabelle 17). Eine hohe Akzeptanz von Umwelt- und Natur-

schutz für private (b= .23) und politische (b = .55) Entscheidungen und von individuellen

Kosten bei privaten Entscheidungen (b = .13) fördert die Nutzung des öffentlichen Ver-

kehrs auf Strecken über 5 km, während die Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Ar-

beitsplatzsicherheit bei politischen (b = –.24) und Mobilitätseffizienz bei privaten Ent-

scheidungen (b = –.50) negativ auf das Kriterium wirken.

Tabelle 17: Schrittweise multiple Regression der Nutzung des öffentlichen Verkehrs auf
Strecken über 5 km auf die Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private
und politische Mobilitätsentscheidungen

ÖV-Nutzung R2 b SE b beta r F SigF

Umwelt- & Naturschutz (priv.) .14 .23 .07 .18 .37 51.29 .00

Mobilitätseffizienz (priv.) .21 –.50 .09 –.27 –.33 42.94 .00

Umwelt- & Naturschutz (pol.) .26 .55 .10 .29 .35 38.58 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (pol.) .29 –.24 .06 –.18 –.19 33.23 .00

Individuelle Kostenersparnis (priv.) .30 .13 .06 .12 .14 28.02 .00

(Constant) 2.10 .67

F Gesamt = 28.03 Sig (F) = .00 df = 5/320

Zur Erklärung der Radnutzung auf Strecken unter 5 km qualifiziert sich zum ersten Mal ein

Prädiktor aus dem Set der selbstbezogenen hedonistischen Werte an einer einflußmächti-

gen Position (vgl. Tabelle 18).
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Tabelle 18: Schrittweise multiple Regression der Radnutzung auf Strecken unter 5 km
auf die Akzeptanz unterschiedlicher Werte für private und politische Mobi-
litätsentscheidungen

Radnutzung R2 b SE b beta r F SigF

Umwelt- & Naturschutz (priv.) .10 .19 .08 .16 .31 35.16 .00

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit (priv.) .15 –.26 .06 –.25 –.10 27.50 .00

Fitneß und Wohlbefinden (priv.) .20 .28 .06 .24 .31 26.44 .00

Allgemeine Kostenersparnis (priv.) .24 .31 .07 .29 .28 24.44 .00

Verkehrssicherheit (priv.) .26 –.16 .06 –.16 –.06 21.83 .00

Komfort und Bequemlichkeit (priv.) .27 –.16 .06 –.14 –.25 19.71 .00

(Constant) 2.32 .43

F Gesamt = 19.71 Sig (F) = .00 df = 6/316

Im dritten Analyseschritt mit einem vergleichsweise hohen b-Gewicht (.28) kann die Ak-

zeptanz von Fitneß für private Mobilitätsentscheidungen in die Gleichung aufgenommen

werden. Mit demselben positiven Einfluß, jedoch an erster Stelle qualifiziert sich wie in

fast allen Gleichungen die Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz bei privaten Entschei-

dungen (b = .19). Einen weiteren positiven Einfluß auf die Radnutzung übt die Akzeptanz

individueller Kostenersparnis für private Entscheidungen (b = .13) aus, die im letzten

Analyseschritt aufgenommen wird.

Als Barrieren der Radnutzung können regressionsanalytisch die Akzeptanz von Mobilität-

seffizienz (b = –.50) und Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit (b = –.24) - je-

weils für private Entscheidungen - ermittelt werden.

Damit bestätigen die Gleichungen zur Erklärung der Verkehrsmittelnutzung mit Ausnahme

der Vorhersage der Radnutzung die herausragende Bedeutung der auf das Gemeinwohl

zielenden ökologischen und ökonomischen Werte (Umwelt- und Naturschutz, Wirtschafts-

förderung und Arbeitsplatzsicherheit) sowie der selbstbezogenen ökonomischen Werte

(Mobilitätseffizienz und Kostenersparnis). Während die selbstbezogenen sozialen Werte

(Sozialprestige und Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten), bei der Bereit-

schaftsvorhersage zusätzliche Varianz aufklären konnten, leisten diese zur Verhaltensvor-

hersage keinen Beitrag. Die selbstbezogenen hedonistischen Werte (Fahrfreude, Genußer-

leben und Freiheitsgefühl, Wohlbefinden und körperliche Fitneß, Bequemlichkeit und

Komfort) bleiben - mit Ausnahme der beschriebenen Qualifikation von Fitneß und Wohl-

befinden (positiv) und Komfort und Bequemlichkeit (negativ) für die Radnutzung - neben
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der Bereitschaftsvorhersage auch für die Erklärung der Verkehrsmittelnutzung unbedeut-

sam.

8.3.1.3 Synthese der deskriptiven, korrelativen und regressionsanalyti-
schen Befunde zur Werteakzeptanz

Die Ausprägungen der Akzeptanzvariablen, die Korrelationen der Akzeptanzvariablen mit

den Kriterien der Verkehrsmittelentscheidungen und der Zustimmungsbereitschaft zu ver-

kehrspolitischen Entscheidungen sowie die multiplen Regressionen der Kriterien auf die

Werteakzeptanzen bestätigen den Wertepluralismus im Sinne einer Wirksamkeit der ver-

schiedenen gemessenen Werte.

Die Analysen führen jedoch bezüglich der relativen Bedeutsamkeit der einzelnen Werte

insofern zu widersprüchlichen Befunden, als daß die eingeschätzte Akzeptanz der jeweili-

gen Werte nicht unbedingt die nach dem Common sense zu erwartende Durchschlagskraft

auf die Mobilitätsentscheidungen hat, d. h. daß die deskriptiven Befunde sich nicht für alle

Werteakzeptanzen in den Korrelations- und Regressionsanalysen spiegeln. Für die Werte-

kategorien Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit und

Mobilitätseffizienz spiegeln die korrelativen und regressionsanalytischen Befunde diejeni-

gen der Akzeptanzvariable i.S. eines hohen Zusammenhangs bzw. einer hohen Erklärungs-

kraft bei entsprechend hoher Akzeptanz.

Aber vor allem für die Akzeptanz von Verkehrssicherheit, Fahrfreude und Entscheidungs-

freiheit, Fitneß und Wohlbefinden, Kostenersparnis und Möglichkeit von zwischen-

menschlichen Kontakten ergeben sich trotz hoher Akzeptanzen nur geringe oder keine Zu-

sammenhänge mit den Kriterien bzw. unbedeutende Varianzaufklärungen.

Diese Unterschiede zwischen Wertakzeptanz einerseits und dem erwarteten Effekt auf die

Verkehrsmittelnutzung und die Zustimmungsbereitschaften andererseits liegt möglicher-

weise an der Wirksamkeit moderierender Faktoren. So könnte beispielsweise die Prämisse

einer Assoziation der jeweiligen Werte mit der Förderung bzw. Einschränkung des Auto-

verkehrs nicht vorliegen. Die widersprüchlichen Befunde zur Werteakzeptanz sollen am

Ende des Kapitels zu den wertebezogenen Emotionen und Kognitionen innerhalb der ge-

meinsamen Analyse aller wertebezogenen Urteile wieder aufgegriffen werden, um die

Aufklärung der widersprüchlichen Befunde zu versuchen.
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Insgesamt betrachtet bestätigen die Analysen Zur Werteakzeptanz vorliegende empiri-

sche Hinweise aus Literatur, etwa bei Held (1982) und Literaturanalysen bei Schmidt

(1988b). Die dort als besonders bedeutsam identifizierten Zielkategorien der Verkehrsmit-

telwahl (Komfort/Bequemlichkeit, Zeit und Unabhängigkeit/Flexibilität und Spaß an der

Fahrt selbst), erweisen sich auch aufgrund der eigenen deskriptiven Analysen als durch-

schnittlich hoch akzeptierte Werte bei privaten Entscheidungen. Die in der eigenen Studie

saliente Bedeutsamkeit von Umwelt- und Naturschutz sowie Verkehrssicherheit konnte in

der Arbeit von Held (1982) (noch) nicht gefunden werden, beide Kategorien finden sich

jedoch in einer Zusammenschau bedeutsamer verkehrsmittelspezifischer  Zielkategorien

aus mehreren empirischen Studien bei Schmidt (1988b). Hier ist „Umweltbewußtsein“  eine

wichtige mit dem öffentlichen Verkehr, dem Radfahren und dem Gehen verknüpfte Ziel-

kategorie, Sicherheit ist wichtige Zielkategorie bei der Wahl öffentlicher Verkehrsmittel.

8.3.2 Übereinstimmung von Werten und Verkehrsmittelentscheidun-
gen

Mit der „wahrgenommenen Übereinstimmung von jeweiligen Werten und privaten und

politischen Verkehrsmittelentscheidungen“ sollen die folgenden Fragen geklärt werden:

1. Kann die nach dem Common sense zu erwartende Übereinstimmung der privaten und

politischen Entscheidungen für ein bestimmtes Verkehrsmittel mit den untersuchten

Werten für die vorliegende Stichprobe bestätigt werden: Stehen beispielsweise politi-

sche Entscheidungen zur Einschränkung des Autoverkehrs im Durchschnitt in hohem

Einklang mit dem Wert „Umwelt- und Naturschutz“  und in geringem Einklang mit

„Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit“?

2. Welchen Effekt haben die individuellen Unterschiede in den wahrgenommenen Über-

einstimmungen auf die Zustimmungsbereitschaft zur Förderung bzw. Einschränkung

des Autoverkehrs und die Verkehrsmittelnutzung?
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8.3.2.1 Ausprägung der Übereinstimmung von jeweiligen Werten und
Mobilitätsentscheidungen

Insgesamt betrachtet zeigen die deskriptiven Analysen zur „Werteübereinstimmung“ diffe-

renzierte Ergebnismuster zwischen den einzelnen Verkehrsmitteln.

1. Es zeigt sich vor allem, daß innerhalb der Alternativen zum Auto unterschiedliche

„Werteübereinstimmungsprofile“  existieren, die die spezifischen Charakteristika der

Verkehrsmittel abbilden. Theoretisch ließe sich somit für jedes Verkehrsmittel ein „ in-

dividuelles Werteübereinstimmungsprofil“  erstellen bzw. ein „Verkehrsmittelüberein-

stimmungsprofil“  für jeden untersuchten Wert. Ein solches Werteübereinstimmungs-

profil für das Verkehrsmittel Auto ist exemplarisch in Abbildung 9 und Abbildung 10

dargestellt.

2. Auf deskr iptiver  Ebene kann die nach dem Common sense zu erwartende Überein-

stimmung der privaten und politischen Entscheidungen für ein bestimmtes Verkehrs-

mittel mit den untersuchten Werten lediglich bezüglich des Autos bestätigt werden:

Private und politische Entscheidungen für das Auto werden im Durchschnitt in hohem

Einklang mit Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz,

Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit sowie Komfort und Bequemlichkeit gesehen.

Durchschnittlich im Widerspruch zur Entscheidung für das Auto stehen Umwelt und

Gesundheitsschutz, Fitneß und Wohlbefinden, Kostenersparnis sowie die Möglichkeit

zu zwischenmenschlichen Kontakten. Weder im Widerspruch noch im Einklang mit

der Entscheidung für das Auto werden Verkehrssicherheit und Sozialprestige gesehen.

In den Termini der vorgeschlagenen Wertekategorisierung (vgl. Kap. 3.3) stehen damit

sowohl gemeinwohl- als auch eigenwohlbezogene Werte in Einklang als auch in Wi-

derspruch mit der Entscheidung für das Autos.
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Abbildung 9: Mittelwerte der aggregierten Variablen zur Übereinstimmung der jeweili-
gen Werte mit privaten und politischen Entscheidungen für das Auto

Abbildung 10: Mittelwerte der Einzelitems zur Übereinstimmung der jeweiligen Werte mit
privaten und politischen Entscheidungen für das Auto
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3. Die Übereinstimmungseinschätzung für  das Auto bestätigt weiterhin sehr gut die

Ergebnisse der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (vgl. Kap.

2.3), da diejenigen Werte, deren Bedeutsamkeit für die Mobilitätsentscheidungen eben

dort bereits in Form von Rechtfertigungsargumenten für umweltgefährdende Mobili-

tätsentscheidungen empirisch nachgewiesen wurde (Arbeitsplatzsicherheit und Wirt-

schaftsförderung, Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit, Bequemlichkeit und individu-

elle Zeit- und Kostenersparnis), auch nach den hier vorliegenden Daten in Einklang mit

der Entscheidung für das Auto gesehen werden.

4. Innerhalb der  alternativen Verkehrsmittel, für die ein zum Auto genau komple-

mentäres „Werteübereinstimmungsprofil“  erwartet wurde, ergeben sich differenzieren-

de Abweichungen vom erwarteten Trend. Besonders bedeutsam ist die Tatsache, daß

Werte existieren, die entsprechend früherer Befunde zur Rechtfertigung der Autoförde-

rung genutzt werden (vgl. Becker & Kals, 1997), die sowohl in hohem Einklang mit der

privaten und politischen Entscheidung für das Auto als auch mit der Entscheidung für

alternative Verkehrsmittel eingeschätzt werden. Dies impliziert, daß diese Werte po-

tentiell sowohl zur Rechtfertigung der Autoförderung als auch der Förderung seiner

Alternativen genutzt werden könnten. So ist beispielsweise für Wirtschaftsförderung

und Arbeitsplatzsicherheit die eingeschätzte Übereinstimmung mit dem Öffentlichen

Verkehr nahezu identisch mit jener mit dem Auto, während sich innerhalb der Gruppe

der „Alternativen“  für diesen Wert große Unterschiede finden. Diesem Befund kommt

erhebliche Bedeutsamkeit für den Umgang mit den besonders einflußreichen rechtferti-

genden Argumenten der Autoförderung innerhalb der Entwicklung von Interventions-

strategien zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens zu.

Insgesamt bestätigen die geschilderten Befundlinien der deskriptiven Analysen den nach

dem Common sense erwarteten Trend. Um die gezogenen Befundlinien zu untermauern,

sollen einige exemplarisch ausgewählte deskriptive Befunde beschrieben werden.

Wie Tabelle 19 zeigt, steht der Schutz von Umwelt und Natur  im Mittel deutlich im Ein-

klang mit der Nutzung des Fahrrads (AM = 5.51) und dem Gehen (AM = 5.70) und deut-

lich im Widerspruch zur Autonutzung (AM = 1.93). Die Nutzung des öffentlichen Ver-

kehrs wird hingegen weder in Widerspruch noch in Einklang mit dem Umwelt- und Natur-

schutz erlebt (AM = 3.50). Dies spiegelt die in den meisten Studien vertretene Einschät-

zung der Belastung von Umwelt und Natur durch die verschiedenen Verkehrsmittel und
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stützt die vorliegenden Befunde zum relativ hohen und realistischen Problembewußtsein in

der Bevölkerung.

Tabelle 19: Mittelwerte der aggregierten Variablen und Einzelitems zur Übereinstim-
mung der Werte mit den privaten (priv.) und politischen (pol.) Mobili-
tätsentscheidungen

Übereinstimmung der
Verkehrsmittelentscheidung
mit den jeweiligen Werten

Auto

priv. pol.

Bus & Bahn

priv. pol.

Fahrrad

priv. pol.

Gehen

priv. pol.

Umwelt- & Naturschutz 1.93 2.10 3.50 3.68 5.51 5.40 5.70 5.64

Wirtschaft & Arbeit 4.30 4.50 4.18 4.23 3.06 3.10 1.94 2.11

Verkehrssicherheit 3.58 3.11 5.00 4.78 3.54 3.94 4.34 4.38

Mobilitätseffizienz 5.06 4.71 3.67 3.99 3.90 3.67 2.95 2.89

Freude & Freiheit 4.13 4.06 3.19 3.41 4.87 4.39 4.34 3.86

Komfort 4.89 4.72 4.01 4.18 2.93 3.00 2.46 2.47

Fitneß 2.08 2.17 2.68 2.84 5.39 5.17 5.32 5.13

Individ. Kostenersparnis 2.83 2.75 3.31 3.49 5.20 4.96 5.50 5.32

Allgem. Kostenersparnis 2.63 2.47 3.68 3.51 5.11 4.86 5.39 5.27

Kontakte 2.12 1.97 4.40 4.31 3.60 3.68 4.23 4.06

Sozialprestige 3.30 3.92 2.76 2.91 3.16 3.13 2.87 2.69

Werte über dem Skalenmittelpunkt (> 3.5) sind fett gedruckt

Ein nahezu identisches Profil findet sich für die Kostenersparnis, wobei diese nicht ganz

so deutlich im Widerspruch zur Autonutzung (AM = 2.83 für individuelle und AM = 2.63

für allgemeine Kostenersparnis) gesehen wird wie der Umwelt- und Naturschutz. Damit

bestätigt sich die vieldiskutierte Annahme, daß die realen allgemeinen und individuellen

Kosten, die durch die Autonutzung entstehen, in der Bevölkerung zwar gesehen, aber eher

unterschätzt werden.

Demselben Trend einer niedrigen Übereinstimmung mit der Entscheidung für das Auto und

einer höheren für alternative Verkehrsmittel folgen auch die Werte „ Wohlbefinden und

Fitneß“  sowie „ Gelegenheit zu zwischenmenschlichen Kontakten“ .

Abweichend von diesem Trend wird die Übereinstimmung von Fitneß und Wohlbefinden

mit Nutzung des ÖV ähnlich niedrig eingestuft (AM = 2.68) wie die Passung von Fitneß

und Autonutzung (AM = 2.08). Dies ist sinnvoll interpretierbar, da sowohl die Nutzung

von Auto als auch von Bussen und Bahnen nur wenig sportliche Ambitionen erfordert.

Umgekehrt besitzen die Entscheidungen für jene Verkehrsmittel, die nur mit eigener Mus-

kelkraft als solche dienen (Rad und Gehen) mit Mittelwerten nahe dem Skalenendpunkt
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(AM = 5.39 für das Rad und AM = 5.32 für das Gehen) eine besonders hohe Übereinstim-

mung mit Fitneß und Wohlbefinden.

Auch die Übereinstimmungen zwischen Verkehrsmittelnutzung und der Möglichkeit zu

zwischenmenschlichen Kontakten spiegelt die objektiven Bedingungen recht gut. Wäh-

rend diese beim Öffentlichen Verkehr (AM = 4.40) und dem Gehen (AM = 4.23) eher hoch

eingeschätzt wird, spiegeln sich die niedrigen Kommunikationschancen innerhalb des her-

metisch abgeschlossenen Pkws in einer entsprechend geringen Übereinstimmung (AM =

2.12). Die Nutzung des Rads wird weder in Einklang noch in Widerspruch zu guten Kon-

taktmöglichkeiten gesehen (AM = 3.60). Alle Einschätzungen lassen sich recht gut auf die

räumliche Distanz zu anderen „Verkehrsteilnehmern“  zurückführen. So sind zwar die öf-

fentlichen Verkehrsmittel auch geschlossene Räume ohne Kommunikationsmöglichkeiten

mit der relativ gesehen langsameren Umwelt, sie bieten bzw. erzwingen jedoch innerhalb

dieses Raums gute Kommunikationschancen. Mit dem Rad ist man zwar meist ebenso al-

leine und vergleichsweise schneller als die potentiellen Kommunikationspartner unterwegs,

aber weniger gegen Kommunikationsreize von außen abgeschirmt.

Entgegen der eben beschriebenen Gruppe von Werten (Umwelt- und Naturschutz, Fitneß

und Wohlbefinden, Zwischenmenschliche Kontakte, Kostenersparnis), die eindeutig in

Widerspruch zur Entscheidung für das Auto stehen und tendenziell im Einklang mit der

Wahl alternativer Verkehrsmittel, steht eine zweite Gruppe von Werten durchschnittlich in

Einklang mit der Autonutzung und tendenziell in Widerspruch zu der Mehrzahl der alter-

nativen Verkehrsmittel. Dies sind - in der Reihenfolge der Übereinstimmung - Mobilität-

seffizienz (AM = 5.06), Komfor t und Bequemlichkeit (AM = 4.89), Wirtschaftsförde-

rung und Arbeitsplatzsicherheit (AM = 4.30) sowie Fahr freude und Entscheidungs-

freiheit (AM = 4.13).

Dabei zeigt die tendenzielle Widersprüchlichkeit dieser Werte mit der Entscheidung für

alternative Verkehrsmittel spezifische sinnvolle Abweichungen vom beschriebenen Trend:

Komfort und Bequemlichkeit werden nicht nur im Einklang mit der Autonutzung, sondern

auch im Einklang mit der Nutzung des ÖV gesehen. Dies ist in komplementärer Analogie

zu den weiter vorne geschilderten Übereinstimmungsprofilen von Fitneß sinnvoll interpre-

tierbar, da sowohl die Nutzung von Autos als auch von Bussen und Bahnen ohne den Ein-

satz eigener Muskelkraft und damit bequem möglich ist, während Radfahren und Gehen

ohne eigene Anstrengungen nicht auskommen. Dasselbe Profil besteht für Wirtschaftsför-

derung und Arbeitsplatzsicherheit und spiegelt die größere ökonomische Bedeutsamkeit
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des Autos und des öffentlichen Verkehrs im Vergleich zum volkswirtschaftlich betrachtet

geringen Impact der Verkehrsmittel Rad und Gehen.

Eine weitere sinnvoll interpretierbare Abweichung vom Trend betrifft das Übereinstim-

mungsprofil von Freude und Entscheidungsfreiheit. Diese Wertekategorie steht im Ein-

klang mit den individuellen Verkehrsmitteln Auto, Rad und Gehen, die in vielen Para-

metern lediglich durch die Straßenverkehrsordnung und die Verfügbarkeit eingeschränkte

potentielle Freiheitsgrade besitzen (z.B. Ziel, Strecke, Geschwindigkeit). Im Widerspruch

wird Freude und Entscheidungsfreiheit lediglich mit der Nutzung von Bussen und Bahnen

erlebt, denen in eben diesen Parametern nur eingeschränkte Freiheitsgrade zugesprochen

werden.

Neutral bezüglich der  Übereinstimmung mit der Entscheidung für unterschiedliche Ver-

kehrsmittel wird das Sozialprestige gesehen. Auch Verkehrssicherheit wird weder im

Einklang noch im Widerspruch zur Auto- und Radnutzung gesehen, steht aber durch-

schnittlich im Einklang mit der Nutzung des ÖV und dem Gehen.

8.3.2.2 Bedeutsamkeit der Übereinstimmung von jeweiligen Werten und
Mobilitätsentscheidungen für die Verkehrsmittelnutzung und die
Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen

Die empirische Differenzierung der nach dem Common sense zu erwartenden Überein-

stimmung bestimmter Werte mit den Mobilitätsentscheidungen, die sich bereits auf der de-

skriptiven Ebene abzeichnete, kann durch korrelative und regressionsanalytische Befunde

gestützt werden.

• Mit der Häufigkeit der Autonutzung und mit zunehmender Zustimmung zu einer au-

tofördernden Verkehrspolitik steigt die wahrgenommene Übereinstimmung aller  un-

tersuchten Werte mit den (privaten und politischen) Entscheidung für das Auto.

Gleichzeitig sinkt tendenziell die wahrgenommene Übereinstimmung der untersuchten

Werte mit den Entscheidungen für alternative Verkehrsmittel. Umgekehrt sinkt mit der

Häufigkeit der Nutzung alternativer Verkehrsmittel und zunehmender Zustimmung zu

einer Politik der Einschränkung des Autoverkehrs die wahrgenommene Übereinstim-

mung aller untersuchten Werte mit den (privaten und politischen) Entscheidungen für

das Auto und es steigt tendenziell die Übereinstimmung der meisten untersuchten

Werte mit den Entscheidungen für alternative Verkehrsmittel.
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Besonders eindeutige Befunde zeigen sich für die Korrelationen der  Verkehrsmittelnut-

zung und der  Bereitschaftsmaße mit der  Übereinstimmung der  Entscheidung für  das

Auto (vgl. Tabelle 20 und Tabelle 21).

Tabelle 20: Korrelationen der Werteübereinstimmung der privaten Verkehrsmittelent-
scheidung für das Auto mit der Verkehrsmittelnutzung

Übereinstimmung der privaten
Verkehrsmittelentscheidung mit

den jeweiligen Werten

Auto
(>1km)

Auto
(<1km)

Bus/Bahn
(>5km)

Bus/Bahn
(<5km)

Fahrrad
(<5km)

Auto/Umwelt- & Naturschutz .40** .32** –.40** –.29** –.23**

Auto/Wirtschaft & Arbeit .29** .20** –.25** –.16** –.18**

Auto/Verkehrssicherheit .50** .33** –.45** –.29** –.20**

Auto/Mobilitätseffizienz .45** .29** –.38** –.25** –.29**

Auto/Freude & Freiheit .39** .34** –.29** –.11* –.23**

Auto/Komfort .35** .19** –.29** –.16** –.15**

Auto/Fitneß .38** .33** –.26** –.16** –.26**

Auto/Individ. Kostenersparnis .37** .25** –.29** –.20** –.16**

Auto/Allgem. Kostenersparnis .49** .35** –.40** –.30** –.18**

Auto/Kontakte .24** .11* –.27** –.22** –.21**

Auto/Sozialprestige –.05 –.05 .04 .01 –.02

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Tabelle 21: Korrelationen der Werteübereinstimmung der privaten Verkehrsmittelent-
scheidung für das Auto mit den Zustimmungsbereitschaften

Zustimmungsbereitschaften zu
verkehrspolitischen Entscheidungen

Übereinstimmung der privaten
Verkehrsmittelentscheidung mit den

jeweiligen Werten

Zur Förderung
des Autoverkehrs

Zur Einschränkung
des Autoverkehrs

Auto/Umwelt- & Naturschutz .55** –.45**

Auto/Wirtschaft & Arbeit .31** –.34**

Auto/Verkehrssicherheit .52** –.54**

Auto/Mobilitätseffizienz .39** –.43**

Auto/Freude & Freiheit .45** –.44**

Auto/Komfort .28** –.34**

Auto/Fitneß .50** –.46**

Auto/Individ. Kostenersparnis .40** –.33**

Auto/Allgem. Kostenersparnis .53** –.46**

Auto/Kontakte .26** –.27**

Auto/Sozialprestige .03 –.04

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
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Vorwiegende Autonutzer sehen die nach dem Common sense mit dem Autoverkehr ver-

knüpften Werte Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz, Fahr-

freude und Entscheidungsfreiheit, Sozialprestige, Bequemlichkeit und Komfort in Einklang

mit der eigenen Verkehrsmittelentscheidung und schreiben dieser gleichzeitig eine hohe

Übereinstimmung mit jenen Werten zu, die nach dem Common sense durch den Autover-

kehr nicht realisiert werden (Umwelt- und Naturschutz, Kostenersparnis, Möglichkeit zwi-

schenmenschlicher Kontakte und Fitneß). Für die Nutzung alternativer Verkehrsmittel ist

die Richtung der Zusammenhänge genau entgegengerichtet. Eine Ausnahme von dem be-

schriebenen Trend bildet lediglich das Sozialprestige, für das die wahrgenommene Über-

einstimmung mit den Verkehrsmittelentscheidungen keinen Zusammenhang mit der tat-

sächlichen Verkehrsmittelnutzung besitzt.

Die Zusammenhänge der  Verhaltens- und Bereitschaftskr iter ien mit der  Überein-

stimmung von Wertekategor ien und der  Nutzung alternativer  Verkehrsmittel folgen

zwar der gleichen Tendenz, sind jedoch z. T. statistisch weniger bedeutsam (vgl. Tabelle

22 und Tabelle 23).

Tabelle 22: Korrelationen der Werteübereinstimmung der privaten Verkehrsmittelent-
scheidung für den ÖV mit der Verkehrsmittelnutzung

Übereinstimmung der privaten
Verkehrsmittelentscheidung mit

den jeweiligen Werten

Auto
(>1km)

Auto
(<1km)

Bus/Bahn
(>5km)

Bus/Bahn
(<5km)

Fahrrad
(<5km)

ÖV/Umwelt- & Naturschutz –.19** –.15** .26** .12* .06

ÖV/Wirtschaft & Arbeit –.10* –.06 .12* .17** .05

ÖV/Verkehrssicherheit –.18** –.17** .21** .16** .01

ÖV/Mobilitätseffizienz –.09 –.09 .17** .10* –.04

ÖV/Freude & Freiheit –.17** –.07 .19** .11* .01

ÖV/Komfort –.23** –.15** .26** .15** .03

ÖV/Fitneß –.08 .01 .17** .13* –.05

ÖV/Individ. Kostenersparnis .02 .06 .03 .03 .06

ÖV/Allgem. Kostenersparnis –.13* –.00 .10 .14* .07

ÖV/Kontakte –.18** –.12* .18** .14** .03

ÖV/Sozialprestige –.29** –.17** .32** .28** .19**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
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Tabelle 23: Korrelationen der Werteübereinstimmung der privaten Verkehrsmittelent-
scheidung für den ÖV mit den Zustimmungsbereitschaften

Zustimmungsbereitschaften zu
verkehrspolitischen Entscheidungen

Übereinstimmung der privaten
Verkehrsmittelentscheidung mit den

jeweiligen Werten

Zur Förderung
des Autoverkehrs

Zur Einschränkung
des Autoverkehrs

ÖV/Umwelt- & Naturschutz –.18** .22**

ÖV/Wirtschaft & Arbeit –.05 .11*

ÖV/Verkehrssicherheit –.21** .16**

ÖV/Mobilitätseffizienz –.02 .11*

ÖV/Freude & Freiheit –.09 .21**

ÖV/Komfort –.17** .26**

ÖV/Fitneß –.01 .11*

ÖV/Individ. Kostenersparnis .07 –.01

ÖV/Allgem. Kostenersparnis –.08 .15**

ÖV/Kontakte –.17** .22**

ÖV/Sozialprestige –.26** .27**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Die schr ittweisen multiplen Regressionen der  Kr iter ien auf die Übereinstimmung un-

terschiedlicher Werte mit privaten und politischen Mobilitätsentscheidungen bestätigt den

beschriebenen Trend der Korrelationsanalysen und belegen, daß die Argumente der jewei-

ligen „Gegenseite“  entgegen dem Common sense in Einklang mit der eigenen Entschei-

dung genutzt werden.

• Die Nutzung alternativer  Verkehrsmittel und die Bereitschaft, einer  Politik der

Einschränkung des Autoverkehrs zuzustimmen, steigt mit wachsender Überein-

stimmung aller Werte mit der Entscheidung für alternative Verkehrsmittel (positive b-

Gewichte) und mit sinkender Übereinstimmung der Werte mit der Entscheidung für das

Auto (negative b-Gewichte). Die Gesamtvarianzaufklärung beträgt zwischen R2 = .60

(für die Zustimmungsbereitschaft) und R2 = .40 (für die Autonutzung auf langen Strek-

ken). Für die Autonutzung und die Zustimmung zur Autoförderung sind die Partialge-

wichte der Prädiktoren entsprechend entgegengerichtet. Die Ausprägung der Kriterien

steigt mit wachsender Übereinstimmung aller Werte mit der Entscheidung für das Auto

(positive b-Gewichte) und mit sinkender Übereinstimmung der Werte mit der Ent-

scheidung für alternative Verkehrsmittel (negative b-Gewichte).
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Diese Befundlinie gilt für alle berechneten Analysen und soll nachfolgend exemplarisch

anhand der Regression der  Zustimmungsbereitschaft zur  Einschränkung bzw. Förde-

rung des Autoverkehrs auf die Übereinstimmung der Werte mit privaten und politischen

Mobilitätsentscheidungen belegt werden (vgl. Tabelle 24 und Tabelle 25).

Tabelle 24: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Ein-
schränkung des Autoverkehrs auf die Übereinstimmung unterschiedlicher
Werte mit privaten und politischen Mobilitätsentscheidungen

Werteübereinstimmung der Verkehrsmittelentscheidung R2 b SE b beta r F SigF

Auto (pol.)/Verkehrssicherheit .31 –.19 .05 –.25 –.55 13.70 .00

Gehen (pol.)/Komfort .38 .20 .06 .22 .33 11.38 .00

Auto (priv.)/Fitneß .43 –.14 .06 –.16 –.46 5.36 .00

ÖV (priv.)/Sozialprestige .46 .11 .05 .13 .27 4.52 .00

Gehen (pol.)/Sozialprestige .49 –.14 .05 –.18 .00 8.20 .00

ÖV (pol.)/Freude & Freiheit .51 .14 .05 .16 .24 7.70 .00

Gehen (priv.)/Freude & Freiheit .53 .12 .05 .14 .20 6.41 .00

Auto (pol.)/Sozialprestige .55 .10 .04 .14 .16 5.17 .00

Auto (priv.)/Wirtschaft & Arbeit .57 –.11 .05 –.13 –.34 4.42 .00

Auto (priv.)/Umwelt- & Naturschutz .58 –.23 .07 –.25 –.45 10.60 .00

ÖV (priv.)/Umwelt- & Naturschutz .61 .17 .07 .17 .22 6.46 .00

(Constant) 3.14 .43

F Gesamt = 19.00 Sig (F) = .00 df = 11/139

Tabelle 25: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Förde-
rung des Autoverkehrs auf die Übereinstimmung unterschiedlicher Werte
mit privaten und politischen Mobilitätsentscheidungen

Werteübereinstimmung der Verkehrsmittelentscheidung R2 b SE b beta r F SigF

Auto (pol.)Verkehrssicherheit .32 .11 .05 .15 .56 4.81 .03

Auto (priv.)/Umwelt- & Naturschutz .41 .24 .07 .28 .55 11.73 .00

ÖV (priv.)/Umwelt- & Naturschutz .50 –.18 .06 –.19 –.18 9.02 .00

Rad (pol.)/Komfort .54 –.14 .05 –.17 –.31 8.87 .00

Auto (pol.)/Umwelt– & Naturschutz .57 .15 .05 .19 .52 7.50 .01

Rad (priv.)/Freude & Freiheit .59 –.12 .05 –.14 –.27 6.71 .01

Auto (priv.)/ Freude & Freiheit .60 .11 .04 .17 .45 8.01 .01

Auto (priv.) /allgemeine Kostenersparnis .61 .10 .05 .14 .53 4.22 .04

(Constant) 2.46 .36

F Gesamt = 27.57 Sig (F) = .00 df = 8/142
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Die Höhe der  aufgeklär ten Var ianz ist für die Bereitschaftskriterien (R2 = .61) und die

Nutzung des ÖV auf langen Strecken (R2 = .45) recht hoch, während die Nutzung der ande-

ren alternativen Verkehrsmittel mit Regressionskoeffizienten zwischen R2 = .34 (Radnut-

zung) und R2 = .13 (Gehen auf kurzen Strecken) vergleichsweise schlecht vorhergesagt

werden kann.

Betrachtet man die nach dem Common sense mit der Einschränkung des Autoverkehrs

verbundenen Werte (vgl. Tabelle 24, zeigt sich

1. daß ein hohe Übereinstimmung der Nutzung alternativer Verkehrsmittel mit diesen

Werten die Bereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs fördert (ÖV/Umwelt- &

Naturschutz mit b = .17) und

2. eine niedrige Übereinstimmung der Autonutzung mit diesen Werten in derselben

Richtung wirkt (Auto/Verkehrssicherheit mit b = –.19, Auto/Fitneß mit b = –.14, Au-

to/Umwelt- & Naturschutz mit b = –.23).

Gleichzeitig werden die nach dem Common sense mit der Autoförderung verbundenen

Werte entgegen dem Common sense genutzt: Positiv auf die Bereitschaft zur Einschrän-

kung des Autoverkehrs wirken:

1. die Hohe Übereinstimmung der Nutzung alternativer Verkehrsmittel mit diesen Werten

(Gehen/Komfort mit b = .20, ÖV/Sozialprestige mit b = .11, ÖV/Freude und Freiheit

mit b = .14, Gehen/Freude und Freiheit mit b = .12) und

2. die niedrige Übereinstimmung der Autonutzung mit diesen Werten (Auto/Fitneß mit b=

–.14, Auto/Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit mit b = –.11)

Eine der wenigen Ausnahmen von oben beschriebenem Trend zeigt sich für die Überein-

stimmungsbewertung des Sozialprestiges (Gehen/Sozialprestige mit b = –.11 und Au-

to/Sozialprestige mit b = .10), da die Korrelationen mit dem Kriterium jedoch sehr gering

sind und in den anderen Gleichungen keine entsprechenden Abweichungen auftreten, liegt

hier mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Methodenartefakt vor.

Die Vorhersage der  Zustimmung zu Maßnahmen zur  Förderung des Autoverkehrs

gelingt mit den exakt entgegengerichteten b-Gewichten. Die Übereinstimmung der Auto-

nutzung mit den jeweiligen Werten wirkt positiv, die Übereinstimmung der jeweiligen
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Werte mit der Entscheidung für andere Verkehrsmittel negativ auf das Kriterium (vgl.

Tabelle 25).

8.3.2.3 Synthese der deskriptiven, korrelativen und regressionsanalyti-
schen Befunde zur Werteübereinstimmung

Das Gesamtbild der Befunde zur wahrgenommenen Übereinstimmung der Werte mit Mo-

bilitätsentscheidungen bestätigt die Bedeutsamkeit wertebezogener Urteile auch in Form

des gemessenen indirekten Werturteilskonstrukts. Der mit diesem Wertekonstrukt verbun-

dene empirische Test der wertebezogenen Common sense Argumente kann die Common

sense Annahme auf deskr iptiver  Ebene weitgehend nicht bestätigen. Lediglich das Wer-

teprofil der Autonutzung und -förderung entspricht dem Common sense und zeigt im

Durchschnitt hohe Übereinstimmung mit den Wertekategorien Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz, Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit sowie

Komfort und Bequemlichkeit und niedrige Übereinstimmung mit Umwelt und Gesund-

heitsschutz, Fitneß und Wohlbefinden, Kostenersparnis sowie der Möglichkeit zu zwi-

schenmenschlichen Kontakten. Die Profile der alternativen Verkehrsmittel und deren För-

derung sind differenzierter, bilden allenfalls in der Tendenz die nach dem Common sense

erwartete Gegenläufigkeit ab.

Die Ergebnisse der  Regressionsanalysen belegen, daß die Wertargumente der jeweiligen

„Gegenseite“  entgegen dem Common sense in Einklang mit der „eigenen“ Entscheidung

genutzt werden. Die Nutzung eines bestimmten Verkehrsmittels und die Zustimmung zu

dessen Förderung steigt mit der wahrgenommenen Übereinstimmung fast aller untersuch-

ten Werte mit der politischen und privaten Entscheidung für dieses Verkehrsmittel. Dar-

über hinaus zeigt sich bezüglich der differentiellen Bedeutsamkeit einzelner Wertekatego-

rien in der Qualifikation der Übereinstimmungsurteile keine herausragende Dominanz ein-

zelner Kategorien. Entgegen den Befunden der Werteakzeptanz sind damit die auf das Ge-

meinwohl zielenden ökologischen und ökonomischen Werte (Umwelt- und Naturschutz,

Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit) sowie die selbstbezogenen ökonomischen

Werte (Mobilitätseffizienz und Kostenersparnis) nicht bedeutsamer als die selbstbezogenen

sozialen Werte (Sozialprestige und Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten) und

die selbstbezogenen hedonistischen Werte (Fahrfreude, Genußerleben und Freiheitsgefühl,

Wohlbefinden und körperliche Fitneß, Bequemlichkeit und Komfort).
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Die Ergebnisse der deskriptiven, korrelativen und regressionsanalytischen Analysen bele-

gen im Gesamtbild, daß die unterschiedlichen Werturteile nicht auschließlich entspre-

chend dem von der Mehrheit der „Verkehrsexperten“  postulierten Common sense wirksam

sind, sondern daß vielmehr dem subjektiven Urteil der Bevölkerung über die Übereinstim-

mung der Werte mit der jeweiligen Entscheidung für das eine oder andere Verkehrsmittel

hohe Bedeutsamkeit zukommt. Dies bestätigt die Brauchbarkeit der neu konzipierten Über-

einstimmungsvariable zur Identifizierung der differenzierten Zusammenhangsmuster zwi-

schen Werturteilen und Mobilitätsentscheidungen.

8.3.3 Kontroll- und Verantwor tlichkeitsüberzeugungen zur Realisie-
rung der verkehrsbezogenen Werte

Mit den wertebezogenen Kontroll- und Verantwortungsüberzeugungen werden die zen-

tralen kognitiven Konstrukte des Umweltschutzmodells von Kals und Montada (1994)

neben dem Umweltschutz auch auf andere potentiell relevante Werte übertragen. Die mit

dieser Modellübertragung verbundenen Fragen lauten:

1. Gibt es neben den Wirksamkeitseinschätzungen24 und Verantwortlichkeitsüberzeugun-

gen für den Schutz der Umwelt auch entsprechende Überzeugungen zur Realisierung

anderer potentiell bedeutsamer Werte und Ziele? Und wie ist die differentielle Ausprä-

gung dieser Zuschreibungen?

2. Welche Zusammenhänge bestehen zwischen den Wirksamkeits- und Verantwortlich-

keitszuschreibungen zur Realisierung der jeweiligen mobilitätsrelevanten Werte und

den Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung bzw. Förderung des Auto-

verkehrs?

Die Ergebnislinien der berechneten deskriptiven und korrelativen Analysen lassen sich

wie folgt zusammenfassen:

1. Neben den Zusammenhängen der Kontroll- und Verantwortlichkeitsüberzeugungen

zum Schutz der Umwelt mit den Zustimmungsbereitschaften und der Verkehrsmittel-

nutzung existieren zum Teil signifikante Korrelationen der Kriterien mit den Kontroll-

und Verantwortungsüberzeugungen für fast alle untersuchten Wertekategorien. Dies

bestätigt die gewählte wertepluralistische Perspektive auch aus dem Blickwinkel der

24 Die Begriffe Kontrollüberzeugungen und Wirksamkeitseinschätzungen werden synonym gebraucht.
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verantwortungsbezogenen Konstrukte des Umweltschutzmodells von Kals und Monta-

da (1994).

2. Die Rangreihe der  Zustimmung zu den wahrgenommenen internalen und exter-

nalen Kontrollmöglichkeiten zur  Wertrealisierung zeichnen folgendes Bild: Effizi-

ente eigene Möglichkeiten zur Wertrealisierung werden tendenziell in höherem Aus-

maß für die selbstbezogenen Werte gesehen, während die durchschnittliche Bewertung

der Kontrollmöglichkeiten externaler Agenten keine differentiellen Unterschiede be-

züglich der a priori Wertekategorisierung in selbst- und gemeinwohlbezogene Werte

erkennen läßt.

3. Die vergleichende Betrachtung der  Kontrollzuschreibungen für  die Realisierung

einzelner  Wertekategor ien verdeutlicht, daß im Durchschnitt höhere Zuschreibung

von Selbstwirksamkeit zur Wertrealisierung im Vergleich zur Wirksamkeitszuschrei-

bung an externale Agenten für die selbstbezogenen hedonistischen (Fahrfreude und

Entscheidungsfreiheit, Wohlbefinden und Fitneß), die selbstbezogenen ökonomischen

(eigene Kostenersparnis) und die selbstbezogenen sozialen (Sozialprestige, Möglichkeit

zwischenmenschlicher Kontakte) Wertekategorien existieren. Möglichkeiten zur Reali-

sierung auf das Gemeinwohl bezogener Werte (Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatz-

sicherheit, allgemeine Kostenersparnis, Mobilitätseffizienz) werden vergleichsweise

deutlicher bei externalen Agenten als bei den Respondenten selbst gesehen. In ihrer

Höhe vergleichbare internale und externale Wirksamkeitszuschreibungen finden sich

für die Wertekategorien Umwelt- und Naturschutz sowie Bequemlichkeit und Komfort.

4. Die Ausprägungen der  Verantwortlichkeitszuschreibungen spiegeln diejenigen der

Wirksamkeitseinschätzungen. Absolute Ausprägungen und relative Unterschiede in-

nerhalb der beiden Konstrukte sind für die jeweiligen Wertekategorien nahezu iden-

tisch. Eine Ausnahme bildet lediglich die Verantwortungszuschreibung für Umwelt-

und Naturschutz, die von den Respondenten deutlicher bei externalen Agenten als bei

sich selbst gesehen wird, während diese Bewertung bei den Kontrolleinschätzungen für

internale und externale Agenten in der absoluten Höhe vergleichbar ist.

5. Für die Einschätzung der  internalen Kontrollmöglichkeiten zur  Realisierung von

Umwelt- und Naturschutz sowie Verkehrssicherheit werden die vorgegebenen

Handlungskategorien zu individuellem Handeln (z.B. Nutzung eines sicheren Ver-

kehrsmittels) und Engagements (z.B. Mitarbeit in einer Umweltschutzgruppe) empi-
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risch getrennt. Dabei werden zur Realisierung beider Wertekategorien den direkten in-

dividuellen Handlungsmöglichkeiten höhere internale Kontrollmöglichkeiten zuge-

schrieben als der indirekten Einflußnahme über Engagements. Für alle anderen Werte

lassen sich für die jeweils vorgegebenen Kategorien bzw. der Kontrollhandlungen kei-

ne Unterschiede feststellen.

6. Als Indikator  für  einen existierenden Wertepluralismus mag gelten, daß zahlreiche

signifikante Korrelationen der Verantwortlichkeits- und Kontrollzuschreibungen zur

Realisierung der unterschiedlichen Wertekategorien mit den Zustimmungs- und Hand-

lungskriterien bestehen. Die Korrelationsmuster sind für die Bereitschafts- und Hand-

lungsklassen weitgehend identisch. Differenzierend - im Sinne entgegengerichteter Zu-

sammenhänge - erweist sich die Kategorisierung in Autoförderung (Autonutzung) bzw.

-einschränkung (Nutzung alternativer Verkehrsmittel). So steigt beispielsweise die Zu-

stimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs signifikant mit hohen Selbstwirksam-

keitseinschätzungen zur Realisierung von Umwelt- und Naturschutz, der eigenen Ver-

kehrssicherheit, der allgemeinen Kostenersparnis und zwischenmenschlicher Kontakte

und mit hoher wahrgenommener Wirksamkeit von Möglichkeiten externaler Agenten

zur Realisierung von Umwelt- und Naturschutz, Verkehrssicherheit, Mobilität, Be-

quemlichkeit und Komfort, Wohlbefinden und Fitneß, individueller und allgemeiner

Kostenersparnis und zwischenmenschlicher Kontakte. Einen bedeutsamen negativen

Zusammenhang mit der Bereitschaft einer Einschränkung des Autoverkehrs zuzustim-

men besitzen die Kontrollzuschreibungen zur Realisierung von allgemeiner Ver-

kehrssicherheit, Mobilitätseffizienz, Fahrfreude und Freiheit sowie Bequemlichkeit und

Komfort an Ego, während für keine Kontrollzuschreibungen zur Wertrealisierung an

externale Agenten auf dem 1-Prozent-Niveau signifikante negative Korrelationen vor-

liegen. Weiterhin bestehen auch für die Wertekategorien Wirtschaftsförderung und Ar-

beitsplatzsicherheit sowie Sozialprestige keinerlei signifikante Zusammenhänge bei den

Kontrollskalen (vgl. Tabelle 26).
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Tabelle 26: Korrelationen der Kontrollüberzeugungen zur Realisierung der Werte mit
der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs und der
Autonutzung

Kontrollüberzeugungen
zur Realisierung der Werte

Zustimmung zu
verkehrspolitischen
Entscheidungen zur
Einschränkung des

Autoverkehrs

Autonutzung (> 1km)

- Umwelt- &  Naturschutz - Ego/Verhalten .09* –.04
- Ego/Engagements .37** –.25**
- Politik .56** –.43**
- Wirtschaft .18** .02

- Wir tschaftsförderung & - Ego –.09* .02
Arbeitsplatzsicherheit - Politik und Wirtschaft .06 –.16**

- Eigene Verkehrssicherheit - Ego/Verhalten –.04 .03
- Ego/Engagements .25** –.15**

- Allgem. Verkehrssicherheit - Ego/Verhalten –.22** .22**
- Verkehrssicherheit - Politik .38** –.27**

- Wirtschaft –.12* .20**

- Mobilitätseffizienz - Ego/Engagements –.27** .23**
- Mobilität - Politik .33** –.28**

- Wirtschaft .06 .06
- Zeitersparnis - Politik und Wirtschaft –.02 –.05

- Fahr freude und Freiheit - Ego –.16** .13**
- Politik und Wirtschaft –.04 .04

- Bequemlichkeit und Komfor t - Ego –.13* .12*
- Politik und Wirtschaft .15** –.09

- Wohlbefinden und Fitneß - Ego –.02 .03
- Politik und Wirtschaft .13** –.02

- Individuelle Kostenersparnis - Ego/Verhalten –.01 .05
- Politik .14** –.08
- Wirtschaft –.03 .17**

- Allg. Kostenersparnis - Ego/Engagements .14** –.11*
- Politik .38** –.26**
- Wirtschaft –.10* .21**

- Zwischenmenschliche - Ego .12* –.12*
Kontakte - Politik und Wirtschaft .22** –.14**

- Sozialprestige - Ego –.06 .04
- Politik und Wirtschaft –.01 .05

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
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7. In der Tendenz entsprechen die Ergebnislinien der Korrelationsbefunde für die Selbst-

wirksamkeitseinschätzungen den nach dem Common sense zu erwartenden Mustern,

wonach die Zustimmung zur Autoeinschränkung mit der Zuschreibung von Kontroll-

möglichkeiten zur Realisierung jener Werte steigen sollte, die mit einer Einschränkung

des Autoverkehrs assoziiert werden. Auf seiten der externalen Kontrollzuschreibun-

gen steigt die Bereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs nicht nur mit der Zu-

schreibung effizienter Möglichkeiten zur Realisierung von Werten, die nach dem

Common sense mit der Autoeinschränkung verknüpft sind, sondern unerwartet auch

mit Zuschreibung von Kontrollmöglichkeiten zur Realisierung von mit der Autoförde-

rung verbundenen Werte.

8. Die Korrelationsmuster  der  Kontrollüberzeugungs- und Verantwortlichkeitsska-

len sind weitgehend parallel. Dieser Befund steht in Einklang mit Befunden beider

Skalen für andere Handlungsfelder bzw. Umweltkomponenten.

9. Die Korrelationen der  Verantwortungs- und Kontrollzuschreibungen zur  Wer-

trealisierung mit den Zustimmungs- und Handlungskr iter ien zeigen neben diesen

übergeordneten Mustern auch einige unerwartete Einzelbefunde, die insgesamt als

weitere Indizien für die Wirksamkeit eines existierenden Wertepluralismus der Mobi-

litätsentscheidungen herangezogen werden können (vgl. Tabelle 27).

10. Es zeigt sich unerwartet, daß die Selbstwirksamkeitseinschätzung zum Schutz der

Umwelt weder einen signifikanten Zusammenhang mit der Zustimmung zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs noch mit der Verkehrsmittelnutzung besitzt, wenn sich

die Items auf die Wirksamkeit der eigenen Verkehrsmittelentscheidungen beziehen. Die

erwarteten positiven Zusammenhänge zeigen sich jedoch, wenn die Wirksamkeit eige-

ner Engagements (z.B. in Umweltschutzgruppen) beurteilt werden. Die geringen wahr-

genommenen Selbstwirksamkeitseinschätzungen zum Schutz von Umwelt und Natur

im Verkehr spiegeln sich auf Ebene der Verantwortlichkeitszuschreibungen in der

kompletten Zusammenhangslosigkeit der eigenen Verantwortlichkeit für den Umwelt-

und Naturschutz mit den gemessenen Bereitschafts- und Handlungskriterien.
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Tabelle 27: Korrelationen der Verantwortlichkeitszuschreibungen für die Realisierung
der Werte mit der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des Autover-
kehrs und der Autonutzung

Verantwortlichkeitszuschreibungen
zur Realisierung der Werte

Zustimmung zu
verkehrspolitischen
Entscheidungen zur
Einschränkung des

Autoverkehrs

Autonutzung
(> 1km)

- 
- Umwelt- &  Naturschutz - Ego .05 –.02

- Politik .46** –.35**
- Wirtschaft .19** .02

- Wir tschaftsförderung - Ego –.07 .08
- Arbeitsplatzsicherheit - Ego –.07 .07
- Wir tschaftsförderung &

Arbeitsplatzsicherheit
- Politik und Wirtschaft –.03 –.03

- Eigene Verkehrssicherheit - Ego –.21** .12*
- Allgem. Verkehrssicherheit - Ego –.23** .16**
- Verkehrssicherheit - Politik und Wirtschaft .13** .00

- Mobilitätseffizienz - Ego –.13** .12*
- Mobilität - Politik und Wirtschaft .26** –.11*
- Zeitersparnis - Politik und Wirtschaft .04 –.01

- Fahr freude - Ego –.09 .08
und Freiheit - Politik und Wirtschaft .08 .02

- Bequemlichkeit und Komfor t - Ego –.04 –.00
- Politik und Wirtschaft .14** –.06

- Wohlbefinden und Fitneß - Ego –.09* .10*
- Politik .24** –.13**
- Wirtschaft .13** .01

- Individuelle Kostenersparnis - Ego/Verhalten –.03 .06
- Politik und Wirtschaft .07 .02

- Allg. Kostenersparnis - Ego –.13** .18**
- Politik .30** –.31**
- Wirtschaft .11* .00

- Zwischenmenschliche - Ego –.03 –.02
Kontakte - Politik und Wirtschaft .28** –.16**

- Sozialprestige - Ego .03 –.03
- Politik und Wirtschaft .14** –.04

- 
* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
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Die Detailbetrachtung der  Kontrollüberzeugungsskalen und -items verdeutlicht zu-

nächst, daß für keine der vorgegebenen Wertekategorien geringe eigene Einflußmöglich-

keiten zur Wertrealisierung erlebt werden (vgl. Tabelle 28).

Tabelle 28: Mittelwerte der Kontrollüberzeugungen zur Realisierung der Werte

Umwelt- &  Naturschutz Ego Verkehrspolitik Wirtschaft
(VE) (Engage-

ments)
(Gesetze und

Entscheidungen)
(Produktions-

entscheidungen)
4.93 4.15 5.08 5.09

Wir tschaftsförderung & Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
Arbeitsplatzsicherheit (VE) (Gesetze und

Entscheidungen)
3.33 4.55

Verkehrssicherheit Ego Verkehrspolitik Wirtschaft
(VE) (Engage-

ments)
(Gesetze) (Ausstattung der Ver-

kehrsmittel)
5.26 a)

5.37 b)
4.16 4.49 4.62

Mobilitätseffizienz Ego Verkehrspolitik Wirtschaft
(VE) (Gesetze und

Subventionen)
(Unternehmenspolitische

Entscheidungen)
4.26 4.98 c) 3.77 c)

3.88 d)

Fahr freude Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
und Freiheit (VE) (Entscheidungen und Technologieentwicklung)

5.24 3.99

Bequemlichkeit Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
und Komfor t (VE) (Entscheidungen und Technologieentwicklung)

4.61 4.37

Wohlbefinden Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
und Fitneß (VE) (Entscheidungen und Technologieentwicklung)

5.53 3.94

Individuelle Ego Verkehrspolitik Wirtschaft
Kostenersparnis (VE) (Gesetze und

Subventionen)
(Produktion

kostensparender
Verkehrsmittel)

5.08 4.76 4.66

Allgemeine Ego Verkehrspolitik Wirtschaft
Kostenersparnis (Engagements) (Gesetze und

Subventionen)
(Produktion

kostensparender
Verkehrsmittel)

3.38 4.89 4.76

zwischenmenschliche Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
Kontakte (VE) (Entscheidungen und Technologieentwicklung)

5.14 3.43

Sozialprestige Ego Verkehrspolitik und Wirtschaft
(VE) (Lockerung von Vorschriften, Produktangebot)
3.60 2.65

(VE)= Verkehrsmittelentscheidung
a = individuelle Verkehrssicherheit
b = allgemeine Verkehrssicherheit
c = Mobilität
d = Zeitersparnis
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Die durchschnittliche Zustimmung zu den einzelnen Var iablen liegt mit Werten von

AM = 3.33 bis AM = 5.53 immer im neutralen bzw. zustimmenden Bereich der sechsstufi-

gen Antwortskala. Die höchste Selbstwirksamkeit zur Wertrealisierung wird Wohlbefinden

und Fitneß zugeschrieben (AM = 5.53). Ebenfalls im Zustimmungsbereich der Skala (AM

> 3.5) finden sich - in der Reihenfolge abnehmender Zustimmung - die internale Zuschrei-

bung effizienter Möglichkeiten zur Realisierung der Ziele Verkehrssicherheit (AM = 5.37),

Fahrfreude und Entscheidungsfreiheit (AM = 5.24), individuelle Kostenersparnis (AM =

5.14), Umwelt- und Naturschutz durch eigenes Verhalten (AM = 4.93), Bequemlichkeit

und Komfort (AM = 5.53), Mobilitätseffizienz (AM = 5.53) und Umwelt- und Naturschutz

durch eigenes Engagement (AM = 4.15).

Weder hohe noch geringe internale Kontrollmöglichkeiten werden der Realisierung von

Sozialprestige (AM = 3.60), allgemeiner Kostenersparnis (AM = 3.38) und Wirtschaftsför-

derung und Arbeitsplatzsicherheit (AM = 3.33) zugeschrieben.

Die deskr iptiven Befunde der  Verantwortungsskalen und -items zeigen fast ausnahms-

los Relationsmuster, die mit denen der Kontrollskalen übereinstimmen. Darüber hinaus

sind auch die Ausprägungen der Skalen in ihrer Höhe nahezu identisch (vgl. Tabelle 29).

Eine Ausnahme bildet lediglich die Verantwortungszuschreibung für Umwelt- und Natur-

schutz, die von den Respondenten deutlicher bei externalen Agenten als bei sich selbst ge-

sehen wird, während diese Bewertung bei den Kontrolleinschätzungen für internale und

externale Agenten in der absoluten Höhe vergleichbar ist.

Im Vergleich zu vor liegenden empir ischen Befunden zeigt sich eine Zunahme der Kon-

trollzuschreibungen zum Schutz von Umwelt und Natur an externale Agenten, die in der

Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) für alle Agen-

ten nahezu gleich hohe Ausprägungen besitzen, während in der vorliegenden Studie ver-

gleichsweise höhere Kontroll- und Verantwortlichkeitszuschreibung zum Schutz der Um-

welt an externale im Vergleich zu internalen Agenten beobachtet werden kann.
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Tabelle 29: Mittelwerte der Verantwortlichkeitszuschreibungen für die Realisierung der
Werte

Internal: Ego External: Verkehrspolitik (VP) &  Wir tschaft (W)

Umwelt- &  Naturschutz 4.66 5.20 (VP) 4.94 (W)

Wir tschaftsförderung &
Arbeitsplatzsicherheit

2.74 a)

2.65 b)
4.71

Verkehrssicherheit 5.48 c)

5.00 d)
4.52

Mobilitätseffizienz 3.58 4.24 e)

4.29 f)

Fahr freude
und Freiheit

5.10 3.62

Bequemlichkeit
und Komfor t

4.02 4.12

Wohlbefinden
und Fitneß

3.75 (VP) 3.25 (W)

Individuelle Kostenerspar-
nis

5.16 4.21

Allg. Kostenersparnis 3.76 5.06 (VP) 4.57 (W)

Kontakte 5.17 2.96

Sozialprestige 4.06 2.70

a = Wirtschaftsförderung
b = Arbeitsplatzsicherheit
c = individuelle Sicherheit
f = allgemeine Sicherheit
e = Mobilität
f = Zeitersparnis

8.3.4 Empörung über die Ver letzung der Werte bei Mobilitätsent-
scheidungen

Mit den Empörungsskalen wird das zentrale emotionale Modellkonstrukt des Umwelt-

schutzmodells von Kals und Montada (1994) neben dem Umweltschutz auch auf andere

potentiell relevante Werte übertragen. Parallel zur Übertragung der Kontroll- und Verant-

wortlichkeitszuschreibung sind mit dieser Modellübertragung folgende Fragestellungen

verbundenen:

1. Gibt es neben der Empörung über die Verletzung ökologischer Werte durch Bürger und

andere Agenten auch Empörung über die Verletzung anderer potentiell bedeutsamer

Werte und Ziele? Und wie ist die differentielle Ausprägung der Empörung bezüglich

der verschiedenen Wertekategorien?
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2. Welche Zusammenhänge bestehen zwischen der Empörung über die Verletzung der

jeweiligen Werte und den Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs?

Die Daten der Empörungsskala liefern wichtige ergänzende Informationen zur weiteren

Klärung des Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen:

1. Die deskr iptiven Befunde der Empörungsskalen ergänzen die Befunde der kognitiven

Werturteile. So zeigt sich zunächst, daß Ausprägungen der Empörung über die Verlet-

zung von Umwelt- und Naturschutz sowie Verkehrssicherheit deutlich höher ist als die

Empörung über alle anderen selbstbezogenen und gemeinwohlbezogenen Werte. Diese

Tendenz steht zunächst in gewissem Widerspruch zu den emotionskonstitutiven kogni-

tiven Urteilen der Kontroll- und Verantwortlichkeitszuschreibungen, denn dort konnte

diese Differenzierung so nicht abgebildet werden.

2. Auf korrelativer  Ebene bestätigen die Emotionsbefunde sehr gut die Ergebnisse der in

dieser Arbeit neu untersuchten kognitiven Werturteile bezüglich des Common-sense-

Postulats. Auf Emotionsebene können deutlicher als auf der Ebene der Kognitionen die

nach Expertenmeinung erwarteten Assoziationen der Werte und Ziele mit dem Auto-

verkehr bzw. seinen Alternativen bestätigt werden. Die Zuordnung entspricht recht ge-

nau den bereits in der deskriptiven Analyse der Werteübereinstimmungsskala identifi-

zierten Mustern. Positiv mit den Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung

des Autoverkehrs korreliert die Empörung über die Verletzung der Werte Umwelt- und

Naturschutz bei Entscheidungen von Autofahrern, Staat und Wirtschaft, während um-

gekehrt die Bereitschaften und Entscheidungen zur Förderung des Autoverkehrs positiv

mit der Empörung über die Verletzung von Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung

und Arbeitsplatzsicherheit sowie sozialen und hedonistischen Werten korrelieren. Ein-

schränkend ist anzumerken, daß in den Items zum Teil explizit die nach dem Common

sense erwartete Assoziation der Werte vorgegeben ist (Itembeispiel: „ Ich bin empört

über Politiker, die jedes Gefühl von Freiheit beim Autofahren durch Verbote und Ge-

setze einschränken wollen“). Im Licht der konvergenten Befunde der Übereinstim-

mungsskala darf jedoch die alternative Erklärung der eindeutig dem Common sense

folgenden Korrelationsmuster der Emotionsskalen durch einen iteminduzierten Bias als

nur wenig wahrscheinlich gelten.
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Insgesamt betrachtet darf die Parallelität der Ergebnisse wertebezogener Kognitionen und

Emotionen im Sinne konvergenter Validität als „starke“  Bestätigung dieser Befundlinien

interpretiert werden.

Exemplarische Detailbefunde zu Faktorenstruktur (vgl. Kasten 20), deskriptiver und kor-

relativer Analyse des Empörungskonstrukts sollen die Befundlinien illustrieren.

Kasten 20: Faktorenanalysen der Items zur Empörung über die Verletzung der jeweili-
gen Werte bei Mobilitätsentscheidungen

Für die 37 Items umfassende Skala wurden a priori drei mögliche Dimensionierungsebenen festgelegt: (1)
Die formulierten verkehrsbezogenen Wertekategorien, (2) deren Beurteilungsrichtung (zu große vs. zu ge-
ringe Bedeutsamkeit) und (3) die verschiedenen Agenten (Staat, Verkehrspolitiker, Bürger, Autofahrer,
Wirtschaft, Automobilindustrie). Die zunächst aufgrund des voreingestellten Eigenwertekriteriums resul-
tierende sechsfaktorielle Lösung (vgl. Tabelle 13 im Anhang A) ist für den fünften und sechsten Faktor
nicht mehr interpretierbar und wurde deshalb verworfen.

Der Eigenwerteverlauf mit einem deutlichen Knick beim dritten Eigenwert weist zusätzlich auf eine weite-
re vierte Dimensionierungsebene hin. Die nach dem Scree-test-Kriterium mögliche zweifaktor ielle Lö-
sung splittet die Items in solche, die Empörung über eine Förderung bzw. einen Abbau des Autoverkehrs
implizieren und als Empörungsanlaß die Verletzung bzw. Dominanz der nach dem Common sense mit der
Förderung bzw. dem Abbau verbundenen Werte beinhalten. Dies kann als erste Bestätigung der vorge-
nommenen Vorstrukturierung der verkehrsbezogene Werte interpretiert werden. Obwohl sich so immerhin
47.7% der Itemvarianz binden lassen, wurde entschieden, den damit verbundenen Verlust an Informatio-
nen nicht zu akzeptieren und auch diese Lösung abzulehnen.

Eine eindeutig interpretierbare Faktorenstruktur bietet hingegen die fünffaktor ielle Lösung, die auf-
grund des relativ niedrigen sechsten Eigenwertes (1.09) und des bezüglich dieser Extraktionsentscheidung
indifferenten Eigenwerteverlaufs auch methodisch akzeptabel ist (vgl. Tabelle 14 im Anhang A). Diese
fünffaktorielle Lösung klärt insgesamt 60.8% der Itemgesamtvarianz auf und bildet Skalen mit durchweg
guten Beurteilungsstatistiken. Empirisch bestätigt diese Lösung neben den a priori erwarteten Dimensio-
nierungen auch die durch die potentielle zweifaktorielle Lösung resultierende Dimensionierung: Während
die Items zur Empörung über eine zu große Bedeutung von Umwelt- und Naturschutz und eine zu ge-
r inge Bedeutung sozialer , ökonomischer  und hedonistischer  Wer te bei den verkehrsbezogenen Ent-
scheidung von Bürgern, Staat und Wirtschaft den ersten Faktor bilden, laden die Items zur Empörung über
zu ger inge Bedeutung ökologischer  Wer te und zu große Bedeutung sozialer , ökonomischer  und he-
donistischer  Wer te bei den verkehrsbezogenen Entscheidung von Autofahrern, Staat und Wirtschaft den
zweiten Faktor. Die Items „Empörung über zu geringe Bedeutung der Umweltverträglichkeit von Autos
bei Entscheidungen der Automobilindustrie „  und „Empörung über die geringe Bedeutung von Bequem-
lichkeit und Komfort bei verkehrspolitischen Entscheidungen zum ÖV“, die inhaltlich ebenfalls dem
zweiten Faktor zuzuordnen sind, laden gleichzeitig hoch auf dem vierten bzw. fünften Faktor und können
gegebenenfalls in die weiteren Analysen aufgrund ihrer potentiellen inhaltlichen Bedeutsamkeit als Einze-
litems eingehen. Mit internen Konsistenz und Reliabilitäten knapp über bzw. unter .90 und Trennschärfen
zwischen .55 und .83 kann die Güte der ersten beiden Faktoren ausreichend belegt werden.

Die Items des dritten Faktors ordnen sich nach den formulierten Wertekategorien und deren Beurteilungs-
richtung und sind als „Empörung über  zu ger inge Bedeutung der  Sicherheit bei den verkehrsbezoge-
nen Entscheidung von Autofahrern, Staat und Wir tschaft zusammengefaßt“ . Das Item „Empörung
über geringe Bedeutung niedriger Nutzungskosten bei verkehrspolitischen Entscheidungen zum ÖV“ läßt
sich nicht eindeutig in die gewählte Gesamtfaktorenstruktur einbinden, lädt jedoch auf diesem Faktor mit
.34 am höchsten und wird als Einzelitem behandelt. Eine interne Konsistenz von α = .83 und Split-half-
Reliabilitäten von .84 und .83 belegen die Güte des dritten Faktors.

Auf dem vierten Faktor laden zwei Items, die unterschiedliche Agenten (Wirtschaft und Staat), überein-
stimmende Beurteilungsrichtungen und Wertekategorien (zu geringe Bedeutung von Umweltschutz) ex-
plizieren. Die Empörungsursachen beider Items beziehen sich auf verkehrstechnologische Ansätze zum
Umwelt- und Naturschutz. Die Items, die zu .48 miteinander korrelieren besitzen eine hinreichende in-
haltliche Übereinstimmung um als „ Empörung über  die ger inge Bedeutung umweltschonender  Ver-
kehrstechnologieforschung“  zusammengefaßt zu werden.
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(Fortsetzung von Kasten 20)

Der fünfte Faktor umfaßt wiederum zwei Items, die mit .45 etwas schwächer korrelieren und bezüglich
Agenten, Beurteilungsrichtung und Konsequenz für den Öffentlichen Verkehr übereinstimmen. Aufgrund
der inhaltlichen Homogenität werden beide Items als „Empörung über die geringe Bedeutung von Fahr-
freude und Kommunikationsmöglichkeiten bei den verkehrspolitischen Entscheidungen zur Gestaltung des
ÖV“ zusammengefaßt.

Die deskr iptiven Befunde der gebildeten Empörungsskalen weisen für die Empörung über

die Verletzung der Werte Umwelt- und Naturschutz bei Entscheidungen von Bürgern, Staat

und Wirtschaft (AM = 4.27) und in der Verkehrstechnologieforschung (AM = 4.52) sowie

Verkehrssicherheit bei Entscheidungen von Autofahrern, Staat und Wirtschaft (AM = 4.52)

die höchste Zustimmung aus (vgl. Abbildung 11).

Abbildung 11: Mittelwerte der Empörung über die Verletzung der jeweiligen Werte
durch Verkehrsentscheidungen

Deutlich geringer und im Ablehnungsbereich der Skala rangiert die Empörung über die

Verletzung von Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit sowie

von sozialen und hedonistischen Werten bei Entscheidungen von Bürgern, Staat und Wirt-

schaft (AM = 2.81). Etwas über dem Skalenmittelpunkt liegt die Empörung über die Ver-

letzung von Fahrfreude und Kommunikationsmöglichkeiten bei politischen Entscheidun-
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gen zum öffentlichen Verkehr (AM = 3.75). Dies kann als Hinweis dafür gewertet werden,

daß die Empörung über die Verletzung selbstbezogener Werte größer ist, wenn diese Werte

im Bereich der alternativen Verkehrsmittel verletzt werden.

Werden die Empörungsskalen parallel zu den kognitiven Werteskalen auf der unteren Dif-

ferenzierungsebene gesplittet, ergeben sich nur tendenzielle Unterschiede. Exemplarisch

sind in Abbildung 12 die Mittelwerte der ersten Empörungsskala aus Abbildung 11 abge-

tragen. Es zeigt sich, daß lediglich die Verletzung der selbstbezogenen hedonistischen

Werte Bequemlichkeit und Komfort sowie Wohlbefinden und Fitneß durch die Ausprä-

gung der aggregierten Skala weniger gut repräsentiert ist.

Abbildung 12: Mittelwerte der Empörung über die Verletzung der jeweiligen Werte
durch Verkehrsentscheidungen (gesplittete Skalen)

Die Korrelationen der  Empörungsskalen mit den Zustimmungsbereitschaften und

den Verkehrsmittelentscheidungen bestätigen die erwarteten Zusammenhänge. Die Em-

pörung über die Verletzung bedeutsamer Werte korreliert mit den entsprechenden empö-

rungsreduzierenden bzw. wertekonformen Handlungsbereitschaften und -entscheidungen

(vgl. Tabelle 30).
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Tabelle 30: Korrelationen der Empörungsskalen mit den Zustimmungsbereitschaften
und der Verkehrsmittelnutzung

Zustimmungsbereitschaften zu
verkehrspolitischen Entscheidungen

Verkehrsmittelnutzung

Empörung über
die Verletzung der Werte

zur Förderung
des Autoverkehrs

zur Einschränkung
des Autoverkehrs

Auto
(>1km)

Bus/Bah
n

(>5km)

Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung
und Arbeitsplatzsicherheit und soziale und
hedonistische Werte bei Entscheidungen
von Bürgern, Staat und Wirtschaft

.82** –.65** .62** –.55**

Umwelt- und Naturschutz bei Entschei-
dungen von Autofahrern, Staat und Wirt-
schaft

–.35** .62** –.37** .31**

Verkehrssicherheit bei Entscheidungen von
Autofahrern, Staat und Wirtschaft

–.08 .32** –.12* .06

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Beispielsweise korreliert die Empörung über die Verletzung von solchen Werten, die nach

dem „Common sense“  mit der verkehrspolitischen bzw. privaten Entscheidung für den

Autoverkehr in Einklang stehen (Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit, soziale und hedonistische Werte) positiv mit der Zustimmungsbereitschaft

zur Förderung des Autoverkehrs (r = .82**) und der Autonutzung (r = –.65**). Je geringer

die Empörung über Verletzung dieser Werte ausfällt, desto deutlicher wird umgekehrt der

Einschränkung des Autoverkehrs zugestimmt (r = .62**) und desto häufiger alternative

Verkehrsmittel z.B. des öffentlichen Verkehrs genutzt (r = –.55**).

Ähnlich bedeutsam sind die Zusammenhänge der Empörung über die Verletzung von Um-

welt- und Naturschutz durch Autofahrer, Staat und Wirtschaft mit der nach dem Common

sense zielkonformen Einschränkung des Autoverkehrs (r = .62**). Deutlich geringer, aber

immer noch vergleichsweise hoch sind die positiven Zusammenhänge der „Empörung über

zuwenig Umweltschutz“  mit der nach dem Common sense mit dem Umwelt- und Natur-

schutz konformen Nutzung des öffentlichen Verkehrs (r = .31**). bzw. die negativen Zu-

sammenhänge mit den zielkonträren Kriterien der „Autoförderung“ (r = –.35**). und der

„Autonutzung“ (r = –.37**).

Für die Empörung über die Verletzung der Verkehrssicherheit sind die Zusammenhänge

der Trends lediglich für die Korrelation mit der Zustimmung zur Einschränkung des Auto-

verkehrs auf dem 1-Prozent-Niveau signifikant. Mit r = –.12*  vergleichsweise niedrig und

auf dem 1-Prozent-Signifikanzniveau abgesichert korreliert die Empörung über zuwenig
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Berücksichtigung der Verkehrssicherheit mit der Nutzung des öffentlichen Verkehrs. Kein

bedeutsamer Zusammenhang besteht zwischen der Empörung über die Verletzung der Ver-

kehrssicherheit und Autoförderung sowie -nutzung.

Insgesamt betrachtet stützen die Befunde der Empörungsskalen bereits vorliegende de-

skriptive und korrelative Befunde aus früheren Studien zur Empörung über die Verletzung

von Umwelt- und Naturschutz in anderen Handlungsfeldern (vgl. Becker & Kals, 1997;

Kals & Becker, 1994). Darüber hinaus belegen die Analysen den Einfluß mit Umwelt- und

Naturschutz konkurrierender Werturteile über die gewählte emotionale Bewertung von

Werteverletzungen. Interessanterweise wird diese Empörung im Vergleich zur Empörung

über die Verletzung von Umwelt- und Naturschutz im Mittel als geringer eingeschätzt, be-

sitzt jedoch vergleichsweise stärkere Zusammenhänge mit den gemessenen Bereitschafts-

und Handlungskriterien. Letzterer Befund stützt nochmals den gewählten wertepluralisti-

schen Ansatz zur Erklärung der Mobilitätsentscheidungen.

8.3.5 Gemeinsame Analyse aller wer tebezogenen Kognitionen und
Emotionen

Um die relative Bedeutsamkeit der einzelnen wertebezogenen Untersuchungskonstrukte zu

überprüfen, wird das gesamte Sets der wertebezogenen Kognitionen und Emotionen ge-

meinsam zur Erklärung der Kriterien herangezogen. Diese Analysen werden im folgenden

Kapitel dokumentiert. Die aus den widersprüchlichen und damit erklärungsbedürftigen de-

skriptiven, korrelativen und regressionsanalytischen Befunden zur Werteakzeptanz und -

übereinstimmung resultierenden spezifischen Fragestellungen zu bestimmten Konstellatio-

nen wertebezogener Kognitionen und Emotionen werden anschließend durch die exempla-

rische Analyse spezifischer Fragestellungen zur moderierten Wirksamkeit verschiedener

relevanter Werte und Ziele beantwortet.

8.3.5.1 Vorhersage der Kriterien mit dem Set der wertebezogenen Kogni-
tionen und Emotionen

Die gemeinsame Analyse der wertebezogenen Kognitionen und Emotionen dient zum ei-

nen der Bestätigung der Ergebnistrends aus den Analysen innerhalb der Wertekonstrukte

und zum anderen der Überprüfung der relativen Bedeutsamkeit der einzelnen Wertekon-

strukte. Die differenzierten Prädiktorqualifikationen dieser Analysen sind aus verschiede-

nen methodischen Gründen, die nachfolgend kurz skizziert werden, nur bedingt auf Detai-

lebene interpretierbar.
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Die Wertekonstrukte besitzen mehrere a priori Dimensionierungsebenen. Diese reichen

von der Grobstruktur selbstbezogener versus gemeinwohlbezogener Werte auf der ersten

Ebene über die spezifische Kategorisierung ökonomischer, ökologischer, hedonistischer

und sozialer Ziele auf einer zweiten Ebene bis zu den einzelnen Wertekategorien wie Sozi-

alprestige auf der dritten Ebene. Die für die Analysen innerhalb der Konstrukte ausge-

wählten, faktorenanalytisch begründeten und auf ihre Reliabilität geprüften Differenzierun-

gen auf der zweiten und dritten Ebene, ermöglichten eine differenzierte deskriptive und

korrelative Analyse der einzelnen Wertekategorien, sind aber für die gemeinsame multiva-

riate Analyse aller wertebezogenen Konstrukte mit einigen methodischen Problemen be-

haftet.

Zunächst liegen zwischen den einzelnen Variablen z.T. hohe Korrelationen vor, was die

Gefahr der Multikollinear ität birgt. Obgleich das verwendete Statistikprogramm SPSS die

Multikollinearität durch die Prüfung der „Toleranz“  der Prädiktoren als Maß der Multikol-

linearität rein rechnerisch überprüft, sind die Grenzen für die Existenz einer „ernsthaften

Mulikollinearität“  nicht genau feststellbar (vgl. Backhaus et al., 1987). Zudem liegt die

Zahl der Prädiktoren bei einer gemeinsamen Aufnahme in die Analyse bei 170, womit die

Gefahr der Multikollinearität allein aufgrund wahrscheinlichkeitstheoretischer Überlegun-

gen noch verschärft wird.

Eine Möglichkeit zur Lösung dieses Problems der eingeschränkten Interpretierbarkeit auf

Detailebene bestünde in dem Versuch, die jeweiligen Konstrukte unter Inkaufnahme von

Informationsverlusten auf der höchstmöglichen Ebene neu zu bündeln und ein so reduzier-

tes Prädiktorenset für die gemeinsame Analyse zu verwenden. Damit wäre zwar die Inter-

pretierbarkeit auf Detailebene durch Entschärfung der Multikollinearität erlaubt, jedoch

lassen sich aufgrund der Bündelung der Skalen auf einer höheren Ebene wiederum keine

Detailbefunde mehr abbilden.

Die vorliegenden Daten bieten demnach rein rechnerisch die Möglichkeit, in der gemein-

samen Analyse der Wertekonstrukte Detailbefunde zu generieren, es verbietet sich jedoch

aus den aufgeführten untersuchungsmethodischen Gründen, diese zu interpretieren. Allen-

falls lassen sich hier besonders bedeutsame Prädiktoren identifizieren und von weniger be-

deutsamen trennen, wobei die Produktion von Methodenartefakten nicht ganz auszuschlie-

ßen ist.
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Diesen Schwierigkeiten der Detailanalyse ist allein durch deren Aufgabe zu begegnen. Dies

stellt jedoch vor dem Hintergrund der gesamten Analysen mit den wertebezogenen Kogni-

tionen und Emotionen nicht zwangsläufig einen Informationsverlust dar, da die einzelnen

Skalen bereits auf deskriptivem, korrelativem und z.T. regressionsanalytischem Wege be-

züglich ihrer Binnenstruktur auf Detailebene analysiert wurden. Damit stellt sich in den

anzustellenden gemeinsamen Analysen nicht mehr primär die Frage nach Detailbefunden,

sondern vielmehr nach der relativen Bedeutsamkeit der einzelnen Wertekonstrukte. Da

auch für diese Fragestellung bereits Befunde über die relative Höhe der Korrelationen der

wertebezogenen Skalen und Items mit den Kriterien als Informationsquelle dienen können,

kommt den Befunden der gemeinsamen Analyse vornehmlich die Funktion einer Bestäti-

gung vorliegender Trends zu.

Die schr ittweisen multiplen Regressionsanalysen mit dem vollständigen Set der  wer-

tebezogenen Kognitionen und Emotionen bestätigen eindeutig die Trends der Analysen

innerhalb der einzelnen Konstrukte. Darüber hinaus ergeben sich interessante Befunde für

die relative Bedeutsamkeit der einzelnen Wertekonstrukte. Die Ergebnislinien sind nach-

folgend zusammengefaßt:

1. Eindeutig bestätigt wird der wertepluralistische Ansatz zur Erklärung der Verkehrs-

mittelnutzung und der Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschrän-

kung bzw. Förderung des Autoverkehrs. Neben den auf den Schutz von Umwelt und

Natur bezogenen Kognitionen und Emotionen tragen auch jene Kognitionen und Emo-

tionen zur Varianzaufklärung bei, die sich auf die neu eingeführten Wertekategorien

beziehen. Diese sind sowohl auf das Gemeinwohl als auch auf das Eigenwohl gerichtet.

Interessanterweise sind die Prädiktoren, die sich auf die neu untersuchten Wertekatego-

rien beziehen zum Teil einflußstärker als die Kognitionen und Emotionen, die sich auf

den Umwelt- und Naturschutz beziehen.

2. Die Erklärung der  Zustimmungsbereitschaften zur Einschränkung bzw. Förderung

des Autoverkehrs als auch der Verkehrsmittelnutzung durch die wertebezogenen Ko-

gnitionen und Emotionen gelingt mit hohen Varianzaufklärungen. Diese liegen bei

Aufnahme der einflußmächtigen Empörung über die Verletzung akzeptierter Werte bei

bis zu R2 = .75.

3. Die größten Var ianzanteile der Kriterien können durch die emotionalen Wertur teile

(Empörung über Verletzung akzeptierter Werte) und die „direkten“  Werturteile (Ak-
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zeptanz der Werte bei Mobilitätsentscheidungen und Übereinstimmung zwischen

Werten und Mobilitätsentscheidungen) aufgeklärt werden. Die „ indirekten“  Werturteile

(Kontroll- und Verantwortlichkeitsüberzeugungen zur Werterealisierung) sind von

nachgeordneter Bedeutung. Insbesondere internale Kontroll- und Verantwortungszu-

schreibungen qualifizieren sich so gut wie nie in den gesamten berechneten Analysen.

4. Die Einflußr ichtung der unterschiedlichen Werturteile für Entscheidungen zur Ein-

schränkung versus Förderung des Autoverkehrs sind erwartungsgemäß gegenläufig und

spiegeln fast immer den Common sense. Eine Ausnahme bilden wie bereits in den

Analysen innerhalb der jeweiligen Wertekonstrukte die „Werteübereinstimmung mit

den Verkehrsentscheidungen“. Hier ist die Richtung unabhängig von der jeweiligen

Wertekategorie immer genau dann positiv, wenn Kriterium und Prädiktor die gleiche

Richtung besitzen, also z.B. Autonutzung und Zustimmung zur Autoförderung als Kri-

terium und Werteübereinstimmung mit der politischen oder privaten Entscheidung für

das Auto als Prädiktor.

Als exemplar isches Beispiel für die berechneten Regressionsgleichungen sind nachfol-

gend die Analysen zur Vorhersage der Zustimmungsbereitschaften zur  Einschränkung

des Autoverkehrs dokumentiert. Die aufgeklärte Varianz liegt mit R2 = .75 sehr hoch und

unterstreicht die Bedeutsamkeit der wertebezogenen Variablen recht eindrucksvoll (vgl.

Abbildung 13).

Mit vergleichsweise hohen b-Gewichten und an erster Stelle qualifizieren sich die Empö-

rung über die Verletzung der Werte Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung und Arbeits-

platzsicherheit und soziale und hedonistische Werte bei Entscheidungen von Bürgern, Staat

und Wirtschaft mit negativer Einflußrichtung (b= –.39**) und die Empörung über die

Verletzung der Werte Umwelt- und Naturschutz bei Entscheidungen von Autofahrern,

Staat und Wirtschaft mit positivem Gewicht (b= .40**).

Ebenfalls mit positiven Gewichten werden die Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz (b

= .15**), die wahrgenommene Übereinstimmung von Umweltschutz und Radfahren (b =

.12*) und die Verantwortlichkeitszuschreibung für die Realisierung von Mobilitätseffizienz

an Staat und Wirtschaft (b = .12*) in die Gleichung aufgenommen. Einen negativen Ein-

fluß auf die Zustimmung zur Autoeinschränkung besitzen die Übereinstimmung von Ver-

kehrssicherheit (b = –.10**) und Mobilitätseffizienz (b = –.15**) mit dem Autoverkehr.
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Abbildung 13: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaften zur Ein-
schränkung des Autoverkehrs auf die wertebezogenen Kognitionen und
Emotionen

Werden die einflußmächtigen Emotionen der Empörung über die Verletzung von akzep-

tierten Werten aus dem Prädiktorenset entfernt, sinkt die aufgeklärte Varianz deutlich um

etwa ein Drittel auf R2 = .49. An Stelle der Emotionen qualifizieren sich zumeist direkte

Werturteile, wie beispielsweise die Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatz-

sicherheit in der exemplarisch aufgeführten Regression der Bereitschaft zur Einschränkung

des Autoverkehrs (vgl. Abbildung 14).
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Abbildung 14: Schrittweise multiple Regression der Zustimmungsbereitschaften zur Ein-
schränkung des Autoverkehrs auf die wertebezogenen Kognitionen

8.3.5.2 Analyse spezifischer Konstellationen wertebezogener Kognitionen

Die deskriptiven Befunde zur Akzeptanz der untersuchten Werte bei privaten und politi-

schen Mobilitätsentscheidungen zeigte, daß für die meisten der untersuchten Werte hohe

Akzeptanzen bestehen. Die in Kap. 8.3.1 diskutierte parallele Akzeptanz ganz unterschied-

licher ökologischer, ökonomischer, sozialer und hedonistischer Werte bestätigt den eigenen

wertepluralistischen Ansatz zur Untersuchung der Mobilitätsentscheidungen. In den

schrittweisen multiplen Regressionsanalysen der Kriterien auf die Werteakzeptanzen fin-

den sich für die meisten akzeptierten Werte bedeutsame und mit der Expertenmeinung kon-

forme Effekte auf die Varianz der Verkehrsmittelnutzung und der Zustimmung zur Ein-

schränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs. Darüber hinaus können im Sinne additiver

Qualifikationen zusätzliche Varianzanteile der Kriterien durch die subjektiv wahrgenom-

mene Übereinstimmung einzelner Werte- bzw. Zielkategorien mit Entscheidungen für be-

stimmte Verkehrsmittel aufgeklärt werden.
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Übereinstimmung
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Wirtschaft zur Gewährleistung von
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 .12**

-.10*

.31**Akzeptanz von Umweltschutz (3)
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Für einige der untersuchten Wertekategorien, die von Expertenseite immer wieder als be-

deutsame stützende Argumente einer Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehr ins

Feld geführt werden, wie Verkehrssicherheit, Fahr freude und Entscheidungsfreiheit,

Fitneß und Wohlbefinden sowie Kostenersparnis können jedoch keine Haupteffekte

auf die Zustimmungsbereitschaften und die Verkehrsmittelentscheidungen nachgewiesen

werden.

Eine mögliche Erklärung für diesen unerwarteten Befund zur Bedeutsamkeit der Akzep-

tanz unterschiedlicher Werte für die Mobilitätsentscheidungen besteht in der Annahme be-

dingter Effekte bzw. Qualifikationen. Während beispielsweise die hohe Akzeptanz von

Mobilitätseffizienz einen direkten positiven Effekt auf die Autonutzung und die Zustim-

mung zur Einschränkung des Autoverkehrs hat, besitzt die Akzeptanz von Fahrfreude und

Entscheidungsfreiheit möglicherweise erst dann den erwarteten positiven Einfluß auf die

Autonutzung und die entsprechende Zustimmungsbereitschaft, wenn sie durch die subjek-

tiv wahrgenommene hohe Übereinstimmung von Fahrfreude und Freiheit mit der Entschei-

dung für das Auto moderiert wird.

Diese Moderatorannahme impliziert weiterhin, daß die hohe Akzeptanz von Fahrfreude

durchaus einen positiven Einfluß auf die Nutzung anderer Verkehrsmittel, wie beispiels-

weise dem Rad besitzen kann, und zwar genau unter der Bedingung, wenn die Entschei-

dung für das Radfahren subjektiv in hohem Einklang mit Fahrfreude und Entscheidungs-

freiheit steht. Die so formulierten Annahmen können mit dem Verfahren der Prädiktor-

Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) geprüft werden (vgl. Krauth & Lienert, 1973;

Schmitt, 1982).

Nachfolgend sind exemplar isch die entsprechenden PKF-Analysen für die Wertekatego-

rien Fahrfreude, Genußer leben und Entscheidungsfreiheit sowie Verkehrssicherheit

dokumentiert.

Die Akzeptanz von Fahrfreude, Genußer leben und Entscheidungsfreiheit (im folgen-

den kurz Fahrfreude) für private Mobilitätsentscheidungen liegt mit einem Mittelwert von

AM = 3.95 deutlich im Zustimmungsbereich der Skala, weist aber unerwartet erstens ver-

gleichsweise schwache positive Korrelationen mit der Zustimmung zur Autoförderung und

der Nutzung des Autos auf und kann zweitens in keiner der Regressionsgleichungen zur

Vorhersage der Bereitschafts- und Handlungskriterien einen Beitrag zur Varianzaufklärung

leisten (vgl. Kap. 8.3.1).
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Wie Tabelle 31 zeigt, bestätigt sich aufgrund der PKFA die Grundannahme der  beding-

ten Effekte für die Wertkategorie Fahrfreude für die Autonutzung. Die abgeleiteten impli-

ziten Annahmen für die anderen Verkehrsmittel können in der Tendenz bestätigt werden,

die jeweiligen Nullhypothesen können jedoch nicht zurückgewiesen werden.

Tabelle 31: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Autonutzung
auf Strecken über 1 km als Kriterium und den Prädiktoren Akzeptanz von
Fahrfreude bei privaten Mobilitätsentscheidungen und der wahrgenomme-
nen Übereinstimmung von Fahrfreude und der privaten Entscheidung für
das Auto

 Autonutzung > 1km

– +

Akzeptanz
von

Fahrfreude

Übereinstim-
mung

Fahrfreude /
Auto fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 26 15.78 6.62 6 16.22 6.44 32

+ + 30 49.82 7.89** 71 51.18 7.68** 101

– – 46 32.06 6.06 19 32.94 5.90 65

– + 44 48.34 0.39 54 49.66 0.39 98

Σfb 146 146 20.96 150 150       20.40 296

χ2 gesamt = 41.36** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung

Auf der Basis der PKFA wird erwartet, daß sich bei hoher Akzeptanz von Fahrfreude für

private Mobilitätsentscheidungen und einer gleichzeitigen hohen wahrgenommenen Über-

einstimmung von Fahrfreude mit der privaten Entscheidung für das Auto eine vermehrte

Nutzung des Autos findet. Die entsprechende Nullhypothese kann vollständig zurückge-

wiesen werden (fb = 71, fe = 51.18), ebenso wird die hypothesenimplizite Annahme der Er-

klärung der geringen Autonutzung bestätigt (fb = 30, fe = 49.82).

Nicht bestätigt wird die Erwartung, daß dieselbe Prädiktorkonfiguration auch zu vermehr-

ter Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs führt. Auch die hohe Akzeptanz von

Fahrfreude bei der privaten Entscheidung für die jeweiligen Alternativen des Autos (Bus

und Bahn, Rad, Gehen) führt in Kombination mit der hohen Übereinstimmung von Fahr-

freude mit dem jeweiligen Verkehrsmittel nicht zu dessen vermehrter Nutzung.

Die zweite Wertekategorie, für die exemplarisch Moderatorannahmen mittels PKFA über-

prüft werden, ist die Verkehrssicherheit. Die Akzeptanz von Verkehrssicherheit bei pri-
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vaten (AM = 5.04) und politischen (AM = 4.05) Mobilitätsentscheidungen ist vergleichs-

weise hoch; es besteht jedoch kein signifikanter Zusammenhang der Akzeptanz von Ver-

kehrssicherheit mit den Kriterien außer für die „Akzeptanz von Verkehrssicherheit bei pri-

vaten Entscheidungen“ mit der „Zustimmungsbereitschaft zur Autoförderung“ (r = .20**).

Darüber hinaus kann die Akzeptanz der Sicherheit für einige der gemessenen Kriterien ei-

nen signifikanten, jedoch nie substantiellen Beitrag zur Varianzaufklärung leisten (vgl.

Kap. 8.3.1.3 und 8.3.2.3).

Die Kategorienbesetzungen der PKFA zeigen den erwarteten bedingten Effekt der Akzep-

tanz von Verkehrssicherheit. Bei hoher Akzeptanz von Verkehrssicherheit für private bzw.

politische Mobilitätsentscheidungen und einer gleichzeitigen hohen wahrgenommenen

Übereinstimmung von Verkehrssicherheit mit der privaten bzw. politischen Entscheidung

für das Auto zeigt sich eine vermehrte Nutzung des Autos (vgl. Tabelle 33). Darüber hin-

aus führt die gleiche Prädiktorkombination zu einer geringeren Zustimmung zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs (vgl. Tabelle 34).

Tabelle 32: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Autonutzung
auf Strecken über 1 km als Kriterium und den Prädiktoren Akzeptanz von
Verkehrssicherheit bei privaten Mobilitätsentscheidungen und der wahrge-
nommenen Übereinstimmung von Verkehrssicherheit und der privaten Ent-
scheidung für das Auto

 Autonutzung > 1km

– +

Akzeptanz
von Verkehrs-

sicherheit

Übereinstim-
mung

Verkehrssicher-
heit / Auto fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 45 29.31 8.40** 14 29.69 8.29** 59

+ + 27 47.19 8.64** 68 47.81 8.53** 95

– – 56 40.74 5.72 26 41.26 5.64 82

– + 26 36.76 3.15 48 37.24 3.11 74

Σfb 154 154 25.91 156 156       25.57 310

χ2 gesamt = 51.48** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung

Ebenso werden für beide Kriterien die hypothesenimpliziten gegenläufigen Annahmen der

Erklärung der geringen Autonutzung und geringer Förderbereitschaft bestätigt. Für die an-

deren Verkehrsmittel (Bus und Bahn, Rad sowie Gehen) zeigt sich - wie bereits für die
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Fahrfreude - kein durch die Übereinstimmung der Verkehrssicherheit mit der jeweiligen

Verkehrsmittelentscheidung vermittelter Effekt auf die entsprechende Verkehrsmittelnut-

zung.

Tabelle 33: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Zustimmungs-
bereitschaft zur Förderung des Autoverkehrs als Kriterium und den Prä-
diktoren Akzeptanz von Verkehrssicherheit bei politischen Mobilitätsent-
scheidungen und der wahrgenommenen Übereinstimmung von Verkehrssi-
cherheit und der politischen Entscheidung für das Auto

Zustimmungsbereitschaft zur Autoförderung

– +

Akzeptanz
von Verkehrs-

sicherheit

Übereinstim-
mung

Verkehrssicher-
heit / Auto fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 37 22.95 8.60** 7 21.05 9.38** 44

+ + 24 44.86 9.70** 62 41.14 10.58** 86

– – 69 45.38 12.29** 18 41.62 13.40** 87

– + 27 43.81 6.45 57 40.19 7.03** 84

Σfb 157 157 37.04 144 144       40.39 301

χ2 gesamt = 77.43** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung

Tabelle 34: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Zustimmungs-
bereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs als Kriterium und den
Prädiktoren Akzeptanz von Verkehrssicherheit bei politischen Mobilitätsent-
scheidungen und der wahrgenommenen Übereinstimmung von Verkehrssi-
cherheit und der politischen Entscheidung für das Auto

Zustimmungsbereitschaft zur Autoeinschränkung

– +

Akzeptanz
von Verkehrs-

sicherheit

Übereinstim-
mung

Verkehrssicher-
heit / Auto fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 9 21.78 7.50** 35 22.22 7.35** 44

+ + 60 42.07 7.64** 25 42.93 7.49** 85

– – 19 42.57 13.05** 67 43.43 12.79** 86

– + 60 41.58 8.16** 24 42.42 8.00** 84

Σfb 148 148 36.35 151 151       35.63 299

χ2 gesamt = 71.98** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung
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Im Grunde wird die anhand der beiden Wertekategorien Fahrfreude und Verkehrssicherheit

belegte Annahme bedingter  Effekte der Akzeptanz- und Übereinstimmungsvariable auf

die Zustimmungsbereitschaften und die Verkehrsmittelnutzung für  alle untersuchten

Werte formuliert. Auch für jene Werte, deren Akzeptanz im Sinne von Haupteffekten ei-

nen direkten Einfluß auf die Kriterien besitzen, werden entsprechende bedingte Qualifika-

tionen erwartet. Wegen des hohen Rechenaufwandes der PKFA soll die Testung dieser

Moderatorhypothesen jedoch auf die empirisch bedeutsamen Werte Umwelt- und Na-

turschutz, Wir tschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz

beschränkt werden (vgl. Kap. 8.3.1.3 und Kap. 8.3.2.3).

In Tabelle 35 und Tabelle 36 sind exemplarisch die Ergebnisse der PKFA mit den Kriterien

der Autonutzung auf Strecken über 1 km und der Zustimmung zur Einschränkung des Au-

toverkehrs und den Prädiktoren Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz und der wahrge-

nommenen Übereinstimmung von Umwelt- und Naturschutz und der Entscheidung für das

Auto dargestellt. Bei einer hohen Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz und der gleich-

zeitig als niedrig eingeschätzten Übereinstimmung der Entscheidung für das Auto mit dem

Schutz von Umwelt und Natur zeigt sich neben einer geringeren Nutzungshäufigkeit des

Autos eine vermehrte Bereitschaft, Maßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs zu-

zustimmen und solche zur Förderung des Autoverkehrs abzulehnen.

Tabelle 35: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Autonutzung
auf Strecken über 1 km als Kriterium und den Prädiktoren Akzeptanz von
Umwelt- und Naturschutz bei privaten Mobilitätsentscheidungen und der
wahrgenommenen Übereinstimmung von Umwelt- und Naturschutz und der
privaten Entscheidung für das Auto

 Autonutzung > 1km

– +

Akzeptanz
von Umwelt-

und Naturschutz

Übereinstim-
mung

Umwelt- und
Naturschutz /

Auto
fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 74 42.85 22.64** 12 43.15 22.49** 86

+ + 22 30.40 2.32 39 30.60 2.31 61

– – 24 26.91 0.31 30 27.09 0.31 54

– + 27 46.84 8.40** 67 47.16 8.35** 94

Σfb 147 147 33.67 148 148           33.46 295

χ2 gesamt = 67.13** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung
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Tabelle 36: Prädiktor-Konfigurations-Frequenzanalyse (PKFA) mit der Zustimmungs-
bereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs als Kriterium und den
Prädiktoren Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz bei politischen Mobi-
litätsentscheidungen und der wahrgenommenen Übereinstimmung von Um-
welt- und Naturschutz und der politischen Entscheidung für das Auto

Zustimmungsbereitschaft zur Autoeinschränkung

– +

Akzeptanz
von Umwelt-

und Naturschutz

Übereinstim-
mung

Umwelt- und
Naturschutz /

Auto
fb fe χ2 fb fe χ2 Σfb

+ – 26 51.17 15.51** 79 50.83 15.61** 102

+ + 28 24.08 0.64 20 23.92 0.64 48

– – 16 21.07 1.22 26 20.93 1.23 42

– + 82 52.68 16.32** 23 52.32 16.43** 105

Σfb 149 149 33.69 148 148          33.91 297

χ2 gesamt = 67.60** > χ2 (3; 99%) = 11.34 χ2 (1; 99%) = 6.63

fb: beobachtete Häufigkeit
fe: erwartete Häufigkeit
–/+: niedrige/hohe Variablenausprägung

Darüber hinaus zeigen die hier nicht dokumentierten Analysen mit den restlichen Bereit-

schaftskriterien lediglich signifikante Moderatoreffekte für die Vorhersage der Nutzung des

öffentlichen Verkehrs. Diese steigt genau dann, wenn gleichzeitig Umwelt- und Natur-

schutz hoch akzeptiert werden und die Übereinstimmung zwischen Umwelt- und Natur-

schutz und der privaten Entscheidung für den öffentlichen Verkehr hoch eingeschätzt wird.

Die exemplar ischen PKFA-Tabellen für die Wertekategorien Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz sind in den Tabellen 47 bis 49 im Anhang

A dokumentiert; die Ergebnisse werden im folgenden kurz zusammengefaßt.

Die Verknüpfung der Akzeptanz- und  Übereinstimmungsvariable besitzt für die Werteka-

tegorie Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit einen Effekt auf die Autonut-

zung und für die Kategorie Mobilitätseffizienz auf die Nutzung von Auto und Rad. Alle

anderen kategorialen Kriterien bleiben von moderierten Effekten unbeeinflußt.

Wird Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit als hoch akzeptierter Wert einge-

schätzt und gleichzeitig eine hohe Übereinstimmung zwischen Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit und der privaten Entscheidung für das Auto wahrgenommen, wird

vermehrt das Auto genutzt (vgl. Tabelle 48 in Anhang A). Die Nullhypothese für den ent-
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sprechenden bedingten Effekt auf die Bereitschaft zur Förderung des Autoverkehrs muß

hingegen angenommen werden. Die Kontingenztafel zeigt jedoch eine signifikant häufigere

Besetzung der Kategorie mit geringer Zustimmung zur Autoförderung, wenn gleichzeitig

eine geringe Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit und eine ge-

ringe Übereinstimmung von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit mit der Ent-

scheidung für das Auto wahrgenommen wird.

In der gleichen Richtung wie die Bewertungen von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatz-

sicherheit wirken die Bewertungen der Mobilitätseffizienz auf die Autonutzung. Bei hoher

Akzeptanz von Mobilitätseffizienz für private Mobilitätsentscheidungen und einer gleich-

zeitigen hohen wahrgenommenen Übereinstimmung von Mobilitätseffizienz mit der pri-

vaten Entscheidung für das Auto zeigt sich eine vermehrte Nutzung des Autos. Darüber

hinaus wird auch das Rad seltener genutzt, wenn gleichzeitig Mobilitätseffizienz hoch ak-

zeptiert und die Übereinstimmung der Mobilitätseffizienz mit der Entscheidung für das

Rad als gering eingeschätzt werden.

Zusammenfassend betrachtet, sprechen die durchgeführten Analysen für die Notwendig-

keit der  Messung der  Übereinstimmungsvar iable zur Aufdeckung bedeutsamer diffe-

renzierter Vorhersagekonfigurationen der Untersuchungskriterien und für Erkenntnisge-

winne über den Einfluß von Werturteilen auf die Mobilitätsentscheidungen.

Einige der für Mobilitätsentscheidungen durchschnittlich hoch akzeptierten Werte, wie bei-

spielsweise Fahrfreude, Genußerleben und Entscheidungsfreiheit sowie Verkehrssicherheit

besitzen nur dann einen signifikanten Einfluß auf die tatsächliche Nutzung des Autos,

wenn der Einfluß ihrer Akzeptanz durch die wahrgenommene Übereinstimmung zwischen

diesen Werten und der Autonutzung moderiert wird. So führt die hohe Akzeptanz von

Fahrfreude bzw. Verkehrssicherheit nur dann zu vermehrter Autonutzung wenn die Auto-

nutzung in Einklang mit dem Wert Fahrfreude bzw. Verkehrssicherheit gesehen wird. Der-

selbe Effekt bestätigt sich für die Werturteile zur Akzeptanz und Übereinstimmung von

Verkehrssicherheit in den Prädiktionsmodellen der Bereitschaft zur Förderung des Auto-

verkehrs.

Auch für jene Werte, deren hohe Akzeptanz signifikante Haupteffekte auf die Untersu-

chungskriterien besitzen, können zusätzlich bedingte Effekte der Übereinstimmungsvaria-

ble nachgewiesen werden. Die berechneten Konfigurationsanalysen bestätigen bedingte

Effekte der Übereinstimmungs- und Akzeptanzvariablen auf die Bereitschafts- und Hand-
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lungskriterien in den Wertekategorien Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz. Dabei werden, allein für die Bewertungen

von Umwelt- und Naturschutz, Effekte sowohl auf Bereitschafts- als auch Handlungskrite-

rien signifikant, während für Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobi-

litätseffizienz ausschließlich bedingte Effekte auf die Handlungskriterien der Verkehrs-

mittelnutzung nachweisbar sind.

Interessanterweise gelingt der Nachweis moderierter Effekte ohne vorliegende Hauptef-

fekte für jene Wertekategorien, für deren Übereinstimmung mit der Autonutzung, aber

auch der weiteren Förderung oder Einschränkung des Autoverkehrs hohe Einigkeit besteht

(z.B. Fahrfreude). Dies bestätigt die hohe Bedeutsamkeit subjektiver  Ur teile im Ver-

gleich zum Urteil der  mit Mobilität befaßten Experten in Industr ie, Verbänden, Wir t-

schaft und Politik.

Aber auch bei jenen Wertekategorien, für die Haupteffekte der Akzeptanz nachgewiesen

werden können, zeigt sich ein zusätzlicher Einfluß der Übereinstimmungsvariable. Dies

zeigt, daß sich auch für die Wirksamkeit dieser Werteakzeptanzen die Expertenmeinung

nur zum Teil im subjektiven Erleben der Bürger spiegelt. Es bestätigt sich insgesamt also,

daß für die Vorhersage der Verkehrsmittelnutzung und der Bereitschaft zur Einschränkung

bzw. Förderung des Autoverkehrs durch verkehrsrelevante Werturteile nicht allein die ob-

jektive Passungen zwischen Werten und Verkehrsmittelentscheidungen bedeutsam ist,

sondern darüber hinaus auch die subjektive Repräsentation dieser Übereinstimmung von

Werten und Handlungen.

8.4 Zusammenfassende Bewertung der Analysen zum
Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen

Die deskriptiven und korrelativen Analysen der Wertekonstrukte, die multivariaten Analy-

sen zur Vorhersage der Mobilitätsentscheidungen innerhalb der einzelnen Wertekonstrukte

aber auch mit dem gesamten Prädiktorenset der wertebezogenen Kognitionen und Emotio-

nen belegen den existierenden Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen. Die Be-

funde bestätigen die gewählte Operationalisierung der relevanten Werturteile sowohl in

Form der Übertragung der Kernvariablen des Umweltschutzmodells von Kals und Montada

(1994) auf die ausgewählten Wertekategorien als auch in Form der neu konzipierten Wer-

tekonstrukte „Werteakzeptanz“  und „Werte-Handlungs-Übereinstimmung“.
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Das Gesamtbild der Analysen bestätigt die Erwartung, daß neben den bereits empirisch be-

deutsamen Wertekategorien (Umwelt- und Naturschutz, allgemeine Verkehrssicherheit)

auch die in dieser Arbeit neu untersuchten Wertekategorien (Arbeitsplatzsicherheit und

Wirtschaftsförderung, Kostenbelastung der Allgemeinheit, Gewährleistung von Mobilität,

die Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten, individuelle Verkehrssicherheit, in-

dividuelle Zeit- und Kostenersparnis, Bequemlichkeit, Fahrfreude und Entscheidungsfrei-

heit) die Verkehrsmittelnutzung und die commitments zu verkehrspolitischen Entschei-

dungen in hohem Ausmaß beeinflussen. Vergleichsweise wenig bedeutsam für die Mobili-

tätsentscheidungen bleibt lediglich die Wertekategorie „soziale Anerkennung“.

Die signifikanten Prädiktoren der  kognitiven und emotionalen Wertur teile sind für

alle Kriteriumsklassen, also sowohl für die Bereitschafts- als auch die Handlungskriterien

weitgehend identisch. Auch innerhalb der Bereitschafts- und Handlungskriterien unter-

scheiden sich die Prädiktorensets in erster Linie in ihrer Richtung. Entgegengerichtete Ein-

flußrichtungen finden sich für die Autoförderung versus -einschränkung bzw. die Autonut-

zung versus die Nutzung der alternativen Verkehrsmittel (Bus, Bahn, Rad, Gehen). Im

Vergleich zu den Handlungskriterien ist die aufgeklärte Gesamtvarianz für die Bereit-

schaftskriterien stets höher. Sie reicht von maximal R2 = .61 bei den Analysen innerhalb

der einzelnen Wertekonstrukte bis zu maximal R2 = .75 bei der Bereitschaftsvorhersage mit

dem gesamten Satz der wertebezogenen Kognitionen und Emotionen). Maximal die Hälfte

der Varianz der Autonutzung kann bei den Analysen innerhalb der einzelnen Wertekon-

strukte aufgeklärt werden (Aufklärungskraft des gesamten Werteprädiktorensatzes R2 =

.66). Für die Bus- bzw. Bahn- und Radnutzung gelingen Vorhersagen innerhalb der Werte-

konstrukte mit Koeffizienten um R2 = .40 ebenfalls noch recht gut (mit dem Gesamtprä-

diktorensatz bis zu R2 = .51), während für das Gehen auch mit dem Gesamtprädiktorensatz

nur mäßige Vorhersagen möglich sind (bis zu maximal R2 = .28).

Die Effekte der  gemessenen Wertur teile auf die Untersuchungskr iter ien sind primär

additiv im Sinne von Haupteffekten der  unterschiedlichen Wertur teile. Dabei können

sowohl Haupteffekte kognitiver Werturteile (Akzeptanz unterschiedlicher Werte, wahrge-

nommene Übereinstimmung von Werten und Verkehrsmittelentscheidungen, Kontroll- und

Verantwortlichkeitsüberzeugungen zur Wertrealisierung) als auch emotionaler Werturteile

(Empörung über die Verletzung akzeptierter Werte) nachgewiesen werden. In der verglei-

chenden Analyse erweisen sich besonders die direkten Werturteile (Akzeptanz unter-

schiedlicher Werte und wahrgenommene Übereinstimmung von Werten und Verkehrsmit-
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telentscheidungen) als einflußmächtige Prädiktoren der Kriterien. Kontroll- und Verant-

wortungszuschreibungen zur Wertrealisierung sind dagegen weniger bedeutsam. Interes-

santerweise erweist sich jedoch die Empörung über die Verletzung akzeptierter Werte, als

emotionaler Indikator der Verantwortlichkeitszuschreibung als einflußreicher Prädiktor.

Auf der Ebene der einzelnen Wertekategorien lassen sich unterschiedlich starke Gewich-

tungen identifizieren. So sind für die Akzeptanz unterschiedlicher  Werte vor allem der

Schutz von Umwelt- und Natur, die Förderung der Wirtschaft und die Arbeitsplatzsicher-

heit sowie die Mobilitätseffizienz (als Aggregation der Werte Mobilität und Zeitersparnis)

bedeutsam.

Für die wahrgenommene Übereinstimmung der  unterschiedlichen Werte mit den ver-

schiedenen Verkehrsmitteln zeigt sich bezüglich der differentiellen Bedeutsamkeit ein-

zelner Wertekategorien keine herausragende Dominanz einzelner Wertekategorien. Entge-

gen den Befunden der Werteakzeptanz sind damit die auf das Gemeinwohl zielenden öko-

logischen und ökonomischen Werte (Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und

Arbeitsplatzsicherheit) sowie die selbstbezogenen ökonomischen Werte (Mobilitätseffizi-

enz und Kostenersparnis) nicht bedeutsamer als die selbstbezogenen sozialen Werte (Sozi-

alprestige und Möglichkeit zu zwischenmenschlichen Kontakten) und die selbstbezogenen

hedonistischen Werte (Fahrfreude, Genußerleben und Freiheitsgefühl, Wohlbefinden und

körperliche Fitneß, Bequemlichkeit und Komfort).

Darüber hinaus spiegeln die Befunde der Übereinstimmungsvariablen die Bedeutsamkeit

des subjektiven Urteils der  Probanden im Vergleich zum Expertenur teil. Die Nutzung

eines bestimmten Verkehrsmittels und die Zustimmung zu dessen Förderung steigt mit der

wahrgenommenen Übereinstimmung fast aller untersuchten Werte mit diesem Verkehrs-

mittel, unabhängig davon, ob diese Werte nach Expertenmeinung in Einklang oder im Wi-

derspruch mit der Entscheidung für ein bestimmtes Verkehrsmittel eingeschätzt werden

oder nicht.

Die Bedeutsamkeit der  subjektiv wahrgenommen Passung zwischen Verkehrsmitteln

und Werten kann durch die Analyse moder ier ter  Effekte der Akzeptanz- und Passungs-

einschätzung der Werte auf die Kriterien gestützt werden. Einige der für Mobilitätsent-

scheidungen durchschnittlich hoch akzeptierten Werte, wie beispielsweise „Fahrfreude“

und „Verkehrssicherheit“ , besitzen nur dann einen signifikanten Einfluß auf die tatsächli-

che Nutzung des Autos, wenn der Einfluß ihrer Akzeptanz durch die wahrgenommene
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Übereinstimmung zwischen diesen Werten und der Autonutzung moderiert wird, während

nach Expertenurteil hier direkte Effekte der Akzeptanzvariablen (z.B. von Fahrfreude) zu

erwarten wäre. Die hohe Akzeptanz von Fahrfreude führt also nur dann zu vermehrter Au-

tonutzung, wenn die subjektive Übereinstimmung zwischen der Autonutzung und dem

Wert Fahrfreude hoch ist. Gleichwohl zeigt sich derselbe moderierende Einfluß der Über-

einstimmungsvariable auch für jene Wertekategorien, deren Akzeptanz einen direkten Ein-

fluß auf die Kriterien besitzt, was die Bedeutsamkeit des subjektiven Urteils im Vergleich

zum Expertenurteil nochmals unterstreicht.
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9 Der Einfluß von Gerechtigkeits-
überzeugungen und situationsbezogenen
Kognitionen und Emotionen auf die
Mobilitätsentscheidungen

In diesem Abschnitt werden Gerechtigkeitsüberzeugungen als eine weitere mögliche Mo-

tivklasse umweltrelevanten Handelns im Bereich der Mobilitätsentscheidungen in die

Analysen einbezogen. Fokussiert wird die Wirksamkeit individueller Gerechtigkeitsper-

zeptionen und deren Zusammenhänge mit den individuellen verkehrsbezogenen Wertur-

teilen und den Mobilitätsentscheidungen. Durch die Kontrastierung situationsbezogener

Kognitionen und Emotionen mit den Gerechtigkeitsurteilen wird die relative Bedeutsam-

keit beider Prädiktorklassen überprüft. Mit den nachfolgend aufgeführten Leitfragen sol-

len die nachfolgenden Klärungen strukturiert werden (vgl. Kap. 4.2).

1. Welche Überzeugungen zur Gerechtigkeit bzw. Ungerechtigkeit von Appellen zum

freiwilligen Autoverzicht bzw. zum erzwungenen Umstieg auf alternative Verkehrs-

mittel haben die befragten Probanden?

2. Bestätigen die Daten die Hypothese von Montada und Kals (1995b) bezüglich um-

weltbezogener Gerechtigkeitsperzeptionen: Dient die Effizienzeinschätzung umwelt-

schützender Maßnahmen als differenzierendes Argument bei der Konstruktion von

Urteilen über die Gerechtigkeit von Maßnahmen auf freiwilliger Basis und für alle

verpflichtenden Umweltschutzmaßnahmen? Steigt mit der wahrgenommenen Effizi-

enz von verkehrspolitischen Maßnahmen zur umweltschützenden Einschränkung des

Autoverkehrs auch deren wahrgenommene Gerechtigkeit (vgl. Montada & Kals,

1995b)?

3. Wie ist die relative Bedeutsamkeit der den Gerechtigkeitsurteilen zugrundeliegenden

Argumente? Welche Rolle spielen auf das Gemeinwohl zielende Argumente (z.B. ef-

fektiver Umweltschutz) im Vergleich zu selbstbezogenen (z.B. Wahrung von Ent-

scheidungsfreiheiten)? Wie werden Argumente bewertet, die sich auf die Verteilung

von Kosten, Nutzen und Risiken umweltschützender Maßnahmen beziehen (z.B. öko-

nomische Risiken für die Gesellschaft bzw. bestimmte Gruppen oder Individuen)?
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4. Welchen Einfluß haben die Gerechtigkeitsurteile auf die Zustimmungsbereitschaften

zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs?

5. Erweisen sich die in verschiedenen Untersuchungen als bedeutsam identifizierten si-

tuativen Barrieren eines Umstiegs auf alternative Verkehrsmittel (z.B. die niedrige

Taktfrequenz von Buslinien) und die damit verbundenen emotionalen Bewertungen

(z.B. der Ärger über zu hohe Preise und niedrigen Komfort) erneut als varianzstarke

Prädiktoren der Verkehrsmittelentscheidungen?

6. Sind die situationsübergreifenden Gerechtigkeitsurteile oder die situativen Bedingun-

gen wichtiger für die Mobilitätsentscheidungen und die Zustimmungsbereitschaften

zu Verkehrspolitiken?

7. Beeinflussen die individuellen Werturteile die Gerechtigkeitsperzeption von Appellen

und Zwangsmaßnahmen?

9.1 Beurteilung der Gerechtigkeit von Gesetzen zur
Erzwingung von Autoverzichten und Appellen
zum freiwilligen Autoverzicht

Mit der ersten Frage dieses Abschnitts zu den Gerechtigkeitsüberzeugungen werden die

individuellen Bewertungen spezifischer  Grundformen der  Umweltpolitik fokussiert:

Appelle zur Reduktion oder Vermeidung von Umweltbelastungen und Verbote umwelt-

belastender Aktivitäten, Produkte oder Prozesse. In einer Klassifizierung von Montada

(1999) werden noch weitere Grundformen unterschieden, die in der eigenen Studie aus

untersuchungsökonomischen Gründen nicht vollständig berücksichtigt werden konnten.

Es sind dies die Besteuerung von Umweltbelastungen, Subventionierungen umweltentla-

stender Alternativen, Haftungsnormen für Umweltbelastungen, Vergabe von handelbaren

Emissionsrechten und Institutionalisierung von Rechten.

Die für die vorliegende Studie ausgewählten allgemeinen Politiken sind für den Bereich

der Mobilitätsentscheidungen und den einzelnen Bürger  als Akteur  spezifiziert: Ge-

fragt wurde nach der Gerechtigkeit von Appellen zum freiwilligen Autoverzicht bzw.

zum erzwungenen Umstieg auf alternative Verkehrsmittel vgl. Kasten 21).
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Kasten 21: Faktorenanalyse der Items zu den Gerechtigkeitsbewertungen

Die 13 Items zu den Gerechtigkeitsüberzeugungen differenzieren zwei Politiken (verbindliche Gesetze zur
Erzwingung eines Umstiegs vom Auto auf alternative Verkehrsmittel bzw. Appelle zum freiwilligen Um-
stieg auf alternative Verkehrsmittel), zwei Gerechtigkeitseinschätzungen (Gerechtigkeit vs. Ungerechtig-
keit) und verschiedene Argumente zur Stützung der Gerechtigkeitsbewertung (Gleichheitsprinzip resp. die
Vermeidung von ungleichen Belastungen, effektiver Umweltschutz, ökonomische Risiken und die Wah-
rung der Entscheidungsfreiheit).

Empirisch differenzieren die gebildeten vier Faktoren nach Politiken und Gerechtigkeitseinschätzungen.
Der Eigenwert des vierten Faktors (.91) der ausgewählten Lösung liegt zwar knapp unter dem Abbruch-
kriterium, diese Lösung ist jedoch im Gegensatz zu der mit dem voreingestellten Eigenwert-
Abbruchkriterium resultierenden dreifaktoriellen Lösung sinnvoll interpretierbar. Überdies überzeugt die
gewählte Lösung auch hinsichtlich der Gütekriterien. So variiert Cronbachs α zwischen .76 und .89 und
die aufgeklärte Gesamtvarianz beträgt 63.6% (vgl. Tabelle 38 im Anhang A).

Wie Tabelle 37 zeigt stimmen die Probanden der Aussage, daß es ungerecht sei, einen

Autoverzicht gesetzlich zu erzwingen im Mittel (AM = 4.18) deutlicher zu als der Aussa-

ge, dies sei gerecht (AM = 3.60). Entsprechend wird die Ungerechtigkeit freiwilliger Au-

toverzichte (AM = 3.62) und deren Gerechtigkeit (AM = 4.26) beurteilt.

Tabelle 37: Beurteilung der Gerechtigkeit von Gesetzen zur Erzwingung von Autover-
zichten bzw. Appellen zum freiwilligen Autoverzicht

AM SD

Gesetzlich erzwungene Autoverzichte sind gerecht 3.60 1.53

Gesetzlich erzwungene Autoverzichte sind ungerecht 4.18 1.32

Appelle zu freiwilligen Autoverzichten sind gerecht 4.26 1.23

Appelle zu freiwilligen Autoverzichten sind ungerecht 3.62 1.37

Diese Ausprägung der Gerechtigkeitsurteile entspricht der einschlägigen gerechtig-

keitspsychologischen Theor iebildung, wonach prinzipiell freiwillige Handlungen als

gerecht erlebt werden sollten und damit Appelle per se als gerechter eingeschätzt werden

sollten als Verbote (vgl. Kap. 3.7 und 5.2.2). Der Befund widerspricht jedoch der speziell

für die Bewertung von Umweltpolitiken bereits in verschiedenen Studien empirisch nach-

gewiesenen geringeren Akzeptanz von Appellen im Vergleich zu Verboten.

So fanden Montada und Kals (1995b), daß im Durchschnitt Appelle zu freiwilligen um-

weltschützenden Verzichten als ungerecht, durch Verbote zu erzwingende Verzichte hin-

gegen als gerecht bewertet werden, wobei beide Urteile signifikant negativ korrelieren

(Montada, 1999; Montada & Kals, 1995b). Damit kann auf der Ebene der Variablenaus-
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prägungen ein wesentlicher Befund aus den Studien von Montada und Kals für den Be-

reich umweltrelevanter Mobilitätsentscheidungen zunächst nicht bestätigt werden.

Zur Auflösung der  Diskrepanz zwischen den gerechtigkeitspsychologischen Modell-

annahmen und ihren empirischen Ergebnissen im Bereich umweltpolitischer Entschei-

dungen diskutieren Kals und Montada (1995b) die Wirksamkeit von Effizienzeinschät-

zungen für bestimmte Politiken und die durch diese politischen Entscheidungen impli-

zierten Konsequenzen für den Umwelt- und Naturschutz. Sie gehen von der Prämisse aus,

daß Verbote im Vergleich zu Appellen als wirksamere Instrumente zum effektiven Um-

weltschutz eingeschätzt werden und postulieren, daß politische Maßnahmen nicht als ge-

recht eingeschätzt werden können, wenn wirksame Maßnahmen erstens existieren und

zweitens angesichts der „Umweltkrise“  auch angebracht erscheinen.

9.2 Effizienzeinschätzung umweltschützender Maß-
nahmen als differenzierendes Argument bei der
Konstruktion von Gerechtigkeitsurteilen über
Umweltpolitiken

Auch wenn die absoluten Variablenausprägungen den Befund einer höheren Gerechtig-

keitseinschätzung von Verboten im Vergleich zu Appellen im Umweltbereich nicht stüt-

zen, erscheint es dennoch aufschlußreich, der Argumentationslinie von Montada und Kals

(1995b) zu folgen (vgl. Kap. 9.1) und die vorgeschlagene Erklärungshypothese für den

deskriptiv nicht replizierten Befund anhand der eigenen Daten nachzuzeichnen.

Die als Erklärungshypothese post hoc formulierte Aussage über den Zusammenhang von

Effizienzeinschätzungen von Umweltpolitiken mit den Urteilen über die Gerechtigkeit

von Verboten läßt sich in eine einfache Zusammenhangshypothese übersetzen, die anhand

der eigenen Daten überprüfbar ist: Verbote werden umso gerechter eingeschätzt, je effizi-

enter die Möglichkeiten der Verkehrspolitik eingeschätzt werden, mit Hilfe von Verord-

nungen und Gesetzen etwas zum Schutz von Umwelt und Natur beizutragen. Zur Prüfung

dieses postulierten Zusammenhangs werden Korrelationen der Gerechtigkeitsüberzeu-

gungen mit den Kontrollüberzeugungen berechnet (vgl. Tabelle 38).
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Tabelle 38: Korrelationen der Gerechtigkeitsüberzeugungen mit der Zuschreibung ef-
fizienter Möglichkeiten zum Umwelt- und Naturschutz bei den Mobili-
tätsentscheidungen (Kontrollüberzeugungen)

Zuschreibung effizienter Möglichkeiten zum Umwelt- und
Naturschutz bei den Mobilitätsentscheidungen

Ego
(Verkehrsmittel-
entscheidungen)

Ego
(Engagements)

Verkehrspolitik

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Auto-
verzichte bzw. Verbote
(Argumente: effektiver Umweltschutz, Wah-
rung des Gleichheitsprinzips: Vermeidung
von Vorteilsnahmen durch „ Trittbrettfah-
rer/Umweltsünder“ )

.09 .23** .42**

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Auto-
verzichte bzw. Verbote
(Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl) 1) .04 .18** .39**

Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte
bzw. Appelle
(Argumente: ineffektiver Umweltschutz,
Gleichheitsprinzip: Möglichkeit von Vor-
teilsnahmen durch „ Trittbrettfah-
rer/Umweltsünder“ )

–.18** –.08 .13**

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener
Autoverzichte bzw. Verbote
(Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Verletzung des Gleichheit-
sprinzips resp. Paretos Kriterium für „ Um-
weltwohlstand“ : Möglichkeit von Belastun-
gen einzelner)

.03 –.20** –.34**

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte
bzw. Appelle
(Argumente: Vermeidung ökonomischer
Risiken, Gewährleistung von Entschei-
dungsfreiheit, Wahrung des Gleichheit-
sprinzips resp. Paretos Kriterium für „ Um-
weltwohlstand“ : Vermeidung von Bela-
stungen einzelner)

.07 –.11* –.21**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
1) Einzelitem

Auf der Ebene der einfachen Zusammenhänge kann die Post-hoc-Hypothese von Montada

und Kals (1995b) eindeutig bestätigt werden. Je effizienter die Möglichkeiten der Ver-

kehrspolitik zum Schutz von Umwelt und Natur eingeschätzt werden, desto gerechter

werden Verbote bewertet. Bei der Beurteilung von Appellen fällt dieser Zusammenhang

mit den Kontrollüberzeugungen ebenfalls hypothesenkonform entgegengerichtet, jedoch

etwas geringer aus; die Zusammenhänge sind außerdem für die Appelle insgesamt weni-

ger eindeutig.
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Die Zusammenhänge der Gerechtigkeitsüberzeugungen - besonders bezüglich der Ver-

bote - mit den internalen Kontrollzuschreibungen bieten darüber hinaus weitere interes-

sante Zusammenhangsmuster in Form systematischer  Differenzierungen. Beziehen sich

die internalen Kontrollzuschreibungen auf die individuelle Entscheidung der Verkehrs-

mittelnutzung, läßt sich fast kein signifikanter Zusammenhang finden. Werden die Ge-

rechtigkeitsüberzeugungen mit der Effizienz individueller Möglichkeiten in Form von

verkehrspolitischen Engagements korreliert, erhöhen sich die Zusammenhangsmasse und

werden zum Teil signifikant. Am stärksten sind die Zusammenhänge der Gerechtig-

keitsüberzeugungen mit den externalen Kontrollzuschreibungen an die Politik.

Die Unterschiede in der  Höhe des Zusammenhangs lassen sich demnach auf den Grad

der Effizienz verkehrspolitischer Entscheidungen zurückführen. Denn eine hohe internale

Kontrollüberzeugung zur Wirksamkeit individueller verkehrspolitischer Engagements

impliziert die Annahme, daß das Ziel des Engagements (entsprechende Vorschriften, Ge-

setze etc.) als effektiv eingeschätzt wird. Durch diese graduelle Steigerung der Korrela-

tionen mit der impliziten Annahme der Effizienz politischer Maßnahmen innerhalb der

Kontrollüberzeugungen erfähr t die Post-hoc-Erklärungshypothese von Montada und

Kals (1995b) weitere Evidenz.

9.3 Differentielle Bedeutsamkeit verschiedener Ge-
rechtigkeitsargumente

Betrachtet man die in den Items zur Beurteilung vorgegebenen und damit dem Gerechtig-

keitsurteil zugrundeliegenden Argumente, scheinen weitere Gründe für die Unterschied-

lichkeit in den Gerechtigkeitsbewertungen der untersuchten Politiken auf.

Interessanterweise finden Argumente gegen die Gleichver teilung der  Kosten für eine

Einschränkung des Autoverkehrs vor allem dann hohe Zustimmung, wenn ökonomische

Risiken durch die vergleichsweise höhere Belastung einzelner Gruppen oder Individuen

durch verbindliche Maßnahmen antizipiert werden (vgl. Tabelle 39). Diese Argumente

werden zur Rechtfertigung für die Ungerechtigkeit von Verboten (AM = 4.73) und die

Gerechtigkeit von Appellen (AM = 4.41) genutzt. In Tabelle 39 und Tabelle 40 ist das

gerechtigkeitsbezogene Argument beider Items sinngemäß verkürzt wiedergegeben und

lautet „ ... weil verbindliche Normen individuell unterschiedliche Nachteile bedeuten“ .
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Tabelle 39: Durchschnittliche Beurteilung von Argumenten für und gegen die Gerech-
tigkeit von Gesetzen zur Erzwingung von Autoverzichten

Gerechtigkeitsargumente AM SD

Gesetzlich erzwungene Autoverzichte sind gerecht, 3.60 1.53

... weil sie strafbewehrte Normen setzen
(Gleichheitsprinzip, Haftungsnormen)

3.56 1.69

... weil sie verbindliche Normen setzen, die effektiven Umweltschutz bedeuten
(effektiver Umweltschutz)

3.45 1.73

... weil sie verbindliche Normen setzen, die individuell unterschiedliche Vorteile
durch Umweltnutzung („Trittbrettfahrer/Umweltsünder“) vermeiden
(Gleichheitsprinzip)

3.79 1.66

Gesetzlich erzwungene Autoverzichte sind gerecht,

... weil im Interesse der Allgemeinheit die Freiheit beschnitten werden darf
(Gemeinwohl geht vor Eigenwohl)

3.18 1.76

Gesetzlich erzwungene Autoverzichte sind ungerecht, 4.18 1.32

... weil der Staat dadurch die Freiheit der Verkehrsmittelwahl beschneidet
(Freiheit)

3.95 1.72

... weil dies ökonomische Nachteile für betroffene Arbeitnehmer bedeutet
(Gleichheitsprinzip, Paretos Kriterium für „Umweltwohlstand“)

3.87 1.52

... weil verbindliche Normen individuell unterschiedliche Nachteile bedeuten
(Gleichheitsprinzip, Paretos Kriterium für „Umweltwohlstand“)

4.73 1.32

Tabelle 40: Durchschnittliche Beurteilung von Argumenten für und gegen die Gerech-
tigkeit von Appellen zum freiwilliger Autoverzicht

Gerechtigkeitsargumente AM SD

Appelle zu freiwilligen Autoverzichten sind ungerecht, 3.62 1.37

... weil Verzichte einzelner Vorteile für andere („Trittbrettfahrer/
Umweltsünder“) ermöglichen
(Gleichheitsprinzip)

3.66 1.66

... weil eine ungleiche Verteilung der Belastungen einzelner und weitere
Umweltbelastungen möglich sind
(Gleichheitsprinzip, effektiver Umweltschutz)

3.91 1.62

... weil Verzichte einzelner ökologische Belastungen nicht vermeiden
(effektiver Umweltschutz)

3.29 1.63

Appelle zu freiwilligen Autoverzichten sind gerecht, 4.26 1.23

... weil verbindliche Normen individuell unterschiedliche Nachteile bedeuten
(Gleichheitsprinzip, Paretos Kriterium für „Umweltwohlstand“)

4.41 1.45

... weil ökonomische Risiken vermieden werden
(Ökonomie)

3.85 1.47

... weil gesetzliche Normen die Freiheit der Verkehrsmittelwahl beschneiden
(Freiheit)

4.52 1.57
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In den jeweiligen Items kommt zum Ausruck, daß verbindliche Umweltschutzgesetze zu

einer ungleichen Verteilung der individuellen Belastungen führen, der Nutzen in Form

verbesserter Umweltqualitäten langfristig jedoch der Gemeinschaft zugute kommt (vgl.

Montada, 1999). So sind beispielsweise einkommensschwache Familien von einer ver-

kehrsreduzierenden Verteuerung des Autoverkehrs vergleichsweise stärker betroffen als

Familien mit höherem Einkommen. Ebenso sind für Arbeitnehmer im Bereich der Auto-

mobilproduktion (Hersteller und Zulieferer) bzw. in den Wirtschaftszweigen Autozube-

hör und -service bei einer Einschränkung des Autoverkehrs erheblich größere Risiken

verbunden als für Arbeitnehmer anderer Wirtschaftszweige.

Dieses Gerechtigkeitsargument läßt sich in einer konzeptuellen Analogie zu Paretos Prin-

zip der sozial gerechten Wohlstandsmaximierung bzw. Rawls‘  Maximum Kriterium

(Rawls, 1971; zitiert nach Montada, 1999) fassen. Nach Paretos Kriterium sollte Wohl-

standsmaximierung für keine Subpopulationen Nachteile nach sich ziehen; nach Rawls‘

Maximum Kriterium sollte Wohlstandsmaximierung den größten Vorteil für die am we-

nigsten Privilegierten bringen. Versteht man umweltschützende Maßnahmen im Sinne

einer Maximierung des allgemeinen Wohlstands, begrifflich etwa als „ Maximierung des

Umweltwohlstands“  faßbar, darf durch die Verteilung der Kosten und des Nutzens die-

ses „Umweltwohlstands“  durch umweltschützende Maßnahmen zur Einschränkung des

Autoverkehrs keine neue bzw. zusätzliche Benachteiligung unterprivilegierter Subpopu-

lationen entstehen. Unterprivilegiert wird in den Items sowohl populationsspezifisch (z.B.

Automobilarbeiter) als auch situationsspezifisch (z.B. Personen mit schlechter Anbindung

an die öffentlichen Verkehrsmittel) gefaßt.

Die Daten zeigen, daß sich die Urteile der Probanden den Postulaten beider Gerechtig-

keitsprinzipien anpassen lassen. Die Probanden beurteilen die Items implizit entsprechend

beider Verteilungsprinzipien. Ergänzend ist anzumerken, daß zwischen den verschiede-

nen in den Items formulierten potentiell benachteiligten Gruppen und Individuen durch-

aus Unterschiede bezüglich der Argumentbewertungen bestehen. So sinkt die hohe Zu-

stimmung zu diesem Argument der ungleichen Kostenverteilung für „Umweltwohlstand“

um einen Skalenwert (AM= 3.87), wenn als Betroffene der Ungleichverteilung die poten-

tiell betroffenen Arbeitnehmer in der Automobilindustrie spezifiziert werden (vgl.

Tabelle 39).

Ein Argument, das ebenfalls hohe Zustimmung erfährt, ist die Freiheit der individuellen

Verkehrsmittelentscheidungen, die durch Verbote beschnitten wird, und als bedeutsames
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Gerechtigkeitsargument (AM = 4.52) für eine Politik der Appelle genutzt wird (vgl.

Tabelle 40).

Wird das Gerechtigkeitsurteil argumentativ mit effizientem Umweltschutz, ökonomi-

schen Argumenten und der Priorität des Allgemeinwohls vor der freien Verkehrsmittel-

entscheidung der Bürger gestützt, fallen die Zustimmungen zwischen einem halben und

einem Skalenwert geringer aus als bei den Argumenten der sozialen Gerechtigkeit und

dem Recht auf freie Entscheidungen.

Insgesamt betrachtet zeichnen die Befunde zur  Var iablenausprägung der  individu-

ellen Gerechtigkeitsur teile ein differenziertes Bild: Es bleibt festzuhalten, daß die Ab-

lehnung von sozialen Ungerechtigkeiten und Einschnitten in das Recht auf Entschei-

dungsfreiheiten durch Verbote bedeutsamere Argumente der Gerechtigkeitsurteile sind

als der effektivere Schutz der Umwelt und die Vermeidung von Vorteilen von „Umwelt-

sündern“  bzw. „Trittbrettfahrern“  bei Anwendung strafbewehrter Normen bzw. Verboten.

Entsprechend wird die Gewährleistung der Entscheidungsfreiheit und der sozialen Ge-

rechtigkeit durch das politische Instrument der Appelle als bedeutsamer eingeschätzt als

ein ineffektiver Umweltschutz, ökonomische Risiken und die Inkaufnahme von Vorteils-

nahmen durch „Umweltsünder“ , die mit Appellen verbunden werden.

Diese Differenzierung kann z.T. erklären, warum Verbote in der vorliegenden Studie als

weniger gerecht beurteilt werden als Appelle. Inwieweit diese differentielle Bedeutsam-

keit der Gerechtigkeitsargumente auch in anderen umweltrelevanten Handlungsfeldern

Bestand hat, ist zu prüfen.

9.4 Zusammenhänge zwischen Gerechtigkeitsurtei-
len und der Zustimmung zu verkehrspolitischen
Maßnahmen

Eine weitere Fragestellung betrifft die Klärung der Bedeutsamkeit der Gerechtigkeitsur-

teile für die Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Förde-

rung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs. Dazu wurden zunächst einfache Korrelatio-

nen berechnet.

Die in Tabelle 41 dargestellten empirischen Zusammenhangsmuster zeichnen folgendes

Ergebnisbild: Je gerechter gesetzlich erzwungene Autoverzichte und je ungerechter Ap-

pelle zum freiwilligen Umstieg auf alternative Verkehrsmittel bewertet werden, desto hö-
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her ist die Bereitschaft, verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschränkung des Autover-

kehrs zuzustimmen. Umgekehrt sinkt diese Bereitschaft mit der wahrgenommenen Unge-

rechtigkeit von Verboten bzw. Gerechtigkeit von Appellen. Die Zusammenhänge der Ge-

rechtigkeitsbewertungen mit der „Förderungsbereitschaft“  ist entsprechend entgegenge-

richtet.

Tabelle 41: Korrelationen der Gerechtigkeitsurteile mit den Zustimmungsbereitschaf-
ten zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs

Zustimmungsbereitschaft zu ver-
kehrspolitischen Maßnahmen zur
Förderung des Autoverkehrs

Zustimmungsbereitschaft zu ver-
kehrspolitischen Maßnahmen zur
Einschränkung des Autoverkehrs

Gerechtigkeit gesetzlich erzwun-
gener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argumente: effektiver Umwelt-
schutz, Wahrung des Gleichheits-
prinzips: Vermeidung von Vor-
teilsnahmen durch „ Trittbrettfah-
rer/Umweltsünder“ )

–.41** .58**

Gerechtigkeit gesetzlich erzwun-
gener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argument: Gemeinwohl vor Ei-
genwohl) 1)

–.48** .55**

Ungerechtigkeit freiwilliger Auto-
verzichte bzw. Appelle
(Argumente: ineffektiver Umwelt-
schutz, Gleichheitsprinzip: Mög-
lichkeit von Vorteilsnahmen durch
„ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

–.01 .18**

Ungerechtigkeit gesetzlich er-
zwungener Autoverzichte bzw.
Verbote
(Argumente: Einschränkung von
Entscheidungsfreiheit, Verletzung
des Gleichheitsprinzips resp. Pa-
retos Kriterium für „ Umweltwohl-
stand“ : Möglichkeit von Belastun-
gen einzelner)

.56** –.56**

Gerechtigkeit freiwilliger Autover-
zichte bzw. Appelle
(Argumente: Vermeidung ökono-
mischer Risiken, Gewährleistung
von Entscheidungsfreiheit, Wah-
rung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umwelt-
wohlstand“ : Vermeidung von Be-
lastungen einzelner)

.37** –.40**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
1) Einzelitem
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Eine Ausnahme bildet die Bewertung von Appellen als ungerecht mit den Argumenten,

daß die bei der Realisierung von Appellen antizipierbaren wenigen Verzichte einzelner

keinen effektiven Beitrag zum Umweltschutz leisten können und Appelle nicht wirksam

die Vorteilsnahmen einzelner durch uneingeschränkte „Umweltnutzung“ (sog. „Trittbrett-

fahrer“ ) einschränken (z.B. uneingeschränktes Autofahren einzelner bei Verzichten ande-

rer, die den Appellen Folge leisten). Diese Gerechtigkeitsbewertung korreliert nicht signi-

fikant mit der „Förderungsbereitschaft“  und signifikant positiv, aber numerisch gering mit

der „Einschränkungsbereitschaft“ .

Damit bestätigen und differenzieren die Korrelationen der Gerechtigkeitsurteile mit den

Bereitschaftskriterien eine weitere Befundlinie aus früheren Untersuchungen (vgl.

Montada, 1999), wonach Gerechtigkeitsbewertungen von Appellen vergleichsweise nied-

rigere Zusammenhänge mit den Zustimmungsbereitschaften besitzen als Gerechtigkeits-

bewertungen von Verboten. Montada (1999) formuliert als mögliche Erklärungshypothe-

se für die geringen Zusammenhänge, daß die Gerechtigkeitsur teile über  Appelle eher

Lippenbekenntnisse denn gut begründete Urteile sind. Die berechneten Korrelationen der

Gerechtigkeitsüberzeugungen mit den SE-Skalen können zumindest nicht die Vermutung

stützen, daß dies für sozial erwünschte Lippenbekenntnisse gilt, da keine systematische

Differenzierung der Korrelationsmuster aufgrund der beurteilten Politiken (Verbote ver-

sus Appelle) erkennbar ist (vgl. Tabelle 42).

Tabelle 42:  Korrelationen der SE mit den Gerechtigkeitsüberzeugungen

SE - unspezifisch SE - Autoverkehr

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argumente: effektiver Umweltschutz, Wahrung des Gleichheitsprin-
zips: Vermeidung von Vorteilsnahmen durch „ Trittbrettfah-
rer/Umweltsünder“ )

–.15** –.07

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl) 1)

–.13** –.10*

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Argumente: Vermeidung ökonomischer Risiken, Gewährleistung
von Entscheidungsfreiheit, Wahrung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Vermeidung von Bela-
stungen einzelner)

.10* .13**

Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Argumente: ineffektiver Umweltschutz, Gleichheitsprinzip: Mög-
lichkeit der Vorteilsnahme durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.11* .14**

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argumente: Einschränkung von Entscheidungsfreiheit,
Verletzung des Gleichheitsprinzips resp. Paretos Kriterium für
„ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit von Belastungen einzelner)

.14** .18**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)
1) Einzelitem
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Die Erklärungshypothese von Montada (1999) kann jedoch aufgrund der eigenen Da-

ten zu den Argumenten der Gerechtigkeitsurteile differenzier t werden: Die Gerechtig-

keitsbewertungen von Appellen sind möglicherweise genau dann Lippenbekenntnisse,

wenn eine Ablehnung von Appellen argumentativ damit gestützt wird, daß bei alleinigen

Appellen die eigenen Verzichte möglicherweise „Nicht-Verzichten“  von Trittbrettfahrern

gegenüberstehen und Appelle keine effektive Politik zur Durchsetzung des Umweltschut-

zes sind (Appellungerechtigkeit X Förderungsbereitschaft: r = –.01; Appellungerechtig-

keit X Einschränkungsbereitschaft: r = .18**). Wird umgekehrt die Gerechtigkeit von

Appellen hingegen mit ökonomischen Argumenten, der Vermeidung von Belastungen

einzelner  durch verbindliche Maßnahmen und dem Anspruch auf Entscheidungs-

freiheit begründet, belegen die hohen Korrelationen dieser Bewertung mit der Förde-

rungsbereitschaft (r = .37**) und der Einschränkungsbereitschaft (r = –.40**), daß sie

wohl mehr als Lippenbekenntnisse sein können.

Eine weitere alternative Erklärungshypothese für die vergleichsweise hohen Korrela-

tionen zwischen den Gerechtigkeitsüberzeugungen zu gesetzlich erzwungenen Autover-

zichten und den Zustimmungsbereitschaften bietet deren inhaltliche Übereinstimmung

bezüglich der in den Items implizierten Maßnahmen: Einerseits sind in den Items der Zu-

stimmungsbereitschaften verkehrspolitische Maßnahmen in Form von Verordnungen, Ge-

setzen oder Normierungen gebündelt und andererseits ist die gesetzliche Erzwingung von

Autoverzichten über eben diese Maßnahmenbündel zu realisieren.

Die geringeren Zusammenhänge der Appellgerechtigkeiten mit den Bereitschaften bestä-

tigen sich auch bei der regressionsanalytischen Vorhersage der Zustimmungsbereitschaf-

ten zur Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs (vgl. Tabelle 43 und Tabelle

44).

Lediglich zur Vorhersage der Einschränkung des Autoverkehrs kann die Gerechtigkeits-

bewertung von Appellen mit den Argumenten Ökonomie und Entscheidungsfreiheit einen

allerdings vergleichsweise geringen Beitrag zur Varianzaufklärung leisten. Die Bereit-

schaft, Gesetzen und Normen zur Förderung des Autoverkehrs zuzustimmen kann ein-

deutig schlechter erklärt werden als die Zustimmung zur Einschränkung des Autover-

kehrs.

Darüber hinaus qualifizieren sich in den Analysen an erster Stelle und mit hohen Ge-

wichten die Gerechtigkeitsbewertungen von Verboten. Da in den Zustimmungsbereit-
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schaften verkehrspolitische Maßnahmen in Form von Verordnungen Gesetzen oder Nor-

mierungen gefaßt sind, lassen sich die gefundenen Prädiktionsmuster auch auf die inhalt-

liche Übereinstimmung von Kriterium und Prädiktoren zurückführen.

Tabelle 43: Multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Förderung des Au-
toverkehrs auf die Gerechtigkeitsurteile

Förderung des Autoverkehrs   R2  b SE b beta   r F SigF

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Verletzung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit
von Belastungen einzelner)

.31 .35 .05 .41 .56 150.88 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argumente: effektiver Umweltschutz, Wahrung
des Gleichheitsprinzips: Vermeidung von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.35 –.12 .04 –.16 –.41 90.64 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl) 1)

.36 –.09 .04 –.14 –.48 62.59 .00

(Constant) 1.95 .29

F Gesamt = 62.59 Sig (F) = .00 df = 3/335 1) Einzelitem

Tabelle 44: Multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des
Autoverkehrs auf die Gerechtigkeitsurteile

Einschränkung des Autoverkehrs   R2  b SE b beta   r F SigF

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argumente: effektiver Umweltschutz, Wahrung
des Gleichheitsprinzips: Vermeidung von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.33 .32 .03 .41 .58 169.09 .00

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Verletzung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit
von Belastungen einzelner)

.47 –.31 .04 –.35 –.56 146.09 .00

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Argument: Vermeidung ökonomischer Risiken, Gewähr-
leistung von Entscheidungsfreiheit, Wahrung des Gleich-
heitsprinzips resp. Paretos Kriterium für „ Umweltwohl-
stand“ : Vermeidung von Belastungen einzelner)

.47 –.09 .05 –.10 –.40 99.79 .00

(Constant) 4.23 .27

F Gesamt = 99.79 Sig (F) = .00 df = 3/334 1) Einzelitem
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Aus dem Gesamtbild der Variablenzusammenhänge zwischen den Zustimmungsbereit-

schaften und Gerechtigkeitsur teilen auf der Ebene einfacher und multipler Zusammen-

hänge lassen sich die folgenden Ergebnislinien zusammenfassen.

Eine bedeutsame Barr iere der Zustimmung zu umweltschützenden Maßnahmen zur

Einschränkung des Autoverkehrs ist die Antizipation sozial ungerechter  Ver teilungen

der Kosten umweltschützender Maßnahmen. Dieses Gerechtigkeitsargument stützt die

Ablehnung von Verboten und die Präferenz von Appellen zur Durchsetzung umwelt-

schützender Maßnahmen. Im gleichen Sinne zur Stützung der Gerechtigkeitsurteile ge-

braucht und ebenso bedeutsam für die Bereitschaften und Entscheidungen ist das Argu-

ment der Entscheidungsfreiheit bei der Wahl der Verkehrsmittel. Ein drittes, etwas we-

niger gewichtiges Argument, das den umweltschützenden Entscheidungen im Autover-

kehr entgegensteht, betrifft die potentiellen ökonomischen Risiken, die mit einer Ein-

schränkung des Autoverkehrs verbunden sind.

Einen positiven Einfluß auf die Zustimmung zu einer Politik der Einschränkung des

Autoverkehrs besitzt an erster Stelle das Argument eines effektiven Umwelt- und Na-

turschutzes, das die Gerechtigkeitseinschätzung von Verboten und die Ungerechtigkeit-

seinschätzung von Appellen stützt. Gleichsinnig als Gerechtigkeitsargument genutzt und

ebenso einflußreich ist das Gerechtigkeitsargument der Vermeidung von Vorteilen ein-

zelner  durch uneingeschränkte „ Umweltnutzung“  durch „ Tr ittbrettfahrer“  (z.B.

uneingeschränktes Autofahren einzelner bei bewußten Verzichten anderer).

Einen etwas ger ingeren Einfluß besitzen die konkurrierenden, auf das Gemeinwohl be-

zogenen ökonomischen Argumente, und die selbstbezogenen, auf die Gewährleistung von

Entscheidungsfreiheiten und die Vermeidung individueller Nachteile bezogenen Wertear-

gumente, die die wahrgenommene Ungerechtigkeit von Verboten und die Gerechtigkeit

von Appellen stützen.

Die Zustimmungen zu einer  Politik, die den Autoverkehr weiter förder t, beruhen zwar

auf denselben Gerechtigkeitsargumenten, jedoch sind hier die Zusammenhänge und auch

die Varianzaufklärungen vergleichsweise schwächer und entsprechend entgegengerichtet.

Als eine weitere Differenzierung zwischen den Bereitschaftskriterien läßt sich die relativ

geringe Bedeutung von Umwelt- und Naturschutz als Gerechtigkeitsprädiktor der Au-

toförderung festhalten (i.S. einer geringen Effizienzeinschätzung als Argument gegen

Verbote zur Einschränkung des Autoverkehrs).
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9.5 Zusammenhänge zwischen Gerechtigkeitsurtei-
len und wertebezogenen Urteilen

Um die in den geschilderten deskriptiven, korrelativen und regressionsanalytischen Be-

funden aufscheinende Bedeutung bestimmter  Wertur teile auf die Gerechtigkeitsur-

teile zu erhär ten, bietet sich die Möglichkeit, die Korrelationen der  Gerechtigkeitsur-

teile mit den wertebezogenen Skalen zu überprüfen. Da es in den Gerechtigkeitsurteilen

um die Bewertung von Politiken geht, soll die Werteakzeptanz bei verkehrspolitischen

Maßnahmen als exemplarischer Indikator der Wertepräferenzen für diese Analysen her-

angezogen werden.

Die Korrelationen der Gerechtigkeitsüberzeugungen mit der Akzeptanz der Werte bei

verkehrspolitischen Entscheidungen bestätigen zunächst die Befunde früherer Untersu-

chungen (vgl. Tabelle 45): Wem der Schutz von Umwelt und Natur bedeutsam ist, bzw.

wer eine Berücksichtigung des Umweltschutzes bei verkehrspolitischen Entscheidungen

für notwendig erachtet, der „hält nichts von einer Politik der Appelle, sondern präferiert

Verbote und Ökosteuern“  (Montada, 1999). Dies gilt auch für den Bereich der Mobili-

tätsentscheidungen.

Genau entgegengerichtet sind die Zusammenhänge für die Förderung der  Wir tschaft

und den Erhalt von Arbeitsplätzen. Je bedeutsamer diese für verkehrspolitische Ent-

scheidungen sind, desto gerechter werden Appelle und desto ungerechter Verbote einge-

schätzt. Damit bestätigt sich die in den deskriptiven und korrelativen Analysen gefundene

Bedeutsamkeit ökonomischer Risiken für die Gerechtigkeitsbewertung der Politiken.

Die Korrelationen für die Akzeptanz von Fahrfreude und Freiheit mit den Gerechtigkeits-

urteilen entsprechen der erwarteten Richtung, sind jedoch nicht immer signifikant. Auch

die Korrelationen derjenigen Akzeptanzeinschätzungen selbstbezogener Werte, die das

Gerechtigkeitsargument einer Vermeidung von Vorteilen einzelner durch uneinge-

schränkte „Umweltnutzung“ von Umweltsündern auf der Ebene der Werteakzeptanz wi-

derspiegeln, sind zwar zum Teil numerisch gering, aber in der Tendenz erwartungsgemäß

gerichtet: Die erlebte Ungerechtigkeit von Verboten geht einher mit der hohen Akzeptanz

von Mobilitätseffizienz, Freude und Entscheidungsfreiheit, Komfor t, Kostenerspar-

nis und Sozialprestige.
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Tabelle 45: Korrelationen der Gerechtigkeitsüberzeugungen mit der Akzeptanz der
Werte bei politischen Entscheidungen

Gerechtigkeit gesetzlich erzwun-
gener Autoverzichte bzw. Ver-
bote
(Argumente: effektiver Umwelt-
schutz, Wahrung des Gleichheit-
sprinzips: Vermeidung von Vor-
teilsnahmen durch „ Trittbrett-
fahrer/Umweltsünder“ )

Gerechtigkeit gesetzlich erzwun-
gener Autoverzichte bzw. Ver-
bote
(Argument: Gemeinwohl vor
Eigenwohl) 1)

Ungerechtigkeit freiwilliger Au-
toverzichte bzw. Appelle
(Argument: ineffektiver Umwelt-
schutz, Gleichheitsprinzip:
Möglichkeit von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfah-
rer/Umweltsünder“ )

Umwelt &
Natur

.33** .25** .05

Wirtschaft &
Arbeit

–.14** –.24** .04

Verkehrs-
sicherheit

.12* –.06 .09*

Mobilitäts-
effizienz

–.01 –.14** –.00

Freude &
Freiheit

–.07 –.13** .13**

Komfort .04 –.03 .13**

Fitneß .06 .04 .11*

Individuelle
Kostenersparnis

–.02 –.23** .04

Allgemeine
Kostenersparnis

–.06 –.18** –.04

Kontakte .18** .10* .16**

Sozialprestige –.08 –.04 .10*

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autover-
zichte bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung
von Entscheidungsfreiheit, Verletzung des Gleich-
heitsprinzips resp. Paretos Kriterium für „ Umwelt-
wohlstand“ : Möglichkeit von Belastungen einzelner)

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Ap-
pelle (Argument:Vermeidung ökonomischer Risiken,
Gewährleistung von Entscheidungsfreiheit, Wah-
rung des Gleichheitsprinzips resp. Paretos Kriteri-
um für „ Umweltwohlstand: Vermeidung von Bela-
stungen einzelner)

Umwelt &
Natur

–.21** –.12*

Wirtschaft &
Arbeit

.41** .24**

Verkehrs-
sicherheit

.16** .09*

Mobilitäts-
effizienz

.29** .22**

Freude &
Freiheit

.19** .08

Komfort .15** .10*

Fitneß .02 .01

Individuelle
Kostenersparnis

.30** .15**

Allgemeine
Kostenersparnis

.25** .14**

Kontakte –.12* –.18**

Sozialprestige .11* –.02

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig) 1) Einzelitem
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Damit „passen“ die Befunde der Zusammenhänge zwischen den wertebezogenen Argu-

menten der Gerechtigkeitsurteile mit der direkt gemessenen Akzeptanz der Werte in die

Befundlinie und bestätigen erneut den existierenden Werte- bzw. Zielpluralismus, in

den die Bewertungen und Entscheidungen zur individuellen Mobilität gebettet sind.

9.6 Gemeinsame Analyse von Gerechtigkeitsurteilen
und situationsbezogenen Kognitionen und
Emotionen

Werden die Gerechtigkeitsurteile regressionsanalytisch mit den situationsbezogenen

Kognitionen kontrastiert, bleibt die hohe Prädiktionskraft der Gerechtigkeitsbewertungen

für alle Kriterien auch bei dieser diskriminativen Prüfung der Bedeutsamkeit erhalten. Im

Vergleich zur Vorhersage der Kriterien mit dem Set der Gerechtigkeitsprädiktoren relati-

viert sich der Unterschied in der vergleichsweise besseren Erklärbarkeit der Zustimmung

zu einer Politik der Einschränkung des Autoverkehrs im Vergleich zu dessen Förderung

im Sinne einer Kompensation des Vorhersageunterschiedes durch die situationsbezoge-

nen Prädiktoren. Um Redundanzen zu vermeiden, fokussiert die nachfolgende Doku-

mentation der gemeinsame Analyse von Gerechtigkeitsurteilen und situationsbezogenen

Kognitionen und Emotionen die Prädiktoren aus dem Set der situationsbezogenen Kogni-

tionen und Emotionen.

Innerhalb der  situationsbezogenen Kognitionen belegen die Regressionsmodelle zur

Vorhersage der Zustimmungsbereitschaften und Verkehrsmittelnutzungen die Bedeut-

samkeit der Verfügbarkeit eines Autos und der Anbindung an den öffentlichen Verkehr.

Dies steht im Einklang mit den Befunden aus der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit

im Straßenverkehr“  (Becker, 1994). Darüber hinaus können sich auch einige der in der

vorliegenden Arbeit neu untersuchten situationsbezogenen Kognitionen qualifizieren. Zur

Vorhersage der Zustimmungsbereitschaften sind vor allem die wahrgenommene Un-

fallgefahr für Fußgänger und Radfahrer am eigenen Wohnort, die Anbindung an das Stra-

ßennetz und die Verfügbarkeit eines Rads bedeutsam. Zur Vorhersage der Verkehrsmit-

telnutzung qualifizieren sich verkehrsmittelspezifische und durchweg sinnvoll interpre-

tierbare Barrieren. So wirkt eine für das Radfahren und Gehen als insuffizient wahrge-

nommene körperliche Konstitution positiv auf die Autonutzung auf Kurzstrecken und ne-

gativ auf die Häufigkeit des Gehens auf Strecken von einem bis zehn Kilometern. Wahr-

genommene Zeitverluste durch Verspätungen und Ausfälle beim öffentlichen Verkehr
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hemmen die Busnutzung auf kurzen und langen Strecken. Letztere wird gleichsam durch

hohe wahrgenommene Kosten des öffentlichen Verkehrs gehemmt. Diese spezifischen

Qualifikationen wahrgenommener situativer Bedingungen bestätigen empirisch den be-

schrittenen Weg einer verkehrsmittelspezifischen Differenzierung des Konzepts der

wahrgenommenen situativen Bedingungen.

Die geschilderten Befundlinien der situationsbezogenen Kognitionen werden nachfol-

gend exemplar isch an der regressionsanalytischen Vorhersage beider Zustimmungsbe-

reitschaften und der  Autonutzung auf Strecken über  einem Kilometer  belegt (vgl.

Tabelle 46 und Tabelle 47).

Tabelle 46: Multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Förderung des Au-
toverkehrsauf die Gerechtigkeitsurteile und die situationsbezogenen Ko-
gnitionen

Förderung des Autoverkehrs   R2  b SE b beta   r F SigF

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Möglichkeit von Belastungen einzelner)

.31 .30 .04 .35 .56 147.30 .00

Verfügbarkeit eines Autos .41 .18 .03 .29 .49 114.14 .00

Anbindung an das Straßennetz .47 –.32 .06 –.22 –.30 97.97 .00

Verfügbarkeit eines Rads .50 –.10 .03 –.14 –.18 80.29 .00

Unfallgefahren, Fußgänger und Radfahrer .52 –.11 .03 –.14 –.33 69.02 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl)

.52 –.06 .03 –.10 –.48 58.76 .00

(Constant) 3.51 .43

F Gesamt = 58.76 Sig (F) = .00 df = 6/324

In Einklang mit den Befunden aus der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Stra-

ßenverkehr“  (Becker, 1994) bestätigen die ausgewählten Regressionsmodelle zur Vorher-

sage der Zustimmungsbereitschaften die Bedeutsamkeit der Verfügbarkeit eines Autos.

Je häufiger dies zur Verfügung steht, desto höher ist die Bereitschaft einer Förderung des

Autoverkehrs zuzustimmen (b = .18) und desto geringer die Zustimmung zu einer Politik

der Einschränkung des Autoverkehrs (b = –.18). Als erleichternde situative Bedingungen

einer Politik der Einschränkung des Autoverkehrs qualifizieren sich darüber hinaus eine

gute Anbindung an das Straßennetz, die Verfügbarkeit eines Rads und die wahrgenom-

mene Unfallgefahr am eigenen Wohnort.
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Tabelle 47: Multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des
Autoverkehrs auf die Gerechtigkeitsurteile und die situationsbezogenen
Kognitionen

Einschränkung des Autoverkehrs   R2  b SE b beta   r F SigF

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argumente: effektiver Umweltschutz, Wahrung
des Gleichheitsprinzips: Vermeidung von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.33 .23 .03 .29 .58 165.57 .00

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Möglichkeit von Belastungen einzelner)

.47 –.27 .04 –.30 –.56 143.04 .00

Verfügbarkeit eines Autos .54 –.18 .03 –.27 –.53 127.59 .00

Unfallgefahren, Fußgänger und Radfahrer .57 .15 .03 .18 .41 108.43 .00

Anbindung an das Straßennetz .59 .18 .06 .12 .22 91.74 .00

Verfügbarkeit eines Rads .59 .06 .03 .08 .12 78.41 .00

(Constant) 3.01 .42

F Gesamt = 78.41 Sig (F) = .00 df = 6/324

Werden die tatsächlichen Verkehrsmittelentscheidungen vorhergesagt, können alleine

durch die Gerechtigkeitsurteile bis zu 31% der Varianz aufgeklärt werden (für die Auto-

nutzung auf Strecken über 1km) (vgl. Tabelle 48).

Tabelle 48: Multiple Regression der Autonutzung auf Strecken über 1 km auf die Ge-
rechtigkeitsurteile und die situationsbezogenen Kognitionen

Autonutzung über  1 km   R2  b SE b beta   r F SigF

Verfügbarkeit eines Autos .59 .58 .03 .63 .76 459.69 .00

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Verletzung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit
von Belastungen einzelner)

.65 .22 .05 .18 .49 296.19 .00

Anbindung an das Straßennetz .67 –.26 .07 –.12 –.22 223.44 .00

Unfallgefahren für Fußgänger und Radfahrer .69 –.13 .03 –.12 –.35 179.87 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote
(Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl) 1)

.70 –.08 .04 –.09 –.46 147.07 .00

Anbindung an das Netz des ÖV .70 –.08 .04 –.07 –.34 124.65 .00

(Constant) 3.44 .48

F Gesamt = 124.65 Sig (F) = .00 df = 6/321 1) Einzelitem

Werden zusätzlich die entsprechend früherer Befunde (Becker & Kals, 1997) besonders

für die manifesten Handlungsentscheidungen bedeutsamen situativen Bedingungen in den
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Prädiktorenblock aufgenommen, qualifizieren sich Prädiktoren aus beiden Barrieregrup-

pen, und die Varianzaufklärung erhöht sich auf etwa 70%.

Interessanterweise verringern sowohl eine subjektiv gute Anbindung an das Straßennetz

als auch an das Netz des öffentlichen Verkehrs die Autonutzung. Kann entsprechend frü-

herer Befunde die gute Anbindung an das Netz des ÖV als förderliche Bedingung der

ÖV-Nutzung interpretiert werden und entsprechend des aktuellen Befundes auch im Um-

kehrschluß als Barriere häufiger Autonutzung, so fällt die Interpretation einer guten An-

bindung an den Straßenverkehr als Barriere der Autonutzung vergleichsweise schwer. Zur

Aufklärung dieser Interpretationsschwierigkeit kann möglicherweise die gemeinsame Va-

rianz beider situativen Bedingungen beitragen. Da beide Variablen mit

r = .36**  recht hoch korrelieren, liegt die Vermutung nahe, daß die wahrgenommene all-

gemeine Qualität der Verkehrsinfrastruktur wesentliche Varianzanteile beider Variablen

bindet. Bei einer guten allgemeinen Verkehrsinfrastruktur, wie sie etwa in städtischen Le-

bensräumen zumeist vorliegt, ist die kombinierte Nutzung von Individualverkehr und öf-

fentlichem Verkehr und damit auch eine geringere Autonutzung weitaus attraktiver und

im Einklang mit früheren Befunden auch empirisch nachweisbar (vgl. Becker, 1994).

Desweiteren ist interessant, daß die Varianz in den subjektiven Einschätzungen der  mit

der  Verkehrsmittelnutzung verbundenen Kosten fast ausnahmslos unbedeutend für

die Zustimmungskriterien und auch die tatsächliche Verkehrsmittelnutzung bleibt. Ledig-

lich die wahrgenommenen Kosten der Nutzung des öffentlichen Verkehrs stellen eine

substantielle Barriere der vermehrten Nutzung des öffentlichen Verkehrs auf Strecken

über 5 km dar.

Werden in einem weiteren Schritt die situationsbezogenen Emotionen gemeinsam mit

den situationsbezogenen Kognitionen und den Gerechtigkeitsurteilen in die Regressions-

modelle aufgenommen, erhöhen sich bei nahezu stabilem Einfluß der Gerechtigkeitsur-

teile nochmals die Anteile der aufgeklärten Gesamtvarianz auf bis zu R2 = .76. Lediglich

für einige Klassen der Verkehrsmittelentscheidungen geht die Aufnahme der Emotionen

in die Gleichungen auch zu Lasten eines vormals bedeutsamen Gerechtigkeitsprädiktors.

Für die Bereitschaftskriterien bleibt der Einfluß der Gerechtigkeitsurteile konstant.

Insgesamt binden die Prädiktoren der Freude und des Ärgers bei der Verkehrsmittelnut-

zung sinnvollerweise hauptsächlich gewisse Anteile jener Varianzaufklärungen aus den
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Gleichungen mit dem Satz der situationsbezogenen Kognitionen und Gerechtigkeitsur-

teile, die von den situationsbezogenen Kognitionen erklärt werden können.

Da alle situationsbezogenen Emotionsskalen neu konstruier t sind wird vor der Vorstel-

lung einiger exemplarischer Detailbefunde zunächst deren faktorenanalytische Bildung

beschrieben. Die jeweils vier Skalen zur erlebten Freude bzw. zum erlebten Ärger bei der

Verkehrsmittelnutzung beziehen sich auf die vier ausgewählten Verkehrsmittel und wer-

den sowohl getrennt für die ausgewählten Verkehrsmittel als auch gemeinsam über alle

Verkehrsmittel faktorenanalysiert. Die in den Einzelanalysen getroffene Entscheidung

über die Faktorbildung wird anschließend in einer gemeinsamen Analyse auf ihre diskri-

minativen Validität getestet.

Kasten 22: Faktorenanalyse der Items zur Freude bei der Verkehrsmittelnutzung

Die Skala „ Freude bei der  Nutzung des Autos“  umfaßt acht Items und ist eindimensional konzipiert.
Diese Annahme wird mit eindeutigem Eigenwerteverlauf vollständig bestätigt (vgl. Tabelle 1 im Anhang
A). Eine mit 58.8% bei einfaktorieller Lösung recht hohe Varianzaufklärung, hohe Split-half-
Reliabilitäten und eine interne Konsistenz von α = .92 belegen die Güte der Skala.

Ebenso eindeutig wie bei der Skala zur Freude bei der Autonutzung kann über die Aggregation der sie-
ben Items zum Erleben von „ Freude bei der  Nutzung von Bus und Bahn“  entschieden werden (vgl.
Tabelle 2 im Anhang A). Etwas mehr als die Hälfte der Itemgesamtvarianz (52,5%) kann durch den ge-
meinsamen Faktor erklärt werden. Die Faktorladungen und Trennschärfen liegen bis auf zwei Items über
.70 und rechtfertigen bei eindeutigem Eigenwerteverlauf die Bildung eines gemeinsamen Faktors. So-
wohl Cronbachs Alpha und die Reliabilitätskoeffizienten liegen deutlich über .80 und sprechen damit für
die Güte des Faktors.

Der empirische Test der aus sechs Items zusammengesetzten und a priori eindimensional konzipierten
Skala „ Freude bei der  Nutzung des Rads und beim Gehen“  gelingt erst nach Vernachlässigung des
Eigenwertekriteriums. Die per Voreinstellung (Extraktionskriterium: Eigenwerte >1) resultierende zwei-
faktorielle Lösung (vgl. Tabelle 3 im Anhang A) verletzt einmal die Einfachstruktur und splittet die bei-
den Items zum Erleben von Wohlbefinden und Genuß bei der Radnutzung und beim Gehen auf einen
zweiten Faktor, dessen Eigenwert mit 1.07 nur knapp über den kritischen Wert von eins liegt. Die er-
zwungene einfaktorielle Faktorlösung (vgl. Tabelle 4 im Anhang A) erfüllt bei einem leichten Verlust
aufgeklärter Varianz (39.3% anstelle von 42%) alle weiteren Beurteilungskriterien zur Skalenbildung:
Alle Markieritems laden deutlich über .45 auf dem extrahierten Faktor und die interne Konsistenz kann
mit α= .78 als gut bezeichnet werden. Darüber hinaus belegen Reliabilitätsmaße nach Spearman-Brown
und Guttman die Güte der eindimensionalen Lösung.

Die gemeinsamen Analysen der  drei Skalen zur  Freude bei der  Verkehrsmittelnutzung bestätigen
insgesamt die Ergebnisse der Einzelanalysen zur Freude bei der Verkehrsmittelnutzung. Die nach dem
Eigenwertekriterium zunächst resultierende fünffaktorielle Lösung kann jedoch noch keinen eindeutigen
Nachweis hierfür erbringen (vgl. Tabelle 5 im Anhang A). Die Lösung verletzt zweimal das Kriterium
der Einfachstruktur und läßt bei zwei Items die Ladungen unter .45 sinken.
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(Fortsetzung)

Auch die numerisch geringe Abweichung der in SPSS voreingestellten Extraktionsregel (Eigenwerte <
1) mit dem empirischen Eigenwerteverlaufs der Skala zur Radnutzung (vgl. Tabelle 3 im Anhang A)
spiegelt sich in der gemeinsamen Analyse.

Der weniger konservative, aber exakte Replikationstest der Einzelanalysen durch eine erzwungene drei-
faktorielle Lösung bestätigt hingegen sehr gut die diskriminative Validität der drei Skalen. Lediglich ein
Item zur Freude an finanziellen Vorteilen bei der Busnutzung bleibt bezüglich der Faktorzuordnung un-
eindeutig und könnte einen Ausschluß rechtfertigen. Die Itemstatistiken der Einzelanalyse (vgl. Tab. 2
im Anhang A) rechtfertigen hingegen die Skalenbildung unter Einschluß dieses Items.

Die vier Skalen zum Ärger bei der  Verkehrsmittelnutzung beziehen sich auf die vier

ausgewählten Verkehrsmittel und werden sowohl getrennt als auch gemeinsam faktorena-

nalysiert. Aufgrund der Einzelanalysen wird über die Faktorbildung entschieden, die ge-

meinsame Lösung dient zur Testung der diskriminativen Validität beider Skalen (vgl.

Kasten 23).

Kasten 23: Faktorenanalyse der Items zum Ärger bei der Verkehrsmittelnutzung

Die a priori eindimensional konzipierte Skala „ Ärger  bei der  Nutzung des Autos“  erweist sich empi-
risch als zweidimensional. Möglicherweise spiegelt diese empirische Splittung der sieben Items inhalt-
lich die Ursachenzuschreibung für das Ärgererlebnis an einen externen Agenten. So repräsentieren die
drei Markieritems des ersten Faktors den Ärger über Zeitverlust und „Stress“ bei der Autonutzung ohne
dabei explizit einen Agenten für das Ärgererlebnis zu nennen, während in den restlichen Items entweder
ein externer Agent expliziert wird (Ärger über die Verletzung von Verkehrsregeln durch Radfahrer und
Ärger über andere Autofahrer, denen man den Führerschein entziehen sollte) oder impliziert wird (Ärger
über hohe Kraftstoffpreise und Ärger über Tempolimits und Fahrverbote).

Der Eigenwerteverlauf mit einem zweiten Eigenwert von 1.42 und einem Knick beim dritten Eigenwert
sowie die mit α = .70 für eine Skala mit lediglich drei Items noch gute interne Konsistenz des ersten
Faktors lassen die alternative Erzwingung einer einfaktoriellen Lösung methodisch nicht zu (vgl. Tabelle
7 im Anhang A). Obwohl die Statistiken für den zweiten Faktor nur mäßig ausfallen
(α = .54) fällt die Entscheidung für die zweifaktorielle Lösung, mit der 54.6% der Itemgesamtvarianz
aufgeklärt werden. Aufgrund der geringen Ladung von .40 wird das Item „Ärger über andere, denen man
den Führerschein entziehen sollte“  als Einzelitem weiterverwendet und der zweite Faktor „Ärger über
andere bei der Autonutzung“ lediglich aus den restlichen drei agentenbezogenen Markieritems zusam-
mengefaßt. Wie bereits bei der Skala zum Ärger bei der Autonutzung erbringt die für alle Daten vorein-
gestellte Faktorextraktion mit dem Abbruchkriterium „Eigenwerte < 1“ für die Skala „ Ärger  bei der
Nutzung von Bus und Bahn“  eine zweifaktorielle Lösung, die sich auch für diese konzeptuell eng ver-
wandte Ärgerskala inhaltlich auf die Ursachenzuschreibung für das Ärgererlebnis an einen externen
Agenten zurückführen läßt. Die Faktorenzuordnungen sind jedoch inhaltlich nicht eindeutig genug, um
eine Splittung der als eindimensional konzipierten Skala zu rechtfertigen. Darüber hinaus verletzt die
zweifaktorielle Lösung (vgl. Tabelle 8 im Anhang A) in drei Fällen die Einfachstruktur.
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(Fortsetzung)

Die aufgrund des relativ niedrigen zweiten Eigenwertes (1.11) und dem Knick im Eigenwerteverlauf
gewählte einfaktorielle Lösung ist hingegen inhaltlich eindeutig interpretierbar und überzeugt in der Be-
urteilung der relevanten Gütekriterien. Mit einer Aufklärungskraft von 35.2%, einer internen Konsistenz
von .80, Split-half-Reliabilitäten von .70 und .78, mittleren bis hohen Trennschärfen und Faktorladun-
gen über .50 zeigt sich der extrahierte Faktor „Ärger bei der Nutzung von Bus und Bahn“ als ausrei-
chend statistisch abgesichert. Beide Items, in denen externe Agenten für das Ärgererlebnis explizit for-
muliert werden, laden zu gering auf dem extrahierten Faktor und werden für die weiteren Analysen als
Einzelitems verwendet („Ärger über Belästigungen durch fremde Menschen in öffentlichen Verkehrs-
mitteln“  und „Ärger über unkomfortablen Fahrstil von Busfahrern“). Offensichtlich sind beide Items in-
haltlich zu heterogen um bei zweifaktorieller Lösung einen zweiten Faktor zu bilden (vgl. Tabelle 8 im
Anhang A) bzw. unter einem Generalfaktor subsumiert zu werden.

Parallel zur Skala über erlebte Freude beim Radfahren und Gehen gelingt die empirische Bestätigung
der aus sieben Items zusammengesetzten und a priori eindimensional konzipierten Skala „ Ärger  bei der
Nutzung des Rads und beim Gehen“  erst nach Vernachlässigung des voreingestellten Extraktionskrite-
riums. Die zunächst resultierende zweifaktorielle Lösung (vgl. Tabelle 10 im Anhang A) verletzt die
Einfachstruktur gleich fünf mal. Die inhaltlich nicht interpretierbare Zuordnung der Items zu den beiden
Faktoren, aber auch der nur knapp über dem kritischen Wert von Eins liegende zweite Eigenwert legen
die Testung einer einfaktoriellen Struktur nahe.

Diese erzwungene einfaktorielle Faktorlösung (vgl. Tabelle 11 im Anhang A) erfüllt bei einer Varianz-
aufklärung von 48.3% alle weiteren Kriterien zur Skalenbildung mehr als ausreichend: Bei einer inter-
nen Konsistenz von α = .88, Reliabilitäten von .84, Trennschärfen und Faktorladungen, die deutlich
über .60 liegen, muß lediglich das Item zum Ärger über die permanente Unfallgefahr durch Autofahrer
aufgrund geringer Ladung ausgeschlossen werden.

Tendenziell parallel zu den anderen beiden Ärgerskalen zur Verkehrsmittelnutzung zeigt sich auch für
diese Analyse neben einer recht homogenen Skala mit Items, die keinen Agenten für den Ärgeranlaß ex-
plizieren, ein deutlich empirisch von dieser Skala differenziertes Item, für das ein Agent explizit formu-
liert ist.

Parallel zu den Skalen zur Freude bei der Verkehrsmittelnutzung wurde auch für alle Ärgeritems eine
Analyse simultan über  alle drei a pr ior i-Skalen berechnet. Die gemeinsame Analyse bestätigt dabei
exakt die in den Einzelanalysen gefundene Struktur. Auf dem ersten Faktor laden die Items zum Ärger
beim Radfahren oder Gehen, die sich nicht auf einen spezifischen Agenten beziehen. Den zweiten Fak-
tor konstituieren die Items zum Ärger bei der Nutzung von Bus und Bahn. Wie bereits in der Einze-
lanalyse laden beide Items, in denen externe Agenten für das Ärgererlebnis bei der Bus- und Bahnnut-
zung explizit formuliert werden, nur sehr gering auf diesem Faktor und bilden den fünften extrahierten
Faktor. Auf dem dritten und vierten Faktor bilden sich die Items zum Ärger bei der Autonutzung ab.

Die deskr iptiven Befunde der  situationsbezogenen Emotionsskalen zeigen zunächst,

daß alle unterschiedlichen Situationen der Verkehrsmittelnutzung im Mittel sowohl An-

laß zu Ärger als auch zu Freude bieten, ohne daß große differentielle Unterschiede in der

Ausprägung der erlebten Emotionen bestehen (vgl. Tabelle 51). Alle Mittelwerte befinden

sich in der Tendenz eher im Zustimmungsbereich der Skalen, wobei Ärger über Zeitver-

lust und Stress im Auto mit einem Wert von AM = 4.29 die höchste Zustimmung erhält.
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Tabelle 49: Mittelwerte der situationsbezogenen Emotionen

Situationsbezogene Emotionen:
Freude und Ärger bei der Verkehrsmittelnutzung

AM SD

Freude bei der Autonutzung 3.76 1.41

Freude bei der Nutzung von Bus und Bahn 3.82 1.19

Freude beim Radfahren und Gehen 3.95 1.05

Ärger bei der Autonutzung
(über Zeitverlust und Stress)

4.29 1.17

Ärger bei der Autonutzung
(über zu hohe Kosten, zu viele Einschränkungen, Regelverletzungen durch Rad-
fahrer)

3.50 1.19

Ärger bei der Nutzung von Bus und Bahn 4.17 1.07

Ärger beim Radfahren und Gehen 3.35 1.28

Die Daten bestätigen weiterhin einen Pluralismus der Emotionen im Kontext von Mobi-

lität. Das emotionale Empfinden der Situation kann hier sehr Unterschiedliches bedeuten:

Die Antworten auf die Frage nach erlebter Freude beim Benutzen unterschiedlicher Ver-

kehrsmittel sind ebenso variant wie die Antworten auf die Frage nach dem erlebten Ärger.

Jedenfalls finden sich keine Muster, die im Mittel einen Bias in Richtung einer grund-

sätzlich autobefürwortenden bzw. -ablehnenden Tendenz aufzeigen, was den Einfluß-

richtungen und -stärken auf die Mobilitätsentscheidungen eine besonders hohe Aussage-

kraft verleiht.

Diese Einflußr ichtungen und -stärken der  situationsbezogenen Emotionen sind nach-

folgend exemplarisch für die Regressionsanalysen der Zustimmungsbereitschaft zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs und der Autonutzung auf die Prädiktoren der Gerechtig-

keitsurteile und der situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen dokumentiert.

Im Gesamtbild aller  Gleichungen erweisen sich die situationsbezogenen Emotionen

als besonders var ianzstark. Insbesondere die Freude am Autofahren qualifiziert sich

zumeist an vorderster Stelle (für beide Bereitschaftskriterien und die Autonutzung auf

Kurzstrecken beispielsweise als erster Prädiktor). Die Aufnahme der Emotionsprädikto-

ren in die Gleichungsmodelle läßt die aufgeklärte Varianz für alle Kriterien nochmals

deutlich ansteigen, beispielsweise auf R2 = .76 für die Autonutzung auf Strecken über 1

km, R2 = .66 für die Busnutzung auf Strecken über 5 km und R2 = .46 für die Radnutzung

über 5 km.
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Zur Vorhersage der  Verkehrsmittelnutzung können im Vergleich zu den Regressions-

anlysen mit den situationsbezogenen Kognitionen und den Gerechtigkeitsurteilen (vgl.

Tabelle 46) die Emotionsprädiktoren die vormals signifikanten Gerechtigkeitsprädiktoren

substituieren. Lediglich für die Auto- und Busnutzung kann sich jeweils ein Gerechtig-

keitsprädiktor qualifizieren, während für alle anderen Verkehrsmittelnutzungen nur situa-

tionsbezogenen Kognitionen und Emotionen in die Regressionsgleichungen aufgenom-

men werden können. Damit ergeben sich für die Verkehrsmittelnutzung sehr hohe Vari-

anzaufklärungen alleine mit dem Set der situationsbezogenen Prädiktoren. Exemplarisch

ist in das Vorhersagemodell der Autonutzung auf Strecken über 1 km aufgeführt (vgl.

Tabelle 50).

Tabelle 50: Multiple Regression der Autonutzung auf Strecken über 1 kmauf die Ge-
rechtigkeitsurteile und die situationsbezogenen Kognitionen und Emotio-
nen

Autonutzung über  1 km   R2  b SE b beta   r F SigF

Verfügbarkeit eines Autos .59 .47 .03 .51 .76 225.06 .00

Freude: Auto .73 .30 .05 .26 .73 35.57 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl) 1)

.74 –.09 .03 –.10 –.46 10.29 .00

Ärger: Rad/Gehen .75 .17 .04 .13 .50 14.97 .00

Freude: Bus/Bahn .76 –.14 .05 –.11 –.55 9.15 .00

Anbindung an das Straßennetz .76 –.14 .06 –.07 –.22 5.34 .02

(Constant) 2.29 .44

F Gesamt = 167.04 Sig (F) = .00 df = 6/310 1) Einzelitem

Die Varianzaufklärung im Vergleich zum gleichen Regressionsmodell ohne Emoti-

onsprädiktoren (vgl. Tabelle 48) steigt noch einmal deutlich von R2 = .70 auf R2 = .76.

Zugunsten der Emotionsprädiktoren Freude am Autofahren (b = .30), Freude am Busfah-

ren (b = –.14) und Ärger beim Gehen bzw. Radfahren (b = .14) werden die Anbindung an

das Netz des öffentlichen Verkehrs, die wahrgenommenen Unfallgefahr am eigenen

Wohnort und die Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte aus dem Prä-

diktorenset entfernt. Im Vergleich zum Bezugsmodell bleibt der Einfluß des zweiten Ge-

rechtigkeitsprädiktors (Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Verzichte mit dem Argu-

ment des Primats des gemeinwohl über Eigeninteressen) erhalten (b = –.09). Ebenso kön-

nen die wahrgenommene Anbindung an das Straßennetz (b = –.14) und die Verfügbarkeit

eines Autos im Vorhersagemodell belassen werden. Dabei verliert die Verfügbarkeit eines
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Autos nicht den Rang des einflußstärksten Prädiktors und qualifiziert sich mit einem b-

Gewicht von .47 an erster Stelle.

Damit qualifizieren sich auf seiten der situationsbezogenen Kognitionen jene beiden Prä-

diktoren erneut, deren b-Gewichte und auch bivariate Korrelationen bereits im Bezugs-

modell auf eine substantielle Prädiktionskraft hinweisen konnten.

Bei der Bereitschaftsvorhersage behaupten die Gerechtigkeitsurteile ihre Position im Set

der signifikanten Prädiktoren und die situationsbezogenen Emotionen drängen einige der

situationsbezogenen Kognitionen aus dem Prädiktorenset. Dies zeigt exemplarisch die

Vorhersage der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs. (vgl.

Tabelle 51).

Tabelle 51: Multiple Regression der Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des
Autoverkehrs auf die Gerechtigkeitsurteile und die situationsbezogenen
Kognitionen und Emotionen

Einschränkung des Autoverkehrs   R2  b SE b beta   r F SigF

Freude: Auto .48 –.22 .04 –.26 –.69 33.09 .00

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw.
Verbote (Argumente: effektiver Umweltschutz, Wahrung
des Gleichheitsprinzips: Vermeidung von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.62 .18 .03 .24 .58 43.02 .00

Freude: Bus/Bahn .67 .26 .04 .26 .67 35.84 .00

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
bzw. Verbote (Argumente: Einschränkung von Entschei-
dungsfreiheit, Verletzung des Gleichheitsprinzips resp.
Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit
von Belastungen einzelner)

.70 –.16 .03 –.18 –.56 23.11 .00

Unfallgefahren für Fußgänger und Radfahrer .70 .07 .03 .08 .41 6.33 .01

Verfügbarkeit eines Autos .71 –.06 .03 –.09 –.53 6.30 .01

Freude: Rad/Gehen .71 .09 .04 .08 .51 4.31 .04

(Constant) 3.25 .31

F Gesamt = 109.75 Sig (F) = .00 df = 7/309

Im Vergleich zum gleichen Regressionsmodell ohne Emotionsprädiktoren (vgl. Tabelle

47) werden die Anbindung an das Straßennetz und die Verfügbarkeit eines Rads aus dem

Prädiktorenset entfernt. Im Vergleich zum Bezugsmodell bleibt der Einfluß der wahrge-

nommenen Unfallgefahr und der Verfügbarkeit eines Autos erhalten. Wie bereits zur

Vorhersage der Autonutzung können sich auf seiten der situationsbezogenen Kognitionen

damit abermals diejenigen Prädiktoren durchsetzen, deren b-Gewichte und bivariate Kor-
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relationen im Bezugsmodell auf eine substantielle Prädiktionskraft hinweisen konnten.

Konnten im Bezugsmodell beide Gerechtigkeitsprädiktoren an erster bzw. zweiter Stelle

aufgenommen werden, wird bei Einbezug der Emotionsprädiktoren die Freude am Auto-

fahren mit negativer Gewichtung an erster und die Freude beim Busfahren mit positivem

Gewicht an dritter Stelle in die Gleichung aufgenommen und die Gerechtigkeitsurteile

qualifizieren sich an zweiter bzw. vierter Stelle. Die Varianzaufklärung steigt noch ein-

mal deutlich von R2 = .59 auf R2 = .71.

Zusammenfassend belegen die gemeinsamen Analysen der Gerechtigkeitsurteile und der

situationsbezogenen Kognitionen sowie Emotionen die Bedeutsamkeit der drei Prädikto-

renklassen. Insbesondere der Einfluß der Gerechtigkeitsurteile über Verkehrspolitiken auf

die Zustimmungsbereitschaften und die Verkehrsmittelnutzung ist durch die „harte

Testung“  im diskriminativen Vergleich mit den bereits in verschiedenen Untersuchungen

bedeutsamen situativen Kognitionen und Emotionen salient (vgl. Becker & Kals, 1997).

Die unter besonderer Beachtung der Situationsprädiktoren durchgeführten Analysen zei-

gen weiterhin, daß sich im Kontrast zu früheren Untersuchungen (vgl. Becker, 1994) die

vergleichsweise schlechtere Vorhersagbarkeit der Bereitschaftskriterien durch situations-

bezogene Prädiktoren zugunsten einer für beide Kriteriumsklassen gleichermaßen hohen

Varianzaufklärung verbessert. Dennoch kann die bessere Vorhersagekraft insbesondere

situationsbezogener Kognitionen (wie die Verfügbarkeit eines Autos) für die tatsächliche

Verkehrsmittelnutzung im Vergleich zur Vorhersage der Bereitschaftskriterien auch in

der vorliegenden Studie bestätigt werden.

Im einzelnen können die Verfügbarkeit eines Autos und die schlechte Anbindung an das

Netz des öffentlichen Verkehrs als förderliche Bedingungen der Autonutzung und der

entsprechende Zustimmungsbereitschaft zur Autoförderung repliziert werden. Gleiches

gilt für die Freude beim Autofahren, die sich bereits in der Studie ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr als sehr starke Barriere der Nutzung alternativer Ver-

kehrsmittel herausstellte (vgl. Becker, 1994) und auch in der aktuellen Studie einen über-

ragenden Einfluß auf nahezu alle Kriterien besitzt. Darüber hinaus können sich zusätzlich

nahezu alle anderen neu untersuchten situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen in

der einen oder anderen Gleichung qualifizieren. So qualifiziert sich beispielsweise die

wahrgenommene Unfallgefahr für Fußgänger und Radfahrer als situative Barriere der

Nutzung alternativer Verkehrsmittel und der Bereitschaft zur Förderung des Autoverkehrs

und fördert gleichzeitig die Bereitschaft zu dessen Einschränkung. Vergleichsweise ein-



GERECHTIGKEITSURTEILE UND SITUATIONSBEZOGENE KOGNITIONEN UND EMOTIONEN

233

flußmächtiger sind jedoch die bereits in der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im

Straßenverkehr“  bedeutsamen Situationsprädiktoren.

Überraschend gering ist der Einfluß der subjektiv wahrgenommenen Kosten, die mit der

Nutzung der unterschiedlichen Verkehrsmittel verbundenen sind. Diese können in den

wenigsten Regressionsmodellen einen substantiellen Beitrag zur Varianzaufklärung bei-

steuern.

Die Qualifikationsmuster der Situationsprädiktoren bestätigen insgesamt die Bedeutsam-

keit verkehrsmittelspezifischer situativer Bedingungen. Deren emotionale Bedeutung, die

zunächst nur für die Freude am Autofahren nachgewiesen war, bestätigt sich auch für die

erlebte Freude und den erlebten Ärger bei der Nutzung von Bus und Bahn, der Radnut-

zung und dem Zufußgehen. Dabei erweist sich der in den verkehrsmittelspezifischen Nut-

zungssituationen erlebte Ärger tendenziell als vergleichsweise weniger bedeutsam als die

dort erlebte Freude.

9.7 Zusammenfassende Bewertung der Analysen zu
den Gerechtigkeitsüberzeugungen und den situa-
tionsbezogenen Kognitionen und Emotionen

Aus dem Gesamtbild der  Analysen der Gerechtigkeitsbewertungen auf der Ebene der

Variablenausprägung und der einfachen bzw. multiplen Zusammenhänge fügt sich ein

weiterer Stein in das Mosaik eines Wertepluralismus der individuellen Mobilitätsent-

scheidungen. Die recht eindeutigen Zusammenhangsmuster zwischen Werturteilen und

Gerechtigkeitsüberzeugungen und die individuelle Varianz der Gerechtigkeitsurteile zei-

gen zusammengenommen, daß Kosten und Nutzen von Maßnahmen zur Einschränkung

des Autoverkehrs keine objektiven Größen, sondern von individuellen Wertepräferen-

zen abhängige soziale Konstruktionen bilden (vgl. auch Montada, 1999).

Neben dem Argument der Wahrung individueller Entscheidungsfreiheiten ist es vor al-

lem das Argument der Wahrung sozialer  Gerechtigkeit bei der  Ver teilung der  Kosten

umweltschützender Maßnahmen zur Einschränkung des Verkehrs, das eine hohe Zu-

stimmung findet und die Bedeutsamkeit eines effektiven Umweltschutzes dominiert.

Die Wirksamkeit der hier in Form von Gerechtigkeitsargumenten gefaßten Werte und

Ziele auf die gemessenen Handlungs- und Bereitschaftskr iter ien ist ebenfalls klar be-

legt. Für die Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung des Autoverkehrs
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dominiert das Umweltschutzargument. Die mit dem Umweltschutz konkurrierenden, auf

das Gemeinwohl bezogenen ökonomischen Argumente und die selbstbezogenen, auf die

Vermeidung individueller Nachteile bezogenen Werteargumente sind vergleichsweise

varianzstärker zur Erklärung der Zustimmung zu Maßnahmen, die den Autoverkehr  för-

dern. In weiteren Untersuchungen erscheint es daher vielversprechend, den Kreis der zur

Einschätzung der Gerechtigkeit von Politiken herangezogenen Werte und Ziele zu erwei-

tern, um die Befunde zum Einfluß des existierenden Wertepluralismus auf die Gerechtig-

keitsbewertungen zu vertiefen.

In der vergleichenden Analyse situationsbezogener und gerechtigkeitsbezogener

Barr ieren der Einschränkung des Autoverkehrs und der Nutzung alternativer Verkehrs-

mittel konnten die differentielle Wirksamkeit situationsspezifischer und situationsüber-

greifender Überzeugungen überprüft werden. Die situationsübergreifenden Urteile über

die Gerechtigkeit von Umweltpolitiken besitzen eine vergleichsweise geringere Aufklä-

rungskraft für die Verkehrsmittelnutzung, klären jedoch bedeutsame Varianzanteile der

Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen.

In Einklang mit den Ergebnissen der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßen-

verkehr“  (Becker, 1994) besitzen die situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen

(insbesondere die hohe Verfügbarkeit eines Autos, die wahrgenommene schlechte Anbin-

dung an das Netz des öffentlichen Verkehrs und die Freude am Autofahren) einen ver-

gleichsweise höheren Einfluß auf die Verkehrsmittelnutzung als auf die Zustimmung zu

autofördernden bzw. einschränkenden Maßnahmen.

Singuläre Mobilitätsentscheidungen, etwa zur Nutzung des Autos können nicht nur durch

verkehrsmittelspezifische situationsbezogene Kognitionen und Emotionen vorhergesagt

werden (z.B. Vorhersage der Autonutzung durch hohe Freude bzw. geringen Ärger beim

Autofahren). Vielmehr existieren signifikante Effekte bezüglich der jeweiligen Kriterien

unspezifischer Situationsprädiktoren (z.B. fördert Freude beim Busfahren die Zustim-

mung zur Einschränkung des Autoverkehrs und wirkt als Barriere der Autonutzung).

Die Befundlinien bestätigen, daß sowohl subjektive Überzeugungen zur Gerechtigkeit

unterschiedlicher Umweltpolitiken als auch die subjektive Wahrnehmung unterschiedli-

cher situativer Bedingungen und deren emotionale Bewertungen einen Einfluß auf die

Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschränkung bzw. Förderung des

Autoverkehrs und die Nutzungshäufigkeit unterschiedlicher Verkehrsmittel besitzen.
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10 Anwendungsbezogene Analyse demogra-
phischer Variablen

Der folgende Abschnitt ist der Ableitung konkret anwendungsbezogener Erkenntnisse

anhand der erfaßten demographischen Variablen gewidmet. In der sorgfältigen Analyse so-

ziodemographischer Variablen und ihrer Zusammenhänge zu den untersuchten psychologi-

schen Variablen soll nach Anhaltspunkten für die Planung populationsspezifischer Inter-

ventionsprogramme oder pädagogischer Maßnahmen gesucht werden. So sollten sich bei-

spielsweise aufgrund der Daten Aussagen darüber treffen lassen, welche spezifischen Bar-

rieren der Entscheidung für öffentliche Verkehrsmittel bei bestimmten Bevölkerungsgrup-

pen zu erwarten sind. Die interessierende Fragestellung dabei lautet: Gibt es populations-

spezifische Konfigurationen psychologischer  Var iablen, die bei der  Planung entspre-

chender Interventionsprogramme berücksichtigt werden sollten?

Diese Fragestellung wird anhand der populationssegmentierenden soziodemographischen

Variablen „Alter“ , „Geschlecht“ , „Bildung“, „Existenz eigener Kinder“  und der verkehrs-

spezifischen demographischen Variable „Berufliche Beschäftigung mit dem Autoverkehr“

strukturiert und spezifiziert. Zur Beantwortung dieser übergreifenden Fragestellung müssen

jedoch zunächst jene Variablen identifiziert werden, die bezüglich möglicher Interventi-

onsmaßnahmen bedeutsam erscheinen. Da diese Bedeutsamkeit a priori entsprechend des

eigenen Modells für alle Gruppen von Prädiktorvariablen angenommen wird, sollen exem-

plar ische Variablen aus allen Prädiktorengruppen ausgewählt und hinsichtlich ihrer Zu-

sammenhänge mit den soziodemographischen Variablen überprüft werden: Empörung

über die Dominanz verkehrsbezogener Werte (exemplarisch für die Gruppe der werte-

bezogenen Emotionen und Kognitionen), alle Gerechtigkeitsüberzeugungen sowie

Freude und Ärger  bei der  Verkehrsmittelnutzung (aus der Gruppe der situationsbezo-

genen Kognitionen und Emotionen).

Eingebettet in diese anwendungsbezogene Fragestellung werden spezifische Hypothesen

getestet, die sich auf die Replikation vorliegender Befunde beziehen und die zum Teil aus

dem Bereich der Mobilitätsentscheidungen aber auch aus anderen Bereichen umweltrele-

vanten Verhaltens vorliegen (vgl. Kap. 5.2.4).

1. Kann der positive Zusammenhang der Altersvariable mit der Bereitschaft, verkehrspo-

litischen Entscheidungen zur Förderung des Autoverkehrs zuzustimmen und der priva-
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ten Verkehrsmittelentscheidung für das Auto bestätigt werden? Besteht umgekehrt ein

negativer Zusammenhang zwischen Alter und der Zustimmungsbereitschaft zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs und der Nutzung alternativer Verkehrsmittel? Steigt mit

dem Alter die wahrgenommene Einschränkung der individuellen körperlichen Voraus-

setzungen zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und bietet dieser Zusammenhang

eine Erklärungsmöglichkeit für die erwartete geringere Nutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel durch ältere Menschen?

2. Bestätigt sich die Annahme eines positiven Zusammenhangs zwischen der Schulbil-

dung und einer hohen Akzeptanz des Umwelt- und Naturschutzes für verkehrspoliti-

sche und private Mobilitätsentscheidungen, der Bereitschaft verkehrspolitische Ent-

scheidungen zur Einschränkung des Autoverkehrs zu unterstützen und der privaten

Verkehrsmittelentscheidung für alternative Verkehrsmittel?

3. Bewirkt die Existenz eigener kleiner Kinder die erwarteten differentiellen Zusammen-

hangsmuster bezüglich politischer versus privater Entscheidungen: Geht mit der Exi-

stenz von Kleinkindern zwar einerseits eine hohe Akzeptanz des Umwelt- und Natur-

schutzes bei verkehrspolitischen Mobilitätsentscheidungen und eine hohe Zustimmung

zu verkehrspolitischen Entscheidungen zur Einschränkung des Autoverkehrs einher,

bewirkt aber andererseits diese Existenz auf der Ebene der privaten Entscheidungen ei-

ne vergleichsweise hohe Akzeptanz der Verkehrssicherheit und eine Dominanz der

hoch mit der Verkehrssicherheit in Einklang bewerteten Nutzung des Autos?

Die anwendungsbezogenen Analysen werden im Rahmen dieser Arbeit exemplarisch an-

hand der Altersvariable ausführlich dokumentiert und für die weiteren demographischen

Variablen am Ende dieses Abschnitts kurz zusammengefaßt.

10.1 Alter im Kontext von Mobilitätsentscheidungen

Die spezifischen Hypothesen zum Zusammenhang der  Altersvar iable mit den Hand-

lungskr iter ien und Zustimmungsbereitschaften können aufgrund der vorliegenden Da-

ten nur teilweise bestätigt werden.

Wie Tabelle 52 zeigt, kann der erwartete Zusammenhang der Altersvariable mit der Bereit-

schaft, verkehrspolitischen Entscheidungen zur Förderung bzw. Einschränkung des Auto-

verkehrs zuzustimmen, nur eingeschränkt bestätigt werden. Mit zunehmendem Alter

wächst die Zustimmung zur  Förderung des Autoverkehrs. Dieser Zusammenhang ist
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zwar statistisch bedeutsam (p < .01), aber mit r = .17**  numerisch gering. Ebenso nume-

risch gering und darüber hinaus lediglich auf dem 5%-Niveau signifikant ist der Zusam-

menhang des Alters der Probanden mit der Zustimmung zur Einschränkung des Autover-

kehrs. Diese sinkt tendenziell mit zunehmendem Alter (r = –.10*).

Tabelle 52: Korrelationen der Altersvariable mit den Zustimmungsbereitschaften zu
verkehrspolitischen Entscheidungen

Alter

Zustimmungsbereitschaft zur Förderung des Autoverkehrs .17**

Zustimmungsbereitschaft zur Einschränkung des Autoverkehrs –.10*

Wahrgenommene körperliche Voraussetzungen zum Radfahren und Gehen –.21**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Der erwartete positive Zusammenhang zwischen Alter  und der  Autonutzung ist zwar

in seiner Richtung erwartungskonform (r = .09 auf Langstrecken und r = .08 auf Kurzstrek-

ken), aber statistisch unbedeutsam (vgl. Tabelle 53). Auch für die Verkehrsmittel des öf-

fentlichen Verkehrs und das Gehen existieren keine bedeutsamen Zusammenhänge mit der

Altersvariable. Den einzig bedeutsamen Zusammenhang zwischen Verkehrsmittelwahl

und Alter besitzt die Radnutzung. Je älter  die Probanden sind, desto weniger  häufig be-

nutzen sie ein Rad. Dies gilt sowohl für Entfernungen unter einem Kilometer als auch für

weitere Strecken ( r = –.21**).

Tabelle 53: Korrelationen der Altersvariable mit der Verkehrsmittelnutzung

Langstrecken Kurzstrecken

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Flug-
zeug

Auto Bus/
Bahn

Fahr-
rad

Gehen Gehen
a)

Alter .09 .03 –.21** –.07 .10* .08 –.04 –.21** –.02 –.08

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)     a) mittlere Entfernungen zwischen 1 km und 10 km

Mit r = –.21**  erwartungsgetreu fällt der Zusammenhang des Alters mit den wahrge-

nommenen körper lichen Voraussetzungen zum Radfahren und Gehen aus. Wird die-

ser Zusammenhang aus der negativen Korrelation der Radnutzung mit dem Alter auspar-

tialisiert, sinkt diese auf r = –.16**  (lange Strecken) bzw. r = –.13**  (kurze Strecken). Da-

mit kann ein Teil der geringeren Radnutzung älterer Menschen auf die durch diese wahrge-

nommenen Defizite in den körperlichen Voraussetzungen zurückgeführt werden.
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Mit zunehmendem Alter steigt die Empörung über die Verletzung der mit Umweltschutz

konkurrierenden Werte (r = .21**); die Empörung über die Verletzung von Umwelt- und

Naturschutz sowie der Verkehrssicherheit besitzen keinen signifikanten Zusammenhang

mit dem Alter (vgl. Tabelle 54). Eine Ausnahme bildet die Empörung über zuwenig um-

weltorientierte Verkehrstechnologieforschung, die mit zunehmendem Alter sinkt (r = –

.14**).

Tabelle 54: Korrelationen der Altersvariable mit den wertebezogenen Emotionen

Wertebezogene Emotionen:
Empörung über  die Ver letzung von Werten

Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit, soziale und hedonisti-
sche Werte bei Entscheidungen von Bürgern, Staat und Wirtschaft

.21**

Umwelt- und Naturschutz bei Entscheidungen von Autofahrern, Staat und Wirtschaft .04

Verkehrssicherheit bei Entscheidungen von Autofahrern, Staat .05

Fahrfreude und Kommunikationsmöglichkeiten bei politischen Entscheidungen zum öffentli-
chen Verkehr

.13*

Umweltschutz in der Verkehrstechnologieforschung –.14**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (2-seitig)

Die korrelativen Befunde der  Gerechtigkeitsur teile über Verkehrspolitiken mit der Al-

tersvariable sind insgesamt numerisch gering und nur dann statistisch bedeutsam, wenn der

effiziente Umweltschutz unter Vermeidung von Trittbrettfahrern als Argument genutzt

wird. Mit zunehmendem Alter sinkt die wahrgenommene Gerechtigkeit einer Politik der

Verbote und es steigt die wahrgenommene Ungerechtigkeit einer Politik der Appelle (je-

weils gestützt durch das Umweltschutzargument).

Interessanterweise werden damit beide in den Items formulierte Politiken - Verbote zur

Erzwingung von Autoverzichten bzw. Appelle zu freiwilligen Verzichten - genau dann

tendenziell negativ beurteilt, wenn Argumente des Umweltschutzes verwendet werden.

Werden andere Argumente zur Stützung des Gerechtigkeitsurteils herangezogen, wie bei-

spielsweise Aspekte der Entscheidungsfreiheit oder der Ökonomie, finden sich keine Zu-

sammenhänge zur Altersvariable (vgl. Tabelle 55).
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Tabelle 55: Bivariate Korrelationen der Altersvariable mit den Gerechtigkeitsüberzeu-
gungen

Gerechtigkeitsüberzeugungen

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote (Argumente: effektiver
Umweltschutz, Wahrung des Gleichheitsprinzips: Vermeidung von Vorteilsnahmen durch
„ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

–.19**

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote
(Argument: Gemeinwohl vor Eigenwohl)

–.02

Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Argumente: ineffektiver Umweltschutz, Gleichheitsprinzips: Möglichkeit von Vorteilsnahmen
durch „ Trittbrettfahrer/Umweltsünder“ )

.14**

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte bzw. Verbote (Argumente: Ein-
schränkung von Entscheidungsfreiheit, Verletzung des Gleichheitsprinzips resp. Paretos
Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Möglichkeit von Belastungen einzelner)

.04

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Argumente: Vermeidung ökonomischer Risiken, Gewährleistung von Entscheidungsfreiheit,
Wahrung des Gleichheitsprinzips resp. Paretos Kriterium für „ Umweltwohlstand“ : Vermei-
dung von Belastungen einzelner)

.03

* .01 < p < .05 ** p < .01 (2-seitig)

Dieser Befund erscheint zunächst widersprüchlich, da das Argument eines effektiven Um-

weltschutzes einerseits akzeptiert wird, um Appelle abzulehnen („effektiver Umweltschutz

ist durch Appelle zum Autoverzicht nicht zu realisieren“), andererseits zurückgewiesen

wird, um Verbote zum erzwungenen Autoverzicht abzulehnen (effektiver Umweltschutz ist

durch Verbote realisierbar“ ). Möglicherweise werden mit zunehmendem Alter in irgendei-

ner Weise mit dem Umweltschutz verknüpfte Einschränkungen der Autonutzung abge-

lehnt, unabhängig davon, durch welche Politik diese realisiert werden sollen. Die Tatsache,

daß die mit anderen Argumenten gestützten Gerechtigkeitsurteile keinen Zusammenhang

mit dem Alter besitzen, stützt die Erklärung indirekt.

Insgesamt betrachtet, können die gemessenen Gerechtigkeitsurteile als eher altersunab-

hängig bezeichnet werden. Die vorliegenden widersprüchlichen Korrelationen sind zwar

statistisch bedeutsam, aber numerisch gering und darüber hinaus singuläre empirische Be-

obachtungen. Entsprechend können aus den Befunden keine Schlüsse für die Planung von

Interventionen gezogen werden.

Die Zusammenhänge der  situationsbezogenen Emotionen mit der  Altersvar iable ver-

deutlichen, daß das emotionale Erleben von Mobilität nur wenig altersspezifische Varianz

besitzt (vgl. Tabelle 56). Eine Ausnahme bildet das Erleben von Stress und Zeitverlust

beim Autofahren. Ältere Menschen ärgern sich signifikant weniger häufig über Zeitverlust

und Stress beim Autofahren. Möglicherweise deshalb, weil sie mehr Zeit zur Verfügung

haben. Alle anderen Befunde sind numerisch gering und selten signifikant. Aufgrund der
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zumeist negativen Korrelationen kann allenfalls der Schluß gezogen werden, daß für ältere

Menschen die Verkehrsmittelnutzung tendenziell generell weniger Anlaß zu Ärger dar-

stellen.

Tabelle 56: Bivariate Korrelationen der Altersvariable mit den situationsbezogenen
emotionalen Bewertungen

Situationsbezogene emotionale Bewer tungen Alter

Freude beim Autofahren .05

Freude beim Bus- und Bahnfahren .01

Freude beim Radfahren und Gehen –.11*

Ärger beim Autofahren: Zeitverlust und Stress –.24**

Ärger beim Radfahren und Gehen –.08

Ärger beim Bus- und Bahnfahren –.13*

Ärger beim Radfahren und Gehen: über Unfallgefahr durch Autofahrer –.13*

* .01 < p < .05 ** p < .01 (2-seitig)

Im Gesamtbild stehen die Ergebnisse bezüglich der erwarteten Zusammenhänge der Al-

tersvariable zwar in ihrer Tendenz im Einklang mit den a pr ior i formulier ten Hypothe-

sen, lassen sich jedoch nur teilweise in ausreichendem Maße statistisch absichern. Für die

vorliegende Stichprobe gilt lediglich, daß ältere Menschen eher bereit sind, politischen

Maßnahmen zur Förderung des Autoverkehrs zuzustimmen und bei der Beurteilung von

Umweltpolitiken dem Umweltschutzargument weniger Bedeutsamkeit beimessen als po-

tentiell mit Umweltschutz konkurrierenden Werten wie Entscheidungsfreiheit und Ökono-

mie. Der Gesundheitszustand als moderierende Variable einer umweltverträglichen Ver-

kehrsmittelnutzung durch ältere Menschen kann lediglich für die Radnutzung bestätigt

werden, die bei älteren Probanden geringer ist als bei jüngeren.

Die Befunde sind vor allem für die Planung von Interventionsprogrammen zur Förde-

rung umweltschonender Mobilität bei älteren Menschen relevant. Für diese Altersgruppe

spezifizierte Programme sollten in besonderer Weise berücksichtigen, daß die Verletzung

der mit Umweltschutz konkurrierenden Werte, wie Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförde-

rung, Arbeitsplatzsicherheit und Entscheidungsfreiheit, durch eine Einschränkung des Au-

toverkehrs Anlaß für Reaktanz gegenüber umweltgerechten Mobilitätsentscheidungen zur

Einschränkung des Autoverkehrs darstellen können. Diese Argumente sollten ausreichend

gewürdigt und gegen die Interessen des Umweltschutzes abgewogen werden. Darüber hin-

aus sollte bei der Gestaltung von Fuß- und Radwegen bedacht werden, daß diese auch den
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Bedürfnissen älterer Menschen entsprechen. Konkret könnte dies z.B. in der Beseitigung

oder Vermeidung unfallträchtiger Stellen (etwa Asphaltsprengungen durch Baumwurzeln,

Engpässe durch Bauarbeiten) oder dem Ausbau von Gelegenheiten zur Rast im innerstädti-

schen Bereich auch außerhalb der Fußgängerzonen geschehen.

10.2 Analysen zu Geschlecht, Bildung und Existenz ei-
gener Kinder

Die berechneten bivar iaten Korrelationen von Geschlecht, Bildung und der Existenz ei-

gener Kinder mit den exemplarisch ausgewählten Untersuchungsvariablen (Empörung über

die Dominanz verkehrsbezogener Werte, Gerechtigkeitsüberzeugungen sowie Freude und

Ärger bei der Verkehrsmittelnutzung) zeigen zwar z.T. signifikante, aber fast auschließlich

numer isch ger inge Zusammenhänge. Allenfalls lassen sich für die Bildungsvariable ver-

gleichsweise häufiger signifikante Zusammenhänge beobachten.

Dabei können die Daten die einschlägigen Befunde umweltpsychologischer Forschung für

den Verkehrsbereich ergänzen und differenzieren. Entgegen der Annahme höher ausge-

prägter umweltschützender Kognitionen und Emotionen bei besser Gebildeten zeigen sich

zwar signifikante Korrelationen25, etwa zwischen der Zustimmung zur Einschränkung des

Autoverkehrs und Bildung (r= .12**), diese sind jedoch in der Höhe geringer als die im

Umkehrschluß zu erwartenden negativen Korrelationen der Bildungsvariable mit umwelt-

gefährdenden Kognitionen und Emotionen. So korreliert hohe Schulbildung mit r= –.26**

negativ und vergleichsweise hoch mit der Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs.

Fast ausnahmslos konsistent mit dieser Befundlinie eines höheren negativen Zusammen-

hangs der Bildungsvariable mit umweltschädigenden Kognitionen sind die weiteren signi-

fikanten Zusammenhangsmuster der Bildungsvariable etwa mit der Empörung über die

Verletzung der Werte: Je geringer der Bildungsgrad, desto stärker empören sich die Pro-

banden über die Verletzung jener Werte durch Bürger, Staat und Wirtschaft, die mit Um-

weltschutz konfligieren, wie Mobilitätseffizienz, soziale und hedonistische Werte (r = –

.35**). Kein signifikanter Zusammenhang (r = .09) besteht zwischen der Bildungsvariable

und der Empörung über die Verletzung von Umwelt- und Naturschutz durch Autofahrer,

Staat und Wirtschaft.

25 Berechnet wurde der Korrelationskoeffizient nach Kendall.
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Die Existenz eigener Kinder  „sollte zur Übernahme von Verantwortlichkeit für den

Schutz der Umwelt sensibilisieren, wobei der Effekt desto stärker sein sollte, je jünger die

Kinder sind“  (Kals, 1993, S. 27). Dies konnte in einer ersten empirischen Überprüfung im

Handlungsfeld der Verkehrsentscheidungen zwar für die Bereitschaft, umweltschützenden

politischen Entscheidungen in Form von Verbotsforderungen zuzustimmen in der Tendenz

bestätigt werden, Zusammenhänge mit der Verantwortungsübernahme für den Schutz der

Umwelt bestanden jedoch nicht. Desweiteren konnte in dieser Studie ein der ursprüngli-

chen Erwartung entgegengerichteter signifikant positiver Zusammenhang zwischen der

Existenz eigener Kinder und der Autonutzung beobachtet werden. In der aktuellen Unter-

suchung soll dieser positive Zusammenhang der Existenz eigener Kinder mit umweltschüt-

zenden Bereitschaften auf der einen und umweltgefährdendem Handeln auf der anderen

Seite weiter untersucht werden.

Die Annahme zur Erklärung dieses Befundes geht davon aus, daß die Existenz eigener

Kinder bei der Verkehrsmittelnutzung - und damit der konkreten Betroffenheit eigener

Kinder - eine höhere Gewichtung von Sicherheit im Vergleich zu Umwelt- und Natur-

schutz nach sich zieht.

Wie Tabelle 57 zeigt, können beide Zusammenhangsannahmen nur zum Teil bestätigt wer-

den, denn sowohl bei privaten als auch bei politischen Mobilitätsentscheidungen korreliert

die Existenz eigener Kinder mit „autofreundlichen“  Bereitschaften und Entscheidungen

und einer Dominanz der Verkehrssicherheit im Vergleich zu Umwelt- und Naturschutz.

Auch die Nutzung des Autos korreliert erwartungsgemäß signifikant positiv mit der Exi-

stenz eigener Kinder. Die vermutete Begründung dieses Zusammenhangs kann aufgrund

der aktuellen Daten bestätigt werden. Bei privaten Mobilitätsentscheidungen steigt die Ak-

zeptanz von Sicherheit deutlicher als die Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz mit der

Existenz eigener Kinder.

Nicht bestätigt wird für die vorliegende Stichprobe der erwartete positive Zusammenhang

der Existenz eigener Kinder mit der Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs auf

verkehrspolitischer Ebene. Dieser Befund wird gestützt durch die positive Korrelation der

Existenz von Kindern mit der Akzeptanz von Sicherheit bei politischen Entscheidungen,

während die Akzeptanz von Umwelt und Naturschutz bei politischen Entscheidungen ten-

denziell mit der Existenz von Kindern sinkt.
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Tabelle 57: Korrelation der Existenz eigener Kinder mit der Zustimmungsbereitschaft
zur Einschränkung des Autoverkehrs, der Autonutzung und der Akzeptanz
von Umwelt- und Naturschutz sowie Verkehrssicherheit

Existenz von Kinder Existenz kleiner Kin-
der (< 6 Jahre)

Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs –.09 .05

Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz bei politi-
schen Mobilitätsentscheidungen

–.09* .05

Akzeptanz von Sicherheit bei politischen Mobili-
tätsentscheidungen

.10* –.01

Autonutzung > 1 km .17** –.01

Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz bei privaten
Mobilitätsentscheidungen

.10* .06

Akzeptanz von Sicherheit bei privaten Mobilitätsent-
scheidungen

.20** .05

* .01 < p < .05 ** p < .01 (2-seitig)

Die Befunde zeigen, daß insbesondere für Eltern die Sicherheit ein bedeutsamer Wert im

Bereich der Mobilitätsentscheidungen ist, der mit der vermehrten Nutzung des Autos ein-

hergeht. Die Verknüpfung von Sicherheitsbedürfnissen und Autofahren erscheint jedoch

nicht zwangsläufig. So gibt es auch gute Gründe, gerade auch aus Motiven der Sicherheit,

Kindern so früh wie möglich die Fertigkeiten zur Verkehrsteilnahme als Fußgänger, Rad-

fahrer und Nutzer des öffentlichen Verkehrs zu vermitteln.

So wird als Ursache für die hohen Unfallzahlen bei SchulanfängerInnen (z.B. Flade,

1994b; Flade & Achnitz, 1991) eben diese mangelnde Fertigkeit zur „autolosen“  Ver-

kehrsteilnahme diskutiert. Dies steht im Einklang mit den bereits erwähnten Ergebnissen

einer Studie von Moczek und Rambow (1998), die feststellten, daß die Kindergartenkinder

die Hälfte der Wege im Auto zurücklegen, während die Erstklässler dies nur zu 21% tun.

Ein Drittel der Kindergartenkinder und drei Viertel der ErstklässlerInnen laufen  zu Fuß.

Dies verdeutlicht, daß ein wesentlicher Teil der Kinder bei der Einschulung durch die Ver-

änderung der gewohnten Fortbewegungsart einen Perspektivenwechsel vom Mitfahrer hin

zum aktiven Verkehrsteilnehmer verkraften muß.

Die Nutzung des Autos auf dem Weg zum Kindergarten bewirkt also zum einen eine man-

gelnde Vermittlung notwendiger Fertigkeiten zur Verkehrsteilnahme und damit ein erhöh-

tes Sicherheitsrisiko beim Übergang von der passiven zur aktiven Verkehrsteilnahme. Zum
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anderen belastet die häufige Autonutzung auf dem Kindergartenweg durch das vermehrte

Verkehrsaufkommen in der Nähe des Kindergartens die lokale Luftqualität (durch hohe

Konzentration von Abgasen) und erhöht die Gefahr von Verkehrsunfällen ebendort.

Der Weg zum Kindergarten oder auch der Schulweg kann dabei als prototypisch für die

vielen im Rahmen der Erziehung anfallenden Servicewege (etwa zum Klavierunterricht,

zum Sportverein oder zum Ballettunterricht) gelten. Für alle Servicewege sind neben di-

rekten Folgen für Umwelt und Verkehrssicherheit auch langfristige Folgen der Autonut-

zung denkbar. Diese bestehen beispielsweise in der potentiell mit der Autonutzung auf

Servicewegen verbundenen Gefahr der Sozialisation nachfolgender Generationen zu „Au-

tofahrerInnen“, die das Laufen und Fahrradfahren als mangelhaftes Durchgangsstadium

zum Autofahren erleben.

Die Lösung des beschr iebenen Problems bestünde im Verzicht auf das Auto auf dem

Weg zum Kindergarten und der Bildung von Bringgemeinschaften, in denen die Kinder in

Begleitung von Erwachsenen den Weg zum Kindergarten zu Fuß zurücklegen und „auf

diesem Wege“ die Fertigkeiten zur selbständigen Verkehrsteilnahme, aber auch umwelt-

verträglichere Varianten der Fortbewegung erlernen können.

Das geschilderte Beispiel zeigt, wie Ziele des Umweltschutzes und der Verkehrssicherheit

miteinander verbunden werden können.
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11 Validierungsuntersuchungen

In diesem Kapitel soll die Validität der Daten aus der vorliegenden Studie kritisch be-

leuchtet werden. Neben der bereits in früheren Untersuchungen realisierten Kriteriums-

gruppenvalidierung der Bereitschaftsskalen (vgl. Kals & Montada, 1997; Kals, Becker &

Montada, 1997) und der Überprüfung der Stabilität der faktorenanalytischen Ergebnisse

mittels Kreuzvalidierung, werden einige innovative Validierungsstrategien angewendet,

wie die Konstruktion einer bereichsspezifischen Skala zur Messung sozial erwünschten

Antwortverhaltens und die Überprüfung verschiedener Barrieretypen der Mobilitätsent-

scheidungen durch die Messung von Handlungsbereitschaften bei „ fiktiver Ausräumung“

dieser Barrieren. Weiterhin soll die geringe Bedeutsamkeit der Gruppe selbstbezogener,

individuelle Belastungen repräsentierender Motive, die sich in der Studie „Ökologische

Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  zeigte (vgl. Becker & Kals, 1997), durch die exem-

plarische Messung der persönlichen Betroffenheit von Entscheidungen zur Förderung bzw.

Einschränkung des Autoverkehrs bzw. des öffentlichen Verkehrs validiert werden.

Entsprechend wurden folgenden Fragen zu den Validierungsuntersuchungen formuliert:

1. Kann die Validität der Kriteriumskonstrukte durch Extremgruppenvergleiche bestätigt

werden?

2. Kann die im quasi-experimentellen Ansatz realisierte fiktive Ausräumung von Gerech-

tigkeitsbarrieren, situativen und sozialen Barrieren die Bedeutsamkeit dieser Barrieren

stützen?

3. Besitzt die persönliche Betroffenheit von einer Einschränkung bzw. Förderung be-

stimmter Verkehrsmittel den erwarteten geringen Einfluß auf die individuellen Zu-

stimmungsbereitschaften zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs?

4. Wieweit konnte sozial erwünschtes Antwortverhalten durch die verschiedenen ange-

wandten „primärpräventiven Strategien“  vermieden werden? Gelingen die Konstrukti-

on und Anwendung einer bereichsspezifischen Skala zur Messung sozial erwünschten

Antwortverhaltens für den Bereich des Autoverkehrs?

5. Lassen sich Stabilität und diskriminative Validität der Meßinstrumente durch entspre-

chende faktorenanalytische Verfahren belegen?
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11.1 Extremgruppenvalidierung

Die Kriteriumsvalidität der untersuchten Zustimmungsbereitschaften zur Einschränkung

und Förderung des Autoverkehrs wurde mittels Gruppenvergleichen überprüft (vgl. auch

Kals & Montada, 1994; Lienert, 1989). Zur Gewinnung der entsprechenden Gruppen wur-

den gezielt Mitglieder sogenannter „Kriteriumsgruppen“ rekrutiert, die sich in Institutionen

bzw. Vereinen für die Förderung des Straßenverkehrs einsetzen (z.B. in Motorsportclubs)

oder sich für seinen Abbau engagieren (z.B. in Umweltschutzgruppen wie „Greenpeace“).

Die Mitgliedschaft in diesen Kriteriumsgruppen sollte mit entsprechend hoch bzw. gering

ausgeprägten Bereitschaften zur Einschränkung bzw. Förderung des Straßenverkehrs ein-

hergehen.

Die Mitglieder der beiden Extremgruppen wurden in ihrer Zustimmungsbereitschaft zu

verkehrspolitischen Maßnahmen zur Förderung bzw. zur Einschränkung des Autoverkehrs

mit einer nach den wesentlichen soziodemographischen Variablen parallelisierten Ver-

gleichsstichprobe aus der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe verglichen (vgl. Tabelle

58).

Tabelle 58: Übersicht über die soziodemographische Struktur der Teststichproben

Alter Geschlecht Bildung

AM SD weiblich männlich AM/Md Mo

Motorsportgruppe
(N = 21)

38.91 10.56 3 18 3.95/4.00 5.00

Vergleichsgruppe
(N = 22)

38.50 17.23 3 19 3.73/4.00 5.00

Umweltschutzgruppe
(N = 81)

41.53 16.24 27 54 4.42/5.00 5.00

Vergleichsgruppe
(N = 79)

42.00 15.46 24 55 4.41/5.00 5.00

Die komplexe Validierungshypothese zu den Extremgruppenvergleichen lautet wie folgt:

Die Mittelwerte der Zustimmungsbereitschaften von Mitgliedern in Umweltschutzgruppen

(Auto- und Motorsportclubs) unterscheiden sich signifikant von den Mittelwerten einer

parallelisierten Vergleichsgruppe im Sinne höherer (geringerer) Zustimmung zur Ein-

schränkung und geringerer (höherer) Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs.



VALIDIERUNGSUNTERSUCHUNGEN

247

Zur empirischen Überprüfung dieser Hypothese dient der einseitige t-Test für Mittel-

wertunterschiede, dessen Voraussetzungen bereits in Kap. 6.3 beschrieben und überprüft

sind (vgl. Bauer, 1986; Bortz, 1985).

Die t-Test-Vergleiche der Gruppenmittelwerte erbringen nahezu ausnahmslos erwartungs-

getreue Ergebnisse (vgl. Tabelle 59). Im Vergleich zur parallelisierten Vergleichsgruppe

stimmen Mitglieder von Umweltschutzgruppen verstärkt Maßnahmen zur Einschränkung

des Autoverkehrs zu und lehnen Maßnahmen zu seiner Förderung ab.

Tabelle 59: Unterschiede in den Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen
Maßnahmen zwischen den Mitgliedern von Umweltschutzgruppen und einer
nach Alter, Geschlecht und Schulbildung parallelisierten Vergleichsgruppe
aus der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe (ohne Gruppenmitglied-
schaft)

Umweltschutz-
gruppe

Vergleichs-
gruppe

AM SD AM SD t df

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Förderung
des Autoverkehrs

1.73 .70 2.75 1.14 -6.92** 136.68 1)

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Einschrän-
kung des Autoverkehrs

4.80 .85 3.57 1.08 8.13** 155.16 1)

* .01 < p < .05 ** p < .01

1) t-Wert für heterogene Varianzen wird berechnet

Bei den Mitgliedern von Auto- und Motorsportclubs sind die Mittelwertdifferenzen für die

Zustimmungsbereitschaften zur Einschränkung des Autoverkehrs entsprechend entgegen-

gesetzt gerichtet. Für die Zustimmung zur Förderung des Autoverkehrs hingegen gibt es

keinen signifikanten Unterschied in der Zustimmungsbereitschaft zwischen den Mitglie-

dern von Motorsportclubs und der parallelisierten Vergleichsstichprobe (vgl. Tabelle 60).
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Tabelle 60: Unterschiede in den Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen
Maßnahmen zwischen den Mitgliedern von Umweltschutzgruppen und einer
nach Alter, Geschlecht und Schulbildung parallelisierten Vergleichsgruppe
aus der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe (ohne Gruppenmitglied-
schaft)

Motorsportgruppe Vergleichsgruppe

AM SD AM SD t df

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Förderung
des Autoverkehrs

3.26 .71 3.24 1.00 .09 37.96 1)

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Einschrän-
kung des Autoverkehrs

2.86 .89 3.48 .99 -2.17* 40 2)

* .01 < p < .05 ** p < .01
1) t-Wert für heterogene Varianzen wird berechnet
2) t-Wert für homogene Varianzen wird berechnet

Die Befunde für die Extremgruppen- und Vergleichsgruppenmittelwerte weichen nume-

risch leicht und - im Fall des Tests der Zustimmungsbereitschaft zur Autoförderung anhand

der Motorsportclubs - deutlich von den in Kap. 8.1 dokumentierten Mittelwerten der Mo-

torsportgruppen, Umweltschutzgruppen und der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe ab.

Diese Abweichungen sind zum einen auf die mit der Parallelisierung der Teststichprobe

aus der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe verbundenen Selektionen und zum anderen

auf die Bildung der Teststichproben aus den Stichproben der Gruppenmitglieder zurückzu-

führen. So wurden aus Gründen der Testfairnis Doppelmitgliedschaften in Umwelt- und

Motorsportclubs ausgeschlossen, zusätzliche Engagements zur Förderung der Verkehrssi-

cherheit, die ebenfalls erhoben wurden, bei der Bildung der Teststichproben der „Umwelt-

bzw. Autoaktiven“  jedoch zugelassen. Für die innerhalb der Befunde zu den Zustim-

mungsskalen dokumentierten Gruppenmittelwerte wurden hingegen Mehrfachmitglied-

schaften nicht ausgeschlossen (vgl. die Teilstichproben n1 bis n4 in Abbildung 3).

Die Entscheidung innerhalb der Extremgruppenvergleiche auch diejenigen Probanden in

die Gruppenbildung einzuschließen, die sich laut ihren Selbsteinschätzungen für die Ver-

kehrssicherheit engagieren, wurde aus untersuchungsmethodischen Gründen getroffen und

ist wie folgt begründet:

1. Eine Dezimierung der Teststichprobe der „Motorsportengagierten“  (N = 21) um dieje-

nigen Probanden, die sich gleichzeitig auch für die Verkehrssicherheit engagieren (N =

5), würde bei den festgelegten Fehlerniveaus und gegebenen Standardabweichungen
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eine Vergrößerung des entdeckbaren Mindesteffektes nach sich ziehen (vgl. Bauer,

1986; Bortz, 1985; Pospeschill, 1996).

2. Durch den Einschluß der „Sicherheitsengagierten“  ist theoretisch keine testverfäl-

schende Verzerrungstendenz zu erwarten: Bemühungen zum Schutz der Umwelt und

Natur im Verkehrsbereich haben zumeist auch eine positive Wirkung auf die Ver-

kehrssicherheit (z.B. verkehrsberuhigende Maßnahmen), und für im Motorsport enga-

gierte Personen ist aufgrund der erhöhten Unfallgefahr eine Sensibilisierung für Fragen

der Sicherheit zu erwarten. Somit können sich Mitglieder beider Gruppen durchaus En-

gagements für die Sicherheit zuschreiben, ohne daß diese Zuschreibung einen verfäl-

schenden Einfluß auf die „ ideologische Ausrichtung“  hinsichtlich der Förderung bzw.

Einschränkung des Autoverkehrs haben muß.

Aufgrund der nicht vollständig erwartungsgetreuen Validierungsbefunde auf Gruppenebene

- und hier insbesondere für die Skala zur Förderung des Autoverkehrs - werden diese Be-

funde auf korrelativer Ebene ergänzt. Da die Probanden neben einer Gruppenmitgliedschaft

auch das jeweilige Engagement im Vergleich zu anderen Mitgliedern und eine vorliegende

berufliche Beschäftigung mit der Förderung des Autoverkehrs auf einer sechsstufigen

Skala einschätzen konnten, wurden einfache Produkt-Moment-Korrelationen der Zustim-

mungsbereitschaften mit den Engagements sowie der beruflichen Beschäftigung mit der

Autoförderung berechnet (vgl. Tabelle 61).

Tabelle 61: Korrelationen der Engagements in Umweltschutzgruppen und Auto- und
Motorsportclubs mit den Zustimmungsbereitschaften

Zustimmungsbereitschaft zu ver-
kehrspolitischen Maßnahmen zur

Förderung des Autoverkehrs

Zustimmungsbereitschaft zu ver-
kehrspolitischen Maßnahmen zur
Einschränkung des Autoverkehrs

Engagement zur Förderung des
Auto- und Motorsports

.41** –.26*

Engagement zur Lösung von ver-
kehrsbedingten Umweltproblemen

–.21* .27**

Berufliche Beschäftigung mit der
Förderung des Autoverkehrs

.27** –.37**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Alle berechneten Korrelationen sind in ihrer Richtung erwartungsgetreu und werden als

zusätzlicher  Validitätshinweis für die gemessenen Zustimmungsskalen gewertet. Für die
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sich entsprechende Maßnahmenklasse (Förderung bzw. Einschränkung des Autoverkehrs)

korrelieren die tatsächlichen Engagements und Zustimmungsbereitschaften jeweils auf dem

1%-Signifikanzniveau positiv miteinander, während die zu erwartenden Korrelationen mit

der jeweils inhaltlich gegenläufigen Maßnahmenforderung auf dem 5%-Niveau negativ

korrelieren. Dies bestätigt die faktorenanalytische Bildung zweier Zustimmungsskalen, die

zwar hoch signifikant negativ miteinander korrelieren, sich aber nicht auf einer Dimension

abbilden lassen: Die Bereitschaft verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschränkung des

Autoverkehrs zuzustimmen, muß nicht umgekehrt bedeuten, daß Maßnahmen zur Förde-

rung des Autoverkehrs in gleichem Maße abgelehnt werden.

Zusammenfassend bestätigen die durchgeführten Validierungsuntersuchungen in ausrei-

chendem Maße die Validität der Kriteriumsskalen. Dabei wird nicht übersehen, daß sich

mit einer multimethodalen Validierungsstrategie (etwa über die Durchführung von Inter-

views oder Verhaltensbeobachtung), auf die aus untersuchungsökonomischen Gründen

verzichtet werden mußte, verläßlichere Aussagen über die Validität der gemessenen Zu-

stimmungsskalen treffen ließen.

11.2 Validierung situativer und gerechtigkeitsbezoge-
ner Barrieren der Mobilitätsentscheidungen

In Kapitel 9.6 konnte die Bedeutsamkeit wahrgenommener situativer Bedingungen und

spezifischer Gerechtigkeitsüberzeugungen als varianzstarke Barrieren der Entscheidungen

zugunsten alternativer Verkehrsmittel und der Zustimmung zu verkehrspolitischen Maß-

nahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs regressionsanalytisch bestätigt werden.

Nachfolgend wird versucht, diese Befunde in einem quasi-exper imentellen Ansatz zu va-

lidieren.

Hierzu werden Skalen verwendet, die die Bereitschaft messen, unter der fiktiven Ausräu-

mung von Gerechtigkeitsbarrieren und situativen Barrieren Verkehrsmittel häufiger zu nut-

zen.
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Kasten 24: Faktorenanalyse der Items zur bedingten Bereitschaft zur häufigeren Nut-
zung bestimmter Verkehrsmittel

Für die mit insgesamt 21 Items erfaßten fiktiven Bereitschaften zur  häufigeren Verkehrsmittelnutzung
unter  Ausräumung situativer  und gerechtigkeitsbezogener  Barr ieren wurden a priori zwei mögliche
Dimensionierungsebenen festgelegt: (1) Die verschiedenen Verkehrsmittel (Auto, Bundesbahn, Bus oder
Straßenbahn, Fahrrad, Gehen) und (2) die unterschiedlichen Barrieretypen (Situative Barrieren: Kosten,
Anbindung, Verfügbarkeit, Gesundheit, Unfallgefahren; Gerechtigkeitsbarrieren: Trittbrettfahrer).

Die aufgrund des voreingestellten Eigenwertekriteriums resultierende sechsfaktorielle Lösung (vgl. Ta-
belle 42 im Anhang A) bestätigt beide Dimensionierungen und kann insgesamt 62.7% der Itemgesamtva-
rianz erklären. Da diese Lösung inhaltlich sinnvoll ist und die internen Konsistenzen der Faktoren .80
nicht unterschreiten wird diese Lösung akzeptiert.

Auf dem ersten Faktor laden alle Barrieren zur Nutzung der Bundesbahn und die Items zu Kosten und
Umsteigehäufigkeit beim öffentlichen Nahverkehr. Im zweiten Faktor bündeln sich über alle alternativen
Verkehrsmittel zum Auto hinweg jene Items, in denen das Trittbrettfahrer-Phänomen als Gerechtigkeits-
barriere erfaßt wurde. Ebenso wie die Barrieren der Bahnnutzung fallen alle Items zu den Barrieren der
Autonutzung zusammen und bilden einen dritten Faktor. Die restlichen Faktoren werden jeweils aus zwei
Items zu den körperlichen Voraussetzungen beim Radfahren und Gehen (Faktor 4), zur Anbindung und
Taktfrequenz beim öffentlichen Nahverkehr (Faktor 5) und zur Sicherheit und Qualität des Fuß- und
Radwegenetzes (Faktor 6) gebildet.

Die in den Tabellen 42 bzw. 44 (Anhang A) zusammengefaßten Beurteilungsstatistiken der Faktorenana-
lysen bzw. der Skalenstatistiken bestätigen die Güte der ausgewählten Lösung.

Die Skalen zur differentiellen quasi-experimentellen Variation verschiedener Barrieren der

Situationswahrnehmung und der Gerechtigkeitsüberzeugung bezüglich des „Trittbrettfah-

rer-Phänomens“ (vgl. Kasten 25) bieten die Möglichkeit, die verschiedenen Barrieren über

jeweils sechsstufige Items zu quantifizieren. Nachfolgend wird gezeigt, daß die Bedeut-

samkeit dieser Barriereformen durch differenzierte Korrelationsmuster zwischen Barriere-

formen und fiktiven Bereitschaften validiert werden kann.

Wie in Tabelle 62 deutlich wird, korrelieren die jeweiligen Kategorien der situativen Bar-

rieren und der Gerechtigkeitsbarrieren zumeist genau dann signifikant mit einer Bereit-

schaft zur häufigeren Nutzung eines Verkehrsmittels, wenn sich die Bedingung der häufi-

geren Nutzung auf die Ausräumung der jeweiligen Barrierekategorie bezieht (vgl. die um-

rahmten Korrelationen in Tabelle 62 und Tabelle 63).

Geringe und meist statistisch unbedeutsame Korrelationen bestehen, wenn Barrierekatego-

rie und Bedingungskategorie verschieden sind. Damit kann die Validität der gemessenen

Barrieren im Sinne konvergenter und divergenter Validitätshinweise (im Sinne barrierebe-

zogener Passungen) bestätigt werden. Die Korrelationsmuster sind sowohl für situationsbe-
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zogene als auch gerechtigkeitsbezogene Barrieren gleichermaßen eindeutig im Sinne einer

Stützung der Validitätsaussage.

Tabelle 62: Korrelationen der Barrieren mit den fiktiven Bereitschaften (Teil 1)

Fiktive Bereitschaft zur  häufigeren Nutzung ... des Autos von Bussen des ÖV

bei ...

Barr ieren-Kategor ien

weniger
- Staus

- Kosten

besserer
- Anbindung
- Autoverfüg-

  barkeit

besserer
- Anbindung

- Taktfrequenz

ger inger
- Kosten

besserer
- Anbindung

- Taktfrequenz
- Verläßlichkeit
- Abstimmung

Anbindung an das Straßennetz –.21** –.10* .00

Verfügbarkeit eines Autos –.04 –.04 –.06

Betroffenheit von Verkehrsstaus .19** .06 .11*

Finanzielle Kosten, Autonutzung .09* –.01 –.03

Anbindung an das Verkehrsnetz des ÖV .00 –.25** –.01

Betroffenheit von Verspätungen /Ausfällen, ÖV .04 –.03 .24**

Finanzielle Kosten bei der Nutzung des ÖV .01 .04 .23**

Finanzielle Kosten bei der Radnutzung .12* .07 .09*

Verfügbarkeit eines Rads –.05 .10* .11*

Unfallgefahren, Fußgänger und Radfahrer –.04 .00 .08

Körperliche Voraussetzungen zum Radfahren und
Gehen

–.07 –.01 .01

Anbindung an Rad- und Fußwege .01 –.09* –.02

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(effektiver Umweltschutz, keine Trittbrettfahrer)

.06 .11* .23**

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(Priorität des Gemeinwohls)

–.06 .06 .09*

Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Ap-
pelle (ineffektiver Umweltschutz, Trittbrettfahrer)

.14** .07 .13*

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(Arbeitsplatzsicherheit, Freiheit, Mobilität)

.13** –.01 .07

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Wirtschaftsinteressen, Entscheidungsfreiheit, Ver-
meidung von Belastungen einzelner)

.07 –.03 .03

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Sind beispielsweise - als vieldiskutierte situationsbezogene Barr ieren der Nutzung des

öffentlichen Verkehrs - die finanziellen Kosten des ÖV hoch sowie seine Zuverlässigkeit in

der subjektiven Beurteilung unzureichend, steigt die fiktive Bereitschaft zur häufigeren

Nutzung des ÖV, wenn als Bedingung für diese Bereitschaft geringere Kosten und höhere

Verläßlichkeit des ÖV formuliert werden (r = .23**  mit der Barriere hoher finanzieller Ko-

sten des ÖV) (r = .24**  mit der Barriere Betroffenheit von Verspätungen). Die Zusammen-

hänge beider Barrieren mit der Bereitschaft öfter Bus zu fahren bei besserer Anbindung

und Taktfrequenz, sind hingegen nicht signifikant (vgl. Tabelle 63).
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Eine ebenso eindeutige Zuordnung scheint im Bereich des Gehens und des Radfahrens auf:

Bei einer fiktiven Veränderung der Unfallgefahren, der körperlichen Voraussetzungen so-

wie der Anbindung an Fuß- und Radwege, korrelieren die fiktiven Bereitschaften genau

dann auf dem 1-Prozent-Niveau signifikant (jeweils r > .30) mit den situativen Barrieren,

wenn diese inhaltlich entsprechend sind. So korreliert beispielsweise die Bereitschaft, häu-

figer zu Fuß zu gehen und ein Rad zu nutzen, falls es bessere und geschütztere Fahrrad-

und Fußwege gäbe, signifikant positiv (r = .31**) mit der wahrgenommenen hohen Unfall-

gefahr für Fahrradfahrer und Fußgänger am eigenen Wohnort sowie signifikant negativ (r =

–.32**) mit der wahrgenommenen guten Anbindung an Fuß- und Radwege.

Tabelle 63: Korrelationen der Barrieren mit den fiktiven Bereitschaften (Teil 2)

Bedingte Bereitschaft zur  häufigeren Nutzung ... des Rads/des
Gehens

des Rads/des
Gehens

des ÖV/des
Rads/des Gehens

bei ...

Barr ieren-Kategor ien

besseren
körperlichen

Voraussetzungen

ger ingerer
Unfallgefahr

besserem
Netzausbau

gesetzlich er-
zwungenen Au-

toverzichten
aller Bürger

Anbindung an das Straßennetz –.11* –.03 –.05

Verfügbarkeit eines Autos –.02 –.16** –.07

Betroffenheit von Verkehrsstaus .03 .01 .12*

Finanzielle Kosten, Autonutzung .11* –.01 –.00

Anbindung an das Verkehrsnetz des ÖV –.02 .06 .07

Betroffenheit von Verspätungen /Ausfällen, ÖV .04 .12* .05

Finanzielle Kosten bei der Nutzung des ÖV .04 –.02 .01

Finanzielle Kosten bei der Radnutzung .05 .04 .09*

Verfügbarkeit eines Rads –.12* .08 –.02

Unfallgefahren, Fußgänger und Radfahrer .00 .31** .09*

Körperliche Voraussetzungen zum Radfahren und
Gehen

–.37** .05 –.10*

Anbindung an Rad- und Fußwege –.11* –.32** –.02

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(effektiver Umweltschutz, keine Trittbrettfahrer)

.01 .18** .34**

Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(Priorität des Gemeinwohls)

–.02 .10* .30**

Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Ap-
pelle (ineffektiver Umweltschutz, Trittbrettfahrer)

.08 .09 .25**

Ungerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte
(Arbeitsplatzsicherheit, Freiheit, Mobilität)

.06 –.14** –.17**

Gerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle
(Wirtschaftsinteressen, Entscheidungsfreiheit, Ver-
meidung von Belastungen einzelner)

–.00 –.14** –.19**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (1-seitig)

Für die Bereitschaft zur häufigeren Autonutzung lassen sich diese Analogien im Korrelati-

onsmuster in abgeschwächter Form identifizieren. Die Bereitschaft zur häufigeren Auto-

nutzung bei den - faktorenanalytisch gebündelten - Bedingungen weniger Staus, geringere
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Kosten sowie bessere Anbindung an das Straßennetz und höhere Autoverfügbarkeit korre-

liert numerisch zum Teil gering, aber signifikant positiv mit der Betroffenheit von Ver-

kehrsstaus (r = .19**) und hohen Autokosten (r = .09*) sowie negativ mit einer völlig aus-

reichenden Anbindung an das Straßennetz (r = –.21**). Lediglich die wahrgenommene

Verfügbarkeit eines Autos besitzt keinen Zusammenhang mit der fiktiven Bereitschaft

mehr Auto zu fahren. Mit den gemessenen Barrieren einer Nutzung alternativer Verkehrs-

mittel liegen im Sinne einer divergenten Validierung fast immer statistisch unbedeutende

Zusammenhänge mit der Bereitschaft zu vermehrter Autonutzung vor.

Für die Gerechtigkeitsbarr ieren zeigt sich ein paralleles Ergebnismuster. Während die

Korrelationen der fiktiven Bereitschaft zur häufigeren Nutzung der Alternativen des Autos

unter der Bedingung gesetzlich erzwungener Autoverzichte für alle Bürger nur vereinzelt

mit den wahrgenommenen situativen Barrieren auf dem 5-Prozent-Niverau korrelieren,

werden die Zusammenhänge mit den Gerechtigkeitsurteilen durchweg in erwarteter Rich-

tung auf dem 1-Prozent-Niveau signifikant. Die Bereitschaft häufiger zu Fuß zu gehen und

Bus, Bahn und Rad zu nutzen - und häufiger auf das Auto zu verzichten - wenn alle Bürger

gesetzlich zu häufigeren Autoverzichten gezwungen werden, korreliert mit r = .30**  mit

der wahrgenommenen Gerechtigkeit gesetzlich erzwungener Autoverzichte und mit r =

.25**  mit der Ungerechtigkeit freiwilliger Autoverzichte bzw. Appelle. Entgegengesetzt

gerichtet und numerisch etwas geringer sind die Zusammenhänge mit der wahrgenomme-

nen Ungerechtigkeit von gesetzlich erzwungenen Verzichten (r = –. 17**) bzw. Gerechtig-

keit von Appellen (r = –.19**). Dieser differentielle Befund ist möglicherweise mit den

jeweils zur Stützung der Gerechtigkeitsurteile verwendeten Argumente zu erklären. Wäh-

rend die Gerechtigkeit von Gesetzen und die Ungerechtigkeit von Appellen mit dem Ar-

gument einer durch Gesetze vermeidbaren uneingeschränkten Autonutzung durch „Tritt-

brettfahrer“  gestützt wird, ist die Ungerechtigkeit von Gesetzen und die Gerechtigkeit von

Appellen mit der durch Gesetze bedingten Gefährdung von Arbeitsplatzsicherheit, Be-

schneidung von Freiheit und Mobilität argumentativ gestützt. Da die Items zur bedingten

Bereitschaft zur häufigeren Nutzung alternativer Verkehrsmittel die fiktive Bereitschaft zu

dieser vermehrten Nutzung messen, wenn alle Bürger per Gesetz zum Verzicht angehalten

werden, und damit das Trittbrettfahrer-Argument „ausräumen“, besteht für diese Bereit-

schaftskategorie eine inhaltlich engere Anbindung an die Skalen zur Gerechtigkeit von Ge-

setzen bzw. Ungerechtigkeit von Appellen.
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Das Gesamtbild der berechneten Korrelationsanalysen zur Validierung der Gerechtig-

keitsüberzeugungen und der wahrgenommenen situativen Bedingungen als Barrieren eines

Umstiegs auf alternative Verkehrsmittel bestätigt zunächst die angewandte Strategie einer

Formulierung fiktiver Handlungsszenarien, in denen die zu validierenden Barrieren in ei-

nem quasi-experimentellen Design als Handlungsbedingungen eingeführt werden. Im Licht

der durchgeführten regressionsanalytischen Überprüfung der Vorhersagekraft beider Bar-

rierekategorien bestätigen die nahezu für alle Vergleiche erwartungskonformen Korrelatio-

nen der bedingten Handlungskategorien mit den Barrierekategorien i.S. einer multimetho-

dalen Validierungsstrategie die empirische Bedeutsamkeit aller gemessenen Barrierekate-

gorien.

11.3 Validierung selbstbezogener Motive

In diesem Abschnitt soll die Bedeutsamkeit der individuellen Betroffenheit als eine wei-

tere Klasse von Einflußvariablen der Mobilitätsentscheidungen - neben den Werte- und Ge-

rechtigkeitsüberzeugungen und den wahrgenommenen situativen Bedingungen - untersucht

werden. Hier liegen vor allem für die persönliche Betroffenheit von den Folgen des Auto-

verkehrs für die Umwelt und Gesundheit bereits einige Daten aus der Studie „Ökologi-

sche Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  vor (vgl. Becker, 1994; Becker & Kals, 1997).

Während die in dieser Studie gemessene persönliche Betroffenheit von Umweltbelastungen

und Unfallgefahren am eigenen Wohnort die Varianz in den aktuellen Nachteilen des

Autoverkehrs in Form von Umweltbelastungen und Unfallgefahren erfaßt, werden als Ope-

rationalisierungsvariante in der vorliegenden Studie

1. sowohl Nachteile als auch Vorteile des Autoverkehrs operationalisiert;

2. nicht aktuelle, sondern antizipier te Folgen fiktiver Entscheidungen zur  Förderung

bzw. Einschränkung des Autoverkehrs bzw. des öffentlichen Verkehrs abgebildet.

Dabei wird die erlebte Betroffenheit i.S. individueller Kosten und Nutzen durch die Ein-

schränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs mit der Kombination einer geschlossenen

und offenen Antwortform gemessen, in der die offene Kategorie die Richtung der Betrof-

fenheit (Kosten vs. Nutzen) abbildet und die geschlossene sechsstufige Skala das Ausmaß

der Betroffenheit mißt.
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Zusätzlicher Aufschluß über die Validität dieser  Kosten- bzw. Nutzeneinschätzung soll

darüber hinaus durch die spezifische Analyse bestimmter  Teilstichproben gewonnen

werden, die u.a. spezifisch zur Analyse dieses Gesichtspunkts rekrutiert wurden: Mitarbei-

ter in der Automobilindustrie und Mitarbeiter und Besitzer von Fahrschulen. Für Proban-

den beider Gruppen wird angenommen, daß die mit einer potentiellen Einschränkung des

Autoverkehrs antizipierten finanziellen Einbußen bzw. Kosten höher sind, als für die Pro-

banden einer unspezifischen Vergleichsstichprobe, die weder beruflich noch durch private

Engagements mit der Förderung oder Einschränkung des Autoverkehrs zu tun haben.

Die Kontrolle der Daten zu antizipierten Kosten und Nutzen der fiktiven Förderung bzw.

Einschränkung des Autoverkehrs zeigte, daß die Antworten der Probanden nicht eindeutig

im Sinne der geplanten Operationalisierung nach Kosten und Nutzen kategorisiert werden

können, da nur ein geringer Teil der Probanden die offene Antwortkategorie beantwortet

hat, bzw. vollständig beantwortet hat. Aufgrund der Vielzahl fehlender Werte wird deshalb

entschieden, die Analysen an dieser Stelle abzubrechen.

Hinweise zur teilweisen Validierung des Befundes aus der Studie „Ökologische Verant-

wortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) lassen sich jedoch anhand der einbezoge-

nen Teilstichproben der Mitarbeiter in der Automobilindustrie und der Mitarbeiter und Be-

sitzer von Fahrschulen gewinnen. Da lediglich für die Gruppe der Fahrlehrer eine genügend

große Fallzahl vorliegt, wurde diese Gruppe ausgewählt und mit einer nach Alter, Ge-

schlecht und Bildungsstand parallelisierten Stichprobe verglichen (vgl. Tabelle 64).

Tabelle 64: Übersicht über die soziodemographische Struktur der Teststichproben

Alter Geschlecht Bildung

AM SD weiblich männlich AM/Md

Fahrlehrer
(N = 13)

42.46 11.20 2 11 3.08 / 3.00

Vergleichsgruppe
(N = 13)

43.08 17.00 2 11 3.23 / 3.00

Die vergleichende Untersuchung dieser  Teilstichproben fokussiert die subjektive Ein-

schätzung von verkehrsbezogenen Werten und Zielen und die Zustimmung zur Förderung

bzw. Einschränkung des Autoverkehrs. Die Mittelwertvergleiche zeigen lediglich signifi-

kante Unterschiede zwischen den Gruppen für die Zustimmung zu Maßnahmen zur Ein-

schränkung des Autoverkehrs (vgl. Tabelle 65).
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Tabelle 65: Unterschiede in den Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen
Maßnahmen zwischen den Mitgliedern von Umweltschutzgruppen und einer
nach Alter, Geschlecht und Schulbildung parallelisierten Vergleichsgruppe
aus der unspezifischen Gelegenheitsstichprobe (ohne Gruppenmitglied-
schaft)

Fahrlehrer
(12<N<13)

Vergleichsgruppe
(12<N<13)

AM SD AM SD t df

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Förderung
des Autoverkehrs

3.31 .98 2.97 .91 –.90 24

Zustimmungsbereitschaft zu verkehrs-
politischen Maßnahmen zur Einschrän-
kung des Autoverkehrs

2.66 .85 3.83 1.14 2.95** 24

Akzeptanz von Umwelt- u. Naturschutz 4.21 1.79 4.23 1.44 .03 24

Akzeptanz von Wirtschaftsförderung
und Arbeitsplatzsicherheit

3.19 1.88 3.08 1.38 –.18 24

Übereinstimmung:
Auto / Umwelt- und Naturschutz

2.54 1.52 2.38 1.80 –.25 22

Übereinstimmung:
Auto / Wirtschaftsförderung
und Arbeitsplatzsicherheit

4.54 1.22 4.50 1.65 –.07 23

* .01 < p < .05 ** p < .01

Die Fahrlehrer zeigen sich durchschnittlich weniger bereit, einer Einschränkung des Auto-

verkehrs zuzustimmen (AM = 2.66) als die Vergleichsgruppe (AM = 3.83). Beide Gruppen

unterscheiden sich hingegen nicht in der Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz sowie

Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit für individuelle und verkehrspolitische

Mobilitätsentscheidungen. Auch in der wahrgenommenen subjektiven Übereinstimmung

der verkehrspolitischen Entscheidung für das Auto mit Umwelt- und Naturschutz sowie

Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsicherheit unterscheiden sich die Fahrlehrer nicht

von der Vergleichsstichprobe.

Auch wenn die geplante differenzierte Analyse der persönlichen Betroffenheit in Form von

Kosten und Nutzen einer Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs nicht durchge-

führt werden konnte, ergänzen die vorliegenden Gruppenvergleiche die Ergebnisse der

Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) und stützen

den Befund der  untergeordneten Bedeutsamkeit individuell unterschiedlicher  Betrof-

fenheit von verkehrspolitischen Mobilitätsentscheidungen auf die Akzeptanz unter-

schiedlicher Verkehrspolitiken und die Akzeptanz verkehrsbezogener Werturteile. In der

erwähnten Studie konnte die Antizipation eines mit einer Einschränkung des Autoverkehrs
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verbundenen Nutzens durch verbesserte Umweltqualitäten nicht als Motiv für die Bereit-

schaften zur Einschränkung des Autoverkehrs bestätigt werden, da die Varianz in den aktu-

ellen eigenen Belastungen durch die negativen Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Auto-

verkehrs am eigenen Wohnort keinen substantiellen Beitrag zur Erklärung der Engage-

mentbereitschaften und Verbotsforderungen zur Einschränkung des Autoverkehrs leisten

konnten. Die Ergebnisse der Gruppenvergleiche geben erste Hinweise darauf, daß auch an-

tizipierte Kosten einer Einschränkung des Autoverkehrs nur wenig Einfluß auf die Bereit-

schaften zur Einschränkung des Autoverkehrs besitzen und damit auch die Verringerung

eigener finanzieller Einbußen kein bedeutsames Motiv ist.

Der Einzelbefund zur geringeren Einschränkungsbereitschaft der Fahrlehrer bedarf ebenso

einer weiteren Klärung wie die Frage der Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere gesell-

schaftliche Gruppen, für die mit einer Einschränkung des Autoverkehrs potentielle materi-

elle oder immaterielle Kosten verbunden sind.

11.4 Kontrolle sozial erwünschten Antwortverhaltens

Die Kontrolle sozial erwünschten Antwortverhaltens (SE) erfolgt durch Überprüfung der

Zusammenhänge aller gemessenen Skalen mit den beiden Skalen zur „Sozialen Er-

wünschtheit“  (bereichsspezifisch sowie bereichsunspezifisch). Weiterhin werden zur er-

gänzenden Validierung einzelner Skalen, bei denen aufgrund der hohen normativen Rele-

vanz die Gefahr sozial erwünschter Antworttendenzen besonders hoch ist, Partialkorrela-

tionen unter Auspartialisierung der SE berechnet bzw. - auf der Ebene der multiplen Re-

gressionen - die Regression der untersuchten Kriterien auf die SE-Skalen dokumentiert.

Kasten 25: Faktoranalysen der Items zu sozial erwünschtem Antwortverhalten

Die mit insgesamt 21 Items erfaßte Tendenz zu sozial erwünschtem Antwortverhalten ist eindimensional
konzipiert. Diese Eindimensionalität wird bestätigt (vgl. Tab. 40 im Anhang A). Gleichwohl ist auch der
zweite Eigenwert noch größer als eins. Mit Ausnahme dreier Items, die knapp unter .40 laden, sind alle
Itemladungen ausreichend hoch. Trotz der geringen Ladung dieser drei Items wird über alle Items ein ge-
meinsamer Faktor gebildet. Cronbachs Alpha (α = .83) und Split-half-Reliabilitäten über .80 bestätigen
die Güte der Skala.

Die für den Bereich des Straßenverkehrs neu konzipierte eindimensionale SE-Skala ist mit 16 Items weni-
ger umfangreich als die bereichsunspezifische Skala. Da die Analyse über alle Items aufgrund mathemati-
scher Probleme im Zusammenhang mit Inversion der Korrelationsmatrix bei der Faktorenanalyse in SPSS
nicht gelang, wurden sukzessiv verschiedene Items ausgeschlossen, bis eine Inversion gelang (unter Aus-
schluß von Item 11: Auch ich mache gelegentlich Fehler im Straßenverkehr). Der erste Eigenwert ist mit
6.19 nicht ganz so hoch wie in der Analyse der unspezifischen SE-Skala, die einfaktorielle Lösung kann
jedoch mit 37.6% fast 9% mehr Itemgesamtvarianz aufklären. Alle Gütekriterien erreichen Werte über .80
und bestätigen die interne Konsistenz der Skala (vgl. Tab. 40). Da beide SE-Skalen dichotome Antwort-
kategorien besitzen, wurde als Eingabematrix für die Faktorenanalysen eine aus der ursprünglichen Matrix
transformierte polychorische Matrix verwendet. Dazu wurde das PRELIS-Modul des Statistikprogramms
SPSS verwendet.
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Während die zur ergänzenden Kontrolle sozial erwünschten Antwortverhaltens berechne-

ten Regressionsanalysen und Partialkorrelationen jeweils in die Befunddarstellung zu den

einzelnen inhaltlichen Fragestellungen integriert sind, bietet Tabelle 66 eine exemplarische

Auswahl der Korrelationen der inhaltlichen Skalen mit den SE-Skalen.

Tabelle 66: Korrelationen der SE mit exemplarisch ausgewählten inhaltlichen Skalen

SE - unspezifisch SE - Autoverkehr

Bedingte Bereitschaften zur häufigeren Verkehrsmittelnutzung

ÖV: Bei geringeren Kosten, besserer Anbindung,
Taktfrequenz, Verläßlichkeit und Abstimmung

–.08 .01

Bus: Bei besserer Anbindung und Taktfrequenz –.05 –.07

Auto: Bei weniger Kosten und Staus und besserer An-
bindung und Autoverfügbarkeit

.04 .05

Rad/Gehen: Bei entsprechenden gesundheitlichen
Voraussetzungen

.12* .12*

Rad/Gehen: Bei besserem Netz und geringerer Unfall-
gefahr

–.00 –.03

Alle Alternativen bei weniger Trittbrettfahrern .03 .13**

Zustimmungsbereitschaften zu verkehrspolitischen Maßnahmen

zur Förderung des Autoverkehrs .21** .19**

zur Einschränkung des Autoverkehrs –.15** –.06

Werteakzeptanz für private und politische Entscheidungen(kursiv)

Umwelt- & Naturschutz .11* –.17** .19** –.06

Wirtschaftsförderung & Arbeitsplatzsicherheit .27** –.01 .31** .04

Verkehrssicherheit .26** .03 .31** .13**

Mobilitätseffizienz –.03 –.10* –.06 –.12*

Freude & Freiheit –.09 .09* –.11* .07

Komfort .07 .01 –.00 –.09

Fitneß –.01 .05 .03 .09

Individuelle Kostenersparnis .01 –.04 .07 .04

Allgemeine Kostenersparnis .19** –.04 .22** .03

Kontakte .11* –.06 .18** .07

Sozialprestige –.04 .03 –.11* –.00

Verkehrsmittelnutzung auf Kurzstrecken und Langstrecken (kursiv)

Auto .20** .23** .11* .16**

ÖV –.16** –.19** –.10* –.15**

Fahrrad –.06 –.12* –.06 –.10*

Gehen –.07 –.01 –.05 .03

Empörung über Verletzung der Werte

Mobilitätseffizienz, Wirtschaftsförderung und Ar-
beitsplatzsicherheit, soziale und hedonistische Werte

.27** .28**

Umwelt- und Naturschutz –.02 .10*

Verkehrssicherheit .01 .14**

* .01 < p < .05 ** p < .01 (2-seitig)
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Die Kriterien korrelieren mit sozial erwünschtem Antwortverhalten z.T. bivariat signifi-

kant. Die maximale Korrelation beträgt bei den Zustimmungsbereitschaften r = .21**  und

bei den Einschätzungen der Verkehrsmittelnutzung r = .23** . Obwohl einige Korrelations-

koeffizienten statistisch bedeutsam sind, klärt die soziale Erwünschtheit in den multiplen

Regressionsanalysen keine zusätzliche Varianz auf.

Versucht man dennoch eine Interpretation der  Zusammenhangstendenzen, so ließe sich

sozial erwünschtes Antwortverhalten im Bereich der Mobilitätsentscheidungen für die vor-

liegende Stichprobe wie folgt charakterisieren: Sozial eher erwünscht erscheint die weitere

Förderung des für die Mehrzahl der Befragten effizienten Mobilitätsträgers Autoverkehr

und eine hohe Akzeptanz der mit dem Autoverkehr verbundenen Werte Wirtschaftsförde-

rung und Arbeitsplatzsicherheit, Sicherheit und Kostenreduktion. Vorsichtig formuliert

tendiert die gesellschaftliche Handlungsnorm, die sich in den Korrelationen zwischen den

SE-Skalen und Mobilitätsskalen spiegelt eher in Richtung des mit den klassischen rational-

choice Modellen kompatiblen „homo öconomicus“ .

Insgesamt betrachtet können aus den Befunden zu sozial erwünschtem Antwortverhalten

zwei wesentliche Schlußfolgerungen gezogen werden:

1. Die Konstruktion einer neuen Skala zur  Messung sozial erwünschten Antwortver-

haltens im Bereich des Straßenverkehrs kann als erfolgreich gelten: Die Interkorrelation

der SE-Skalen ist mit r = .64 recht hoch. Weiterhin sind die Zusammenhangsmuster beider

SE-Skalen mit den anderen Skalen zumeist gleichgerichtet.

Damit steht eine handlungsfeldspezifische Skala zur Verfügung, die im Vergleich zur

unspezifischen Skala bedeutsame Vorteile bietet: Die Skala beruht auf vergleichsweise ak-

tuellen Normen. Sie steht in einem engen inhaltlichen Zusammenhang mit den anderen

Skalen, wodurch Konfundierungseffekte durch Hypothesenbildung auf seiten der Pro-

banden vermieden werden.

Die Möglichkeit des Einsatzes bereichsspezifischer SE-Skalen sollte für Fragebogenerhe-

bungen in weiteren Handlungsfeldern gleichsam genutzt und weiter überprüft werden.

2. Die geringen Zusammenhänge der SE-Skalen mit den anderen Skalen belegen die

Brauchbarkeit der gewählten Strategie einer pr imärpräventiven Vermeidung sozial er-

wünschten Antwortverhaltens, die über die sekundärpräventive Kontrolle dieser Ant-

worttendenzen hinausgeht. Die wichtigen Komponenten dieser Strategie sind die Ausge-
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glichenheit der Fragestellungen und Konzepte (z.B. Erfassung von Zustimmung zur Auto-

einschränkung und Autoförderung), die Wahrung der Anonymität der Probanden und die

Rekrutierung der Stichprobe durch Mittlerpersonen, die mit den spezifischen Gruppen-

normen der jeweiligen Subpopulationen vertraut sind.

11.5 Diskriminative Validität und Kreuzvalidierung

Die diskr iminative Validität der Skalen wurde überprüft, indem neben der Berechnung

von Faktorenanalysen innerhalb der Skalen zusätzlich die Items über unterschiedliche um-

welt- oder gesundheitsbezogene Skalen hinweg gemeinsam analysiert wurden.

Die große Mehrzahl dieser Analysen repliziert exakt jene Faktorenstruktur, die bei Be-

schränkung auf die Items eines Konstrukts gefunden wurde (z.B. die gemeinsame Analyse

der Emotionen bei der Verkehrsmittelnutzung). Für einige der konstruktübergreifenden

Analysen wird die beschriebene faktorielle Struktur zwar nicht exakt aber doch in ihren

Tendenzen repliziert (z.B. bei der gemeinsamen Analyse aller Items zu den Kontroll- und

Verantwortungsüberzeugungen). Insgesamt bestätigen die Analysen die ausreichende dis-

kriminative Validität der Meßinstrumente.

Zur zusätzlichen Kreuzvalidierung der gemessenen Skalen wurden für jede Faktorenana-

lyse zwei zusätzliche Analysen mit zufällig aus der Gesamtstichprobe gezogenen Teilstich-

proben berechnet. Die Ergebnisse entsprechen für die Skalen mit geringer Itemzahl in der

Mehrzahl der Fälle exakt den jeweiligen Lösungen mit der Gesamtstichprobe. Geringe

Abweichungen in der Itemzuordnung ergaben sich vereinzelt für die Faktorenanalysen be-

sonders komplexer Skalen, wie z.B. der Analyse der Items zu den Kontrollüberzeugungen.

Im Gesamtbild bestätigen die durchgeführten Faktorenanalysen zur Validierung der

Meßinstrumente deren Stabilität und diskriminative Validität.
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12 Diskussion

In diesem Kapitel werden in einer zusammenfassenden Darstellung der einzelnen Ab-

schnitte dieser Arbeit zunächst deren wesentliche Erträge rekapituliert (Kap. 12.1). An-

schließend werden Konsequenzen der gewonnenen Erkenntnisse für die weitere Forschung

(Kap. 12.2) und die Konzeption von Interventionsansätzen formuliert (Kap. 12.3).

12.1 Zusammenfassung der Arbeit und Diskussion der
Ergebnisse

Der eigenen Forschung liegt die Prämisse zugrunde, daß den negativen Folgen des Auto-

verkehrs nicht in ausreichendem Umfang durch den technischen Fortschritt und den damit

verbundenen Innovationen (wie beispielsweise dem 3-Liter-Auto) begegnet werden kann

(vgl. Ahrens, 1991; von Weizsäcker, 1992). Vielmehr sind darüber hinaus gesellschafts-

politische Veränderungen im Sinne einer strukturellen Einschränkung des Autoverkehrs

und individuelle Veränderungen in Form der verringerten Nutzung des Autos durch die

Bürger notwendig. Beide Ansätze setzen Veränderungen bzw. Akzeptanz auf seiten der

Bürger voraus, denn auch strukturelle Veränderungen lassen sich letztlich nur realisieren,

wenn sie von der Mehrheit der Bürger getragen werden. Entsprechend zielten die bedin-

gungsanalytischen Fragestellungen der Arbeit auf beide Ansatzpunkte potentieller Verän-

derungen ab und fokussierten die individuellen Bedingungen der Verkehrsmittelnutzung

und der Zustimmung zu verkehrspolitischen Entscheidungen zur Einschränkung bzw.

Förderung des Autoverkehrs.

Ausgehend von der psychologischen Analyse des Handlungsfeldes „Autoverkehr“  unter

dem Gesichtspunkt der vielfältigen Funktionen und Probleme des Autoverkehrs und der

Konzeptualisierung verkehrsbezogener Bewertungen und Handlungsbereitschaften als

Funktion individueller Wertehierarchien wurde ein individualpsychologischer  Lösungs-

ansatz für einen zukunftsfähigen Autoverkehr begründet (vgl. Kap. 1.2). Obgleich in den

letzten Jahren die psychologischen Erkenntnisse im Bereich der Mobilitätsentscheidungen

deutlich gewachsen sind (vgl. Flade, 1994a; Homburg & Matthies, 1998), konnten spezifi-

sche Wissensdefizite identifiziert werden (vgl. Kap. 1.3.1), die eine weitere Bedingungs-

analyse erfordern. Dieser Wissensmangel wurde in Form von Forschungsdesideraten re-

formuliert (vgl. Kap. 1.3.2).
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Die Desiderate betreffen sowohl inhaltliche als auch methodische Forderungen. Auf me-

thodischer Ebene wird gefordert, verschiedene Befunde früherer Untersuchungen (insbe-

sondere bezüglich situativer Barrieren der Nutzung alternativer Verkehrsmittel) mit multi-

methodalen Strategien abzusichern und die in der Forschungspraxis vorherrschenden hoch-

selektiven Stichproben zu vermeiden. Der normativen Relevanz wertebezogener Urteile

soll in einer besonders gründlichen Beachtung sozial erwünschten Antwortverhaltens be-

gegnet werden.

Um die komplexe Struktur der Mobilitätsentscheidungen besser abzubilden, wird in den

inhaltsbezogenen Desideraten gefordert, den existierenden Wertepluralismus in etablierte

Modelle einzubinden, die Untersuchungskriterien differenziert zu erfassen und die hohe

Relevanz von potentiell umweltschädigenden Bereitschaften und Entscheidungen zur För-

derung des Autoverkehrs auf theoretischer und untersuchungsmethodischer Ebene ver-

mehrt zu berücksichtigen. Darüber hinaus wird gefordert, der mangelnden Vernetzung in-

haltlich relevanter Teilgebiete der Psychologie im Bereich der Mobilitätsforschung auf

theoretischer als auch empirischer Ebene durch die Einbettung relevanter Erklärungskon-

zepte aus der Sozial-, Lern-, Entwicklungs-, Emotions- und Gerechtigkeitspsychologie zu

begegnen.

Zur Einlösung der  Desiderate wurde ein eigenes Modell zur Erklärung der privaten und

politischen Mobilitätsentscheidungen entwickelt, dessen wesentliche konzeptuelle Innova-

tion die wertepluralistische Ergänzung der bislang auf ökologische Verantwortlichkeit

abzielenden Auswahl der relevanten Prädiktorkategorien darstellt (vgl. Kap. 2.4). Dazu

wurde das eigene Wertekonzept vertieft (vgl. Kap. 3.2) und die Handlungsrelevanz von

Werthaltungen im Kontext der psychologischen Werteforschung diskutiert (vgl. Kap. 3.2.1

und 3.4.1). Das wertepluralistische Erklärungsmodell baut auf den Ergebnissen der Studie

„Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) auf, in der das Mo-

dell umweltschützenden Verhaltens von Kals und Montada (1994) auf den Bereich der

umweltrelevanten Handlungsbereitschaften und -entscheidungen im Straßenverkehr über-

tragen wurde (vgl. Kap. 2.3). Bei der Bildung des eigenen Forschungsansatzes wurden ne-

ben dem wertepluralistischen Erklärungsansatz auch gerechtigkeitspsychologische und

situationsspezifische Erklärungsmodelle einbezogen (vgl. Kap. 2.4). Die ausgewählten

Erklärungsansätze wurden in eine Modellheuristik integriert, jeweils vertieft und begründet

(vgl. Kap. 4.1). Die Prädiktorkategorien des Modells umfassen werte- und situationsbezo-

gene Kognitionen und Emotionen, Gerechtigkeitsurteile, soziodemographische Variablen
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und verschiedene Validierungskonstrukte (für eine differenzierte Darstellung der einzelnen

Prädiktoren sei auf Kap. 4 hingewiesen). Die Validierung der Bedeutsamkeit situativer

Barrieren der Verkehrsmittelentscheidungen wurde durch die Messung bedingter Ver-

kehrsmittelentscheidungen überprüft, für die jeweils die situativen Bedingungen variiert

wurden. Der normativen Relevanz wertebezogener Urteile wurde untersuchungsmetho-

disch durch die Anwendung einer eigenen neu konzipierten bereichsspezifischen Skala zur

Messung sozial erwünschten Antwortverhaltens entsprochen.

Die zentralen Fragestellungen, die mit Hilfe dieses Modells beantwortet werden sollten,

betreffen die wertepluralistische Ausformung des Untersuchungsansatzes. Hier interessierte

vor allem, auf welche Art die bereichsspezifischen individuellen Werturteile die Bereit-

schaften und Entscheidungen zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs beein-

flussen und welche differentielle Bedeutsamkeit die einzelnen Wertekategorien besitzen.

Weiterhin wurde überprüft, wann Werturteile direkt entscheidungs- und verhaltenswirksam

sind und wann sie nur unter bestimmten moderierenden Einflüssen (wie z.B. der subjektiv

wahrgenommenen Übereinstimmung zwischen Werten und Handlungen) die Mobili-

tätsentscheidungen beeinflussen. Verschiedene Fragen zur Wirksamkeit situationsbezoge-

ner Kognitionen und Emotionen sowie individueller Gerechtigkeitsperzeptionen und deren

Zusammenhänge mit den individuellen Werturteilen formierten einen weiteren Fragekom-

plex. Ein dritter Fragekomplex betraf die Ableitung konkret anwendungsbezogener Er-

kenntnisse anhand der erfaßten demographischen Variablen. Unterschiedliche Validie-

rungsuntersuchungen wurden in einem vierten Fragekomplex zusammengefaßt. Von be-

sonderem untersuchungsmethodischem Interesse innerhalb der verschiedenen Validie-

rungsanalysen war der Nachweis der Bedeutsamkeit von Gerechtigkeitsbarrieren und si-

tuativen Barrieren der Mobilitätsentscheidungen durch die in einem quasi-experimentellen

Ansatz realisierte fiktive Ausräumung dieser Barrieren.

Die Stichprobe, die zur Untersuchung der Fragestellungen gewonnen wurde, umfaßt 359

Personen (61.84% Männer und 35.66% Frauen). Das Durchschnittsalter der Stichprobe be-

trägt 39.8 Jahre. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung sind höher qualifizierte Schulab-

schlüsse leicht überrepräsentiert. Neben Vertretern der Allgemeinbevölkerung wurden auch

Personen aus Extremgruppen rekrutiert, bei denen von besonders extremen Überzeugungen

bezüglich der Bereitschaft zur Einschränkung bzw. Förderung des Autoverkehrs auszuge-

hen ist (Mitglieder von Umweltschutzgruppen und Auto- oder Motorsportclubs) (vgl. Kap.

7.3).
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Mit Ausnahme der Skala „sozial erwünschtes Antwortverhalten“  wurden alle Konstrukte

über neu konstruierte Skalen gemessen. Für jedes Konstrukt wurden mehrere Items mit

sechsstufiger Antwortmöglichkeit (wie 1 = „ lehne strikt ab“  bis 6 = „stimme voll zu“) for-

muliert. Zur empirischen Überprüfung der theoretischen a priori-Dimensionierungen der

einzelnen Skalen wurden Hauptachsenanalysen berechnet, die bei mehrfaktorieller Lösung

durch orthogonale Varimaxrotation und Kaiser-Normalisierung ergänzt wurden. Zur Über-

prüfung der diskriminativen Validität der Skalen wurden die Analysen sowohl innerhalb

der einzelnen Konstrukte als auch simultan über mehrere Skalen durchgeführt. Die Markie-

ritems eines Faktors wurden über Mittelwertsbildung zusammengefaßt. Cronbachs Alpha

als Schätzmaß der internen Konsistenz, Split-half Reliabilitäten (sensu Spearman-Brown

und Guttman) sowie weitere Itemstatistiken (Trennschärfe, Mittelwert, Streuung, Schiefe

und Exzeß) belegen die Brauchbarkeit der gebildeten Variablen.

Der Nachweis der Validität der Meßinstrumente wurde durch verschiedene, zumeist inno-

vative Validierungsstrategien erbracht, u.a. quasi-experimentelle Validierungsdesigns,

Kriteriumsgruppenvergleiche sowie Kontrolle der Korrelationsmuster mit den Skalen zur

sozialen Erwünschtheit (bereichsspezifisch und bereichsunspezifisch). So konnte bei-

spielsweise mit der Skala zur Messung sozial erwünschten Antwortverhaltens im Bereich

des Straßenverkehrs eine handlungsfeldspezifische Skala neu konzipiert und validiert wer-

den, die im Vergleich zur unspezifischen Skala auf aktuellen Normen beruht und aufgrund

der inhaltlichen Übereinstimmung mit den anderen verkehrsbezogenen Skalen Konfundie-

rungseffekte durch Hypothesenbildung auf seiten der Probanden unwahrscheinlicher

macht.

Die Analysen der Prädiktorkorrelationen zeigen, daß vermutlich Multikollinearität vorliegt.

Durch die Variation von Prädiktorenblöcken und die Interpretation von Befundlinien an-

stelle von Einzelbefunden können Methodenartefakte aufgrund potentiell vorliegender

Multikollinearität jedoch weitgehend ausgeschlossen werden. Ohnehin ist die Wahrschein-

lichkeit von Multikollinearität aufgrund der großen Stichprobe als gering einzuschätzen

(vgl. Cohen & Cohen, 1983; Kals, 1993).

Für die ausführliche Dokumentation der Befunde sei auf die jeweiligen Abschnitte des em-

pirischen Teils der Arbeit hingewiesen. An dieser Stelle sollen aus den vielschichtigen em-

pirischen Befunden die zentralen Befundlinien extrahiert und bewertet werden. Dabei wird

ein Schwerpunkt auf die zentrale Fragestellung nach der Bedeutsamkeit wertebezogener

Kognitionen und Emotionen im Kontext der Mobilitätsentscheidungen gelegt.
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Die untersuchten Probanden sind im Durchschnitt zwar eher bereit, einer Einschränkung

des Autoverkehrs zuzustimmen und lehnen dessen Förderung eher ab, nutzen aber das

Auto deutlich häufiger als seine Alternativen. In Einklang mit den Ergebnissen der Studie

„Ökologische Verantwortlichkeit im Straßenverkehr”  (Becker, 1994) kann diese beobacht-

bare Diskrepanz zwischen Zustimmungsbereitschaften und manifestem Handeln mit der

Wirksamkeit situationsbezogener kognitiver  und emotionaler  Barr ieren (insbesondere

der hohen Verfügbarkeit eines Autos, der wahrgenommenen schlechten Anbindung an das

Netz des öffentlichen Verkehrs und der Freude am Autofahren) erklärt werden. Empirisch

besitzen die situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen einen vergleichsweise höhe-

ren Einfluß auf die Verkehrsmittelnutzung als auf die Zustimmung zu autofördernden bzw.

-einschränkenden Maßnahmen.

Interessanterweise können nicht nur verkehrsmittelspezifische situationsbezogene Kogni-

tionen und Emotionen die jeweiligen Kriterien vorhersagen (z.B. Freude bzw. Ärger beim

Autofahren als Prädiktoren der Autonutzung). Vielmehr existieren häufig signifikante Ef-

fekte bezüglich der jeweiligen Kriterien unspezifischer Situationsprädiktoren (z.B. fördert

Freude beim Busfahren die Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs und wirkt

als Barriere der Autonutzung). Dies bedeutet, daß die wahrgenommenen situativen Bedin-

gungen der Nutzung aller  Verkehrsmittel und deren emotionale Bewertung einen Effekt

auf singuläre Mobilitätsentscheidungen besitzen und sich etwa die Präferenz des Autos

nicht nur auf positiv oder negativ erlebte Situationen bei der Autonutzung beschränkt.

Durch die vergleichende Analyse situationsbezogener und gerechtigkeitsbezogener

Barr ieren der Einschränkung des Autoverkehrs und der Nutzung alternativer Verkehrs-

mittel konnte die differentielle Wirksamkeit situationsspezifischer und situationsübergrei-

fender Überzeugungen weiter überprüft werden. Erwartungsgemäß besitzen die situations-

übergreifenden Urteile über die Gerechtigkeit von Umweltpolitiken eine vergleichsweise

geringere Aufklärungskraft für die Verkehrsmittelnutzung und klären große Varianzanteile

der Zustimmungsbereitschaften auf. Die Befunde der Gerechtigkeitsüberzeugungen ergän-

zen und erweitern frühere Befunde dieser Variablengruppe im Kontext der Mobilitätsent-

scheidungen.

In Einklang mit der einschlägigen gerechtigkeitspsychologischen Theoriebildung werden

Appelle zum freiwilligen Umstieg auf alternative Verkehrsmittel per se als gerechter einge-

schätzt als Verbote zur Erzwingung eines Umstiegs. Auch wenn dieser deskriptive Befund

in Widerspruch zu früheren Studien mit vergleichbaren Gerechtigkeitsüberzeugungen steht,
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in denen eine höhere Gerechtigkeitseinschätzung von Verboten im Vergleich zu Appellen

festgestellt werden konnte (vgl. Bomm, 1996; Scheuthle, 1996), so konnte die von Monta-

da und Kals (1995b) vorgeschlagene Erklärungshypothese für den auf der Ebene der Varia-

blenausprägung nicht replizierten Befund anhand der eigenen Daten auf korrelativer Ebene

bestätigt werden: Je effizienter die Möglichkeiten der Verkehrspolitik zum Schutz von

Umwelt und Natur eingeschätzt werden, desto gerechter werden Verbote bewertet.

Betrachtet man die in den Items zur Beurteilung vorgegebenen und damit dem Gerechtig-

keitsurteil zugrundeliegenden Argumente, scheinen weitere Gründe für die Unterschied-

lichkeit in den Gerechtigkeitsbewertungen der untersuchten Politiken auf. Neben der Wah-

rung individueller Entscheidungsfreiheiten ist es vor allem die Wahrung sozialer Gerech-

tigkeit bei der Verteilung der Kosten umweltschützender Maßnahmen zur Einschränkung

des Verkehrs, das eine hohe Zustimmung als Argument für Maßnahmen auf freiwilliger

Basis (Appelle) findet, während der Realisierung eines effektiven Umweltschutzes als Ar-

gument für restriktive politische Maßnahmen (Verbote) vergleichsweise weniger zuge-

stimmt wird.

Zur Vorhersage der Bereitschaften und Entscheidungen zur Einschränkung des Autover-

kehrs dominieren mit einem effektiven Umweltschutz gestützte Gerechtigkeitsurteile. Die

mit dem Umweltschutz konkurrierenden, auf das Gemeinwohl bezogenen ökonomischen

Argumente und die selbstbezogenen, auf die Vermeidung individueller Nachteile (u.a.

durch Trittbrettfahrertum) bezogenen Argumente sind vergleichsweise varianzstärker zur

Erklärung der Zustimmung zu Maßnahmen, die den Autoverkehr fördern.

Da die Gerechtigkeitsurteile über Umweltpolitiken erstmals gegen die bereits in anderen

Untersuchungen als varianzstarke Prädiktoren der Mobilitätsentscheidungen bestätigten

situativen Bedingungen und deren emotionalem Erleben kontrastiert werden konnten, kann

die hohe Aufklärungskraft der Gerechtigkeitsurteile als starke empirische Evidenz für de-

ren Einfluß auf die Zustimmungsbereitschaften und die Verkehrsmittelnutzung gewertet

werden. Die zahlenmäßig geringfügigen Prädiktorsubstitutionen zwischen Gerechtigkeits-

variablen und situationsbezogenen Variablen bestätigen darüber hinaus weitgehend die ge-

genseitige Unabhängigkeit beider Motivklassen.

Ein weiterer Nachweis für die Bedeutsamkeit der untersuchten Barrieren einer Einschrän-

kung des Autoverkehrs gelang mit einer innovativen quasi-exper imentellen Validie-

rungsstrategie. Sowohl die Bedeutsamkeit aller gemessenen Barrierekategorien  i.S. einer
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multimethodalen Validierungsstrategie als auch die angewandte Strategie einer Formulie-

rung fiktiver Handlungsszenarien, in denen die zu validierenden Barrieren in einem quasi-

experimentellen Design als Handlungsbedingungen eingeführt werden, konnte durch sinn-

volle barrierespezifische Korrelationsmuster der fiktiven Bereitschaften mit den einzelnen

Barriereformen  bestätigt werden.

Die Analysen zu den wer tebezogenen Kognitionen und Emotionen, die den Schwer-

punkt der Arbeit bilden, bestätigen sowohl die konzeptuelle Ergänzung des Erklärungsan-

satzes um die Werteperspektive als auch die methodische Umsetzung des wertepluralisti-

schen Untersuchungsdesigns in Form der gemessenen kognitiven und emotionalen Wert-

urteilskonstrukte (vgl. Kap. 8.3). Die Einflußrichtungen der wertebezogenen Kognitionen

und Emotionen zur Vorhersage der Bereitschaften und Entscheidungen sind erwartungsge-

treu entgegengerichtet (Autoförderung versus -einschränkung bzw. Autonutzung versus

Nutzung von Bus und Bahn, Rad sowie Gehen). Im Vergleich zu den Handlungskriterien

ist die aufgeklärte Gesamtvarianz für die Bereitschaftskriterien stets höher und erreicht für

die Bereitschaftsvorhersage mit den gesamten wertebezogenen Kognitionen und Emotio-

nen bis zu R2 = .75 (vgl. Kap. 8.3.5.1).

Die stärksten Haupteffekte der gemessenen Werturteile auf die Untersuchungskriterien be-

sitzen die Empörung über die Verletzung akzeptierter Werte (als emotionaler Indikator der

Verantwortlichkeitszuschreibung zur Werterealisierung) und die neu konzipierten Wertur-

teile der Akzeptanz unterschiedlicher Werte und der wahrgenommenen Übereinstimmung

von Werten und Verkehrsmittelentscheidungen. Die Kontroll- und Verantwortlich-

keitsüberzeugungen zur Wertrealisierung besitzen dagegen vergleichsweise geringere Zu-

sammenhänge mit den Kriterien.

Die Gewichtung der einzelnen Wertekategorien ist je nach Werturteilsklasse unterschied-

lich. So besitzen vor allem die Akzeptanz von Umwelt-  und Naturschutz, Wirtschaftsför-

derung und Arbeitsplatzsicherheit sowie Mobilitätseffizienz einen substantiellen Einfluß

auf die Kriterien (vgl. Kap. 8.3.1). Die Zustimmung zur Einschränkung des Autoverkehrs

und die Nutzung alternativer Verkehrsmittel steigt mit der Akzeptanz von Umwelt- und

Naturschutz und sinkt mit der Akzeptanz von Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatzsi-

cherheit sowie Mobilitätseffizienz. Im Gegensatz zur Werteakzeptanz läßt sich für die

wahrgenommene Übereinstimmung der akzeptierten Werte mit den verschiedenen Ver-

kehrsmitteln keine Dominanz einzelner Wertekategorien nachweisen (vgl. Kap. 8.3.2). Die

Nutzung eines bestimmten Verkehrsmittels und die Zustimmung zu dessen Förderung
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steigt mit der wahrgenommenen Übereinstimmung fast aller untersuchten Werte mit die-

sem Verkehrsmittel, unabhängig davon, ob diese Werte nach Expertenmeinung in Einklang

oder im Widerspruch mit der Entscheidung für ein bestimmtes Verkehrsmittel eingeschätzt

werden. Damit verdeutlichen die Befunde der Übereinstimmungsvariablen die Bedeutsam-

keit des subjektiven Urteils der Probanden im Vergleich zum Expertenurteil.

Die Bedeutsamkeit der subjektiv wahrgenommenen Übereinstimmung zwischen Ver-

kehrsmittelentscheidung und Werten kann durch die Analyse moderierter Effekte der

Überzeugungen zu Akzeptanz und Passung der Werte auf die Kriterien gestützt werden

(vgl. Kap. 8.3.5.2). Die hohe Akzeptanz von Fahrfreude führt nur dann zu vermehrter Au-

tonutzung, wenn die subjektive Übereinstimmung zwischen der Autonutzung und dem

Wert Fahrfreude hoch ist, während nach Expertenurteil hier direkte Effekte der Akzeptanz

von Fahrfreude zu erwarten wären. (Gleiches gilt für die Wertekategorie der Verkehrssi-

cherheit.) Derselbe moderierende Einfluß der Übereinstimmungsvariable ist auch bei jenen

Wertekategorien nachweisbar, deren Akzeptanz einen direkten Einfluß auf die Kriterien

besitzt, was die Bedeutsamkeit des subjektiven Urteils im Vergleich zum Expertenurteil

nochmals unterstreicht. Es bestätigt sich also recht eindrucksvoll, daß die handlungsleiten-

de Funktion akzeptierter Werte nicht allein durch die objektive Passung zwischen Werten

und Handlungen vermittelt wird, sondern zusätzlich durch die subjektive Repräsentation

der „Werte-Handlungs-Passung”.

Die empirisch belegten Unterschiede zwischen Expertenurteil und der subjektiven Ein-

schätzung der Bürger deutet an, daß sich die festgefügten wertebezogenen Argumen-

tationsstrategien der einen oder anderen Seite auflösen. Insbesondere für hedonistische

Werte, wie Fahrfreude und Genußerleben, bezüglich deren Realisierung lange Zeit com-

mon sense zugunsten des Autos bestand, finden sich empirisch statt Haupteffekten der Ak-

zeptanzvariablen signifikante Moderatoreffekte der Übereinstimmungsvariable. Mögli-

cherweise zeichnet sich hier bereits ein Bewußtseinswandel ab, der als Ausdruck verän-

derter Werte-Handlungs-Passungen durch erfolgreiche Interventionsmaßnahmen gelten

kann. D.h. es bestätigt sich, daß es nicht „künstlich“  ist, entgegen dem mainstream anzu-

nehmen, daß ein Gewinn an Fahrfreude auch durch die Nutzung anderer Verkehrsmittel -

wie z.B. der Nutzung der Bahn - zu erreichen ist. Gerade bezüglich hedonistischer Werte

oder Ziele teilen sich nach den vorliegenden Befunden die Meinungen der Bürger.

Auf der anderen Seite sprechen die signifikanten Moderatoreffekte für die nach dem com-

mon sense mit der Nutzung alternativer Verkehrsmittel assoziierten Werte des Umwelt-
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und Naturschutzes für eine Auflösung dogmatischer Argumentationslinien der Automobil-

gegner innerhalb der Bevölkerung. Ein Teil der Befragten geht davon aus, daß die Ziele des

Umwelt- und Naturschutzes durchaus mit der Autonutzung  bzw. -förderung in Einklang

stehen. Dies kann sicherlich nicht allein auf die Wirksamkeit der Werbekampagnen der

Automobilindustrie zurückgeführt werden, die den Umweltschutz als Verkaufsargument

für ihre Produkte entdeckt hat, sondern belegt in Einklang mit anderen Befunden (vgl.

Kals, Montada, Becker & Ittner, 1998) die hohe Unsicherheit der Bevölkerung über die tat-

sächlichen Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zwischen Verkehrsmittelnutzung und

Umwelt- und Naturschäden. Ohne an dieser Stelle die empirische Befundlage über Gebühr

zu strapazieren, geben die Daten nicht nur Hinweise für einen existierenden Werteplura-

lismus im Sinne der Wirksamkeit ganz unterschiedlicher Werte, sondern auch im Sinne

unterschiedlicher Meinungen über die Übereinstimmung individueller Wertepräferenzen

mit den Entscheidungen für die verschiedenen Verkehrsmittel.

Die Varianz in den Überzeugungen zur Passung zwischen Mobilitätsentscheidungen und

Werten bestimmt jedenfalls gemeinsam mit der Werteakzeptanz nicht nur die eigene Ver-

kehrsmittelnutzung, sondern auch die Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen.

Damit kann dem Einwand begegnet werden, daß es sich bei der subjektiven Überzeugung

über die Passung zwischen Mobilitätsentscheidungen und Werten alleine um Rechtferti-

gungsstrategien im Sinne der werte- bzw. selbstbildkongruenten  Rechtfertigung des eige-

nen Verhaltens handelt.

Mit der Verknüpfung beider Prädiktorkategorien (Werteakzeptanz und Werte-Handlungs-

Passung) ist es schließlich gelungen, die komplexen Mechanismen der Wertaktivierung

zumindest ansatzweise transparenter zu machen und den Nachweis für die prinzipielle

Wirksamkeit fast aller untersuchten Wertekategorien zu führen. Entgegen den Befunden

der Werteakzeptanz zeigen die Befunde der Übereinstimmungsvariablen und die Ergebnis-

se der Moderatoranalysen, daß neben den auf das Gemeinwohl zielenden ökologischen und

ökonomischen Werten (Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung und Arbeitsplatz-

sicherheit) sowie den selbstbezogenen ökonomischen Werten (Mobilitätseffizienz und Ko-

stenersparnis) auch selbstbezogene soziale Werte (Sozialprestige und Möglichkeit zu zwi-

schenmenschlichen Kontakten) und selbstbezogene hedonistische Werte (Fahrfreude, Ge-

nußerleben und Freiheitsgefühl, Wohlbefinden und körperliche Fitneß, Bequemlichkeit und

Komfort) die Mobilitätsentscheidungen der Bürger beeinflussen.
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Weitere Erkenntnisgewinne konnten bezüglich der differentiellen Vorhersage der Hand-

lungs- und Bereitschaftskriterien zur Autoeinschränkung versus -förderung erzielt werden.

Es zeigt sich, daß sowohl Überzeugungen zum Umwelt- und Naturschutz als auch Über-

zeugungen zu mit Umweltschutz konkurrierenden Interessen für alle Kriterien gleichsam

varianzstark sind. Diese generelle Tendenz weitgehend identischer  Prädiktionsmuster

der unterschiedlichen Kriteriumsklassen zeigt sich insbesondere bei den Vorhersagemo-

dellen mit dem Set der wertebezogenen Kognitionen und Emotionen und steht in gewissem

Kontrast zu früheren Untersuchungen. Hatten in der Studie „Ökologische Verantwortlich-

keit im Straßenverkehr“  (Becker, 1994) umweltbezogene Überzeugungen (wie z.B. die

Kontroll- und Verantwortlichkeitszuschreibungen  für den Umweltschutz) einen ver-

gleichsweise stärkeren Einfluß auf die Bereitschaften zur Einschränkung des Autoverkehrs

und gelang die Vorhersage der Bereitschaften zur Förderung des Autoverkehrs besser mit

Überzeugungen, die auf konkurrierende Werte des Umweltschutzes bezogen waren, sind in

der aktuellen Studie Überzeugungen zu allen Wertekategorien gleichermaßen zur Erklä-

rung der Zustimmung zur Förderung als auch zur Einschränkung des Autoverkehrs bedeut-

sam.

Eine mögliche Erklärung für diesen Widerspruch liegt in der unterschiedlichen Operatio-

nalisierung von wertebezogenen Überzeugungen. Während in früheren Untersuchungen die

Kernkonstrukte des Umweltschutzmodells von Kals & Montada (1994) lediglich auf den

Schutz von Umwelt und Natur bezogen waren (Kontroll- und Verantwortlichkeitsüberzeu-

gungen zum Schutz der Umwelt) und während kontrastierend dazu die Wirksamkeit kon-

kurrierender Werte (wie Wirtschaftsinteressen und Entscheidungsfreiheit) in Form von

Rechtfertigungen umweltschädigender Handlungen überprüft wurde, werden in der vorlie-

genden Arbeit die Konstrukte zur Messung der Überzeugungen zu Akzeptanz und Realisie-

rung verkehrsbezogener Werte parallel für alle Wertekategorien erfaßt. Ohne zu übersehen,

daß die Erklärung der diskrepanten Befunde mit unterschiedlichen Operationalisierungse-

benen weiterer empirischer Evidenz bedarf, läßt sich die Aussage der differentiellen Vor-

hersage autofördernder versus autoeinschränkender Handlungen und Bereitschaften bei der

hier gewählten Form der Erfassung aller relevanten Wertekategorien mit denselben Kon-

strukten nicht aufrechterhalten.

Insgesamt bestätigen die Befunde zum Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidungen die

gewählte Operationalisierung verkehrsrelevanter Werturteile. Die neu konzipierten Ska-

len der Werteakzeptanz und der Übereinstimmung zwischen Werten und Handlungen klä-
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ren sowohl im Sinne von Haupteffekten als auch moderierten Effekten beträchtliche An-

teile der Bereitschafts- und Handlungskriterien auf. Dies kann eindeutig als empirischer

Beleg für die Nützlichkeit dieser innovativen Skalen und des eigenen wertepluralistischen

Ansatzes gewertet werden. Obgleich die Bedeutsamkeit der auf alle untersuchten Werte-

kategorien übertragenen Kernvariablen des Modells von Kals und Montada (1994) im Ver-

gleich zu den neu konzipierten Skalen etwas geringer ist, so kann doch vor allem unter Be-

achtung der hohen Aufklärungskraft des emotionalen Indikators der Verantwortungszu-

schreibung - der Empörung über die Verletzung akzeptierter Werte - weitere empirische

Evidenz für den verantwortungsbezogenen Ansatz von Kals und Montada (1994) konsta-

tiert werden.

12.2 Weiterführende Fragen und zukünftige For-
schungsaufgaben

Die offenen Fragen zielen zum einen auf zukünftige Forschungsaufgaben, die über die

formulierten Problemstellungen hinausgehen, wie etwa die Frage nach der inhaltlichen Ge-

neralisierbarkeit der Befunde, zum anderen direkt auf die gesteckten grundlagenorientierten

methodischen und konzeptuellen Untersuchungsziele.

Die erste Frage betrifft die Übertragbarkeit des eigenen integrativen Handlungsmodells zur

Erklärung der Mobilitätsentscheidungen auf andere Bereiche zielgerichteten, wertebezoge-

nen Handelns. Da Handlungsentscheidungen in den seltensten Fällen eine monotelische

Struktur unterstellt werden kann und damit für die meisten Handlungsfelder die Hand-

lungswirksamkeit einer Vielzahl konkurrierender Werte, Ziele und entsprechender Ergeb-

nisbewertungen postuliert wird (zum polytelischen Handlungsbegriff vgl. Lantermann,

1999), ist das eigene Handlungsmodell für verschiedene sozialpsychologische Forschungs-

felder relevant.

Die damit angesprochene Forschungsaufgabe der Überprüfung der  Generalisierbarkeit

des eigenen Modells betrifft zunächst die weitere Ausdifferenzierung der in dieser Arbeit

fokussierten Handlungsentscheidungen im Bereich der Mobilität und die Suche nach unter-

schiedlichen Konstellationen wertebezogener Motive für unterschiedliche Facetten der

Mobilitätsentscheidungen. So sollte bei Mobilitätsentscheidungen in unterschiedlichen Be-

reichen (wie beispielsweise Freizeit und Erwerbstätigkeit) die Überzeugungen zu Akzep-

tanz und Realisierung bestimmter Werte mit unterschiedlichen Gewichten in die Entschei-

dung für oder gegen ein bestimmtes Verkehrsmittel eingehen.
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Aufgrund theoretischer Überlegungen und empirischer Hinweise (vgl. Opaschowsky,

1995) sollten beispielsweise Fahrfreude und Genußerleben sowie Fitneß und Wohlbefinden

bei der Wahl des Verkehrsmittels in der Freizeit dominieren, während Kosten- und Zeiter-

sparnis höhere Bedeutung für die Verkehrsmittelentscheidung im Kontext von Beruf und

Arbeit besitzen dürften. Auch innerhalb der verschiedenen Mobilitätsfelder können unter-

schiedliche Nutzungsprofile ausgemacht werden, die bezüglich der wertebezogenen Über-

zeugungen differenzieren können. Das mit der Autonutzung verbundene Prestige wird bei

den Verkehrsmittelentscheidungen von Pendlern vermutlich weniger bedeutsam sein als

bei Geschäftsreisenden.

Darüber hinaus erscheint auch eine Modellübertragung auf andere Handlungsfelder loh-

nenswert, und zwar insbesondere dann, wenn es um die Analyse von Handeln geht, bei

dem offenkundig unterschiedliche Werte miteinander konkurrieren können. Beispielhaft sei

Nichtrauchen genannt, bei dem der individuelle Gesundheitsschutz (die Prävention von

Lungenkrebs) mit verschiedenen hedonistischen (Genuß beim Rauchen) und sozialen

Werten (soziale Anerkennung durch Peers vor allem in der Adoleszenz) konkurriert.

Ähnliches gilt für das Sonnenschutzverhalten, bei dem neben dem individuellen Gesund-

heitsschutz (Vermeidung von Hautkrebs) ebenfalls konkurrierende hedonistische (Entspan-

nung beim „ faul in der Sonne liegen“) und soziale Werte (Bräune als Symbolisierung von

Lebensfreude, sozialem Status und sportlichem Lebenswandel) von potentieller Bedeutung

sind.

Obgleich die in den Desideraten formulierten grundlagenor ientier ten Forderungen zu ei-

nem großen Teil eingelöst werden konnten (vgl. Kap. 12.1), bleiben einige offene For-

schungsaufgaben auf inhaltlich-konzeptueller und untersuchungsmethodischer Ebene.

Weiterer Forschungsbedarf auf untersuchungsmethodischer  Ebene zeigt sich etwa bei der

Operationalisierung der untersuchten Wertekategorien und weiterer Implikationen der neu

konzipierten Skala zur Messung der sozialen Erwünschtheit.

Auch wenn die gewählte Operationalisierung des Wertepluralismus durch die Strategie der

konzeptuellen Anbindung an ein bestehendes Modell (Kals & Montada, 1994) und der er-

gänzenden Konzeption neuer Skalen insgesamt als erfolgreich bewertet werden kann, darf

nicht übersehen werden, daß die Handlungswirksamkeit des mit Mobilitätsentscheidungen

verbundenen Sozialprestiges nicht geklärt werden konnte. Obwohl die Bedeutsamkeit des
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Sozialprestiges aufgrund der nichtwissenschaftlichen Alltagsbeobachtung evident ist und in

der Forschungsliteratur immer wieder betont wird (vgl. z.B. Heine, 1996; Schlag, 1997),

konnte dessen Wirksamkeit mit der gewählten Operationalisierung nicht eindeutig nach-

gewiesen werden.

Eine Erklärungsmöglichkeit für diesen unerwarteten Befund besteht in der Annahme, daß

die Wirkmechanismen zur Aktivierung sozialer Vergleichsprozesse innerhalb der Mobili-

tätsentscheidungen nicht mit den kognitiven Konstrukten der Überzeugungen zu Akzep-

tanz und Realisierungsmöglichkeiten abgebildet werden konnten. Bezüglich der Wirksam-

keit des Sozialprestiges könnte damit die Überprüfung alternativer Operationalisierungs-

strategien weiterführende Erkenntnisgewinne bringen. Als Operationalisierungsalternative

zu den gewählten kognitiven Konstrukten ist möglicherweise an emotionale Komponenten

der Handlungssteuerung zu denken, die das mit der Verkehrsmittelnutzung verbundene So-

zialprestige besser abbilden können, wie etwa der Stolz auf den Besitz eines bestimmten

Fahrzeugs.

Möglicherweise ist der fehlende empirische Nachweis der Handlungswirksamkeit des So-

zialprestiges ein Methodenartefakt der quantitativen Datenerhebung und weist auf die

Grenzen der gewählten Erfassungsmethode mittels Fragebogenerhebung hin. Um diese Er-

klärungsalternative zu prüfen, könnte in weiterführenden Untersuchungen beispielsweise

überprüft werden, ob die Bedeutsamkeit dieser Wertekategorie mit qualitativen Meßme-

thoden, wie z.B. halbstrukturierten Interviews, besser erfaßt werden kann.

Weitere untersuchungsmethodisch interessante Forschungsmöglichkeiten ergeben sich aus

dem gewählten Ansatz der bereichsspezifischen Messung sozial erwünschten Antwortver-

haltens. Da die Güte des neu konzipierten Instruments durch die durchgeführten Validie-

rungsuntersuchungen belegt werden konnte, besteht die Möglichkeit der Anwendung dieser

Skala in zukünftigen Studien im Bereich der Mobilitätsentscheidungen. Darüber hinaus

sollte die Möglichkeit des Einsatzes bereichsspezifischer SE-Skalen in Fragebogenerhe-

bungen in unterschiedlichen Handlungsfeldern gleichsam genutzt und weiter überprüft

werden.

Auf inhaltlich-konzeptueller  Ebene erscheint es für zukünftige Forschungsvorhaben loh-

nenswert, singuläre Erkenntnisstränge weiter zu verknüpfen. Dies betrifft zunächst die dif-

ferenzierte Analyse der Variablenzusammenhänge zwischen unterschiedlichen Erklä-

rungsmodellen der verschiedenen psychologischen Teildisziplinen, die in das eigene Mo-



DISKUSSION

275

dell integriert wurden (gerechtigkeitspsychologische, emotionspsychologische, situations-

bezogene und wertebezogene Erklärungsansätze). Darüber hinaus sollten weitere potentiell

bedeutsame Prädiktorkategorien aus relevanten Teilgebieten der Psychologie identifiziert

und in die Modellbildung einbezogen werden.

Während die in der vorliegenden Arbeit geleistete vergleichende Analyse einiger ausge-

wählter Erklärungsansätze bereits einen Erkenntniszuwachs ermöglichte, sind weitere Fort-

schritte durch die vertiefte Integration der unterschiedlichen Erklärungsansätze zu erwar-

ten. So wurden beispielsweise die Zusammenhänge zwischen situations- und personenbe-

zogenen Ansätzen in der vorliegenden Arbeit exemplarisch durch die gemeinsame Analyse

situativer Barrieren einer Autoeinschränkung mit den situationsübergreifenden Gerechtig-

keitsbarrieren vertieft; der Datensatz bietet jedoch die Möglichkeit weiterführender Analy-

sen situativer und personenbezogener Motive des Mobilitätsverhaltens. Dies betrifft die

Gruppe der kognitiven und emotionalen Werturteile auf Seiten der personenbezogenen

Motive und die situationsbezogenen Kognitionen und Emotionen auf der Seite der situati-

onsspezifischen Motive.

Mit der gemeinsamen Analyse beider Prädiktorkonstrukte sind unterschiedliche offene

Fragen verknüpft: Können die situationsübergreifenden wertebezogenen Urteile (z.B. eine

hohe Akzeptanz hedonistischer Werte im Vergleich zum Umweltschutz) und deren emo-

tionale Bewertung (z.B. die Empörung über die Verletzung persönlicher Entscheidungs-

freiheiten) die individuelle Situationswahrnehmung (z.B. Bequemlichkeit und Kosten des

öffentlichen Verkehrs) und deren emotionale Bewertung (z.B. der Ärger über zu hohe Prei-

se und niedrigen Komfort) i.S. eines wertebezogenen Bias beeinflussen? Können umge-

kehrt die wahrgenommenen situativen Bedingungen und die situationsbezogenen Emotio-

nen die kognitiven und emotionalen Werturteile beeinflussen?

Die Integration gerechtigkeitspsychologischer Modellvorstellungen erfolgte insbesondere

durch die Analyse der Zusammenhänge kognitiver und emotionaler Werturteile mit den

Überzeugungen zur Gerechtigkeit von verkehrspolitischen Maßnahmen. Die durchgängig

bedeutsamen Korrelationen zwischen beiden Konstrukten lassen es vielversprechend er-

scheinen, die Integration von Wert- und Gerechtigkeitsurteilen weiter zu verfolgen, um die

Befunde zum Einfluß des existierenden Wertepluralismus auf die Gerechtigkeitsbewertun-

gen zu vertiefen. Daher sollten die in der vorliegenden Arbeit vorgegebenen Argumente zur

Stützung der Gerechtigkeitsurteile, die sich auf die Realisierung relevanter Werte beziehen

(beispielsweise Gewährleistung eines effektiven Umweltschutzes, die Wahrung von Ent-
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scheidungsfreiheiten und die sozial gerechte Verteilung von Mobilitätsressourcen und Ko-

sten des Umweltschutzes), um weitere wertebezogene Argumente (wie z.B. Fahrfreude,

Mobilitätseffizienz, Sozialprestige) ergänzt werden.

12.3 Anwendungsbezogene Implikationen der Ergeb-
nisse

Um die notwendigen Veränderungen im Mobilitätsverhalten im Sinne einer Verringerung

der Schäden des Autoverkehrs für Mensch und Umwelt auf individueller und gesellschaft-

licher Ebene erreichen zu können, ist vernetztes Denken notwendig. Die Befunde der vor-

liegenden Arbeit zeigen, daß dieses Denken nicht nur auf der Ebene der faktischen Um-

welt- und Gesundheitszusammenhänge des Mobilitätsverhaltens, sondern auch auf der

Ebene potentiell konkurrierender Werte anzusiedeln ist, deren Konkurrenz sich im gleich-

zeitigen Anspruch auf Realisierung von Umwelt- und Naturschutz, Wirtschaftsförderung

und Arbeitsplatzsicherheit, Mobilitätseffizienz sowie hedonistischer und sozialer Ziele wi-

derspiegelt (vgl. Vesper, 1995; Vogt, 1996).

Der vielfältige Einfluß von Überzeugungen zu Akzeptanz und Realisierung unterschiedli-

cher Werte auf die Verkehrsmittelnutzung und die Zustimmung zu unterschiedlichen Ver-

kehrspolitiken zeigt, daß die Diskussion der Mobilitätsentscheidungen auf politischer und

privater Ebene nicht auf den Aspekt einer moralischen Verantwortung der Bürger für den

Umwelt- und Naturschutz beschränkt bleiben darf. Vielmehr ist es notwendig, einen of-

fenen Diskurs über  die Akzeptanz der  verschiedenen im Bereich der  Mobilitätsent-

scheidungen miteinander in Konflikt stehenden Werte anzustoßen und sich kr itisch

mit der  Realisierung der  aus diesen unterschiedlichen Wertvorstellungen erwachsen-

den Ziele auseinanderzusetzen.

Dieser Diskurs sollte auf der Ebene aller Gruppen stattfinden, die mit Verkehrsfragen tan-

giert sind und neben den individuellen Verkehrsteilnehmern auch Entscheidungsträger und

Meinungsbildner einbeziehen (z.B. Stadt- und Verkehrsplaner, Entscheidungsträger in der

Automobilindustrie, Mitarbeiter in Verkehrsverbänden und Multiplikatoren in Bildungsein-

richtungen oder Fahrschulen). Gerade auf der Ebene der Meinungsbildner und Entschei-

dungsträger kann der gewählte wertepluralistische Ansatz Hinweise zur Konzeption von

Interventionsstrategien liefern: So sollten Entscheidungsträger und Multiplikatoren zu-

nächst einmal die Notwendigkeit und den Sinn einer breiten, auf allen gesellschaftlichen

Ebenen stattfindenden Diskussion über die Akzeptanz und Realisierung der verkehrsbezo-
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genen Werte erkennen. Auf diese Weise  kann vermieden werden, daß die bei allen gesell-

schaftlich bedeutsamen Entscheidungsprozessen notwendige Partizipation relevanter

Gruppen gewährleistet ist und die Entscheidungen ‘über den Kopf der Leute hinweg’  ge-

troffen werden. Dabei ist insbesondere der Einbezug möglichst breiter Bevölkerungs-

schichten (etwa über den koordinierten Einsatz unterschiedlicher Informationsmedien)

wichtig, da die Wirksamkeit der getroffenen Entscheidungen wesentlich von der Bereit-

schaft der Bürger zur eigenverantwortlichen Gestaltung der zukünftigen Mobilität mitbe-

stimmt wird und die Wahrscheinlichkeit reaktanten Verhaltens steigt, wenn die existieren-

den individuell bedeutsamen verkehrsrelevanten Werte und Interessen bei der Entschei-

dungsfindung nicht in ihrer ganzen Bandbreite berücksichtigt werden (vgl. Risser, 1997;

Schahn, 1993).

Sowohl die sozialpsychologische Forschung als auch die inzwischen immer breiter wer-

dende Basis praktischer Erfahrungen bei der Lösung von Umweltkonflikten durch den Ein-

satz von Mediationsverfahren bieten ein reichhaltiges Instrumentarium zur Umsetzung der

vorliegenden Befunde in Interventionsprogramme (vgl. z.B. Müller, 1993; Zilleßen, Dienel

& Strubelt, 1993; Zilleßen, 1998). Am Beispiel psychologisch fundierter Interventionen bei

konkreten Umweltkonflikten soll aufgezeigt werden, wie die konzeptuelle Basis dieses In-

strumentariums aufgrund der eigenen Befunde weiter ergänzt werden kann.

Bei konkreten Konflikten um Mobilitätsentscheidungen (etwa um die Errichtung eines

neuen Parkhauses) ist es konsensfördernd, wenn Befürworter und Gegner des Autoverkehrs

anerkennen, daß auch die Gegenseite nicht nur eigene Interessen vertritt, sondern ebenso

Argumente vorbringt, die auf das Gemeinwohl zielen. Mitglieder aller gesellschaftlicher

Gruppen haben nicht nur Verantwortung, die natürliche Umwelt für heutige und zukünftige

Generationen zu schützen, sondern auch Verkehrssicherheit, Mobilitätseffizienz und Ar-

beitsplätze zu sichern. Die verschiedenen Ziele sind auf der Basis offengelegter individu-

eller Wertehierarchien gegeneinander auszuhandeln. Dabei sollte in erster Linie versucht

werden, die Unterschiede in den langfristigen Auswirkungen der verschiedenen Werteprä-

ferenzen aufzudecken und zu diskutieren. Eine Einsicht in die übergeordnete Rolle z.B. des

Erhalts gesunder Atemluft durch die Einführung autofreier Innenstädte dürfte leichter fal-

len, wenn Beispiele für andere Bereiche angeführt werden, in denen mit breitem gesell-

schaftlichen Konsens langfristige Ziele den kurzfristigen Interessen übergeordnet werden

(wie etwa im Bereich der privaten Altersversorgung).
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Die angesprochene kritische Reflexion der konfligierenden Sichtweisen und die Annähe-

rung der Positionen beteiligter Parteien, die als Zwischenziele im Konfliktlösungsprozeß

verstanden werden können, sollten jedoch nicht alleine auf die konkurrierenden Werte aus-

gerichtet sein. Die Befunde zur Bedeutsamkeit von Gerechtigkeitsur teilen über Umwelt-

politiken als Prädiktoren der Verkehrsmittelnutzung und der Zustimmung zu politischen

Mobilitätsentscheidungen (z.B. der geringen Bereitschaft zum Autoverzicht bei der Antizi-

pation ungerechtfertigter Vorteile von „Trittbrettfahrern“ , die Appellen zum Autoverzicht

nicht nachkommen) weisen darauf hin, daß es notwendig ist, auch die unterschiedlichen

Ansprüche und Rechte der Konfliktparteien in den Reflexionsprozeß einzubeziehen. Dabei

sollte bereits die Bewußtmachung der jeweiligen Gerechtigkeitsmotive der Konfliktpartei-

en dazu beitragen können, Vorurteile über eine von Eigeninteressen beherrschte Motivlage

der anderen Konfliktbeteiligten abzubauen sowie die Perspektivenübernahme und damit

das konsensfördernde Verständnis der jeweiligen Standpunkte zu erleichtern.

Die salienten Werte- und Gerechtigkeitskonflikte im Bereich der politischen Mobilitätsent-

scheidungen - verbunden mit den beschriebenen persönlichen Implikationen - erschweren

eine sachliche Diskussion, so daß die kontroversen Auseinandersetzungen über die zu-

künftigen Gestaltungsmöglichkeiten individueller Mobilität häufig emotional ausgetragen

werden. Ohne zu übersehen, daß diese emotionale Komponente der  angesprochenen

Konflikte die Gefahr eskalierender Diskussionen und sich verhärtender Fronten birgt, er-

öffnet die Bewußtmachung der eigenen werte- und gerechtigkeitsbezogenen Emotionen die

Chance, die Basis der eigenen Überzeugungen genauer zu ergründen (vgl. Montada, 1989,

in Druck). Denn gerade die Emotionen bieten einen direkten Weg zur Bewußtmachung ei-

gener Werte und Gerechtigkeitsüberzeugungen, über deren Aktualisierung bzw. Aktivie-

rung in konkreten Entscheidungssituationen sich viele Menschen nicht explizit bewußt

sind. In der emotionalen Auseinandersetzung über unterschiedliche Überzeugungen wird

möglicherweise erst die Erkenntnis der eigenen Wert- und Gerechtigkeitsurteile als Basis

„sachlicher“  Diskussionen freigelegt.

Die hier bezüglich ihrer psychologischen Aspekte skizzierte öffentliche Diskussion mobi-

litätsrelevanter Werte sollte sich auf verschiedenen Handlungs- und Entscheidungsebe-

nen positiv auswirken: auf der Ebene der Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen,

der Entscheidungen für die Nutzung des Autos oder alternativer Verkehrsmittel, aber auch

des eigenen Fahrstils und der grundlegenden Entscheidung für den Kauf eines oder gar

mehrerer Autos. Da in der wertebezogenen motivationalen Grundlage dieser Handlungs-



DISKUSSION

279

entscheidungen keine substantiellen Unterschiede bestehen, können Interventionspro-

gramme zur Einschränkung des Autoverkehrs effizient gestaltet werden. Beispielsweise

kann die hohe Akzeptanz von Umwelt- und Naturschutz und die geringe subjektive Über-

einstimmung zwischen Umwelt- und Naturschutz und der Autonutzung sowohl die Zu-

stimmung zu einer „autoeinschränkenden“ Politik als auch die Entscheidung für alternative

Verkehrsmittel fördern.

Die Befunde zur Erklärung der tatsächlichen Verkehrsmittelnutzung bestätigen erneut, daß

neben den anzuregenden Diskussionen um verkehrsbezogene Werte und Gerechtig-

keitsüberzeugungen auch einschneidende Veränderungen der  situativen Bedingungen

angestrebt werden sollten, um die Autonutzung zu erschweren und die Nutzung alternativer

Verkehrsmittel zu erleichtern. Die probaten Mittel zum Abbau dieser bedeutsamen Barrie-

ren einer Abkehr von der individuellen „Automobilität“  sind bereits vielfältig formuliert

und erprobt, z.B. die Attraktivitätssteigerung öffentlicher Verkehrsmittel durch den Ausbau

von Taktzeiten und entsprechende bauliche Maßnahmen, wie der Einrichtung von Busspu-

ren (vgl. Conrath, 1994) oder die Verteuerung des Autofahrens.

Schließlich sollten neben den skizzierten psychologisch fundierten Interventionsansätzen

zur Einschränkung des Autoverkehrs auch die technischen Maßnahmen zur Reduktion

der Umwelt- und Gesundheitsgefahren des Autoverkehrs weiterentwickelt und gefördert

werden. Denn nur mit der Integration aller Interventionsstrategien - im Sinne interdiszipli-

närer Zusammenarbeit der beteiligten Akteure aus Wissenschaft und Praxis - besteht die

begründete Aussicht, eine wirkungsvolle Lösung der aktuellen und zukünftigen Verkehr-

sprobleme zu erreichen.
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13 Resümee

Ausgehend von einer ökologischen Perspektive zur Erklärung umweltschützenden Verhal-

tens (vgl. Kals & Montada, 1994) wurden die Motive der Verkehrsmittelnutzung und der

Zustimmung zu verkehrspolitischen Maßnahmen zur Einschränkung des Autoverkehrs als

wesentliche Interventionsansätze zur Veränderung des Mobilitätsverhaltens untersucht.

Sowohl die empirischen Befunde der Studie „Ökologische Verantwortlichkeit im Straßen-

verkehr“  (Becker, 1994) als auch die in der vorliegenden Arbeit geleistete konzeptionelle

Erweiterung des Ansatzes von Kals & Montada (1994) verdeutlichen, daß es fruchtbar sein

kann, umweltrelevantes Handeln nicht nur aus der Perspektive umweltbezogener Überzeu-

gungen zu analysieren, sondern zu beachten, daß der Umweltschutz einen Teilaspekt im

Netz einer Vielzahl handlungsrelevanter Werte und Ziele bildet. Die alleinige Berücksich-

tigung der Umweltschutzperspektive erscheint weder aus theoretischer noch aus prakti-

scher Sicht ausreichend, um die differenzierte Motivbasis verkehrsrelevanter Handlungen

abzubilden. Vielmehr ist es der existierende Wertepluralismus der Mobilitätsentscheidun-

gen und damit die Überzeugungen zu Akzeptanz und Realisierung einer Vielfalt von Wer-

ten und Zielen, von denen die Handlungen und Handlungsbereitschaften der Bürger im Be-

reich der Mobilitätsentscheidungen beeinflußt werden.

Als zentrale Aufgaben zukünftiger psychologischer Forschungsvorhaben im Bereich der

individuellen Mobilität lassen sich die Durchführung weiterer bedingungsanalytischer Stu-

dien, die dem existierenden Wertepluralismus ausreichend gerecht werden, und die Erpro-

bung sowie Evaluation der abgeleiteten Interventionsstrategien formulieren.

Sollte sich die wertepluralistische Grundannahme auch im Kontext anderer umweltrele-

vanter Handlungsfelder bestätigen lassen, markiert diese Arbeit möglicherweise einen er-

sten Schritt entlang einer Entwicklungslinie umweltpsychologischer Forschung, die durch

den Perspektivenwechsel von einer durch die Untersuchung ökologischer Überzeugungen

dominierten Umweltschutzpsychologie hin zu einer „wertepluralistischen Psychologie

umweltrelevanten Handelns“  geprägt ist.
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